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In der heutigen Diskussion über
Bildung geht es immer wieder
um die Frage, in welchen Situ-
ationen und unter welchen Be-
dingungen Menschen im Lau-
fe ihres Lebens lernen. Die
Auseinandersetzung über not-
wendige Konsequenzen aus
der PISA-Studie bezieht sich
nicht nur auf zentrale Lernin-
halte und Kompetenzen, die

in verschiedenen Phasen des Bildungsprozesses in
der Schule erworben werden sollen. Ebenso wich-
tig erscheinen auch die Organisationsformen, die
Lernen ermöglichen (oder erschweren). Das weist
über das unmittelbare Unterrichtsgeschehen hin-
aus und zielt auch auf außerschulische Lernsitua-
tionen. Was in der Verbindung von schulischer mit
außerschulischer Jugendbildung gelernt werden
kann und unter welchen Voraussetzungen diese
Verbindung gelingt, ist Thema einer Reihe der in
diesem Heft veröffentlichten Beiträge, die einen
anschaulichen Eindruck von der Praxis politischer
Jugendbildung in der Zusammenarbeit mit Schulen
vermitteln und die spezifischen Lernmöglichkeiten
außerschulischer Jugendbildung verdeutlichen.

Außerdem finden Sie Beiträge, die Überlegungen
zu bildungsbereichsübergreifenden Lernprozessen
und der Vernetzung verschiedener Bildungsanbie-
ter anstellen. Die Integration von beruflicher und
politischer Bildung wird beispielsweise seit Jahren
erörtert, ist aber bislang nur unzureichend reali-
siert. Der Begriff der Schlüsselqualifikationen, in
diesem Heft unter dem Aspekt der beruflichen Bil-
dung konkretisiert, verweist auf Kompetenzen, die
in verschiedenen Lebenszusammenhängen von Be-
deutung sind und bereichsübergreifend gelernt
werden können.

Im zweiten Schwerpunkt dieses Heftes werden Bei-
spiele aus der Praxis politischer Bildung zum AdB-
Jahresthema 2003 – „Migration, Integration, Kul-
turelle Vielfalt“ – präsentiert. Während wir mit
einer Broschüre am Anfang des Jahres einen Über-
blick über das Spektrum der im Arbeitskreis deut-
scher Bildungsstätten zu diesem Thema entwickel-

ten Ansätze und Projekte gaben, werden in diesem
Heft verschiedene Aspekte der Arbeit ausführ-
licher dargestellt. In den Beiträgen geht es um Zu-
wanderungspolitik, Seminare zum Thema Flucht
und Asyl, um Versuche der Integration durch inter-
kulturelles Lernen mit verschiedenen Zielgruppen.
Auch wenn es sich dabei nur um einen kleinen Aus-
schnitt aus der Vielfalt der Angebote handelt, die
von den Mitgliedseinrichtungen des AdB zum The-
menbereich Migration entwickelt wurden, machen
die Beispiele doch deutlich, wie unterschiedlich
diese Arbeit ist. Wir halten sie für unverzichtbar in
einer Einwanderungsgesellschaft, in der Menschen
lernen müssen, miteinander zurechtzukommen.

Mit diesen beiden Schwerpunkten präsentiert sich
das letzte Heft in diesem Jahrgang als Doppelaus-
gabe. Wir wollen damit die aufgetretenen Verzö-
gerungen beim Erscheinen der ersten beiden Hefte
zum Jahresende wieder auffangen. Diese Verzöge-
rungen haben unterschiedliche Gründe. Zum einen
wurde im Jahr 2003 das Layout der Zeitschrift er-
neuert, was einen höheren Arbeitsaufwand zur Fol-
ge hatte, zum anderen fiel die erste Ausgabe zum
Thema 17. Juni umfangreicher als üblich aus. Aber
die redaktionelle Bearbeitung der Hefte leidet auch
immer wieder darunter, dass gleichzeitig viele an-
dere Aufgaben zu erledigen sind. An diesen Bedin-
gungen, die alle kennen, die in vergleichbaren Ar-
beitsfeldern tätig sind, wird sich auch im nächsten
Jahr nichts ändern. Eher ist damit zu rechnen, dass
die Arbeit für uns alle noch schwieriger wird. 

Die angekündigten Kürzungen von Fördermitteln
auf allen Ebenen stellen die Träger der Jugend-
und Erwachsenenbildung vor große Herausforde-
rungen. Tiefe Einschnitte in bestehende Strukturen
sind zu befürchten. So ist der bevorstehende Jah-
reswechsel auch überschattet von der Sorge ange-
sichts sich abzeichnender Entwicklungen. Wir hof-
fen, dass es gelingt, die politische Jugend- und
Erwachsenenbildung in ihrer Qualität zu erhalten,
und wünschen Ihnen und uns in diesem Sinne ein
gutes Jahr 2004

Ingeborg Pistohl

ZU DIESEM HEFT
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„We are the champions – are we?“
Außerschulische Jugendbildung: Orte, Aufgaben, Ziele

Doris Bollinger

Doris Bollinger setzt sich mit den bildungspoliti-
schen Diskussionen im Bereich der Jugendhilfe nach
dem Erscheinen der PISA-Studie auseinander. Sie
konstatiert, dass sich der Blick dabei zu stark auf die
Bereiche Schule und Ausbildung richtet und die Bil-
dungsmöglichkeiten außerschulischer Kinder- und
Jugendarbeit in den Hintergrund treten. Lernorte
jenseits der Schule bieten aber Möglichkeiten zur
Entwicklung von Kompetenzen, die wichtige Vor-
aussetzungen für eine gelingende Biographie und
für das Zusammenleben in einer pluralistischen Ge-
sellschaft sind. Beispielhaft werden diese Kompe-
tenzen benannt und beschrieben. Doris Bollinger
sieht in ihrer Vernachlässigung die Gefahr, dass Bil-
dung zunehmend nur noch unter dem Aspekt der
ökonomischen Verwertbarkeit betrachtet wird. Sie
vermisst aber auch in der Zunft der politischen Ju-
gendbildung die offensive Beteiligung an der Dis-
kussion über Ziele gesellschaftlicher Entwicklung
und ihnen entsprechende Bildungskonzepte.

Inzwischen pfeifen es die Spatzen von den Dächern:
Jede/r interpretiert die Ergebnisse der PISA-Studie
nach eigenem Gutdünken und Interesse; die Konse-
quenzen, die man schon immer ziehen wollte, wer-
den allein und unmissverständlich mit dem Hinweis
auf „PISA“ legitimiert. Die Studie „PISA“, von vie-
len genutzt, von wenigen gelesen, scheint sich zum
Pseudonym für alles und jedes zu mausern.

Der Focus der ihr nachfolgenden Bildungsdebatte
liegt auf dem Schulbereich – genauer: der Schulor-
ganisation. Nicht ohne Verwunderung stellen „alt-
gediente“ Bildner/innen fest, dass zwar diverse Bil-
dungsreisen von Schul- bzw. Bildungspolitikern und
Verwaltungsfachleuten nach Finnland und anderen
Ländern, die im „Bildungs-Bench-Marking“ die vor-
deren Plätze besetzen, stattfanden – die daraus ge-
zogenen Konsequenzen sind jedoch beispielsweise
die Wiedereinführung des dreigliedrigen Schulsys-
tems ab Klasse 5. Wenig erfährt man dagegen von

ernsthaften Überlegun-
gen, Lernarrangements
und Lerninhalte in Schu-
len zu verändern. 

Zu Recht haben die Protagonisten der Kinder- und
Jugendhilfe in der PISA-Debatte auf Bedeutung
und Funktion der außerschulischen Bildung hinge-
wiesen. Allerdings geben die jüngsten jugendpoli-
tischen Entscheidungen mehrerer Bundesländer
wenig Anlass zu der Annahme, dass ihre Argumen-
te Gehör finden. Sieht man einmal davon ab, dass
offenbar Jugendpolitik insgesamt zunehmend als
ein zu vernachlässigender Politikbereich angese-
hen wird, sieht sich die Jugendbildung, speziell die

politische Jugendbildung, in der Gefahr, finanziell
sukzessive bis zur Unkenntlichkeit zusammenge-
kürzt zu werden – allen anders lautenden Stellung-
nahmen zum Trotz.

Umso notwendiger ist es, immer wieder und in
unterschiedlichen Kontexten auf die besonderen
Bildungschancen, die die Kinder- und Jugendhilfe
und speziell die Jugendbildung zu bieten hat, hin-
zuweisen. Auf diese Chancen, aber auch auf die
Notwendigkeit einer differenzierten Betrachtungs-
weise von Bildung in den verschiedenen Feldern
der Kinder- und Jugendhilfe, gehe ich im Folgen-
den ein. 

1. Lebenskompetenz erfordert mehr 
als schulische Bildung

Weder der 11. Kinder- und Jugendbericht, noch
Stellungnahmen des „Forums Bildung“ hätten be-
wirkt, was auf „PISA“ folgte: Eine heftige Debatte
über Bildung, die zudem hohe öffentliche Auf-
merksamkeit erfährt. Gegenstand dieser Debatte
ist jedoch nicht  nur Bildung durch Schule. Zahlrei-
che fachwissenschaftliche Publikationen beziehen
sich auf die außerschulische Jugendbildung. Auch
die Jugendpolitik hat sich zu dieser Thematik in-
zwischen positioniert.1

Alle Aussagen ähneln sich in den Befunden und in
den daraus zu ziehenden Konsequenzen. 

Lebenskompetenz ist mehr 
als schulisches Wissen
Allenthalben wurde und wird diagnostiziert, dass
wir in Zeiten tief greifender gesellschaftlicher Um-
brüche leben. Die Stichworte dafür sind bekannt:
Wissensgesellschaft, Risikogesellschaft, die Infrage-
stellung einer Arbeitsgesellschaft traditioneller Prä-
gung, Einwanderungsgesellschaft, Globalisierung
u.v.m. Diskutiert wird die (mögliche) Entwicklung
hin zu einer Zivilgesellschaft mit vielfältigen For-
men von Partizipation, demokratischer Teilhabe
und Übernahme von gesellschaftlicher und sozialer
Verantwortung durch Einzelne und Gruppen, die

1 An herausragender Stelle sind zu nennen: Die Streitschrift 

des Bundesjugendkuratoriums: „Zukunftsfähigkeit sichern! 

Für ein neues Verhältnis von Bildung und Jugendhilfe“; die sog.

Leipziger Thesen: „Bildung ist mehr als Schule“ (gemeinsame Er-

klärung von Bundesjugendkuratorium, Sachverständigenkommis-

sion für den 11. Kinder- und Jugendbericht, Arbeitsgemeinschaft

der Jugendhilfe); der Beschluss der Jugendministerkonferenz

vom 6./7. Juni 2002: „Die PISA-Studie – eine Herausforderung 

für die Weiterentwicklung der Jugendhilfe“.

Keine Veränderung
von Lernarrangements
und Lerninhalten
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Eine ausschließlich oder vorrangig an Schule (und
eventuell Berufsausbildung) orientierte Bildungs-
offensive kann deshalb den heutigen Anforderun-
gen an Bildung nicht gerecht werden. Sie eignet

sich kaum zur Lösung
aktueller Lebensfragen
und -probleme von Kin-
dern und Jugendlichen
und sie fördert allenfalls
ansatzweise jene Kom-

petenzen, die für die individuelle Lebensbewälti-
gung wie für das Leben in der Gesellschaft not-
wendig sind. Umgekehrt ist eine gelingende
informelle und nicht-formelle Bildung Vorausset-
zung für erfolgreiches schulisches Lernen.
Neben der, sicherlich notwendigen, Qualitätsver-
besserung von schulischer Bildung bedarf es auch
der Unterstützung, Qualifizierung und Forcierung
informeller und nicht-formeller Bildungsprozesse.
Vor allem die Kinder- und Jugendhilfe leistet dazu
– in ihren unterschiedlichen Handlungsfeldern –
mit ihren Angeboten und Angebotsstrukturen ei-
nen unverwechselbaren und wichtigen Beitrag.2

Bildungsstrategische Überlegungen müssen deshalb
die unterschiedlichen Bildungskontexte in ihrer
Gesamtheit in den Blick nehmen. Notwendig ist ein
integratives Verständnis von Bildung, d. h. ein Be-
reiche übergreifendes Zusammenwirken von Schule,
Berufsausbildung, Familie, Kinder- und Jugendhilfe.
Diese Bereiche müssen strukturell und funktional
aufeinander bezogen werden.

Im Folgenden beziehe ich mich auf Jugendarbeit
und außerschulische Jugendbildung als einem Hand-
lungsfeld der Kinder- und Jugendhilfe.

2. Jugendarbeit und Jugendbildung: 
„Die“ Lernorte für Lebenskompetenz?

Die Kinder- und Jugendhilfe soll, so fordern Jugend-
politik wie Fachwissenschaft, ihren eigenen Bil-
dungsbegriff, ihr eigenes Bildungsverständnis klä-
ren, ihre Bildungskompetenz stärker profilieren
und weiterentwickeln. Die öffentlichen und freien
Träger der Jugendhilfe sowie die haupt- und ehren-
amtlichen Akteure werden aufgefordert (Jugendmi-
nisterkonferenz), in „ihrem“ Handlungsfeld den Bil-

auch mit einer Infragestellung uns bekannter Poli-
tikmuster, politischer Entscheidungsprozesse und 
-strukturen einhergeht.

Diese gesellschaftlichen
Entwicklungstendenzen
setzen komplexe Kom-
petenzen voraus – so-
wohl für die individuelle

Lebensführung wie  das soziale Leben. Statt der Ver-
mittlung von Faktenwissen wird in der Bildung zu-
nehmend notwendig, was unter „persönlichkeits-
orientierter Bildung“ verstanden wird. Formelle
Bildungsabschlüsse, die traditionell in Schule, Hoch-
schule oder Berufsausbildung erworben werden,
reichen immer weniger aus für das Gelingen der
Biografie. Demgegenüber kommt personalen Kom-
petenzen (kommunikative, kooperative, soziale
Kompetenz; Problemlösungs-, Handlungs- und
Orientierungskompetenz, das „Lernen lernen“
u.v.m.) zentrale Bedeutung zu.

Bildung bezieht ihre Legitimation daraus, dass sie
Menschen dazu befähigt, den heutigen und künf-
tigen Anforderungen gewachsen zu sein. Gelingt
ihr dies nicht, versäumt sie das „Klassenziel“ und
wird ihrer Aufgabe nicht gerecht. Für Kinder und
Jugendliche geht es dabei nicht nur um die Vorbe-
reitung für ihr künftiges Leben als Erwachsene. Bil-
dung muss ihnen bereits in der Gegenwart helfen,
sich zu orientieren, Ziele zu formulieren und diese
zu verfolgen, ggfs. andere Wege zur Zielerrei-
chung einzuschlagen oder aber die Ziele zu än-
dern. Bereits Jugendliche müssen lernen, mit Wan-
del flexibel umzugehen, Misserfolge auszuhalten
und Ziele nicht gleich aufzugeben. Bildung wird in
diesem Verständnis zu einer wichtigen „Ressource
zur Bewältigung der Gegenwart und zur Gestal-
tung der Zukunft“ (Bundesjugendkuratorium).

Lernorte jenseits von Schule
Auch für Bildungsprozesse gilt die Erkenntnis: „Es
braucht ein ganzes Dorf, um ein Kind zu erziehen“.
Das Erlernen von Kompetenzen im gerade be-
schriebenen Sinne findet nur zum geringen Teil
durch formelle Bildung, d. h. in Schule, Hochschule,
Berufsausbildung statt. Zum größeren Teil (lt.
OECD zu ca. 70 – 80 %) werden die notwendigen
Kompetenzen durch informelle Bildung (nicht
geplante, nicht intendierte Bildung z. B. in Familie,
Nachbarschaft, durch Gleichaltrige) bzw. durch
nicht-formelle Bildung (freiwillig, eher Angebots-
charakter, aber in organisierter Form z. B. Jugend-
arbeit und außerschulische Jugendbildung) erwor-
ben. Bildung hat also viele Gestaltungsformen und
viele Orte. 

2  Zu den Handlungsfeldern der Kinder- und Jugendhilfe 

gehören insbesondere: Kindertageseinrichtungen, Horte, 

Hilfen zur Erziehung (Familienberatung, stationäre und 

ambulante Hilfen usw.), Jugendschutz, Jugendsozialarbeit, 

offene und verbandliche Jugendarbeit sowie verbandliche, 

kulturelle und politische Jugendbildung.
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Gesellschaftliche 
Entwicklung 
erfordert komplexe 
Kompetenzen

An Schule orientierte
Bildungsoffensive wird
heutigen Anforderun-
gen nicht gerecht
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dungsaspekt stärker zu berücksichtigen, bisherige
Konzepte kritisch zu überprüfen und an die neuen
Herausforderungen anzupassen.

Was lässt vor allem Jugendarbeit und außerschuli-
sche Jugendbildung so geeignet erscheinen, um in
Sachen „Lebenskompetenz“ zu bilden?

Bildung heißt immer: sich (selbst) bilden. Es handelt
sich nicht um einen passiven Prozess („Jugendliche
sind nicht belehrbar“), sondern Bildung ist ein akti-
ver Prozess der Lernenden. Es geht darum, aktiv die
eigenen Potenziale zu entwickeln, die eigene auto-
nome Persönlichkeit zu entfalten und verantwor-
tungsbewusstes Denken und Handeln gegenüber
anderen zu entwickeln. Bildung soll die individuel-
le Urteilsfähigkeit, die autonome Entscheidungs-
und Handlungsfähigkeit fördern. Sie soll Jugendli-
che dabei unterstützen, die eigene Lebensorientie-
rung zu finden. 

Personale Kompetenzen,
d. h. soziale, emotionale
und ästhetische Fähig-
keiten, sind – ebenso wie

Werte und individuelle Werthaltungen – nicht ab-
strakt vermittelbar. Sie hängen von Alltagserfahrun-
gen ab, setzen Erleben, Erfahren, Reflektieren und
Erproben voraus. Auch Vorbilder sind notwendig,
um Denk- und Handlungsweisen übernehmen oder
aber sich von ihnen abgrenzen zu können. Jugendli-
che brauchen Gleichaltrige („peers“), um im Mitein-
ander und auch Gegeneinander Ideen von sich
selbst zu entwickeln, sich zu erfahren, Fähigkeiten
und Umgangsweisen zu testen und zu üben. Kinder
und Jugendliche brauchen bei dem Prozess, der
auch Identitätsentwicklung genannt werden kann,
Unterstützung, Hilfestellung und ein Gegenüber.

Notwendig für das alles ist ein geeigneter Rahmen.
Diesen bietet – grundsätzlich – der Bereich der Kin-
der- und Jugendarbeit. Dieser Bereich ist, anders
als die weitgehend verpflichtende und mit Lei-
stungszertifikaten verbundene Schule und Ausbil-
dung, ein Angebot an Kinder und Jugendliche, das
sie freiwillig annehmen (können). Kinder- und Ju-
gendarbeit hat Strukturen und „Eigenarten“, die
sie für die Entwicklung von persönlichkeitsorien-
tierten Kompetenzen besonders geeignet macht:

■ Jugendarbeit zeichnet sich durch Alltagsnähe,
flexible Methoden und Arbeitsweisen aus

■ sie ist ein vielfältiger Erfahrungs-, Erlebnis- und
Erkenntnisbereich

■ sie schafft „Gelegenheitsstrukturen“ und Lernar-
rangements, die anregen und ermöglichen, die

aber nicht Zwang sind (keine vorgegebenen
Lehrpläne, keine Noten und andere „Zwangs-
maßnahmen“, die Teilnahme und Lernen erzwin-
gen sollen); Jugendarbeit bietet somit Chancen
zu hoher Selbstbestimmung

■ sie ermöglicht selbstorganisierte Lernprozesse
■ Partizipation und demokratische Teilhabe kön-

nen geübt, Selbstbestimmung und Stärkung der
Eigenaktivitäten gefördert werden

■ „Probehandeln“ ist möglich; in der Gemeinschaft
wie in der Auseinandersetzung mit Gleichaltri-
gen („peer-education“) liegt die Chance für sozi-
ale Erfahrungen außerhalb von Schule und Fa-
milie, für das Ausloten von Möglichkeiten und
Grenzen des eigenen individuellen Handelns

■ Benachteiligungen können – und sollen – er-
kannt und individuell abgebaut werden

■ u. v. m.

Freilich bedeuten diese für Bildung günstigen Vor-
aussetzungen nicht, dass Jugendarbeit und Jugend-
bildung per se optimal für Bildungsprozesse genutzt
werden; darauf verweisen auch die Stellungnahmen
aus Fachwissenschaft und Jugendpolitik. Eine For-
cierung des Bildungsmandats der Kinder- und Ju-
gendarbeit steht zurzeit auf der Agenda.

3. Weiterentwicklung von Bildung 
in der Kinder- und Jugendarbeit – 
in welche Richtung?

So sinnvoll und wichtig die Aufforderung an Ju-
gendarbeit und -bildung ist, ihr eigenes Bildungs-
verständnis zu pointieren und weiter zu entwickeln,
so darf doch nicht übersehen werden, dass es sich
dabei vorrangig um eine „Top-down-Diskussion“
handelt. Noch ist nicht absehbar, ob dem Anspruch,
die eigene sozialpädagogische Arbeit als Bildungs-
praxis kritisch zu reflektieren und entsprechende
konzeptionelle und praktische Konsequenzen zu
ziehen, in der Alltagspraxis entsprochen wird. 

Wenn die Debatte tatsächlich praktische Konse-
quenzen haben soll, muss m. E. genauer differen-
ziert werden zwischen 

■ praktischer, alltäglicher Kinder- und Jugendarbeit
vor Ort (Jugendzentren, Jugendverband usw.),

■ Jugendbildung allgemein (für Jugendverbands-
arbeit u. ä.) und 

■ politischer Jugendbildung.

Diese Unterscheidung wird in der gegenwärtigen
Debatte in aller Regel nicht vorgenommen. Die (so-
zial-)pädagogische Arbeit und die Rahmenbedin-

Bildung heißt,
eigene Potenziale 
zu entwickeln
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gungen sind in diesen drei Bereichen sehr unter-
schiedlich.
Um zu bestimmen und um zu reflektieren, was in
der Kinder- und Jugendarbeit Bildung ist bzw.
nicht ist, welche fachlichen Standards zu formulie-
ren, welche Rahmenbedingungen zu schaffen sind,
dafür ist der Bezug auf den jeweils konkreten Ar-
beitsbereich wichtig. 

Beispielhaft dazu einige Fragen und Anmerkungen:

Bildung im Alltag des Jugendzentrums
Zu fragen ist, wann und warum Erlebnisse und Erfah-
rungen zu „Bildung“ werden und was die Vorausset-
zungen dafür sind. Ausgangspunkt für eine Klärung
könnte der Bezug auf „Schlüsselsituationen“ (d. h.
wiederkehrende „typische“ Situationen) sein, z. B.:

■ Wann ist eine Lösung des Streits darüber, wer
den einzigen Kicker zu welchem Zeitpunkt nut-
zen darf, Bildung, wann nicht? 

■ Wann ist die Verhinderung einer Prügelei zwi-
schen Aussiedlerjugendlichen und türkischen
Jungen Bildung und Förderung von interkultu-
reller Kompetenz, wann nicht?

■ Was macht die Nutzung des Internetcafes zu ei-
nem Bildungsprozess, der kommunikative und
soziale Kompetenzen fördert, was verhindert
diesen Prozess?

■ Unter welchen Bedingungen kann der Theken-
dienst im Jugendzentrum die Erfahrung von
Partizipation und Eigenverantwortlichkeit ver-
mitteln, wann nicht?

Wir gehen davon aus, dass Erfahrungen (u. a.) dann
(auch) Bildung sind, wenn es sich um angeleitete
bzw. reflektierte Erfahrungen handelt. Das bedeu-
tet, dass Erkenntnisse erworben werden, die über
die aktuelle Situation hinaus für das Denken und
Handeln von Jugendlichen bedeutsam sind. Ob nur
ein aktueller Konflikt zwischen Jugendlichen ge-
löst wurde oder die Konfliktlösung mit einem Bil-
dungsprozess einhergeht, lässt sich anhand von
Fragen wie (z. B.) den folgenden beurteilen:

■ Wurden Differenzen zur eigenen Meinung/zum
eigenen Interesse deutlich? 

■ Wurden über die eigenen Erfahrungen und Er-
kenntnisse hinaus auch andere Erfahrungen
und Erkenntnisse zugänglich gemacht?

■ Fand eine bewusste Auseinandersetzung mit
Differenzen statt? 

■ Wurden Entscheidungs- und Handlungsalterna-
tiven abgewogen?

■ Wurde das eigene oder gemeinsame Tun (ab-
schließend) reflektiert?

■ Ist den Beteiligten der Verlauf der Konfliktlö-
sung/sind ihnen die Schritte bewusst?

Die Bearbeitung dieser (und ähnlicher) Fragen
könnte hilfreich sein, um sich über das eigene Bil-
dungsverständnis und die eigene pädagogische
Praxis konkret Klarheit zu verschaffen. Darüber
hinaus ist zu bestimmen, welche Bedingungen not-
wendig sind, damit Jugendliche sich auf Bildungs-
prozesse dieser Art einlassen (können). (Rahmen-
bedingungen wie Zeit, Raum usw.; persönliche
Voraussetzungen und Kompetenzen der Beteilig-
ten, usw.).

Bildung in Jugendseminaren
Jugendbildung in Seminarform findet in vielfälti-
ger Weise und in unterschiedlichen Kontexten
statt. Sie reicht von Jugendleiter/innen-Schulungen
für die Jugendverbandsarbeit über kulturelle Bil-
dung bis zur politischen Bildung. Gleichwohl gibt
es (unabhängig von dieser Unterschiedlichkeit) In-
dizien dafür, ob umfassendere Kompetenzen er-
worben werden (können). Auch wenn (je nach In-
halt und Zielgruppe) die einzelnen Gesichtspunkte
ein unterschiedliches Gewicht haben können, sind
Fragen wie die folgenden bedeutsam:

■ Fand eine bewusste Auseinandersetzung mit
der eigenen Lebenssituation, der eigenen  Le-
bensgeschichte, mit aktuellen Lebensproble-
men und -fragen statt?

■ Wurde die eigene Lebenssituation im sozialen
Kontext betrachtet und reflektiert?

■ Hatten die Jugendlichen ausreichend Gelegen-
heit, sich verfügbares Wissen aktiv zu Eigen zu
machen?

■ Waren sie ausreichend an der Themensetzung
und der Gestaltung des Prozesses beteiligt?

■ Wurden aktuell im Seminar auftretende Proble-
me offen angesprochen und gemeinsam reflek-
tiert? (Oder wurden sie ignoriert?) 

■ Wurden unterschiedliche Meinungen explizit
aufgegriffen und thematisiert?

Von den Antworten auf diese und ähnliche Fragen
hängt ab, ob Jugendliche durch die Seminararbeit
individuelle und soziale Kompetenzen erwerben
konnten.

Außerschulische Jugendbildung, die sich auch als
politische Jugendbildung begreift, muss sich ak-
tuell u. a. von folgenden Zielen leiten lassen:

■ Jugendbildung soll Jugendliche befähigen, Dif-
ferenzen (zu anderen/zu anderen Meinungen)
anzuerkennen, auszuhalten und ggfs. (Konflikt-)
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Lösungen zu finden – aber: ohne das Eigene zu
verleugnen und aufzugeben und ohne Fremdes
zu unterdrücken

■ Jugendbildung soll Jugendliche dabei unter-
stützen, einen multiperspektivischen Blick auf
ihr soziales Umfeld, ihr eigenes Leben und die
Welt zu entwickeln – aber: ohne die Beliebig-
keit des „anything goes“ zu fördern

■ neben Schlüsselkompetenzen (Kommunikations-
fähigkeit, Kooperationsfähigkeit usw.) sollen Ju-
gendliche durch Jugendbildung moralisch-ethi-
sche Werte kennen, verstehen und begründen
lernen, zur Übernahme dieser Werte motiviert
werden – aber: ohne moralische Überhöhung
und ohne Selbstverzicht abzuverlangen (man
muss wissen, was man selbst von moralisch-ethi-
schen Grundsätzen hat).

Die Realisierung dieser – und ähnlicher – Ziele ist
keine leichte Aufgabe. Darüber hinaus steht die
politische (Jugend-)Bildung augenblicklich noch
vor weit größeren Herausforderungen. So ist be-
merkenswert, dass die politische Jugendbildung in
der aktuellen Bildungsdebatte wenig vorkommt;

auch sie selbst themati-
siert ihr Arbeitsfeld, ihre
spezifischen Aufgaben
und Chancen gegenwär-
tig nicht offensiv. Das
muss um so mehr ver-
wundern, als die politi-

sche Jugendbildung ja für sich stets in Anspruch
nahm und nimmt, die geforderten Kompetenzen in
besonderer Weise zu fördern. Es ging ihr dabei
nicht nur um den Erwerb individuell verwertbarer
Fähigkeiten und Kenntnisse, sondern sie legte Wert
auf das „Surplus“, nämlich auf Bildung, die sich an
den Normen von Demokratie und Gerechtigkeit
orientiert und zur aktiven Teilhabe am gesellschaft-
lichen Leben befähigt.

Die Nachrangigkeit der politischen (Jugend-)Bil-
dung in der aktuellen Debatte liegt m. E. daran,
dass der Bezugspunkt für die diagnostizierten Bil-
dungsbedarfe vorrangig nicht gesellschaftspoliti-
sche Probleme und Fragen sind. Primär werden
diese Bildungsbedarfe mit der Notwendigkeit be-
gründet, dass Wissensgesellschaft und die verän-
derte Arbeitswelt neue Anforderungen stellen, für
die Bildung kompetent machen soll. 

Innerhalb der Profession der politischen Bildung
wird kaum (noch) über gesellschaftliche Zukunfts-
modelle nachgedacht und gestritten; man beteiligt
sich nicht an der Debatte über die Zivilgesellschaft
und wie diese gestaltet und erreicht werden könn-

te; es werden keine Vorschläge für neue Formen
politischer Entscheidungsprozesse und politischer
Systeme gemacht und diskutiert; Ideen und Visio-
nen, wie – über die nationalstaatlichen Grenzen
hinaus – das Zusammenleben von Menschen unter-
schiedlicher Religion, Kultur und Nation friedlich

und gerecht gestaltet
werden könnte, werden
unter politischen Bild-
ner/innen nur noch sel-
ten ausgetauscht; die
Frage, wie eine primär
ökonomischen Logiken

folgende Globalisierung durch die Dimension des
Sozialen und Ökologischen ersetzt oder zumindest
ergänzt werden kann, wird in Bezug auf das eige-
ne Arbeitsfeld nicht mehr thematisiert; Konse-
quenzen aus der Tatsache, dass bei unserer demo-
graphischen Entwicklung der Generationenvertrag
nicht mehr wie bislang eingelöst werden kann,
werden für die politische (Jugend-)Bildung (noch)
nicht gezogen.

Freilich ist die Vermittlung von Kompetenzen not-
wendig, die sich an den aktuellen gesellschaftlichen

Bedarfen – auch den Be-
darfen des Arbeitsmark-
tes – orientieren. Alles
andere wäre gegenüber
Kindern und Jugend-
lichen unverantwortlich.
Und selbstverständlich

werden auf längere Sicht auch nur diejenigen die
Gesellschaft verantwortlich mitgestalten können,
die auch individuell ihr Leben einigermaßen befrie-
digend meistern können. Auch sind viele der ge-
forderten Kompetenzen nicht nur für die indivi-
duelle Lebensbewältigung, sondern auch für die
Gestaltung einer lebenswerten Gesellschaft Vor-
aussetzung (Kooperationsfähigkeit, Konfliktlö-
sungskompetenz usw.). Und doch: Wäre der Be-
zugspunkt für die Frage, welche Kompetenzen
Kinder und Jugendliche brauchen, die Vision einer
weltweit gerechten, friedlichen und Pluralität an-
erkennenden Gesellschaft, dann  wäre der Katalog
notwendig zu vermittelnder Kompetenzen zu er-
weitern. Werte und Grundhaltungen, die sich an
den Menschenrechten orientieren, bekämen ein
größeres Gewicht; ethische und moralische Kom-
petenzen könnten nicht ignoriert werden; Gestal-
tungsfähigkeit und Gestaltungswille über das eige-
ne, individuelle Leben und das unmittelbare
soziale Umfeld hinaus wären zu fördern; multiper-
spektivisches Denken und Handeln wären ange-
sichts der Heterogenität der (Welt-)Gesellschaft ei-
ne notwendige Grundkompetenz. 

Politische 
Jugendbildung 
kommt in der aktuellen
Bildungsdebatte 
kaum vor

Keine Ausein-
andersetzung in
der Profession über
gesellschaftliche Zu-
kunftmodelle

Vermittlung von 
Kompetenzen orien-
tiert sich am aktuellen
gesellschaftlichen 
Bedarf
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einer vorrangig an ökonomischer Verwertbarkeit
ausgerichteten Bildung zu orientieren. Es steht also
viel Arbeit ins Haus.

Dr. Doris Bollinger war bis zum Oktober 2003

Leiterin des Jugendhofs Steinkimmen. 

Sie ist jetzt Referatsleiterin für den Bereich

„Kindertagesbetreuung“ beim Senator 

für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und

Soziales in Bremen.

E-Mail: doris.bollinger@soziales.bremen.de

Obenan auf der Agenda der politischen (Jugend-)
Bildung steht deshalb die Beteiligung an der Diskus-
sion über (positive) Modelle gesellschaftlichen Zu-
sammenlebens und über Wege zu deren Verwirkli-
chung. „Eherne“ Aufgabe der politischen Bildung
ist es, über die dafür notwendigen Kompetenzen
nachzudenken und entsprechende Bildungskonzep-
te zu entwickeln. Wenn politische Bildung diese An-
forderungen ignoriert und diese Aufgaben nicht
wahrnimmt, setzt sie sich – im Gegensatz zu ihrem
eigenen Selbstverständnis – der Gefahr aus, sich an
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nachlässigt hatte, hervorgehoben wird. Heute, wo
der Wirtschafts- und Sozialliberalismus die meisten
Politiken dominiert, rückt konsequent die Stärkung
des Individuums und seiner Fähigkeit zum Selbst-
lernen in formalen und besonders aber auch in-
formellen Lernkontexten in den Vordergrund. Kriti-
ker am LLL-Konzept betonen, dass neu am LLL ins-
besondere der Zwang zur ‚lebenslänglichen' Bil-
dung sei. 

Das von der Bund-Länder-Kommission 1999 initiierte
Förderprogramm „Lebenslanges Lernen“ erfährt sei-
ne bildungspolitische Grundlegung in einer von Wis-
senschaftlern verfassten Programmbeschreibung.
Auf 15 Seiten wird unter Umgehung einer Defini-
tion insgesamt von einem Lernkulturwandel ge-
sprochen. Das Programmpapier verfolgt zwei über-
geordnete Leitgedanken und drei Handlungsfelder
(Programmlinien), die mit den Leitgedanken in en-
gem Wechselverhältnis stehen 4. Der erste Leitge-
danke besteht darin, den Fokus des Lebenslangen
Lernens verstärkt auf das Individuum zu legen. Es
soll gestärkt werden, um der Aufgabe einer ge-
wachsenen Bildungsverantwortung besser gerecht
werden zu können, aber auch um in Lernprozessen
mehr Eigenverantwortung zu entfalten. Diesem
letzteren selbstgesteuerten Lernen sind ausgiebige
Passagen im Papier gewidmet. Als zweites zielt das
Papier gegen die Versäulung der Bildungssparten.
Gefordert wird eine verstärkte Vernetzung zwi-
schen Bildungseinrichtungen, was bildungsbe-
reichsübergreifend, aber auch unter Einbezug von 

Einrichtungen, die bis-
lang nur indirekt als Bil-
dungsinstitutionen an-
gesehen wurden (Kultur,
Politik, Soziales), zu den-
ken ist. Gleichzeitig wird

eine stärkere Verzahnung von Bildungsangebot
und Bildungsnachfrage gefordert, d. h. die Einrich-
tungen sollen sich mehr als Dienstleister gegen-
über ihren Kunden verstehen. Dieses Postulat be-
dingt, dass das Programm sich gleichzeitig an alle
Bildungsbereiche wendet, was für bisherige BLK-
Programme unüblich war. Unter der Forderung
nach einer neuen Lernkultur werden folgende
Handlungsfelder ausgewiesen: 

■ Erprobung innovativer Angebote und Metho-
den des lebenslangen Lernens

■ Stärkung der Motivation und Nachfrage nach
lebenslangem Lernen sowie Förderung der indi-
viduellen Voraussetzungen

Heino Apel resümiert bisherige Erfahrungen mit
der Umsetzung des von der Bund-Länder-Kommis-
sion initiierten Förderprogramms „Lebenslanges
Lernen“. Er verweist auf die Reichweite der Defini-
tion von Lebenslangem Lernen und umreißt den
Rahmen, der für die Projekte gilt, die in die Förde-
rung kamen. Zwei dieser Projekte werden beschrie-
ben, um an ihnen zu verdeutlichen, wie bildungs-
bereichsübergreifendes Lernen gelingen und was
dabei für die Einstellung zum Lernen und seine
Selbststeuerung erreicht werden kann.

Die Frage, was lebenslanges Lernen heißt, lässt sich
nicht mit einer Kurzdefinition beantworten. Be-
griffe, die nicht eindeutig definiert sind, haben be-
kanntlich eine längere Überlebensdauer und grö-
ßere Verbreitungschancen, gerade weil sie in ihrer
Unbestimmtheit viele Bedeutungsdimensionen zu-
lassen. Es gibt Beschreibungen, die stellen begriffs-
nah das Lernen in den Vordergrund. Z. B. versteht
die Expertenkommission ‚Finanzierung Lebenslan-

gen Lernens' unter dem
Lebenslangen Lernen „die
Gesamtheit allen forma-
len, nicht formalen und
informellen Lernens über

den gesamten Lebenszyklus eines Menschen hin-
weg.“ 1 Auch eine Ratsmitteilung der EU wählt für
LLL eine lernzentrierte, zugleich aber zielgerichte-
tere Formulierung: „…alles Lernen während des
gesamten Lebens, das der Verbesserung von Wis-
sen, Qualifikationen und Kompetenzen dient und
im Rahmen einer persönlichen, bürgergesellschaft-
lichen, sozialen bzw. beschäftigungsbezogenen
Perspektive erfolgt.“ 2 Diese Definition wird auch
wieder im EU-Memorandum zum Lebenslangen
Lernen zitiert. 3 Als Begründung für eine umfassen-
de Fokussierung auf das Lebenslange Lernen wer-
den Globalisierung, die Wissensgesellschaft, rasan-
te Veränderungen wirtschaftlicher und sozialer
Bedingungen genannt. Will man den Begriff histo-
risch herleiten, dann gab es beginnend mit den
70er Jahren, ausgehend von der Europäischen
Union und der OECD, mehrere Papiere zum Le-
benslangen Lernen, in denen – dem damaligen Ar-
beitskräftemangel in den stark wachsenden Gesell-
schaften entsprechend – die Bedeutung der
Chancengleichheit bzw. der Erschließung auch der-
jenigen Ressourcen, die das Bildungssystem ver-
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experimentiert, etc.. Dennoch kristallisieren sich
Schwerpunkte heraus. Der Anspruch, bildungsbe-
reichsübergreifend aktiv werden zu wollen, er-
fährt z. B. seine Grenzen in strukturellen Rahmen-
bedingungen und den jeweiligen Bereitschaften
der Partner, auch mitzuziehen. So besteht die Ge-
fahr, dass ein Projekt, das Konzepte zu Übergän-
gen zwischen Schule, Beruf und Weiterbildung an-
strebt, dann doch ein Schulprojekt bleibt, das im
Sinne der offenen Schulentwicklung letztlich „nur“
punktuelle Partnerschaften mit Betrieben und
Weiterbildung entwirft und erprobt. Die Abbil-
dung 1 skizziert wesentliche Projektschwerpunkte
und die darunter angestrebten Themenfelder.

Wie man sieht, gibt es eine gewisse Dominanz der
Schul- und Weiterbildung, aber auch die Professio-
nalisierung der Weiterbildner ist häufiger Schwer-
punkt (und spielt meistens bei den anderen Projek-
ten auch eine Rolle). Untersuchungen, die sich
ausschließlich auf das lernende Individuum kon-
zentrieren, dessen Stärkung ja auch unabhängig
von institutionellem Beistand besonders gefördert
werden sollte, sind rar. Ein Projekt in Baden-Würt-
temberg unterstützt Lernergruppen, die über das
Internet mittels Foren, Mailinglisten und Homepa-
gegestaltung kommunizieren.

Die Vielfalt der Ansätze aus nahezu allen Bildungs-
bereichen macht das Programm unübersichtlich,
aber es enthält die Chance, Verschränkungen von
Bildungsbereichen und von Fragestellungen quer
zum bestehenden System zu erproben. Exempla-
risch werden im Folgenden zwei Projekte skizziert.

SCHWERPUNKT

■ Umsetzung des Lebenslangen Lernens – Verbes-
serung der Rahmenbedingungen.

Jede Projektidee, die über das zuständige Länder-
ministerium als Antrag gestellte wurde, sollte im
Sinne der Programmbeschreibung angelegt sein,
wobei auf die Vernetzung von Einrichtungen bzw.
Konzeptentwicklern besonderer Wert gelegt wur-
de. Über die Hälfte der eingereichten Anträge
wurde abgewiesen oder als wesentlich zu überar-
beiten eingestuft. D. h. die Antragsteller hatten
die Programmbeschreibung nicht sorgfältig genug
studiert bzw. hatten selbst Schwierigkeiten mit der
Vorstellung, wie sich Lebenslanges Lernen in Mo-
dellversuchsvorhaben umsetzen lässt. Das Programm

startete mit zehn Projek-
ten im April 2000, es folg-
te einige Monate später
eine zweite Projektwelle

mit zwölf Projekten. Der maximale Förderzeitraum
umfasst fünf Jahre.

Die Zielbreite in der Programmbeschreibung führte
dazu, dass auch in den Anträgen übergreifende Fra-
gestellungen mit mehreren Untersuchungsschwer-
punkten formuliert wurden. Um Lernkulturen nach-
haltig zu verändern, werden in nahezu jedem
Projekt Netzwerke mit Partnern aus anderen Bil-
dungs- oder Politikbereichen angestrebt, es wird
auf Weiterbildung der Lehrenden zur Vermittlung
einer „Ermöglichungsdidaktik“ Wert gelegt, es wer-
den innovative Konzepte zu Lernformen ange-
strebt, die den Lernenden mehr Lernautonomie ge-
währen sollen, es wird mit den Neuen Medien

Besonderer Wert wird
auf Vernetzung gelegt

Abb. 1: Schwerpunkte von LLL-Projekten
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realisiert worden, die belegen, wie Schüler in schul-
offenen Lernformen selbstgesteuert hervorragen-
de Leistungen erzielen können und dabei das Ler-
nen lernen. 
Aus dem Zwischenbericht zum Jahr 2002 des Pro-
jektes wird deutlich, dass der Schwerpunkt auf
dem Lernort Schule liegt und die Bildungsbereichs-
überschreitung meist nur für die Schule wesentlich
ist, während sie für die Partner Unternehmen und
Universität bislang aber von geringerer Bedeutung
für die Veränderung ihrer Bildungspraxis ist. In der
Schulpraxis (sowohl in den beteiligten Schulen als
auch in der Administration der Schulbehörde) hat
das Projekt bereits jetzt erhebliche Transferanstö-
ße geleistet. Das strukturelle Dilemma besteht dar-
in, dass die jeweiligen Ausbildungsgänge nicht
gleichmäßig starke Berührungspunkte haben. 

Passagen lebenslangen Lernens 
in beruflichen Qualifizierungsprozessen 
von bildungsbenachteiligten Zielgruppen
(Leila), Bremen

Das Bremer Projekt zielt darauf ab, möglichst früh-
zeitig die Fähigkeit zum und das Interesse am be-
ruflichen Lernen und Weiterlernen herauszubil-
den. Dabei werden Instrumente zur Entwicklung
des Lernen-Lernens für bildungsbenachteiligte jun-
ge Erwachsene an den verschiedenen berufsbio-
graphischen Stationen (Ausbildungsvorbereitung,
außerbetriebliche Ausbildung, berufliche Weiter-
bildung) in der vorhandenen Bildungspraxis identi-
fiziert und weiterentwickelt. Dies wird innerhalb
eines Netzwerkes praktiziert, an dem berufsbilden-
de Schulen, Aus- und Weiterbildungsträger, die Be-
rufsberatung, Betriebe und Wissenschaft beteiligt
sind. Dabei steht im Vordergrund:

1. die Analyse vorhandener Basiskompetenzen für
das Lernen-Lernen aus dem allgemeinbildenden
schulischen Kontext,

2. die Analyse vorhandener Bildungspraxis in Be-
zug auf didaktische Strategien zum Entwickeln
von Lernkompetenz in Ausbildung und Ausbil-
dungsvorbereitung sowie die Entwicklung und
Erprobung von Strategien des Lernen-Lernens
während der Ausbildung, 

3. die Analyse von Motivation und Fähigkeit zum
Weiterlernen nach der sog. zweiten Schwelle
sowie die Entwicklung eines Instrumentariums
zur Integration von bildungsbenachteiligten
Zielgruppen in die berufliche Weiterbildung.

In diesem Projekt wurden die begleitenden Unter-
suchungen sehr gut dokumentiert. Es wurde zu-

Projektpartnerschaften im Service-Netzwerk
Beratung (Hamburg)

Im Rahmen dieses Vorhabens kooperieren jeweils
eine Schule der Sekundarstufe II, ein Unternehmen
und eine Hochschule in einer Projektpartnerschaft
und entwickeln und erproben bildungsbereichs-
übergreifend Lernarrangements zur Förderung
selbstgesteuerten Lernens. Es werden sowohl Lern-
und Unterrichts- als auch Beratungsformen ent-

wickelt. Insbesondere für
den technisch-naturwis-
senschaftlichen Lernbe-
reich werden Lernarran-
gements entwickelt und
erprobt, die die Koope-
ration der Lernenden in

Schule, Betrieb und Hochschule fördern und unter-
stützen. Die große Herausforderung dieses Vorha-
bens besteht darin, Verschränkungen der Bildungs-
bereiche nicht nur an einem Modellfall zu ver-
wirklichen, sondern aufzuzeigen, wie ein solches
Vorgehen verbreitete Praxis werden könnte.
Beispielhaft sei das Team „e-Truck“ beschrieben, in
dem drei Gruppen aus Schülern, Lehrlingen und
Studenten im Wettbewerb ein ferngesteuertes
Fahrzeug nach definierten Vorgaben in einer be-
stimmten Zeit und so kostengünstig wie möglich
konstruieren sollten. Die Studenten hatten bera-
tende, theoriestützende Funktion, die Lehrlinge
konnten ihre technischen Fertigungskompetenzen
einbringen, und die Schüler hatten zwar das ge-
ringste Vorwissen, konnten das aber durch Kreati-
vität und Lern- und Teamfähigkeit wettmachen.
Die Gruppen haben in relativer Eigenständigkeit
und guter Teamarbeit die Herausforderung, die
mit einer Abschlusspräsentation verbunden war,
gemeistert. 5 Die Theorievermittlung kam dabei et-
was kurz, Projektplanung, Zeitmanagement, Koope-
rations-, Organisations- und Präsentationskompe-
tenzen (sog. Softskills) wurden reichlich erworben.
Einblicke in betriebliche Ausbildungsstrukturen
und in die Hochschulwelt wurden nebenbei erzielt.
Schwierig war es, Studenten für die Teams zu fin-
den und ihre Mitarbeit zu sichern, weil die Pro-
jektzeit mit Examensphasen an der Universität 

kollidierte. Zum Betrieb
bestanden schon Kon-
takte aus Vorprojekten.
Aus Schulsicht sind damit
interessante Teilprojekte
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nächst eine umfassende Befragung zu Basiskompe-
tenzen der Lernbenachteiligten durchgeführt, um
die wesentlichen Schwächen herauszufinden. 6 Als
didaktisches Konzept wurde die Beschäftigung mit
dem PC und dem Internet gewählt, weil sich ge-
zeigt hatte, dass insbesondere die negativen schu-
lischen Erfahrungen dieser Lernenden einen Zu-
gang erfordern, der ‚nichtschulisch' und nicht mit
handschriftlichen Texten assoziiert ist. 7 In einer
weiteren Befragung konnte man feststellen, dass
sich Lerneinstellungen und Selbstlernkompetenzen
gegenüber dem Beginn verbessert hatten. 8 Dieses
Projekt, bei dem Berufsschulen, die Universität
(Institut Arbeit und Wirtschaft) und eine Kam-
merorganisation mit einem Berufsbildungszen-
trum (ABC) beteiligt sind, garantiert durch seine
organisatorische Struktur, dass die entwickelten
Modelle in den Aus- und Weiterbildungsbetrieb
einfließen. Das Berufsbildungszentrum übernimmt
die Module für Lernbenachteiligte in sein Standard-
programm, über die Kammerorganisation wird mit

dem Bremer Landesinsti-
tut für Schule kooperiert,
so dass hier Lehrerfortbil-
dung bzgl. der Projekter-
gebnisse praktiziert wird,
und das Universitätsinsti-

tut wirkt publizierend in die wissenschaftliche Be-
rufsbildungsszene hinein.

Projektergebnisse

Ein Projekt ist bereits abgeschlossen („Lernerorien-
tierte Qualitätstestierung in Weiterbildungsnetz-
werken“, Niedersachsen), dessen Endbericht vor-
liegt 9, sechs weitere scheiden im Jahre 2003 aus.
Die anderen Projekte befinden sich im laufenden
Entwicklungsprozess. Die Wissenschaftliche Beglei-
tung hat zum Arbeitsstand des Programms, dem
auch der Stand der Einzelprojekte zu entnehmen ist,
zwei Zwischenberichte für die Berichtsjahre 2001
und 2002 vorgelegt10. Die Evaluatoren bescheinigen
den Projekten die Einhaltung der vereinbarten Zie-
le. Die Qualität des Projektmanagements hat sich
nach gelegentlichen Startschwierigkeiten verbes-

sert. In einigen Projekten gab es Klagen wegen zu
enger Finanzierungsspielräume und mangelnder
Transparenz der Programmsteuerung. Bzgl. der
Rahmenbedingungen wurde schon im ersten
Zwischenbericht der Wissenschaftlichen Begleitung
darauf hingewiesen, dass die Projekte in den Regio-
nen den notwendigen politischen Rückhalt benöti-
gen. Z. B. bedarf es rechtlicher Absicherungen der
Zertifizierung selbstgesteuerten Lernens, und es be-
darf eines institutionellen Wandels, um innovative
Lernformen nachhaltig etablieren zu können. So
werden von Modellprojekten Entwicklungen ange-
stoßen, die eine Veränderung des Bildungssystems
erfordern. Wenn ein Projekt wie z. B. „Sprachnetz-
werke in Grenzräumen“ (Saarland) von seiner Orga-
nisation her nicht in die Struktur eingebettet ist, für
die es Veränderungsentwicklungen anstrebt (in die-
sem Falle Schulentwicklung, grenzüberschreitende
Gremien etc.), dann leistet es mikrodidaktisch (inno-
vative Lehrformen) gute Arbeit, braucht aber zur
Absicherung bildungspolitische Unterstützung.11

Als Zwischenergebnisse liegen von allen Projekten
Zwischenberichte vor, die auf der Programmho-
mepage 12 eingesehen werden können. Alle Pro-
jekte haben zusätzlich bereits Fachpublikationen
erzeugt, die bei den Projekten zu beziehen sind
und ebenfalls auf der Programmhomepage einge-
sehen werden können. 

Dr. Heino Apel ist Leiter des Programms 

Lebenslanges Lernen beim Deutschen 

Institut für Erwachsenenbildung (DIE), 

Friedrich-Ebert-Allee 36, 53113 Bonn, 

E-Mail: apel@die-bonn.de
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was heute wichtig ist. Ein ganzer Tag in der Schule
heißt Zeit für mehr Qualität, mehr Leistung und
mehr Betreuung.“

Doppelte Begründung

Die zweifache Genese vereint also quantitativen
Bedarf mit qualitativem. Aber doppelt begründet
hält in Zeiten leerer Kassen nicht besser. Die Per-
spektive, bis 2007 eine Flächendeckung für die Pri-
mar- und Sekundarstufe zu erreichen, erfordert ei-
nen finanziellen Kraftakt. So beschränken sich die
Bundesländer bisher auf besonders schwierige oder
leistungsschwache Schülerinnen und Schüler, auf
bestimmte Schulformen oder eine begrenzte An-
zahl von Ganztagsschulplätzen. 

Und das fällt schon schwer. Nordrhein-Westfalen -
ein besonders schwieriger Fall – hat fast 7.000 Schu-
len mit 2.886.101 Schülerinnen und Schülern, da-
von 800.000 in der Grundschule, also in einem be-
treuungsbedürftigen Alter. Will man nur für jedes
vierte Kind einen Ganztagsplatz schaffen, müssen
200.000 Plätze geschaffen werden; momentan gibt
es Plätze für 79.000 Kinder. Eine Erhöhung der Leh-
rerstellen in diesem Umfang schließt sich fiskalisch
selbstredend aus, eine entsprechende Erhöhung
der Hortplätze auch. Aber irgendwo muss es her-
kommen, das Angebot für den Nachmittag. 

Gottlob gibt es da aber im Nachmittagsbereich eine
pädagogische Angebotslandschaft, deren Finanz-
bedarf überschaubar ist. Wo bekommt man mehr
Qualität fürs Geld als bei der Jugendhilfe? Die doch
„sowieso“ bezahlt wird, warum dann nicht für die
Ganztagsschule, um dort die Lücke zu schließen?
Hört sich polemisch an, ist aber preisbewusst: Schon
aus finanziellen Gründen spricht viel für eine Zu-
sammenarbeit mit der Jugendhilfe. 

Doppelte Kompetenz 

Auf den zweiten Blick müssen sich weitblickende
Politikarchitekten Gedanken machen, was mit dem
Nebeneinander von zwei Bildungs- und Erziehungs-
modellen in Deutschland passiert, die sich bisher
friedlich den Tag in Vor- und Nachmittag geteilt
haben, wenn es hier einen verschärften Kampf um
Klientel und Zeit geben sollte. Nirgends in Europa
gibt es ein so ausdifferenziertes, vielfältiges, recht-
lich abgesichertes, vor allem aber theoretisch gut
fundiertes System der Jugendhilfe wie in Deutsch-
land. Dieses perspektivisch einem ungewissen
außerschulischen Schicksal zu überlassen, hieße,

Helle Becker geht davon aus, dass sich die Ganz-
tagsschule durchsetzen wird. In ihrem Beitrag stellt
sie die verschiedenen damit verbundenen pädago-
gischen Konzeptionen und bildungspolitischen Er-
wartungen vor. Dabei geht es vor allem um das
Verhältnis zwischen den Systemen Schule und Ju-
gendhilfe/außerschulische Jugendbildung, die künf-
tig die Ganztagsschule kooperativ gestalten sollen.
Helle Becker beschreibt die Voraussetzungen die-
ser Zusammenarbeit und verweist auf mögliche
Konsequenzen für die außerschulische Jugendbil-
dung, die zu bedenken sind, wenn außerschulische
Jugendbildung ihre spezifischen Qualitäten in die
Kooperation einbringen und ihre Eigenständigkeit
bewahren will.

Sie kommt

Die Ganztagsschule also. Gehen wir mal davon aus,
dass sie kommt. Auch Gegenbewegungen zum Er-
halt des freien Nachmittags oder der Horte werden
die Ganztagsschule nicht stoppen. Daran würde
auch ein Wechsel der Regierung nichts ändern.
Denn machen wir uns nichts vor: Die Ganztags-
schule kommt aus der Einsicht in den dringenden
Bedarf an verlässlichen Betreuungsmöglichkeiten.
Diese Einsicht hat sich in der Frauenpolitik aller
Parteien durchgesetzt. 

Nicht nur weil eine Deckung des Bedarfs durch 
Horte aus finanziellen Gründen ausgeschlossen er-
scheint, spricht alles für eine schulische Lösung des
Betreuungsproblems. Seit der Veröffentlichung der
PISA-Studie hat ja plötzlich die Bildung wieder Kon-
junktur - auch in der breiten Öffentlichkeit, also bei
Wählern. Damit kam das Thema von der frauenpo-
litischen Agenda auf die bildungspolitische. 

Die Lösung heißt Ganz-
tagsschule. Sie wird zum
„Leuchtturm“ der PISA-

Debatte, weil damit die Kinder versorgt sind und
gleichzeitig „länger in der Schule“ übersetzt wird
mit „mehr Bildung“. Oder, wie Norbert Reichel, Re-
feratsleiter im nordrhein-westfälischen Schul- und
Jugendministerium, unlängst (in SchulVerwaltung
NRW, Heft 2/2003) meinte, weil sie „drei unschätz-
bare Vorteile“ habe: „Man kann sie (...) besuchen,
fotografieren und im Fernsehen vorführen – den
Unterschied zwischen wirksamem Förderunterricht
und stupidem Sitzen bleiben leider nicht.“ Überdi-
mensionalen Ausdruck findet diese Logik bei der
Kampagne „Bildung braucht Zeit“ des Bundesbil-
dungsministeriums: „Ein halber Tag reicht nicht
aus, um die Welt zu erklären – und all das zu lernen,

Augen auf und Kopf hoch: Die Offene Ganztagsschule 
Helle Becker
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auf über Jahrzehnte gewachsene Kompetenz zu
verzichten. Das will niemand. Hier hat man nicht
nur einen Partner, der finanzierbar ist, man hat
auch einen, dessen Arbeit den geforderten Quali-
tätsanspruch wieder einlösen könnte. Eine List der
Vernunft, ein Politik- und Begründungszusammen-
hang, auf dessen Konstruktion man stolz sein kann. 

Zweierlei Ganztagsschulen

Für die Einbindung von Dritten in das System Schule,
auf die Bundesregierung wie alle Bundesländer set-
zen, gibt es zwei Modelle. Das eine ist die klassische
„gebundene“ Ganztagsschule. In ihr findet Unter-
richt auf den ganzen Tag verteilt statt. Das gesam-
te Tagesprogramm – auch rhythmisierter Tagesab-
lauf genannt – ist für alle Schülerinnen und Schüler
verpflichtend. In der Schule arbeiten Fachlehrkräf-
te und Sozialpädagogen als an der Schule ange-
stelltes Personal zusammen mit außerschulischen
Partnern aus Vereinen, Jugendhilfe oder Ausbil-
dungsbetrieben. 

Das zweite ist die „offene“ Ganztagsschule. Sie ist
neu. In ihr wird morgens unterrichtet und nach
dem Mittagessen in der Schule findet ein freiwilli-
ges Nachmittagsprogramm statt. Das wird in der
Regel von außerschulischen Partnern wie Wohl-
fahrtsverbänden, Trägern der Kinder- und Jugend-
hilfe oder Vereinen realisiert. Jeweils zu Beginn
des Schuljahres entscheiden die Eltern, ob ihre Kin-
der das Ganztagsangebot wahrnehmen.

Die „Offene Ganztagsschule“

In Nordrhein-Westfalen wird das Modell der „Offe-
nen Ganztagsschule“ gefördert. Offen daran ist ih-
re Kooperationsbereitschaft gegenüber anderen
Partnern, aber auch das Prinzip der Freiwilligkeit. 

Die Offene Ganztagsschule findet in der Schule
statt. Die Vorteile lassen sich auf folgende Formel
bringen: Die Schule als „Dach“ garantiert die Ver-
lässlichkeit der Ansprechpartner, den verlässlichen
Ort sowie „Angebote aus einer Hand“ und damit
die Kontinuität der Angebotsqualität. Folgerichtig
wird das Gesamtprogramm – auf der Grundlage von
Kooperationsvereinbarungen mit den Partnern –
von der Schule angeboten. Die Durchführenden sind
schuleigene Kräfte (Lehrerinnen und Lehrer, vom
Förderverein angestellte Betreuungskräfte, ehren-
amtliches Personal einschließlich Mitschülern) oder
Mitarbeiter/innen von außerschulischen Partnern.
Die Palette der Qualifikationen reicht also weit.

Ebenso vielfältig ist die Bandbreite der potentiellen
Partner. Hier steigen vor allem die Wohlfahrtsver-
bände ein, die Sportvereine, viele Einzelträger der
Freien Jugendhilfe, darunter auch Träger der Außer-
schulischen Kinder- und Jugendbildung. Die inhalt-
lichen Leistungen sind entsprechend unterschied-
lich: Die Hausaufgabenaufsicht ist das Minimum, es
folgen unterschiedliche Formen der Beschäftigung,
der Freizeitgestaltung, der Förderung und typische
(Bildungs-)Angebote der Jugendarbeit. 

Vielfalt 

Die Stärke der offenen Ganztagsschule liegt in der
Vielfalt, gleich daneben liegt auch ihre Schwäche.
Kritiker bemängeln, dass hier kein Qualitätsan-
spruch definiert sei. Die Offene Ganztagsschule, so
das Argument, sei eine „Mogelpackung“, gar kei-
ne Schule mit „richtiger“ Bildung und „richtigem“
Lernen. Dies sei nur gewährleistet durch den Ein-
satz von Lehrerinnen und Lehrern und durch
Unterricht auch am Nachmittag. Der Einsatz von
qualifizierten Partnern aus der Jugendhilfe ändert
daran noch nichts, denn deren Differenziertheit ist
weder Politikern noch der Administration, oft auch
nicht der Lehrerschaft und schon gar nicht den El-
tern geläufig:  Dass hier die Hausaufgabenaufsicht
neben Erziehungshilfen und neben spezifischen
Bildungskonzepten der Jugendarbeit steht, bleibt
in der aufgeregten Debatte unerkannt.  

Gleiche Augenhöhe 

In diesem Zusammenhang macht das Wort von der
„gleichen Augenhöhe“ von Schule und Jugendhil-
fe gebetsmühlenartig die Runde. Vor dem oben
genannten Hintergrund ist das aber zunächst ein
Lippenbekenntnis, das nur unter zwei Vorausset-
zungen eingelöst werden kann: Erstens muss die
Jugendhilfe, insbesondere die Jugendarbeit, die
besondere Qualität ihrer Angebote und Mitarbei-
ter deutlich machen. Hier gilt es, dies vor allem ei-
nem neuen Adressatenkreis nahe zu bringen. Und
zweitens müssen die Bedingungen, unter denen
Schule und Jugendhilfe zusammenarbeiten, eine
Partnerschaft stützen. Auch dazu kann und sollte
die Jugendarbeit beitragen. Zum Beispiel in Nord-
rhein-Westfalen. 

Theorie der Offenen Ganztagsschule 

In Nordrhein-Westfalen werden das Prinzip der of-
fenen Ganztagsschule und sein Ideal der „gleichen

SCHWERPUNKT



Koordinatoren des Mit-, Neben- und ggf. auch
Gegeneinanders. 

Die Mühen der Ebene oder den Teufel im Detail zu
beschwören, ist nicht besonders originell, hier aber
besonders notwendig. Denn noch – die (Offene)
Ganztagsschule läuft erst seit den Sommerferien
richtig an – ist Zeit, Ebenen und Details zu gestal-
ten. Wer meint, Schule und Jugendarbeit müssten
sich „nur“ über äußere „Rahmenbedingungen“ ei-
nigen, offenbart Ahnungslosigkeit gegenüber der
Unterschiedlichkeit der beiden Arbeitsfelder. We-
nige Beispiele sollen das klar machen. 

Raum und Zeit 

Klassische Faktoren des schulischen „heimlichen
Lehrplans“ werden in der Regel im außerschuli-
schen Kontext möglichst entmachtet, indem sie re-
flektiert und bewusst im „Setting“ eingesetzt oder
außer Kraft gesetzt werden. Solche Faktoren sind
Raum und Zeit. In der offenen wie der gebunde-
nen Ganztagsschule findet das Gesamtprogramm
in der Schule statt (maximal fußläufig entfernt,
ausgenommen Exkursionen). Und während die Li-
teratur zu Begriffen wie „Lernort“, „Authentizität
des Ortes“ oder „Territorien des Klientels“ zur kon-
kreten wie symbolischen Gestaltung von Räumen
für die außerschulische Bildung Regale und Kon-
zepte füllt, ist der Raum der Schule das reale Schul-
gebäude. 

Der außerschulische Träger ist auf die Schulräum-
lichkeiten, einschließlich ihrer Ausstattung und Ma-
terialien, angewiesen. In der Regel sind dies die üb-
lichen Klassenräume, weitere Räume müssen meist
mit anderen Nutzern (Unterricht, aber auch Volks-
hochschulkurse, Sportvereine etc.) geteilt werden.
Eine bestimmte Ausstattung, zum Beispiel für krea-
tives Arbeiten, die Möglichkeit, die Räume zu belas-
sen, Materialien aufzubewahren oder den Raum
dauerhaft zu gestalten, müssen erstritten werden.
Die Konzepte eines Lernens „vor Ort“ oder an eige-
nen und „dritten“ Orten sind in jedem Fall nur noch
begrenzt umsetzbar. 

Die Zeitfenster für Angebote außerschulischer Part-
ner sind ebenfalls begrenzt und vorstrukturiert. In
der offenen Schule handelt es sich meist um andert-
halb bis zwei Stunden am Nachmittag, z. B. von 14 –
16 Uhr, ein- bis fünfmal wöchentlich. Angestrebt
wird eine „Rhythmisierung“ des Unterrichts wie in
der gebundenen Ganztagsschule, also eine durch-
gängige Abwechslung von Unterricht und anderen
Angeboten. Die Möglichkeiten für eine alternative

Augenhöhe“ geradezu beschworen. Und um es
gleich vorweg zu sagen: Obwohl die nordrhein-
westfälische Landespolitik damit konzeptionell
hinter der Jugendhilfe steht, sind die Herausforde-
rungen – man nennt ja nichts mehr vorschnell „Pro-
bleme“! – immer noch groß. In diesem Sinn lässt
sich alles, was im Folgenden geschildert wird, für
die gebundene Ganztagsschule verschärft denken. 

Aber zunächst das Positive, die nordrhein-westfäli-
sche Theorie. Ihr Ghostwriter war das KJHG. So will
sie ein „Zusammenwirken“ unterschiedlicher Pro-

fessionen, das die Schule
zu einem „Haus des Ler-
nens“ machen soll. Die
verschiedenen pädagogi-
schen Ansätze sollen sich
ergänzen, Lernen und Bil-

dung sollen neue Dimensionen erhalten. Deutliche
methodische und didaktische Unterschiede sind
gewollt und sollen nicht nivelliert werden. Schule
soll durch die Innovationen der außerschulischen
Arbeit befruchtet und reformiert werden, so dass
ganzheitliches Lernen, unterschiedliche Lernerfah-
rungen und Erfolgserlebnisse realisiert werden kön-
nen. Kein Defizit orientierter Förderbegriff steht im
Mittelpunkt, sondern die Anknüpfung an die Le-
benswelt der Kinder, an ihre Talente und Interes-
sen. Gemeinsam zwischen Jugendhilfeausschuss
und Schulausschuss werden auf der kommunalen
Ebene der Gesamtbedarf und die Verteilung der
Schulen geplant; gemeinsam mit Kindern, Eltern
und Lehrkräften sind es die Projekte, Arbeitsaufga-
ben, Angebote und Aktivitäten. Die Zusammenar-
beit soll etwas Drittes hervorbringen, weshalb eine
der Fördervoraussetzungen auch ein zwischen Schu-
le und außerschulischem Partner gemeinsames ab-
gestimmtes pädagogisches Konzept ist. Wer die
Ohren spitzt, kann es hören: Auch die Bundesebe-
ne, namentlich Jugendministerin Renate Schmidt,
spricht von „Zusammenwirken“ statt „bloßer“ Ko-
operation. 

Die Praxis

So weit die Theorie. In der Praxis gibt es eine Men-
ge ungelöster Fragen und Gestaltungsaufgaben.
Erfahrungen aus der bisher üblichen Zusammenar-
beit von Schule und Jugendarbeit sind nur bedingt
übertragbar. Denn die neue Zusammenarbeit defi-
niert sich nicht mehr als das Verhältnis von „Re-
gel“ (Schule) und „Ausnahme“ (Jugendarbeit) und
„Gastgeber“ und „Gäste“ oder durch punktuelle
Zusammenarbeit wie zum Beispiel bei Projektta-
gen. Der veränderte Rahmen verändert auch die
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Zeitnutzung, Projekte mit freier Einteilung, mehr-
tägiges Arbeiten etc. sind theoretisch vorgesehen,
müssen aber wiederum erst erstritten werden. Die
typischen Vorteile des Internatsbetriebs (Tages-
struktur, Übernachtung) jedoch entfallen. 

Freiwilligkeit

Die offene Ganztagsschule setzt auf Freiwilligkeit
(die gebundene unterliegt der Schulpflicht). Kinder
müssen für ein Schuljahr angemeldet, die eventuel-
len Gebühren müssen für das ganze Schuljahr ge-
zahlt werden. Über die konkrete Teilnahme an den
Angeboten entscheiden aber Kinder und Eltern.
Träger der Jugendarbeit kennen solche Bedingun-
gen, nicht aber die Schule. Schulleiter sind irritiert,
wenn Kinder einfach einen Tag wegbleiben, Eltern
die Kinder vorzeitig abholen, Kinder zwischen offe-
nen Angeboten wählen und frei wechseln. Befür-
worter der gebundenen Ganztagsschule kritisieren
zudem, dass auf der Grundlage von Freiwilligkeit
diejenigen Schüler, die besonders „bildungsbedürf-
tig“ seien, eventuell nicht erreicht würden. Im
Gegenzug sehen viele Träger die Chance, diejeni-
gen Kinder und Jugendlichen zu erreichen, die
sonst nicht kommen. Hier ist davon zu überzeugen,
dass Freiwilligkeit nicht Ausschluss meint. 

Partizipation

Freiwilligkeit und Partizipation, selbsttätige und
selbstbestimmte Aktivitäten, mit denen Kinder
und Jugendliche ihre eigenständige Kreativität
entwickeln, sind Kernstücke des KJHG. Jugendar-
beit stellt Kinder und Jugendliche als Akteure in
den Vordergrund, sie setzt an deren Interessen und
Möglichkeiten an und fördert individuelle Erfah-
rungen. Schule dagegen standardisiert und nor-
miert Aktivitäten und Ergebnisse notwendiger-
weise, um eine Grundversorgung sicher- und
Vergleichbarkeit herzustellen. Zu diesem Zweck
gibt es Lehrpläne, die vorgeben, was vermittelt
wird und mit welchen Ergebnissen, und Noten, die
Leistungsvergleiche ermöglichen. Als Akteure ihres
eigenen Lernprozesses jedoch stehen Schüler sel-
ten im Mittelpunkt. 

Die Frage der selbstbestimmten Gestaltung der An-
gebote wird ein Knackpunkt der Zusammenarbeit
sein. Träger der freien Jugendhilfe fürchten sich
vor einer „Verschulung“ des Lernens. Wenn Schule
und Jugendarbeit zunehmend zusammenwirken
sollen, bleibt die Frage nach komplementären oder
sogar kompensatorischen Aktivitäten zur Unter-

stützung des Unterrichts durch die Partner nicht
aus. Auch die Frage der „Bewertung“ von Schüle-
rinnen und Schülern, zum Beispiel von deren Sozial-
verhalten, hat ein Janusgesicht: Aus gutem Grund
setzt sich die Schulsozialarbeit in den meisten Fäl-
len vom Unterrichtsbetrieb ab und macht sich zum
Anwalt von Schülern, indem sie zum Beispiel Ver-
schwiegenheit garantiert. Was, wenn Jugendarbeit
hinzugezogen wird bei Fragen der Benotung? Die
Partizipation von Kindern und Jugendlichen muss
durch die Jugendarbeit geschützt und ggf. erstrit-
ten werden.

Exkurs: Recht

Und wieweit her ist es mit der Partizipation und
Selbstbestimmung der Träger? In Nordhrein-West-
falen gelten alle Ganztagsangebote, auch die
außerschulischer Träger, als schulische Veranstal-
tung. Durch die Deklaration als schulische Veran-

staltung ist der rechtli-
che Rahmen im Bereich
Unfall, Haftung, Aufsicht
etc. durch die Schulzuge-
hörigkeit geregelt. Die
weitere Ausgestaltung,

zum Beispiel des Weisungsrechts, Arbeitsrechts,
Hausrechts etc. wird in den einzelnen Koopera-
tionsvereinbarungen zwischen den Partnern gere-
gelt. Damit ist man in Nordrhein-Westfalen unab-
hängiger als in anderen Bundesländern, wo die
Angebote schulische Veranstaltungen sind und alle
in der Schule Arbeitenden per se dem Weisungs-
recht der Schulleitung unterstehen. Auch in den
nordrhein-westfälischen Kooperationsvereinbarun-
gen geht es um Fragen wie die, ob das beim Träger
angestellte Personal Anweisungen von der Schullei-
tung entgegennehmen muss, wie weit diese gehen
dürfen, was zu tun ist, wenn Mitarbeiter gekündigt
werden sollen, ob es zwischen Schule und Träger
ein gegenseitiges Kündigungsrecht gibt, wie der
außerschulische Träger eine Ausfallgarantie geben
kann, wer welches Material einkauft, wer über Not-
wendigkeiten und Aufwand entscheidet und vieles
andere mehr. In vielerlei Hinsicht herrscht hier noch
Ratlosigkeit in der Praxis, droht auch eine Eintei-
lung in „einfache“ und „schwierige“ Kooperations-
partner von Schule. Hier müssen wieder neue For-
men und Standards erstritten werden. 

Abgestimmtes pädagogisches Konzept 

Schule ist Knast, Lehrer haben keine Ahnung von ih-
rem Klientel, sie pauken Wissen und kümmern sich
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Der rechtliche 
Rahmen ist durch 
die Schulzugehörigkeit
geregelt



Lernprozesse

Eine richtige „Bildungsrevolution“ also: Lernpro-
zesse, wohin man blickt. Für die man sich nur wün-
schen kann, dass sie frühzeitig einsetzen können

und ausreichend Unter-
stützung erhalten. Denn,
wie gesagt, die Ganz-
tagsschule kommt. So

oder so, was heißt: Mit der Jugendhilfe oder ohne
sie. Die Gefahr, dass Jugendhilfe auf Grund ungün-
stiger Machtverhältnisse sich anpasst, ist groß. Ju-
gendhilfe ist erpressbar. Die ersten Beispiele von
Kommunen, die nur diejenigen Träger weiter fi-
nanzieren wollen, die mit Schule arbeiten, verwei-
sen darauf. Ist der nächste Schritt die Abschaffung
fester Häuser (die braucht man ja nicht mehr) und
festen Personals? Was hält Kommunen und Land
davon ab, vor diesem Hintergrund Entscheidungen
über Renovierungen oder Neubauten zu treffen,
die mit der Priorität der Ganztagsschule argumen-
tieren? Die Prahlerei, im Landeshaushalt und im
Bundeshaushalt werde der Bildungsetat nicht an-
getastet, entlarvt, wer und was damit gemeint ist -
denn es wird gleichzeitig im Landesjugendplan
und im Kinder- und Jugendplan radikal gestrichen. 

Augen auf und Kopf hoch: Nur wenn außerschuli-
sche Bildung deutlich machen kann, welche ande-
ren, aber gleichwertigen Bildungsqualitäten sie
einbringt und wie eine Kooperation gelingen
kann, ohne dass sie sich selbst überflüssig macht,
kann sie auf gleicher Augenhöhe arbeiten und
letztlich – malen wir mal den Teufel an die Wand -
eigenständig überleben. 

Infos:
www.ganztagsschulen.org 
www.bildungsportal.nrw.de, 
www.bildungsportal.nrw.de/BP/Service/broschue-
ren/index.html

Dr. Helle Becker ist Erziehungswissenschaft-

lerin, freie Publizistin und Projektmanagerin

mit den Schwerpunkten politische, interna-

tionale und kulturelle Bildung. Sie ist Redak-

teurin des NRW-Newsletters GanzTag. 

E-Mail: projekte@helle-becker.de

ansonsten nicht um dessen Bedürfnisse – Jugendar-
beit gilt als Protagonist der Kuschelpädagogik, for-
dert nicht und arbeitet chaotisch. Was im Smalltalk
als hinreichend bekannte Vorurteile daher kommt,
ist die Spiegelung von wechselseitiger weitreichen-
der Unkenntnis über Konzepte und Praxis. Und

selbst, wenn man sich
kennt: Was der einen Sei-
te als ungeordnetes Cha-
os erscheint, ist für die
andere systemisches Ar-

beiten mit Kindern als Akteuren und notwendig
ungesteuert; was dem einen als disziplinarische
Übertreibung wirkt, ist für den anderen Verbind-
lichkeit gegenüber Staat und Eltern. Trotzdem sol-
len Schule und außerschulische Partner in Nord-
rhein-Westfalen ein „abgestimmtes gemeinsames
pädagogisches Konzept“ ihrer Arbeit vorlegen. So
müssen Prinzipien wie pädagogische Intentionen
versus schulische Lernziele, Disziplin versus Selbstbe-
stimmung, Belehrungskultur versus selbstbestimmtes
Lernen, Ergebnisorientierung versus Prozessorientie-
rung, Pflicht und Benotung versus Freiwilligkeit, Teil-
nehmerorientierung versus Sachorientierung, Wis-
sensvermittlung versus Kompetenzvermittlung ins
Verhältnis gesetzt werden. Eine Einigung verlangt
nichts weniger als interkulturelle Arbeit beider Bil-
dungspartner. Von beiden wird die Fähigkeit zum
Perspektivwechsel verlangt. Beide Seiten brauchen
dafür dringend Unterstützung, nichts wäre naiver,
aber auch schädlicher, als die Behauptung, mit gu-
tem Willen allein sei das schon zu schaffen – arbeite
man doch auf beiden Seiten aus Interesse an Kindern
und Jugendlichen.

Auch mit einem Konzept ist noch lange nicht aus-
gemacht, wie sich beide Praxen zueinander verhal-
ten, weder was die pädagogischen Akteure angeht
(wie werden sich Einstellungen zueinander und zur
Arbeit des jeweils anderen verändern?), vor allem
aber, was die Wahrnehmung und das Verhalten
der Kinder und Jugendlichen betrifft: Wie reagie-
ren sie auf unterschiedliche pädagogische Erfah-
rungen? Was, wenn das, was morgens verboten,
nachmittags erlaubt wird? Wenn sie morgens Zu-
hörer, nachmittags Akteure eigener Ideen sind?
Werden die Ansprüche von Kindern an den Unter-
richt steigen? Und umgekehrt: Können Kinder so
schnell umschalten, den Leistungsgedanken von
Mittag bis zum Nachmittag vergessen?
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zum Perspektiv-
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Johannes Schröder engagiert sich in Kooperations-
projekten, in denen Schülerinnen und Schüler zur
politischen Beteiligung motiviert werden sollen.
Sein Beitrag berichtet über die Erfahrungen mit
diesen Projekten, die er deshalb als gelungen be-
trachtet, weil sie an Alltagssituationen der Jugend-
lichen anknüpfen konnten und den Jugendlichen
die Übernahme von Verantwortung abverlangten.
In dem Beitrag wird erläutert, unter welchen Vor-
aussetzungen politische Jugendbildung Partizipa-
tionsprozesse in Gang setzen kann und welche Be-
dingungen für die Zusammenarbeit der beteiligten
Akteure gelten (sollten).

Veränderungen?

Politik hat sich bei uns in den letzten 30 Jahren in ein
extrem komplexes, sehr abstraktes Handlungs- und
Wahrnehmungsfeld entwickelt, das uns im Alltag un-
ter den Prämissen von Markt und Medien teils popu-
listisch reduziert teils als fragmentarisches Konstrukt
begegnet. Die tatsächlichen politischen Entschei-
dungsprozesse und Verantwortlichkeitsstrukturen
sind von der subjektiven Erfahrung und vom Alltag
der Bürgerinnen und Bürger weit entfernt.

Gleichzeitig haben sich die Lebensbedingungen in
unserer Gesellschaft – auch für Jugendliche – in
Richtung „Individualisierung“1 und „Werteplurali-
sierung“2 verändert. Die Haltung Jugendlicher
gegenüber etablierten Organisationen und tradi-
tioneller Politik ist im Rahmen dieser gesellschaft-
lichen Entwicklung distanzierter geworden. „Hin-
zu kommt eine große Verunsicherung und Skepsis,
die sie ihren eigenen Möglichkeiten, politisch zu
partizipieren, entgegenbringen“.3

Auf politisches Interesse im weiteren Sinne kann
politische Bildung folglich nicht setzen, es sei denn,
erwartetes Engagement soll in überschaubaren
Projekten im Nahbereich stattfinden.

Öffentlich geförderte politische Jugendbildung
muss sich zu diesen veränderten Einstellungen und
Bedingungen verhalten und vor Ort Situationen
gestalten, Lernprozesse aktivieren und Projekte
einrichten, die geeignet sind, Erfahrungen mit
grundlegenden demokratischen Prozessen zu er-

möglichen, „um elementares ziviles Engagement
und die Entwicklung einer ‚demokratisch orientier-
ten' Handlungskompetenz anzuregen“.4

Eine breit geführte Debatte über eine „Stärkung
direkter Beteiligung von Kindern und Jugend-
lichen“5 ist zu begrüßen, ebenso wie die Entwick-
lung von Evaluationskriterien und von Maßstäben
für die unterschiedlichsten demokratietheoreti-
schen Herleitungen und Ausformungen von Betei-
ligungspraxis notwendig ist.6

Was wir machen können:
Gymnasiasten als Finanzexperten 
des kommunalen Haushalts

Zwei Beteiligungsprojekte für Schülerinnen und
Schüler zum Themenkomplex „Kommunaler Bür-
gerhaushalt“ hat die Stätte der Begegnung seit
2001 in Vlotho durchgeführt. Das erste hieß: „Oh-
ne Moos nix los“ – „Jugendliche als Finanzexper-
ten der Stadt“ und fand in Kooperation mit dem
Vlothoer Weser-Gymnasium statt. Nach Vorge-
sprächen mit der Schulleitung und der interessier-
ten Politiklehrerin wurde der Klasse 10 a dieses
Angebot zur Projektarbeit gemacht. Die teilneh-
menden Jugendlichen sollen den Haushalt der
Stadt Vlotho aus der Perspektive von Jugend-
lichen untersuchen. Sie sollen dabei erfahren
können, was alles in und hinter einem kommuna-
len Haushalt steckt. Sie sollen einzelne Positionen
recherchieren und kritisch hinterfragen, den
möglichen Anteil des Eigennutzes einerseits und
Aspekte des Gemeinwohls andererseits herausar-
beiten und ihre Interessen und Wünsche in Anfra-
gen und Haushaltsalternativen formulieren. Als
Produkt sollten die Schüler und Schülerinnen ein
Gutachten erstellen und öffentlichkeitswirksam
präsentieren.
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Wenn es mit der Partizipation was werden soll…
„Demokratie lernen“ in Beteiligungsprojekten Johannes Schröder

1  Vgl. U. Beck: Risikogesellschaft, Frankfurt 1986

2  Vgl. H. Klages/T. Gensicke: Wertewandel und bürgerschaft-

liches Engagement an der Schwelle zum 21. Jahrhundert. 

Speyer 1999

3  Chr. Palentien/Kl. Hurrelmann (Hrsg.): Schülerdemokratie.

Mitbestimmung in der Schule, München 2003, S. 7).

4 W. Edelstein/P. Fauser: „Demokratie lernen und leben“, 

Gutachten für ein Modellversuchsprogramm der BLK, 

Bonn 2001, S. 12

5  Vom Zehnten Kinder- und Jugendbericht des BMFSJ, 

Bonn 1998, über die Stellungnahme des Bundesjugendkura-

toriums zur „Direkten Beteiligung von Kindern und Jugend-

lichen“, Bonn 2001, bis hin zur Entschließung des Rates der EU,

Dokument 1.4.25, vom 27.06.2002, in welchem die Europäische

Kommission als Priorität einer jugendpolitischen Zusammen-

arbeit in Europa „die Partizipation von Jugendlichen am 

öffentlichen Leben“ hervorhebt.

6  Vgl. H. Peter: Zur Entwicklung von Evaluationskriterien für

Kinderbeteiligung in der Jugendhilfe. In: Partizipation von Kin-

dern und Jugendlichen, Hrsg.: Landschaftsverband Westfalen-

Lippe, Münster 1996, S. 43 f.
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Nach Ablauf des Projektes konnten die Beteiligten
alle seine Phasen reflektieren und bewerten. So stell-
ten sie zur Frage der Außensteuerung fest: „Bei Pro-
jektbeginn und der Einführung in die Themen waren
wir natürlich an gewisse Vorschriften und Rahmen-
bedingungen gebunden, aber bei dem Seminar und
der darauffolgenden Gruppenarbeit konnten wir ei-
genständig arbeiten und uns selbst steuern. Gleich-
zeitig stieg unsere Zuversicht, etwas bewegen zu
können. Unser Optimismus erreichte seinen Höhe-
punkt bei der Präsentation im Rathaus.“10

Um den berechtigten Ansprüchen und Erwartun-
gen der Jugendlichen nach „Gruppenerlebnissen
mit Spaßcharakter“11 Rechnung zu tragen, wurde
auch ein zweieinhalbtägiges Seminar als externe
Veranstaltung integriert. Hier wurden in einem of-
fenen, demokratischen Prozess die Themenfin-
dung und die Arbeitsgruppenbildung betrieben,
Leitfragen entwickelt und Arbeitspläne geschmie-
det. So hießen einige der entwickelten Leitfragen:
„Kann der Schülerspezialverkehr für das Vlothoer
Gymnasium effektiver und kostengünstiger gestal-
tet werden? Wie kann es die Stadt schaffen, mehr
Sozialhilfeempfängern zu ermöglichen, unabhän-
gig von dieser öffentlichen Leistung zu leben und
gleichzeitig den Haushalt der Stadt entlasten? Wie
kann die Stadt Vlotho den Tourismus steigern und
gleichzeitig attraktiver für die Bürger und Bürge-
rinnen werden? Was leisten Jugendfreizeiteinrich-
tungen in Vlotho für die Jugendlichen? 
Dazu machten die Arbeitsgruppen Expertenbefra-
gungen im Rathaus, beim Arbeitsamt, im Touris-
musbüro und den Jugendfreizeitstätten ebenso wie
Umfragen innerhalb der Schule und auf der Straße.
Danach mussten in etlichen Arbeitssitzungen und
Diskussionen die Informationsmassen bewältigt
und bewertet werden. Die Ergebnisse wurden
schließlich zu einer Power-Point-Präsentation auf-
bereitet und von den Jugendlichen dem „Haupt-
und Finanzausschuss der Kommune“ vorgestellt.
Dafür erhielten sie nicht nur von allen Seiten spon-
tane Anerkennung, sondern konnten zu einem spä-
teren Zeitpunkt auch feststellen, dass z. B. die Um-
setzung ihrer Vorschläge zum Schülerspezialverkehr
zu deutlichen Einsparungen im Haushalt der Stadt
beigetragen hatte. Ein Statement aus der Nachbe-
trachtung der SchülerInnen: „Es war wichtig, dass
unsere Anregungen ernst genommen wurden. Da-
durch hat auch die Arbeit Spaß gemacht!“12

Zunächst ging es darum, Interesse an der Materie
zu wecken. „Die spielerisch-entdeckende Vor-
gehensweise war für die SchülerInnen ein An-
sporn, den kommunalen Haushalt eben nicht als
trockenen, sondern als durchaus spannenden, weit 

verzweigten und ‚voller
Überraschungen steck-
enden' Untersuchungs-
gegenstand zu erleben“7.
Beim weiteren Vorgehen

standen Aspekte der Methode „Planungszelle“
von Peter C. Dienel 8 Pate. Dabei ging es in diesem
Fall um den Auftrag der Stadt Vlotho an die Projekt-
gruppe, ein sogenanntes „Bürgergutachten“ zum
Kommunalhaushalt zu erstellen und das Ergebnis
zu einem bestimmten Zeitpunkt dem Auftragge-
ber vorzulegen. Dieser sollte dann wiederum zu
dem Ergebnis Rückmeldung geben, denn „Beteili-
gung muss Folgen haben“ 9. Möglichst früh sollten
die Jugendlichen ihre eigenen Schwerpunkte set-
zen und selbstbestimmt arbeiten können. So kon-
zentrierte sich deren Erkenntnisinteresse und Bera-
tungsengagement auf jene Haushaltsbereiche, mit
denen sie die größten Berührungspunkte hatten.
Gleichzeitig musste sich die Rolle der Projektlei-
tung verändern. Es war nicht mehr der Impulsge-
ber und Referent gefragt, sondern fortan waren
vielmehr die Funktionen als Prozessbegleiter und
Moderator angesagt.

Präsentation im Ausschuss für Schule, Jugend und Sport

Untersuchung des
Haushalts aus jugend-
licher Perspektive

7  Politiklehrerin Daniela Bachmann; zitiert nach: 

Dokumentation, S. 44

8  Die Planungszelle, Opladen 1992

9  Vgl. Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter: 

Positionspapier zur Beteiligung von Kindern und Jugendlichen.

Verabschiedet auf der 84. Arbeitstagung, 

1998. Zitiert nach FORUM Jugendhilfe

10  Dokumentation, S. 41

11  Vgl. Olaf Ebert: Freiwilliges Engagement in der Jugend-

arbeit; in: fit for politics. Projekte lebensweltorientierter 

Jugendbildung. Hrsg. vom BMFSFJ, 2001

12  Dokumentation, S. 43

© Bertelsmann-Stiftung
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lage und PET-Flaschenproduktion), Recherchear-
beiten im Schulzentrum und Expertenbefragun-
gen, ein zweieinhalbtägiges externes Seminar zur
Einführung in die Abfallthematik und viele Re-

flexions- und Meinungs-
bildungsgespräche zum
Projektablauf. Die an-
fängliche Idee, innerhalb
des Projektes eine „Schü-
lerfirma“ zu gründen,
wurde fallengelassen. 

Inhaltlich ging es ständig um die Entwicklung und
Umsetzung von Maßnahmen zur Verbesserung der
Müllsituation im Schulzentrum durch Schülerakti-
vitäten. Dabei sollte die Projektgruppe nicht Auf-
gaben eines Ordnungsdienstes ausführen, sondern
sich als Planungszelle und Initiative verstehen (ler-
nen). Auf dem Weg dahin wurden auch Zweifel ar-
tikuliert, in wieweit diese Zielsetzung von der
Schülerschaft mit getragen werde, denn „im Prin-
zip ist Mülltrennung hier uncool!“. Das eigene Rol-
lenverständnis entwickelte sich erst im Laufe des
Prozesses, nach dem Motto: „Ich bin jetzt sehr mo-
tiviert, die Mülltrennung einzuführen und denke,
dass dieses eine Aufgabe für die Schüler ist, weil
Lehrer und Schulleitung mit anderen Dingen be-
schäftigt sind!“.

Zentraler Bestandteil der Projektarbeit war dann
die Formulierung eines Antrages an die Stadt Vlo-
tho „zur Einführung und Umsetzung der Mülltren-
nung im Schulzentrum zum 2. Halbjahr 2003“. Die-
ser wurde von den Schülern und Schülerinnen mit
viel Herzklopfen im „Ausschuss für Schule, Jugend
und Sport“ und im „Ausschuss für die Generalin-
standsetzung der Schulen“ vorgetragen. Die Ar-
beit wurde von den Parlamentariern angemessen

Haupt- und RealschülerInnen nehmen 
Einfluss auf kommunale Umweltpolitik

Ein zweites Beteiligungsprojekt im Rahmen des
NRW-Projektes „kommunaler Bürgerhaushalt“ rich-
tete sich an Schüler und Schülerinnen der Haupt-
und Realschule im Schulzentrum und hieß: ‚„In gu-

ter Gesellschaft!“ – zwei
Schulen arbeiten zusam-
men an ihrem Müllpro-
blem und nehmen Ein-
fluss auf kommunale
Umweltpolitik“'.
Für die Themenfindung

war hier wiederum die Möglichkeit zur Anknüpfung
an schulalltägliche Handlungsfelder der Jugend-
lichen ebenso wie die kommunalpolitische Relevanz
des Themas von Bedeutung. Das Schulzentrum hat
seit Jahr und Tag ein reales Müll-, Sauberkeits- und
Vandalismusproblem. Das seit 1996 existierende
„Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und
Sicherung der umweltverträglichen Beseitigung von
Abfällen“, also die Nutzung des dualen Systems
durch Mülltrennung, wird im Schulzentrum nicht
angewandt. Das gesamte Abfallaufkommen wird
als Restmüll auf Kosten der Kommune als Schulträ-
ger (ca. 21.000 EURO pro Jahr) ‚entsorgt'.

Weil es sich um ein Kooperationsprojekt zwischen
zwei Schulformen in einem Schulzentrum handeln
sollte, war die Herstellung einer geeigneten Pro-
jektstruktur im Vorfeld sehr aufwändig. Unter-
richtsfächer, Stundenplanaspekte, die Gruppenzu-
sammensetzung, der Bedarf von LehrerInnen- und
SozialarbeiterInnen mussten koordiniert werden.
Während für den einen Schultyp das Projekt im
Unterrichtsfach „Umwelt-AG“ eingebettet war,
konnte es im anderen Fall nur zusätzlich und auf
‚freiwilliger Basis' angeboten werden. Die organi-
satorischen Umstände und der disziplinarische Re-
gelungsbedarf machten Abstriche an der angestreb-
ten Freiwilligkeit und am Mitbestimmungsanspruch
notwendig; „So viel, wie uns am Anfang gesagt
wurde, dürfen wir gar nicht selbst machen!“ 13

Die achtmonatige Gesamtdauer des Projektes (mit
insgesamt 80 UST) wurde in Phasen herunterge-
brochen und in Teilzielen angegangen, damit die
Teilnehmenden sich im Prozess besser verorten und
zielgerichtet handeln konnten. Methodisch kamen
problem-, handlungs- und produktorientierte Ar-
beitsformen zum Einsatz. So gehörten Tagesexkur-
sionen (Müllverbrennungs-, Gelber-Sack-Sortieran-

Schulalltag und
kommunalpolitische
Relevanz waren
Anknüpfungspunkte
für Themenfindung

13  Äußerung in der schriftlichen Zwischenauswertung 

vom 05.06.2003

Methodisch 
kamen problem-,
handlungs- und 
produktorientierte 
Arbeitsformen 
zum Einsatz

Recherchen vor Ort
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begrüßt und gelobt, von der Verwaltung wurde
die direkte Rückmeldung gegeben, im Sinne der
Antragstellung zu verfahren und grünes Licht für
die Einführung der Mülltrennung zu geben. Den
vorläufigen Abschluss des Projektes bildeten die
Vorstellung und Bekanntmachung der Mülltren-
nung vor den 800 SchülerInnen des Schulzentrums
durch die Projektbeteiligten. Kommentar einer
Schülerin des Projektes: „Ich habe bis heute daran
gezweifelt, dass wir es wirklich schaffen können,
eine Mülltrennung in unserer Schule einzuführen.“

Worum geht es? Ergebnisse und Erkenntnisse

Bereitstellung von Partizipationsstrukturen und An-
bieten von Verantwortungsrollen für Jugendliche
allein werden nicht den gewünschten Erfolg brin-
gen. Der Blick der Jugendlichen ist nicht frei genug,
um den Sinn und Nutzen von Mitwirkung und die
möglichen Chancen von Partizipation zu erkennen.
Folglich müssen die obligatorischen ‚Komm-Struk-
turen' durch situativ-differenzierte ‚Vor-Ort-An-
gebote' ergänzt werden. Mehr Partizipation von

Jugendlichen bedarf der
Anregung, der Unter-
stützung und fachlich-
pädagogisch-organisato-
rischen Begleitung von
Erwachsenen.14 Dies gilt

sowohl für die parlamentarisch orientierte Form,
für die versammlungsorientierte Form wie auch für
die bei der Stätte der Begegnung im Zentrum ste-
hende projektorientierte Beteiligungsform.

Partizipation als Lerngegenstand von politischer Ju-
gendbildung im Sinne von „Einüben von Demokra-
tie“ ruft nach Übernahme von Teilverantwortung in
Ernstsituationen durch die Schüler und Schülerin-
nen. Damit rückt der Bildungsprozess zwangsläufig
näher an den Alltag (kommunal)-politischer Praxis.
Aus Lernenden werden Handelnde mit den üblichen
Chancen und Gefahren der politischen Einmischung.
Aber Demokratie lernt man letztlich durch prakti-
sche Demokratie und nicht durch theoretische Vor-
bereitung darauf.15 Nimmt die außerschulische Ju-
gendbildung diese Herausforderung an, so ergeben
sich neue Rollen und neue Verantwortlichkeiten, die
der konzeptionellen Reflexion und der Evaluation
bedürfen, damit die ursprüngliche Intention sich
nicht ins Gegenteil verkehren kann:

■ Die Mitwirkung an der Lösung von realen Fra-
gestellungen oder Problemen auf lokaler Ebene
birgt ebenso wie der Versuch, kommunalpoli-
tische Entscheidungsprozesse zu beeinflussen,
Risiken für alle Beteiligten, die es zu minimie-
ren gilt. Pädagogische Begleitung ist vor diesem
Hintergrund zuständig für die realistische Ein-
schätzung der Einwirkungsmöglichkeiten und
deren Grenzen, für die Überschaubarkeit des
Aktionsfeldes und für das Aufrechterhalten der
Motivation über eine gewisse Zeitspanne, so
dass Überforderungen und totale Frustrations-
erfahrungen verhindert werden. Nur „positive
Beteiligungserfahrungen tragen wesentlich da-
zu bei, jungen Menschen den Wert demokrati-
scher Interessenvertretungs-, Konfliktlösungs-
und Aushandlungsprozesse zu vermitteln“.16

■ Ebenso ist eine inhaltlich-manipulative Steue-
rung oder Beeinflussung der Partizipationspro-
zesse auszuschließen. Das kann durch ent-
sprechende Feedback-Schleifen, durch eine 
externe Prozessbegleitung oder durch eine be-
stimmte Rollenverteilung im Projektteam er-
reicht werden. Die Gefahr der Fremdbestim-
mung durch Leitung ist deshalb groß, weil
dem/den Verantwortlichen zur Erreichung des
Projektzieles eine stärkere Steuerung notwen-
dig erscheinen kann, während die demokratie-
pädagogische Zielsetzung ein entgegengesetz-
tes Verhalten erfordert. Schließlich geht es
nicht nur um den Partizipationsanteil im Ergeb-
nis, entscheidend ist der Mitbestimmungsgrad
im Gesamtprozess.

■ Ein anderes Qualitätsmerkmal von Beteiligungs-
kultur besteht bekanntlich in der Ernsthaftig-
keit, also darin, dass die Beteiligungsergebnisse
Eingang in die realen Planungs- und Umset-
zungsprozesse der Entscheidungsträger finden.17

In den oben beschriebenen Partizipationspro-
jekten der Stätte der Begegnung ging es des-
halb nicht darum, die Wünsche und Interessen
der Jugendlichen abzufragen, sondern Inten-
tion war, den Jugendlichen eine verantwortli-
che Durchsetzung im politischen Raum zuzumu-
ten (und sie dabei zu begleiten). Partizipation
zielte also auf die Beeinflussung von Politik-
prozessen und auf neue Politikergebnisse. In
den Projekten entwickelten sich Eigensteue-
rung und Ernsthaftigkeit in dem Maße, wie die
„Ernstfallsituation“ für die Jugendlichen er-
kennbar wurde und näherrückte. 

„Komm-Strukturen“
durch situative 
„Vor-Ort-Angebote“
ergänzen

14  Vgl. Direkte Beteiligung von Kindern und Jugendlichen.

Stellungnahme des Bundesjugendkuratorums. 

In: Forum Jugendhilfe 4/2001, S. 25 f.

15  Vgl. B Sturzenhecker: Jugendpartizipation, a. a. O., S. 16

16  Direkte Beteiligung von Kindern und Jugendlichen. Stel-

lungnahme des Bundesjugendkuratoriums. a. a. O., S. 22

17  Vgl. Direkte Beteiligung von Kindern und Jugendlichen. 

a. a. O., S. 23
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und einer Landtagsabgeordneten beworben, an-
dere sind danach verstärkt in die SV-Arbeit an
der Schule eingestiegen.

Zusammenarbeit der Akteure:
Schule – Jugendhilfe – Politische Bildung 

Im „Synthesebericht Partizipation und Informa-
tion“ der Europäischen Kommission19 werden zum
Thema Partizipation folgende Feststellungen ge-
troffen:

■ Partizipation beginnt auf lokaler Ebene
■ Partizipation darf sich nicht auf Dialog be-

schränken, sondern muss Jugendliche bei der
Entscheidungsfindung einbeziehen

■ Partizipation bedarf der angemessenen Beglei-
tung durch ausgebildete Erwachsene, und

■ in der Praxis bestehen Schwierigkeiten bei der
Koordination der verschiedenen in diesem Be-
reich tätigen Akteure und einzelnen Maßnah-
men.

Im Folgenden geht es um die Zusammenarbeit der
Akteure vor dem Hintergrund unserer Erfahrun-
gen. Insbesondere soll das Zusammenwirken von

■ Natürlich stellt der veröffentlichte politische Er-
folg eines Partizipationsprojektes die adäqua-
teste Anerkennung der Beteiligungsaktivitä-
ten von Jugendlichen dar. Aber auf dem Weg
dahin, im Laufe des Arbeitsprozesses, gehen das
von den Jugendlichen eingebrachte freiwillige
Engagement und die spürbare Anerkennung
der Arbeit von außen eine enge, sich bedingen-
de Verbindung ein. Eine Schülerin stellte dazu
in der Zwischenauswertung des „Projektes zur
Einführung der Mülltrennung“ fest: „Dafür, dass
wir unsere Freizeit opfern, sollten wir von der
Schule mehr Anerkennung bekommen.“ Schü-
lerinnen und Schüler wissen differenzierte For-
men der Anerkennung jenseits der Zensurenge-
bung zu schätzen, sei es das Gruppenfoto in der
Presse, das Zertifikat über die Projektteilnahme,
das öffentliche Lob der Schulleitung, die positi-
ve Rückmeldung des Projektleiters zum Auftritt
vor dem Schulausschuss oder das gemeinsame
Pizzaessen.

■ Aus der oben skizzierten Projektarbeit entsteht
in der Regel keine beständige Mitwirkung, wohl
aber eine positive Motivation für partizipatori-
sches Engagement. Aus Untersuchungen18 wissen
wir, dass Jugendliche heute zeitlich begrenztes
Agieren in sozialen oder politischen Belangen
der langfristigen Bindung vorziehen. Gleichwohl
konnten Dauerhaftigkeit und Perspektive über
das Vertrautmachen mit Beteiligungsstrukturen,
Vernetzung und Aktionsfeldern bewirkt werden.
So haben sich Teilnehmende nach dem Projekt
im Gymnasium mit Erfolg für ein anstehendes
Betriebspraktikum im Büro der Bürgermeisterin

Zertifikate als Anerkennung der Projektarbeit
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18  Vgl. Jugend 2002. 14. Shell-Jugendstudie, Frankfurt/M. 2002

19  Dieses Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen –

Auswertung der Antworten der Mitgliedsstaaten auf die Frage-

bögen der Kommission zur Partizipation und Information 

von Jugendlichen, Kommission der Europäischen Gemeinschaft,

Brüssel, 11.04.2003, SEK (2003) 465 – enthält Angaben zu den

Trends, Strategien, Herausforderungen hinsichtlich der jugend-

politischen Themen „Partizipation und Information“ sowie 

zu den Erwartungen der EU-Länder an die europäische Ebene.
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„Jugendhilfe und Schule“ in der Praxis beleuchtet
und im Sinne des Beschlusses der Jugendminister-
konferenz vom 18./19. Mai 2000 bewertet werden.
Dort wurde als Ziel neuer Abstimmungsbemühun-
gen formuliert, „die beiden Systeme Jugendhilfe
und Schule besser miteinander zu verzahnen und
ihre jeweiligen Kapazitäten und Kompetenzen so
aufeinander zu beziehen und miteinander zu ver-
binden, dass ein konsistentes Gesamtsystem von
Bildung, Erziehung und Betreuung entsteht.“20

Zunächst möchte ich deutlich machen, dass die po-
litische Bildungsarbeit in der Stätte der Begegnung
sich primär durch das Weiterbildungsgesetz in
NRW und die damit verbundene Förderpraxis defi-
niert. Daneben gibt es zunehmend aus dieser Bil-
dungsarbeit abgeleitete Arbeitsfelder und Projekte
für die Zielgruppe der Jugendlichen. Als anerkann-
ter freier Träger der Jugendhilfe ist die Stätte der
Begegnung mit ihrem überregionalen Arbeitsan-
satz und ihrer regionalen Verbandsunabhängig-
keit eher eine exotische Erscheinung. Gleichwohl
sind unsere Erfahrungen vielleicht doch verallge-
meinerungsfähig.
Für eine Zusammenarbeit konstituierend sind ein
definiertes Arbeitsfeld, die Zusammenführung be-
stimmter Ressourcen und gemeinsame Zielsetzun-
gen, die durch Kooperation leichter oder besser
bearbeitet werden können. Sucht man nach Vorga-
ben für eine strukturelle Vernetzung oder eine in-
haltliche Zusammenarbeit der drei Systeme, so gibt
es erst in jüngster Zeit vermehrt Hinweise für neue
Blickrichtungen.
In NRW will die Landesregierung durch das Pro-
gramm zur „Gestaltung des Schullebens und Öff-
nung von Schule (GÖS)“ seit 1988 „schulisches Ler-
nen (..) stärker auf die Lebenswelt der Kinder und
Jugendlichen beziehen und die spezifischen indivi-
duellen und sozialräumlichen Förderbedarfe berück-
sichtigen“. Dazu soll die Zusammenarbeit mit außer-
schulischen Partnern gesucht werden. „Lebenswelt-,
Handlungs- und Erfahrungsorientierung“ sind hier
zentrale Stichworte. Der Wechselwirkung von Wis-
sen und Handeln, der Mitverantwortung der Schüle-
rinnen und Schüler für den Lernprozess und dessen
Ergebnisse, aber auch dem sozialen Miteinander soll
mehr Raum gegeben werden21. Die Kooperationen
mit Vlothoer Schulen bewegen sich durchaus vor
diesem Verständnishorizont, wenn z. B. der stell-
vertretende Leiter des Gymnasiums, Herr Jörg Twe-
le feststellt: „Das kommunale Umfeld bietet mit sei-
nen dort vorfindbaren Einrichtungen, Gruppen und

Personen ein großes Potential an Lernorten, wo
Schülerinnen und Schüler Lerngegenstände konkret
und anschaulich erkunden und bearbeiten können.
Aus der vielfältigen und sehr guten Zusammenar-
beit unserer Schule mit Partnern vor Ort – hier: Stät-
te der Begegnung, Vlotho – erwachsen Chancen,
nicht nur das Wissen und die Erfahrungen außer-
schulischer Experten zu nutzen, sondern auch von
Seiten der Schule gezielt wiederum auf dieses Um-
feld und dessen Entscheidungsprozesse ein- und
rückzuwirken.“22 Die Zusammenarbeit mit der öf-
fentlichen Jugendhilfe, aber auch mit deren freien
Trägern, ist in den Vlothoer Schulen gute Praxis. Die
Einbeziehung von Schulsozialarbeit, von Maßnah-
men zur Gewalt- und Gesundheitsprävention sind
kein Tabu. So gab es im Falle der oben beschriebe-
nen Projekte eine enge Abstimmung auch mit der
öffentlichen Jugendhilfe, die mit einem Schreiben
die Konzeption begrüßte.

Wer macht was?
Streit um Aufgabenfelder?

Bevor Aufgaben doppelt oder in unscharfer Ab-
grenzung voneinander wahrgenommen werden,
sollten in Zeiten öffentlicher Finanznöte einerseits
und gleichzeitig steigender gesellschaftlicher Her-
ausforderung durch schwieriger werdende Sozia-
lisationsprozesse andererseits konzertierte Be-
darfsermittlungen und Planungsabsprachen üblich
werden.

Die drei Leistungsanbieter Schule, Weiterbildung
und Jugendhilfe zählen z. B. die „Vermittlung von
Schlüsselqualifikationen“ zu ihren Aufgabenfel-
dern. In einem aktuellen Arbeitspapier zu den För-
derbereichen nach §11 Abs. 2 des Weiterbildungs-
gesetzes NRW heißt es:
„Entwicklung gesellschaftlich und sozial relevanter
Schlüsselqualifikationen und entsprechender per-
sonaler Kompetenzen zur Bildung von bzw. Erhö-
hung der Partizipationsfähigkeit und Handlungsfä-
higkeit in Politik und Gesellschaft“ zählen u. a.
zum Aufgabenfeld der Politischen Bildung. 23 Der
Erwerb von Schlüsselqualifikationen ist ebenso
Thema in der aktuellen  Diskussion über ‚Jugend-
hilfe und Bildung'. 24

20  Zitiert nach FORUM Jugendhilfe, 4/2000, S. 39

21  Vgl. N. Reichel: „Gestaltung des Schullebens und Öffnung

von Schule“ in: Soziale Stadt,... S. 12 ff.)

22  Dokumentation: „Ohne Moos nix los“, S. 4

23  Überarbeitete Fassung der in der 2. Regionalkonferenz

Weiterbildung im Regierungsbezirk Detmold am 13. November

2001 behandelten Diskussionsvorlage

24  Vgl. R. Münchmeier/H.-U. Otto/U. Rabe-Kleberg (Hrsg): 

Bildung und Kompetenz. Kinder- und Jugendhilfe 

vor neuen Aufgaben, Opladen 2002
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ste ausschließlich bei der
WbE liegen. Davon abge-
sehen ist durch die unte-
re Altersbegrenzung von
16 Jahren eine Zusam-

menarbeit mit Schulen der Sekundarstufe I prinzi-
piell ausgeschlossen. Interessanterweise fragt ak-
tuell das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit des
Landes NRW in Zuständigkeit für die politische Bil-
dung nach dem WbG bei den geförderten Einrich-
tungen im Rahmen ihres Berichtswesens nach,
„wie es gelingen kann, die politische Partizipation
der Menschen durch Vernetzung der politischen
Bildung mit Schulen,(…) etc., zu erhöhen?“ 28

Zu den Differenzen zählen auch die sehr unter-
schiedlichen Finanzierungsstrukturen. Im Falle der
hier beschriebenen Projekte war von Bedeutung,
dass die Stätte der Begegnung als Initiator gleich-
zeitig eine komplette Finanzierung der geplanten
Arbeit einbringen konnte. So bestand die Förde-
rung in diesem Fall anteilig aus Mitteln der Bundes-
initiative Beteiligungsbewegung des BMFSFJ, der
Landeszentrale für politische Bildung, der Bertels-
mann Stiftung, der Nordrhein-Westfälischen Stif-
tung für Umwelt und Entwicklung und der Tutzin-
ger Stiftung zur Förderung der Umweltbildung. Die
Beschaffung solcher Mittel und der Nachweis ihrer
Verwendung werden in Zukunft schwieriger wer-
den und einen größeren Arbeitsanteil ausmachen.

Letztlich sind es u. E. immer Einzelpersonen, die in
Schule oder öffentlicher Verwaltung auch unter
unpassenden strukturellen Gegebenheiten für eine
sinnvolle Weiterentwicklung der Inhalte sorgen.
Deshalb können neue Herausforderungen am ehe-
sten dann erfolgreich entwickelt werden, wenn sie
von unten und vor Ort, am Bedarf orientiert und
durch die Zusammenführung der benötigten
Ressourcen unter Abstimmung der Rollen und Ar-
beitsaufgaben in überschaubaren sozialen Räumen
stattfinden.

Johannes Schröder arbeitet als Pädagoge 

an der Stätte der Begegnung e. V. und 

ist dort erreichbar unter der Adresse 

Oeynhausener Straße 5, 32602 Vlotho.

E-Mail: johannes.schroeder@staette.de

Kooperationsbedarf und Ressourcen-
orientierung

Die zwei oben beschriebenen Projekte machen auch
deutlich, dass die Stärken der außerschulischen Bil-
dung bei den Fragestellungen liegen, „die sich nicht
allein durch abstrakte Lernprozesse erschließen,
sondern einen lebendigen Bezug zur Lebenswirk-
lichkeit voraussetzen, der durch eigenes Tun und die
daraus gewonnen Erfahrungen genährt wird.“25

Hier können sich Jugendhilfe und Schule gegensei-
tig bereichern. „Für mich als Politik-Fachlehrerin
stellte das Projekt („Ohne Moos nix los“) nicht nur
eine spannende Art des Unterrichts dar, der über
den berühmten ‚Lehrbuchrand' hinausragte, son-
dern es zeigte mir auch wieder, mit wie viel Kreati-
vität und Begeisterung Schüler selbstbestimmt ler-
nen können.“26 Politische Jugendbildung in der
Stätte der Begegnung hat sich immer schon um eine
ganzheitliche Sichtweise, um die Integration von
kognitiven, sozialpädagogischen und handlungs-
orientierten Arbeitsweisen bemüht. Wenn es in Zu-
kunft darum gehen soll, dass in der Schule „die Ent-
wicklung sozialer, interaktiver und kommunikativer
Kompetenzen als Grundlage für Mitgestaltungspro-
zesse in einem demokratisch verfassten Gemeinwe-
sen (..) einen ganz neuen Stellenwert bekommen
wird“27, dann kann sich die außerschulische politi-
sche Jugendbildung mit ihren Möglichkeiten und
Erfahrungen sehr gut einbringen.

Offene Strukturfragen und Regelungsbedarfe

Bezüglich einer gelingenden Zusammenarbeit wer-
den alle Systeme ihre bisherigen Besitzstände und
Autonomietraditionen überdenken müssen. Es
gibt strukturelle Differenzen, die Kooperationen
erschweren. Dazu zählt die zeitliche Strukturie-
rung (Halbtagsunterricht, fester Stundenplan, Leh-
rerwechsel, …) auf Seiten der Schule, ebenso wie
die Lernortfestlegung in der außerschulischen Bil-
dung. Die Förderpraxis des WbG legte bislang
größten Wert auf eine strukturelle Abgrenzung
von Schule. So wurde inhaltliche Zusammenarbeit
dadurch erschwert, dass im Rahmen von nach dem
WbG geförderter politischer Bildung nicht mit
Klassenverbänden, nicht zu Unterrichtszeiten und
nicht zu schulischen Themenfeldern gearbeitet
werden durfte. Die inhaltliche Verantwortung mus-

25  Beschluss der Jugendministerkonferenz:

„Jugendhilfe in der Wissensgesellschaft, 17./18.05.2001

26  Dokumentation, S. 44

27  H. Schirp: Schülerdemokratie und Schulentwicklung. 

In: Schülerdemokratie, S. 48

Systeme müssen
bisherige Besitzstände
und Autonomietradi-
tionen überdenken

28  Schreiben vom 22.08.2002, S. 4



gleitung (vgl. dazu Eschler/Schäfer/Uhl 2003), die
im Dezember 2004 auch interessante Ergebnisse
vorzuweisen und dem Projekt insgesamt einen Er-
folg beschieden hatte; ob aber eine längerfristige
„Wirkung“ zu verzeichnen ist, lässt sich leider nur
ahnen.

Das Projektteam hat sich
in der Zwischenzeit neu-
en Aufgaben zugewandt,
die sich aus dem oben ge-
nannten dritten Ziel des
Projektes ergaben: weite-
re Verbesserung des de-
mokratischen Klimas an
den Schulen, die am Pro-
jekt beteiligt waren. Von
jeder der insgesamt fünf
Schulen hatten mehrere
Klassen teilgenommen.
Parallel zu den Semina-
ren wurden Fortbildungs-

seminare mit den Lehrern und Lehrerinnen durch-
geführt. Zwei Schulen (eine Regelschule und ein
Gymnasium) hatten sich besonders für diesen
Aspekt des Projektes interessiert und haben mit ei-
ner Vielzahl des Lehrpersonals an mehreren Fort-
bildungen teilgenommen. Mit diesen beiden Schu-
len ist das Projekt in eine neue, weiterführende
Phase gegangen. Zielstellung dieser Weiterfüh-
rung ist die Implementierung wesentlicher Projekt-
inhalte in den Schulalltag. Im Laufe des dritten Pro-
jektjahres haben die beiden Schulen ihr Interesse
bekundet, es nicht bei den positiven Erfahrungen
der drei Jahre für einige Klassen zu belassen, son-
dern weiter miteinander an einer Demokratisie-
rung des Schulalltags zu arbeiten. Auf der Basis
dieser Interessensbekundung haben die beiden
Schulen mit der EJBW eine zunächst zweijährige
Kooperationsvereinbarung unterzeichnet, die fol-
gende Elemente enthält:

1. Durchführung einer Projektwoche pro Schuljahr
in der Schule zum Thema „Demokratie und To-
leranz“ für alle Schüler und Schülerinnen der
oberen Klassen (ab Klassenstufe 8)

2. Durchführung einer Fortbildung pro Schuljahr
für das Kollegium der Schule

3. Qualifizierung von Lehrern und Lehrerinnen für
die Arbeit mit den Demokratie- und Toleranz-
trainingsprogrammen

4. Begleitung des Kollegiums bei der Weiterfüh-
rung der Arbeit an den Themen aus den Pro-
jektwochen

5. Durchführung von Trainingskursen für Schul-
klassen in der EJBW

Stephan Eschler berichtet über bisherige Erfahrun-
gen mit einem Kooperationsprojekt, an dem sich
eine Jugendbildungsstätte und verschiedene Thü-
ringer Schulen beteiligen. Es geht dabei um Demo-
kratie und Toleranz – Inhalte, die nicht nur über
Wissensvermittlung, sondern vor allem durch prak-
tische Übung erlebt werden sollen. In Seminaren in
der Jugendbildungsstätte werden Konflikte aus
dem Schulalltag thematisiert und bearbeitet, um
an den Beispielen aus der Lebenswirklichkeit der
Schüler und Schülerinnen zu lernen, was Demokra-
tie und Toleranz sind und wie sie im Umgang mit-
einander gelebt werden können.

Frühjahr 2005 – eine Vision

Die letzten „Nachwehen“ eines dreijährigen Pro-
jektes der Europäischen Jugendbildungs- und Ju-
gendbegegnungsstätte Weimar sind im Abklingen
und das Team des vormaligen XENOS-Projektes
steht vor neuen Herausforderungen. „Schule und
Ausbildung für Toleranz und Demokratie“ war der
durchaus mehrdeutige Titel des Projektes. Zwölf
verschiedene Schul- und Ausbildungsklassen aus
verschiedenen Thüringer Schulen haben an jeweils
drei fünftägigen Demokratie- und Toleranztrai-
nings in Weimar teilgenommen und eine Vielzahl
neuer individueller, aber auch gemeinsamer Erfah-
rungen gemacht. Die Trainings fanden auf der
Grundlage der bewährten Demokratie- und Tole-
ranztrainingsprogramme „Achtung (+) Toleranz“
(Ulrich 2001) und „Miteinander – Erfahrungen mit
betzavta“ (Ulrich 1997) statt. Drei wesentliche Zie-
le lagen dem Projekt zu Grunde:

1. mit den Jugendlichen sollten Fähigkeiten zum
eigenen demokratischen, toleranten Handeln
erarbeitet 

2. die Jugendlichen sollten beim Erwerb von sozia-
len Schlüsselqualifikationen für das eigene zu-
künftige Ausbildungs- bzw. Berufsleben unter-
stützt

3. und das demokratische Miteinander in den be-
teiligten Schulen sollte beeinflusst werden.

Die am Projekt beteiligten Jugendlichen haben in
der Zwischenzeit fast alle die nächste „Schwelle“
ihrer Lern- oder Arbeitsbiographie hinter sich und
sind (hoffentlich) in Ausbildungen, Studium oder
den Berufsalltag eingestiegen. Ob die Teilnahme
an dem Demokratieprojekt der EJBW ihnen bei
den neuen Herausforderungen hilfreich gewesen
ist, werden die Akteure des Projektes in Weimar
niemals wirklich erfahren. Zwar gab es eine auf-
wändige und ambitionierte wissenschaftliche Be-

Demokratie- und Toleranzerziehung 
in der Schule – eine Vision Stephan Eschler

SCHWERPUNKT

244

Es ist nichts grundsätz-
lich Neues behandelt
worden. Aber es sind
ein paar Dinge mal 
auf den Punkt ge-
bracht worden, die 
im Schulalltag schnell
verloren gehen. 
Ich würde eine solche
Fortbildung gern ein
zweites oder auch 
ein drittes Mal erleben
wollen.

Ein Schulleiter
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6. Begleitung der Schülervertretungen bei der Mit-
gestaltung des Demokratischen Miteinanders in
der Schule

7. Begleitung und Beratung der Schulleitung bei
der Umsetzung der Kooperationsvereinbarung
vor Ort.

Mit dieser Kooperation werden die unterschied-
lichen und oft so grundverschiedenen Kompeten-
zen, die in der schulischen und der außerschuli-
schen Bildungsarbeit liegen, zusammengeführt.
Nicht die Konkurrenz, sondern Kooperation – Mit-
einander – soll im Zentrum der Zusammenarbeit
stehen. Doch bis hierher war es ein langer, oftmals
mühevoller Weg. Er hat sich angesichts der nun
stattfindenden feierlichen Unterzeichnung der Ko-
operationsvereinbarung, bei der wegen der bil-
dungspolitischen Bedeutung sogar der Thüringer
Kultusminister anwesend ist, wirklich gelohnt - für
alle Beteiligten. Und der gemeinsame Weg, der nun
vor allen liegt, wird sich auch lohnen und seine Er-
folge zeigen, in dieser Hoffnung sind sich alle einig.

Was bisher geschah

Wie war es so weit gekommen? Die Beteiligung an
dem Projekt ergab sich bei beiden Schulen eher zu-
fällig. In einem Fall war es eine engagierte Lehre-
rin, die nach einer Fortbildung in Weimar in der
Schulleitung begeistert von der Arbeit und den
Planungen für das Projekt erzählte. Sofort wurde
von der Schulleiterin ein „Bewerbungsschreiben“
aufgesetzt, und bald war die Schule als eine der er-
sten Partner beteiligt. Im zweiten Fall waren es die
Koordinierungsstelle Gewaltprävention beim Thü-
ringer Innenministerium und das zuständige Schul-
amt, die an die Schule verwiesen, sie galt als be-
sonders offen für die Beteiligung in verschiedenen
Projekten. Auch dort war der Schulleiter von An-
fang an sehr angetan von der Idee und wollte die
Schule gern dabei haben. Auf was sich beide Schu-
len aber mit diesem Projekt einließen, das wusste
zum damaligen Zeitpunkt noch niemand so recht.

Im Mittelpunkt des Projektes standen Trainingskur-
se für die Jugendlichen. Dazu, und das war eine
Teilnahmebedingung für die Schulen, sollten die
Klassen in jedem Schuljahr zu einem Seminar für
fünf Tage nach Weimar kommen. Dabei war wich-
tig, dass die Jugendlichen aus ihrem gewohnten
Alltag herauskommen und die Zeit während des
Seminars nicht nur in den Arbeitseinheiten, son-
dern auch in der Freizeit miteinander verbringen
konnten. Die Seminare sollten aber nicht als Klas-
senfahrten verstanden, sondern die dafür notwen-

dige Zeit musste von den Schulen zur Verfügung
gestellt werden. Ein weiterer wichtiger Aspekt war
die Freiwilligkeit der Teilnahme, die eine wichtige
Grundvoraussetzung für das Gelingen von außer-
schulischer Bildungsarbeit ist.
In allen in Frage kommenden Klassen wurde das
Projekt durch Mitarbeiter der EJBW vorgestellt. Nur
wer wirklich Interesse und auch Lust hatte, an den
Trainings teilzunehmen, sollte auch nach Weimar
kommen. Für diejenigen, die dazu nicht bereit wa-
ren, sollten mit den Schulleitungen alternative Lö-
sungen für die Zeit in Weimar gefunden werden.

Im ersten Seminar, das als „Einführungsseminar“
konzipiert war, wurden Übungen aus verschiede-
nen Trainingsprogrammen zur Demokratie- und
Toleranzerziehung mit Methoden aus dem biogra-
phischen und sozialen Lernen sowie einigen erleb-
nispädagogisch orientierten Interaktionsübungen
kombiniert. Die Klasse als ganze, aber auch jede/r
einzelne Schüler/in standen im Mittelpunkt dieses
ersten Seminars. Die Übungen dienten auf der ei-
nen Seite dazu, die individuellen Persönlichkeiten
in einer Klasse gegenseitig wahrzunehmen und zu
respektieren und auf dieser Grundlage gemeinsam
Aufgaben zu bewältigen, die Kooperation erfor-
derten und auf Zusammenhalt angewiesen waren.
Auf der anderen Seite gab es erste Auseinanderset-
zungen mit den Kerninhalten des Projektes. Um ei-
nen roten Faden für das Gesamtprojekt zu ent-
wickeln, brauchte es genügend Raum, und der bot
sich in einer Woche. Keine der Klassen hatte bisher
einen solch intensiven inhaltlichen Austausch mit
sich selbst und dem Thema „Demokratie und Tole-
ranz“. Alle Einführungsseminare waren geprägt von
dem großen Wunsch nach einem guten Zusammen-
halt in der Klasse; jede kritische Frage in den Refle-
xionsrunden zu den „doch so gut gelaufenen Inter-

aktionsübungen“ wurde
als irritierend erlebt oder
gar abgelehnt. Es brauch-
te auch hier viel Zeit, da-
mit sich die Jugendlichen
auf den erforderlichen
Diskurs wirklich einlassen
konnten.

Im zweiten Seminar stand
die Herausforderung der
Toleranz im Mittelpunkt.
Eine Grundannahme des
Trainingsprogrammes
„Achtung (+) Toleranz“
(auf dessen Grundlage das
zweite Training des Pro-
jektes konzipiert war) be-

SCHWERPUNKT

Das erste Seminar 
hat mir das Leben ge-
rettet in der Klasse.
Ich bin sehr naiv in 
die Klasse hineinge-
gangen und habe
nicht gesehen, was 
da so abgeht. Wir 
waren schnell sehr zer-
stritten und Weimar
hat das alles irgend-
wie auf den Nullpunkt
gebracht, man konnte
danach von vorne 
beginnen im Umgang
miteinander.

Eine Schülerin



die an dem Seminar interessiert waren, zu unter-
stützen. In den Gesprächen mit der Klasse stellte
sich heraus, dass diese Störungen zum schuli-
schen Alltag gehören – in fast allen Unterrichts-
stunden traten die gleichen Schüler störend in
Aktion, nur bei der Klassenlehrerin nicht. Auf
Grund mangelnder Kommunikation im Kolle-
gium der Schule war das Thema bisher dort nicht
erörtert worden. Auch wenn es in diesem Mo-
ment wegen der harten Sanktionen eine bittere
Erfahrung für alle Beteiligten war, ist vor allem
die Schule im Nachhinein dankbar, dass dieser
Konflikt öffentlich gemacht werden konnte, der
ohne das Seminar vermutlich weiter verborgen
geblieben wäre – auf Kosten der lernbereiten
und -interessierten Schüler und Schülerinnen.

■ In einer dritten Klasse kam es während des Auf-
enthaltes in Weimar zu einem Konflikt zwi-
schen einigen Schülern und Schülerinnen und
der Klassenlehrerin. Grund war, dass die (zu-
nächst durch die Lehrerin vorgegebene, aber
unwidersprochen hingenommene) Nachtruhe-
Regelung nicht eingehalten wurde. Musik und
Partylärm in den Zimmern gingen bis in den frü-
hen Morgen, am nächsten Morgen kamen die
Jugendlichen übermüdet und die Lehrerin ge-
nervt in den Seminarraum. Zwischen dem Team
und ihr wurde vorab besprochen, dass diese An-
gelegenheit  im Seminar öffentlich und nicht in
einer internen Runde (ohne das Team) bespro-
chen werden sollte – eben weil es unmittelbar
zum Thema des Trainings gehörte. Nach einer
über einstündigen Diskussion einigten sich alle

einvernehmlich dar-
auf, dass vom zweiten
Abend an die Nachtru-
he um 45 Minuten
später festgelegt wur-
de. Fortan hielten sich
alle an die Regelung,
wohl auch, weil sie
miteinander wirklich
errungen worden war
– gemeinsam mit der
Lehrerin und mit Hilfe
des Teams. Auch dies

eine Chance, die Schule (bisher) nicht hat – wer
kann sich im Schulalltag die Zeit nehmen, einen
Regelverstoß so ausführlich zu diskutieren?

Alle diese Konflikte und Auseinandersetzungen
waren praktisches „Arbeitsmaterial“ für die Traine-
rinnen und Trainer, mit dem gearbeitet wurde und
an denen die wichtigen Erkenntnisse aus dem Se-
minar gespiegelt werden konnten. Wichtigstes
Grundprinzip in den Trainings war, dass alle auftre-

steht darin, dass sich die Frage nach einem toleran-
ten Verhalten im zwischenmenschlichen Bereich in
Konfliktsituationen stellt. Wenn in einem Konflikt
dem Gegenüber mit einer inneren Haltung begeg-
net wird, die auf einer Anerkennung des glei-
chen Rechts auf Freiheit beruht, dann wird im
Falle einer speziell für die Demokratie- und Tole-
ranzerziehung entwickelten Definition des Begriffs
von Toleranz gesprochen (BFP 2000). Diese innere
Haltung kann erlernt und eingeübt werden, und
das will das Trainingsprogramm mit Hilfe einer
Partnerschaftlichen Kommunikation ermöglichen.
Deren Praxis setzt jedoch Kenntnisse über Kommu-
nikation voraus. Das Konzept für das zweite Semi-
nar enthielt deswegen zunächst viele eher theore-
tische Arbeitseinheiten. Neben der Vermittlung
von Grundlagen der Kommunikation wurden Defi-
nitionen zu den Begriffen „Konflikt“ und „Ge-
walt“ mit den Teilnehmenden erarbeitet, die wich-
tig sind, um die bereits erwähnte Definition des
Begriffs „Toleranz“ verstehen zu können. Zugleich
wurde mit eher spielerischen Übungen versucht,
Zugänge zu den Themen zu finden. Der Partner-
schaftliche Dialog (Hilfreiches Zuhören und Not-
wendige Konfrontation) wurde eingeübt. Das ge-
schah sehr alltagsnah am Beispiel von Themen
oder Konflikten, die die Klassen selbst mit in das
Seminar brachten. Dazu einige Beispiele :

■ In einer Klasse gärte schon länger ein Konflikt
um die geplante letzte gemeinsame Klassen-
fahrt; einige Schülerinnen hatten schon wo-
chenlang kein vernünftiges Wort mehr mitein-
ander gesprochen, waren sich aus dem Weg
gegangen oder hatten latente Feindseligkeit
gegeneinander entwickelt. An diesem Konflikt-
stoff wurde im Verlauf des Seminars immer wie-
der unter verschiedenen thematischen Aspek-
ten gearbeitet, die das Programm anbot, und
am Ende waren einige Ebenen bearbeitet und
hier und da auch bereits geregelt.

■ Immer wieder kam es zu Konflikten in den Grup-
pen oder zwischen verschiedenen Gruppen, die
gleichzeitig im Haus waren. So zeigte sich in ei-
ner Klasse, dass einige neu hinzu gekommene
Schüler eigentlich kein Interesse an den Seminar-
themen hatten und dies durch massivstes Stören
auch kundtaten. Damit behinderten sie die Be-
teiligung und das Lernen für die anderen in der
Klasse (die alle schon das zweite Mal dabei wa-
ren) so massiv, dass nach einer Abendeinheit
zwei Schülerinnen ankündigten, am nächsten
Morgen abzureisen. Zwischen der Projektlei-
tung, dem Seminarteam und der Klassenlehre-
rin wurde die Entscheidung gefällt, die stören-
den Schüler zu sanktionieren und diejenigen,
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Meine Kolleginnen
und ich sind uns einig:
wir sind dankbar, 
dass ein alltäglicher
Konflikt, den wir nicht
gesehen hatten bisher,
durch das Seminar hier
und Dank des Projek-
tes an die Oberfläche
gekommen ist.

Ein Lehrer



247

tenden Konflikte demokratisch geregelt werden
und die Jugendlichen somit auch immer wieder ei-
ne für sie sicherlich ungewohnte Umgangsweise
mit Konflikten erleben konnten.

Das dritte Seminar mit Methoden aus dem aus Is-
rael stammenden Programm „betzavta – miteinan-

der“ stellt das Thema
„Demokratie“ in den
Mittelpunkt aller Übun-
gen und Diskussionen
(diese Trainingsreihe be-
ginnt erst im Spätherbst
2003). Wieder geht es
dabei um die innere Hal-
tung der gegenseitigen
Anerkennung des glei-
chen Rechts auf Frei-
heit. Diese stellt nicht
nur die Klammer zwi-
schen den beiden ange-
wandten Trainingspro-
grammen dar, sondern
ist auch der rote Faden,
der sich durch das Pro-
jekt „Schule und Ausbil-
dung für Toleranz und

Demokratie“ zieht. Ausgehend von erlebter und
erfahrener Demokratie im Alltag des Trainings sol-
len die Jugendlichen Demokratie als Lebensform
entdecken und demokratische Entscheidungsfin-
dungen erlernen und einüben können. Mit einem
Blick auf gesellschaftliche Ungerechtigkeiten und
Diskriminierungen soll ein weiterer wichtiger
Aspekt Politischer Bildung aufgegriffen und damit
zum demokratischen Handeln angeregt und ermu-
tigt werden. Daraus kann partizipative Mitgestal-
tung erwachsen und zu einer gemeinsamen Gestal-
tung der Demokratie als Staatsform führen.

Von den Chancen einer Kooperation

Die wichtigsten Chancen, die eine Bildungsstätte
als Träger außerschulischer Politischer Bildung hat,
sind zum einen die längerfristige Zusammenarbeit
mit Schulen und die Möglichkeit, dass die Teilneh-
menden mehrfach zu den Trainings kommen kön-
nen. Ein Zustand, von dem oft geträumt wird: nicht
nur kurzzeitpädagogische Angebote zu machen,
sondern mittel- und längerfristige pädagogische
Interventionen nicht nur in den Schulen, sondern
ergänzend zum Schulalltag anzubieten. Zum ande-
ren können und sollten in einem solch langfristi-
gen Projekt die Aktivitäten nicht nur auf die Schü-
ler und Schülerinnen begrenzt bleiben, sondern

das Gesamtsystem Schule muss in den Blick genom-
men werden. Lehrerinnen, Lehrer, die Schulleitung
und Eltern sollten in die Prozesse der Schulentwick-
lung unter dem Gesichtspunkt der Verbesserung
des demokratischen Miteinanders einbezogen wer-
den. Eine solche Kooperation muss systemisch an-
gelegt sein, sie kann und darf sich nicht auf Symp-
tombearbeitung in Einzelfällen beschränken. Das
insgesamt überschaubare Gemeinwesen Schule
kann somit als Testfall für das Einüben von Demo-
kratie und Toleranz auch in der Gesellschaft ver-
standen werden. Oder, um mit John Dewey zu
sprechen, der Schule als „embryonic society“, eine
Gesellschaft im Kleinen beschreibt (Dewey 1986).

Für die Schule ist durch die Konzeption der Trai-
nings und vor allem durch den Umgang mit ganz
alltäglichen Konflikten erkennbar geworden, wel-
che Bedeutung ein solches Projekt hat und an wel-
chen Stellen Schule von einer solchen Kooperation
durchaus profitieren kann:

1. Die Jugendlichen konnten erleben und später
auch nachvollziehen, dass die zuvor doch eher
abstrakt behandelten Themen plötzlich einen
unmittelbaren Alltagsbezug bekamen. Viele Dis-
kussionsrunden in den Übungen wurden von
den Teilnehmenden als langatmig und ermü-
dend wahrgenommen. Sie sehnten sich oft nach
den bewegungsreicheren Interaktionsübungen
aus dem Einführungsseminar im ersten Projekt-
jahr. Doch mit der Bearbeitung der für sie per-
sönlich relevanten Themen und Konflikte spür-
ten sie, dass sie das in den vorangegangenen
Übungen Erfahrene und Erlernte ganz hautnah
und alltagspraktisch einsetzen konnten und
dies auch wollten. Damit war die wichtige und
unverzichtbare Verbindung zwischen Theorie
und Praxis hergestellt und vor allem nachvoll-
ziehbar. Solange Themenfelder wie „Konfliktbe-
arbeitung“, „Partnerschaftliche Kommunikation“,
„Toleranz“ und „Demokratisches Miteinander“
nur Randerscheinungen im Schulalltag sind und
vom guten Willen und dem Engagement von
Lehrern und Lehrerinnen abhängen, solange
wird Schule diese lebenspraktische Relevanz in
diesem Bereich nicht erreichen können.

2. Die zur Verfügung stehende Zeit ist ein wesent-
licher Vorteil, den die außerschulische Bildung
hat. Im zweiten und dritten Seminar konnte an
das angeknüpft bzw. darauf aufgebaut werden,
was die Klassen in den vorangegangenen Trai-
nings gelernt, erlebt und erfahren hatten. Die
Möglichkeit, sich auch wirklich Zeit nehmen 
zu können, ist eine der großen Chancen, die
außerschulische Bildungsarbeit gegenüber der
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Ich könnte mir nicht
vorstellen, über solche
Dinge mit Lehrern zu
sprechen, auch nicht
mit denen, zu denen
ich eigentlich Vertrau-
en habe. Die Teamer
hier gehen ganz an-
ders mit uns um, viel
freundschaftlicher. Sie
wissen zwar mehr und
können uns auch et-
was vermitteln, sie tun
das aber ganz anders,
nicht so von oben her-
ab, sondern partner-
schaftlicher.

Eine Schülerin



Institution Schule und den darin Tätigen abgebaut
worden. Gleiches ist sicherlich auch bei vielen der
Lehrerinnen und Lehrer in umgekehrter Richtung
geschehen. Auch wenn es keine allseitige „Liebes-
erklärung“ gegeben hat, so hat doch eine große
und wichtige Annäherung stattgefunden. Dies war
nicht einfach, vor allem für die Lehrerinnen, die ih-
re Klassen begleitet haben nach Weimar. Die Pro-
jektleitung hatte entschieden, dass im ersten Jahr
die Seminare in Abwesenheit der Lehrerinnen oder
Lehrer durchgeführt werden sollten. Diese Ent-
scheidung war damals vor dem Hintergrund von
vorher immer wieder erlebten z. T. sehr problema-
tischen Situationen gefallen: wenn Lehrkräfte bei
Seminaren anwesend sind und dann sogar die Lei-
tungsrolle an sich reißen wollen; wenn sie Teilneh-
mende verunsichern allein durch ihre Anwesenheit
oder wenn Entscheidungen von Teams widerspro-
chen wird und sogar hinter dem Rücken der Teams
Absprachen mit Klassen getroffen werden, die den
Seminarablauf berühren. Diese Entscheidung wur-
de sehr unterschiedlich aufgenommen. Einigen
kam sie gelegen, sie wurde sogar unterstützt, an-
dere waren verunsichert angesichts der Perspekti-
ve, nun die ganze Woche in Weimar tagsüber frei
zu haben. Doch es blieb bei dieser Entscheidung
vor allem, um den Teams zu ermöglichen, über-
haupt erst einmal ein Vertrauensverhältnis zu den
Klassen aufbauen zu können, denn schließlich wa-
ren sie Fremde für die Jugendlichen. Bis hin zu hef-
tigen Auseinandersetzungen und Kontroversen
gab es aber auch Reaktionen wie: „Sie diskriminie-
ren Lehrer“ – ein Satz, der in der allerersten Semi-
narwoche die Kritik zuspitzte. Dieser Satz ergab

sich aus der tiefen Verun-
sicherung darüber, was
in einem solchen Semi-
nar mit „meinen“ Schü-
lern gemacht wird. Das
Projekt, die Trainer und
Trainerinnen wurden als
Konkurrenz empfunden,
es bestand die Sorge,
dass Probleme aufgeris-
sen werden könnten, mit
denen im Schulalltag
später die Lehrerinnen
und Lehrer wieder allein
umgehen müssten und
sich dadurch vielleicht
überfordert fühlten.

Das hat sich im weiteren Verlauf des Projektes sehr
verändert. Vom zweiten Seminar an waren die be-
gleitenden Lehrerinnen bzw. Lehrer bei den Trai-
nings dabei – als Teilnehmende im Gesamtprozess –

Schule hat. Auch wenn es durchaus sehr konkre-
te Zielvorgaben für die Lern- und Bildungspro-
zesse in der Demokratieerziehung gibt, sind sie
etwas anderes als die harten Lehrplananforde-
rungen im Schulalltag.

3. Auch wenn in den Trainings bei weitem nicht alle
Konflikte bearbeitet werden können, die inner-
halb einer Klasse oder mit anderen Klassen oder
mit Lehrkräften bestehen, wird am exemplari-
schen Bearbeiten einzelner Konflikte doch deut-
lich, dass und wie es funktionieren kann. Damit
werden Erfahrungen ermöglicht und Hand-
werkszeug vermittelt, das im Alltag nützlich sein
kann. Oft wird später auf ganz einfache Dinge
(Redeball, ausreden lassen, alle anhören) zurück-
gegriffen, um schneller und konstruktiver zu 
Lösungen zu kommen. Wenn Lehrerinnen und
Lehrer sich an diesen Diskursen beteiligen und
sie befördern können, weil sie über eigene Me-
thodenkompetenz im „demokratischen Spiel“
verfügen, werden sie entdecken, dass eine an-
dere, neue Streitkultur möglich ist und gemein-
same Konfliktregelung allen etwas bringt.

4. Demokratie lohnt sich und führt weiter – diese
Grundhaltung haben die Trainerinnen und Trai-
ner in den Seminaren mit den Gruppen gemein-
sam versucht zu leben; gemeinsam mit den Ju-
gendlichen oder eben miteinander. Von diesen
Erfahrungen leben die Teilnehmenden, und sie
könnten sie von ihren LehrerInnen ebenso ein-
fordern. Warum sollte nicht ansatzweise auch
im Schulalltag möglich sein, was im Rahmen des
Projektes selbstverständlich ist: sich als Partner
wahr- und ernst nehmen? Nach unserem Ver-
ständnis bedeutet Demokratie lernen wesent-
lich mehr als nur das bloße Kennen lernen de-
mokratischer Strukturen und geht vor allem
über das übliche Verständnis der Demokratie als
Staatsform hinaus, wie es im Wesentlichen im
Politikunterricht an Schulen vermittelt wird. Die
Frage nach Demokratie und demokratischen
Verhaltensweisen stellt sich im Alltag in der
Schule oder in der Familie und nicht nur in der
großen Politik. Die Chancen von Demokratie zu
entdecken und sie als Lebensform zu erlernen,
zu erleben, wie Alltagskonflikte demokratisch,
gleichberechtigt und unter der Maßgabe eines
toleranten Verhaltens geregelt werden können,
das ist nicht oder kaum nur durch Wissensver-
mittlung möglich. Es braucht die tägliche Inter-
aktion, das Einüben von Demokratie.

Im Verlauf des Projektes haben alle Beteiligten viel
gelernt. Auf der Seite der Projektverantwortlichen
und bei den Trainerinnen und Trainern sind man-
che Vorbehalte und auch Vorurteile gegenüber der
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Vor allem die Mädchen
aus den beteiligten
Klassen fallen im All-
tag bei uns dadurch
auf, dass sie viel mehr
Selbstsicherheit be-
kommen haben und
das verdanken sie und
wir dem Projekt. Zum
Teil ist es das erste
Mal, dass die Jugend-
lichen solche wirklich
partnerschaftlichen Er-
fahrungen miteinan-
der machen können.

Ein Schulleiter
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und haben somit die gleichen Lernerfahrungen
machen können wie ihre Schüler und Schülerin-
nen. Der wichtigste Aspekt dabei war für sie, dass
sie gemeinsam mit den Schülerinnen und Schülern
Erfahrungen gemacht haben, die hoffentlich im
Schulalltag weiter wirken können.

Zurück in die Zukunft

Das alles liegt im Frühjahr 2005 hinter uns. Was be-
deutet es für die Zukunft der Kooperation zwi-
schen einer Bildungsstätte und Thüringer Schulen?
Mit der Umsetzung der Kooperation in den beiden
Schulen werden alle vor Ort Beteiligten und Be-
troffenen spüren, wie wichtig es sein kann, den
Unterricht frei zu machen von Konflikten, die zwi-
schen einzelnen Personen oder Gruppen bestehen
und den Alltag in der Schule nur behindern. Schon
bei den ersten Auswertungen der Wissenschaft-
lichen Begleitung wurde deutlich, dass die tatsäch-
lich belastenden Konfliktsituationen und die am
deutlichsten erlebte Konfliktbetroffenheit bei den
Teilnehmenden im Projekt nicht die körperliche
Gewalt zwischen Schülern ist, sondern Aspekte wie
Ungerechtigkeit, Vorurteile, Demütigungen, Riva-
lität untereinander, Schülerverhalten eine viel grö-
ßere Rolle spielen (vgl. Eschler/Schäfer/Uhl 2003).
Innerhalb der durch die Kooperation ermöglichten
Lernformen außerhalb der Schule und vor allem
vor Ort wird es möglich sein, an diesen unter-
schwellig vorhandenen aber dennoch massiv
blockierenden Konflikten zu arbeiten, offensiv an
einer Regelung zu arbeiten und damit den Unter-
richt freizuhalten für die wichtigen Themen, Lern-
inhalte und Anforderungen.
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„Mach bloß keinen Stress“
Wie Haupt- und RealschülerInnen 
zu Peer-Group-MediatorInnen ausgebildet werden Susanne Blome/Marko Fürstenow/Peter Ogrzall

Im Mittelpunkt des Beitrags stehen Kooperations-
projekte mit Berliner Schulen, in denen es um die
Qualifizierung von Schülern und Schülerinnen für
Mediationen in der Schule geht. Beschrieben wer-
den die einzelnen Schritte der Qualifizierung, die
dabei eingesetzten Methoden und die Erfahrungen
bei der Realisierung der Projekte. Deutlich wird
aber auch, unter welchen Voraussetzungen diese
Projekte überhaupt erst möglich sind und welche
Unterstützung sie brauchen, um langfristig wirken
zu können. Der Motivation der Jugendlichen und
dem Engagement der Lehrer und Lehrerinnen
kommt dabei große Bedeutung zu.

„Demokratie ist nicht allein durch Lesen zu erfah-
ren, sondern bedarf der Einübung und Erfahrung
im alltäglichen Leben. Ohne eigene Erfahrungen
der Macht und Ohnmacht, der Mehrheits- und
Minderheitsposition, der Verantwortung und der
Bindung, d. h. ohne das Erleben von individuellen
und kollektiven Aushandlungsprozessen, können
demokratische Verfahrensweisen keine kognitive
und emotionale Akzeptanz finden.“

Sehr eindringlich beschreibt der 9. Jugendbericht
die Notwendigkeit von Handlungsfeldern, in de-
nen Jugendliche die Möglichkeit haben, überwie-
gend rational Erlerntes auch in der eigenen Le-
benswirklichkeit „anzuwenden und umzusetzen“.
Diese Forderung gilt gerade auch für die außer-
schulische politische Bildung.

Politische Jugendbildung muss hier, in weit höhe-
rem Maße als bisher, Verantwortung übernehmen.
Begriffe wie Partizipation und Emanzipation wer-

den zu leeren Hüllen,
wenn nicht der Versuch
gemacht wird, die in der
Seminararbeit entwickel-
ten exemplarischen Zu-

gänge weiterzuführen und daran mitzuwirken,
dass Rahmenbedingungen entstehen, in denen die
erlernten Fähigkeiten in der Lebenswirklichkeit
umgesetzt werden können.

Das Spektrum der sich daraus ergebenden prakti-
schen Konsequenzen wird der unterschiedlichen
Lage, Zielgruppe, Methoden usw. entsprechend
sehr differenziert sein müssen. Eins allerdings ha-
ben alle diese Versuche gemeinsam: Teile der zu
leistenden Bildungsarbeit werden in Zukunft
außerhalb der Einrichtung Jugendbildungsstätte
stattfinden müssen. 

Vor diesem Hintergrund hat die Jugendbildungs-
stätte Kaubstraße in den vergangenen Jahren meh-
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rere Versuche zur Entwicklung neuer Arbeitsansätze
unternommen. Der Bogen reicht dabei vom ver-
suchten Aufbau einer stadtteilorientierten Jugend-
bildungsarbeit in Kooperation mit einer Jugend-
freizeiteinrichtung bis zur Mitwirkung in einem
einjährigen Berufsorientierungsprojekt für Jugend-
liche zu Lebensplanung, Qualifizierung und Be-
schäftigungsorientierung gemeinsam mit einem öf-
fentlichen Träger der Jugendhilfe, dem Arbeitsamt
und einem anderen freien Träger der Jugendarbeit.

Zu den wesentlichsten Kooperationspartnern unse-
rer Einrichtung gehören Schulen unterschiedlicher

Schultypen, in aller Regel
Haupt-, Real- oder Ge-
samtschulen. 
Bei den in diesem Bei-
trag beschriebenen Pro-

jekten handelt es sich um zwei Beispiele einer Ko-
operation zwischen Jugendhilfe und Schule, die
unterstützt wurden vom Sonderprogramm Xenos -
Leben und Arbeiten in Vielfalt. Ziel ist die Ausbil-
dung von Jugendlichen zu Peer-Group-MediatorIn-
nen. Das heißt, die ausgebildeten Jugendlichen
sollen in die Lage versetzt werden, selbstständig
und eigenverantwortlich auftretende Konflikte
wahrzunehmen, friedliche Auseinandersetzungen
zu moderieren und damit Verständigungs- und
Kommunikationsprozesse anzustiften.

Mediation kann Schule verändern

An der Peer-Mediations-Ausbildung in der Jugend-
bildungsstätte Kaubstraße haben Jugendliche von
zwei Berliner Oberschulen teilgenommen: Schüler
und SchülerInnen der achten und neunten Jahr-
gangsstufe einer Hauptschule in Berlin Neukölln
(Kepler-Oberschule). Ausgebildet wurden insge-
samt 15 Jugendliche, davon neun Mädchen und
sechs Jungen. Drei Mädchen und zwei Jungen sind
nicht-deutscher Herkunft. Von der kombinierten
Haupt- und Realschule in Berlin Reinickendorf
(Eyth-Lindhorst-Oberschule) nahmen Schüler und
Schülerinnen der siebten und achten Jahrgangsstu-
fe teil. Ausgebildet wurden insgesamt 22 Jugendli-
che, davon 13 Mädchen und neun Jungen. Davon
sind zwei Mädchen nicht-deutscher Herkunft.

Mit beiden Schulen gibt es seit Jahren eine enge
Zusammenarbeit, die sich bisher jedoch auf kurz-
zeitpädagogische Seminare bezog. In den Semina-
ren spielte das Thema Umgang mit Konflikten eine
zentrale Rolle und bei den Schulen gab es das Inter-
esse, längerfristig an diesem Thema zu arbeiten.
Die Kepler Schule verfügt zudem über eine Schul-

Schule als wesent-
licher Kooperations-
partner

Erlernte Fähigkeiten
in Lebenswirklichkeit
umsetzen können
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qualifizieren und ihre kommunikativen und sozia-
len Kompetenzen stärken. Dies kommt den Erwar-
tungen der Jugendlichen entgegen, die als Motiva-
tion für die Teilnahme an dem Mediationsprojekt
häufig den Wunsch zur Veränderung ihres eigenen
Konfliktverhaltens nannten.

Durch die Mediationsschulung sollen die Jugend-
lichen in ihrer Konfliktwahrnehmung sensibilisiert
werden, verstehen, wie Konflikte sich anbahnen
und eskalieren können und in welchem Zusam-
menhang sie mit Hierarchien und gesellschaft-
lichen Machtverhältnissen stehen. Ein weiterer
wichtiger Ausbildungsinhalt sind auch geschlechts-
spezifische Aspekte in Konflikten und im Konflikt-
verhalten. Das Mediationsprojekt soll langfristig in
den Schulalltag implementiert und durch Berichte
und Fortbildung im Kollegium weiter stabilisiert
werden. Die MediatorInnen werden von uns unter-
stützt, das Projekt in und außerhalb der Schule bei
Veranstaltungen vorzustellen und zu präsentieren. 

Langfristig wollen wir dadurch erreichen, dass sie
sich für das Klima an der eigenen Schule und in ih-
ren sonstigen Lebensbereichen mitverantwortlich
fühlen, wir wollen ihre eigenen Ressourcen und Fä-
higkeiten stärken und sie in die Lage versetzen, Po-
sition zu beziehen und ihre eigene Meinung zu ver-
treten. Durch das Mediationsprojekt sollen den
Jugendlichen Verantwortung und Gestaltungsmög-
lichkeiten an ihrem Lernort Schule übertragen und
damit Partizipation praktisch erfahrbar werden.

Stärken betonen statt Schwächen

Die Ausbildung der Jugendlichen umfasst 50 Aus-
bildungsstunden. Der erste Teil der Ausbildung –
ein sechstägiges Seminar – findet in der Jugendbil-
dungsstätte Kaubstraße statt, vormittags und
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station, deren MitarbeiterInnen ebenfalls an einer
intensiveren Zusammenarbeit interessiert waren. 

Zur Einführung in unser
Projekt veranstalteten wir
mit den Kollegien der
beiden Schulen einen

Studientag und eine Abstimmung, in der sich je-
weils eine Mehrheit des Kollegiums für den Start
eines Mediationsprojektes an ihrer Schule aus-
sprach. Danach informierten wir die Schüler und
Schülerinnen über das Vorhaben. Alle Jugend-
lichen der achten und neunten (bzw. siebten und
achten) Jahrgangsstufe konnten sich für die Teil-
nahme an der Ausbildung bewerben. Es gingen
mehr Bewerbungen ein, als wir annehmen konn-
ten. Die Auswahl wurde vom Ausbildungsteam der
Kaubstraße gemeinsam mit den begleitenden Leh-
rerInnen des Mediationsprojekts sowie den Klas-
sen- und FachlehrerInnen getroffen. Wichtig bei der
Auswahl der Jugendlichen war uns, dass die Ausbil-
dungsgruppe die Zusammensetzung der Schüler-
schaft widerspiegelt, sich also möglichst alle Grup-
pen von Jugendlichen an der Schule durch die
Projektgruppe vertreten sehen. Dies bedeutete 
z. B., dass wir eine möglichst gleiche Anzahl von
Jungen und Mädchen, Jugendlichen deutscher und
nicht-deutscher Herkunft, leistungsstärkeren und
leistungsschwächeren, schüchternen wie dominant
auftretenden SchülerInnen ausbilden wollten. Bei
den SchülerInnen nicht-deutscher Herkunft, be-
sonders bei den Jungen, gestaltete es sich schwie-
rig, sie für das Mediationsprojekt zu gewinnen. Bei
den folgenden Ausbildungsgängen werden wir ver-
suchen, mehr TeilnehmerInnen dieser Gruppe für
das Mediationsprojekt anzuwerben. Für eines unse-
rer Mediationsprojekte findet zurzeit eine Evaluie-
rung statt, durchgeführt von der Freien Universität
Berlin, von der wir uns weitere Anregungen für die
Fortführung unserer Arbeit erhoffen. 

Jugendliche wollen Konflikte gewaltlos lösen

Unser Hauptziel ist es, die Jugendlichen als Peer-
MediatorInnen auszubilden. Dies beinhaltet, dass
sie mit den fünf Phasen einer Mediation vertraut
werden und sie in Rollenspielen und begleitenden
Übungen intensiv einüben. Wir möchten den Ju-
gendlichen damit Alternativen anbieten zu den ge-
walttätigen Formen von Konfliktlösungen, die sie

aus ihrem Alltag kennen,
sie in der Moderierung
von Konflikten sowie in
der Reflexion ihres eige-
nen Konfliktverhaltens

Mehr Bewerbungen
als angenommen 
werden können

Alternativen 
zu gewalttätigen 
Konfliktlösungen 
kennen lernen

Die künftigen Mediatoren
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nachmittags sind je drei Stunden Seminar, abends
werden gemeinsame Gruppenaktivitäten von den
begleitenden LehrerInnen des Projekts angeboten.
Die LehrerInnen nehmen als BeobachterInnen an
den Seminareinheiten teil, die Verantwortung für
die Ausbildungsinhalte liegt bei den TrainerInnen
der JBS Kaubstraße e. V.. Im Anschluss an die Aus-
bildungswoche folgen drei Projekttage, an denen
die Inhalte der Ausbildung vertieft werden, sowie
die gemeinsame Projektplanung mit den bereits im
Jahr davor ausgebildeten MediatorInnen. Bei einer
großen Feier an der Schule erhalten die Jugend-
lichen dann ihr Zertifikat, das sie zu Mediationen
zwischen Jugendlichen an ihrer Schule berechtigt.
Das Ausbildungsteam nimmt nach der Zertifikats-
übergabe auf Anfrage an der 14tägig stattfindenen
Mediations-AG teil, wenn es z. B. Schwierigkeiten
im Projekt oder Supervisionsbedarf gibt. Etwa sechs
Monate nach der Zertifikatsvergabe findet eine
dreitägige Fortbildung zur „Auffrischung“ der Aus-
bildung und Weiterqualifizierung der jugendlichen
MediatorInnen in der Bildungsstätte statt.

Neben der Vorstellung von Modellen der Konflikt-
analyse (z. B. Eisbergmodell, Spinnwebanalyse, s. u.),

der Vermittlung von Moderationstechniken und
der Auseinandersetzung mit dem eigenen Konflikt-
verhalten steht das Erlernen der Mediationstätig-
keit im Mittelpunkt der Ausbildung. In Rollenspie-
len üben und erlernen die Jugendlichen die
verschiedenen Schritte einer Mediation. Des Weite-
ren gehört zu ihren Aufgaben, als BeobachterInnen
den Gesprächsverlauf genau zu verfolgen und ihren
MitschülerInnen ein konstruktives Feedback zu ge-
ben. In der Rolle als KonfliktpartnerInnen wiederum
wird ihre Fähigkeit zur Empathie gefördert.

Ein wichtiger Teil der Ausbildung ist die Entdeck-
ung und Stärkung der eigenen Ressourcen und 
Fähigkeiten. In der Schule werden die Jugend-
lichen oftmals mit ihren Schwächen konfrontiert.

Sie sind es gewohnt, so-
wohl in vielen Elternhäu-
sern wie auch im Leis-
tungssystem Schule auf
Schwachpunkte und De-

fizite zu achten – bei sich selbst genauso wie bei an-
deren. Fragt man SchülerInnen nach ihren Schwä-
chen, dann sind sie sofort in der Lage, mehrere
Dinge aufzuzählen, die sie nicht oder nicht gut kön-

Entdeckung 
und Stärkung eigener
Ressourcen

Übung während des Seminars
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lichen schreiben auf Karten zuerst die Person bzw.
Gruppe, mit der sie den Konflikt hatten. Im zwei-
ten Schritt „Worum ging es?“ skizzieren die Ju-
gendlichen auf einer weiteren Karte kurz den In-
halt des Konflikts. In einem dritten Schritt „Was ist
dann passiert?“ schreiben die Jugendlichen auf,
wie sie und die beteiligten Personen den Konflikt
gelöst haben. Die Karten werden vorgestellt und
auf ein gemeinsames Plakat gebracht. Im Anschluss
tauschen sich die Jugendlichen darüber aus, wie
zufrieden sie mit den gefundenen Lösungen sind,
und beraten miteinander, welche weiteren Lö-
sungsvorschläge denkbar gewesen wären. Die Me-
thode fördert ein besseres Kennen lernen, sie lässt
die Jugendlichen die Erfahrung machen, dass Kon-
flikte alltäglich sind, jeder Mensch Konflikte hat,
ermöglicht Austausch und gibt Anregungen, wel-
che unterschiedlichen Möglichkeiten es gibt, in
Konflikten zu reagieren. Die Methode haben wir
dem Buch „Peer-Mediation an Schulen“ von Mar-
git Leiß und Peer Kaeding entnommen.

Eisbergmodell:
Um den SchülerInnen die unterschiedlichen mög-
lichen Ebenen eines Konfliktes zu verdeutlichen,
stellen wir ihnen das Eisbergmodell vor. Bei einem
Eisberg ist der weitaus größte Teil unsichtbar und
unter der Wasseroberfläche verborgen. Nur die
Spitze des Eisberges ist sichtbar. Eisberge werden
aber oft schon weit vor der Eisbergspitze ge-
rammt (Bsp. Titanic), weil unter der Wasserober-
fläche der Eisberg bereits erreicht ist. Mit diesem
Bild fällt es den Jugendlichen leichter, sich vorzu-
stellen, was dies auch für die Dimensionen eines
Konfliktes bedeuten kann. Auch in Konflikten ist
oft ein großer Teil der beteiligten Gefühle, der
Interessen, die hinter festgefahrenen Positionen
stehen, der Vorgeschichte, die die beiden Kon-
fliktparteien haben, nicht auf den ersten Blick
sichtbar. Hier ist es Aufgabe der MediatorInnen,
die Streitenden ins Gespräch zu bringen, es ihnen
zu ermöglichen, Teile des eigenen Eisberges offen
zu legen, um so den Weg zur Lösungsfindung frei
zu machen.

Spinnennetz:
Um die Gruppendynamik zu fördern, setzen wir
u. a. das Spinnennetz ein: Im Raum wird ein Netz
gespannt, in dem so viele Löcher vorhanden sind,
wie es SchülerInnen in der Gruppe gibt. Die Löcher
sind in unterschiedlicher Höhe und Breite ange-
bracht. Die SchülerInnen haben nun die Aufgabe,
als Gesamtgruppe von einer Seite zur anderen zu
kommen. Wird das Netz berührt, muss die Gesamt-
gruppe an den Ausgangspunkt zurück. Das Ziel ist
erreicht, wenn alle SchülerInnen die andere Seite

nen. Geht es hingegen darum, sich und andere für
etwas zu loben, was gut gemacht oder gekonnt
wird, dann fällt vielen erst einmal nichts ein. Eigene
Ressourcen werden verkannt oder als Selbstver-
ständlichkeit bewertet. Die Erkenntnis, dass auch sie
über wichtige Fähigkeiten verfügen (z. B. aufmerk-
sam zuhören, Situationen durch Späße auflockern,
gut beobachten, dazwischen gehen können, wenn
es brenzlig wird usw.), stärkt das Selbstbewusstsein
und weckt die Neugierde, an sich und anderen Fä-
higkeiten zu entdecken wie auch die Bereitschaft,
diese bekannten oder neu erlebten Fähigkeiten
auch zu würdigen. Der Respekt und die Würdigung
eigener und fremder Kompetenzen stellt wiederum
eine zentrale Voraussetzung dar, um als MediatorIn
emphatisch zu sein und um Vertrauen in die Fähig-
keit der Streitenden setzen zu können, tragfähige
Lösungen selbstständig zu finden.

Der Zusammenhalt innerhalb der MediatorInnen-
gruppe und eine gute Zusammenarbeit stellen un-
abdingbare Voraussetzungen für das Gelingen des
Projektes dar. Methoden zur Teamstärkung und
konstruktiven Bearbeitung von Konflikten inner-
halb des MediatorInnenteams sind daher ein weite-
res zentrales Thema in der Ausbildung der Jugend-
lichen. Beispiele hierfür sind Kooperationsübungen,
die Morgen- und Abend-Runden, das gemeinsame
Entwickeln von Vereinbarungen, wie der Umgang
innerhalb der Gruppe aussehen soll, der Austausch
zwischen den erfahrenen und zukünftigen Media-
torInnen und viele Arten von Spielen, die einfach
Spaß machen und ein intensives Kennen lernen
fördern.
Ein weiterer wichtiger Teil der Ausbildung beschäf-
tigt sich mit der Etablierung des Projektes an der
Schule. So werden z. B. Ideen und Strategien ent-
wickelt, wie für das Projekt innerhalb der Schule
geworben werden kann und wie die Jugendlichen
skeptischen und ablehnenden MitschülerInnen
oder LehrerInnen begegnen können. Weitere The-
men sind die Gestaltung des Mediationsraumes,
die Organisation der Dienste und Ansprechzeiten,
die Zusammenarbeit mit der Schulstation u.v.m..

Lernen, Konflikte konstruktiv zu bearbeiten

Im Folgenden werden ausgewählte Methoden, die
wir bei der Mediationsausbildung anwenden, nä-
her erläutert:

Konfliktlandschaft: 
Die Jugendlichen vergegenwärtigen sich einen
Konflikt, den sie selbst erlebt haben. Am Beginn
steht die Frage: „Wer war beteiligt?“. Die Jugend-
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erreicht haben. Die Methode erfordert und fördert
ein konstruktives Kommunikationsverhalten sowie
die Bereitschaft zur Kooperation innerhalb des
MediatorInnenteams. Ohne eine gemeinsame Ab-
stimmung über die Vorgehensweise kann die
Gruppe das Ziel, auf die andere Seite zu gelangen,
nicht erreichen. Die Erfahrung, dass sie als Gruppe
in der Lage ist, eine schwierige Aufgabe zu bewäl-
tigen, stärkt den Zusammenhalt, auch über die Zeit
in der Ausbildungswoche hinaus.

Weitere Methoden zur Selbststärkung sind Selbst-
loberunde, Selbsteinschätzung, Konstruktives Feed-
back und Schatztruhe (Sammeln gemeinsamer Fä-
higkeiten). Darüber hinaus vermitteln wir den
Jugendlichen Methoden zur Implementierung des
Projekts an der Schule wie Moderationstechni-
ken für die Vorstellung des Projekts (Gesamt-
konferenzen, Gang durch die Klassen, Gestaltung
der Internetseite, Präsentationen u. ä.) und geben
Tipps zur Gestaltung und Durchführung der Me-
diations-AG.

Mediation braucht die Unterstützung 
der ganzen Schule 

Einen großen Gewinn stellt das Projekt nach Aussa-
ge der LehrerInnen wie auch der Jugendlichen
selbst für die ausgebildeten MediatorInnen dar. Ne-
ben einem Zuwachs an Selbstbewusstsein erhalten
sie viele Anregungen und praktisches Wissen zum
Thema Umgang mit Konflikten und setzen dies
sichtbar im eigenen Kommunikationsverhalten wie
auch im Verhalten innerhalb der Gruppe um. 

So ist z. B. eine Veränderung im Redeverhalten der
Jugendlichen zu beobachten. Ist es am Anfang der
Ausbildungswoche in der Regel für die Jugend-
lichen sehr schwierig bis unmöglich, sich gegensei-
tig zuzuhören und ausreden zu lassen, halten die
Jugendlichen zum Ende der Woche auch Ge-
sprächsrunden durch, die eine hohe Konzentration
voraussetzen, und fordern selbst die Einhaltung
der gemeinsam aufgestellten Gesprächsregeln ein.
Eine weitere Veränderung, die wir wahrnehmen,

Vorstellung des Eisbergmodells
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ist die größere Bereitschaft, andere Meinungen an-
zuhören und zu respektieren. 

Die Implementierung des Projektes an der Schule
gestaltet sich schwierig. Die Akzeptanz der Schüler
und Schülerinnen, zur Mediation zu gehen, wächst
nur langsam. Bisher finden die meisten Mediatio-

nen statt, weil ein Lehrer
oder eine Lehrerin die
Streitenden zur Media-
tion schickt und noch
nicht aufgrund der eige-

nen Motivation. Eine weitere Schwierigkeit liegt in
der Kontinuität und Zuverlässigkeit der jugend-
lichen MediatorInnen bei der Implementierung der
Mediation an ihrer Schule. Dies betrifft den regel-
mäßigen Besuch der Mediations-AG, die Durchfüh-
rung von Mediationsdiensten sowie die Erledigung
von Aufgaben, die im Rahmen des Mediationspro-
jekts anfallen. Motivation und Begeisterung für
das Projekt nehmen im Schulalltag mit den dorti-
gen weiteren Anforderungen bei vielen sehr

schnell ab. Vor allem, wenn es wenige Fälle oder
andere Aufträge für das Mediationsteam gibt, fällt
es den Jugendlichen sehr schwer, die nötige Frustra-
tionstoleranz aufzubringen, um auch bei „Flauten“
das Interesse nicht zu verlieren.

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass ein Media-
tionsprojekt Bewegung an eine Schule bringt. Die

Jugendlichen entwickeln
mit dem Erlernen dieser
Tätigkeit und mit dem
Wissen, dass ihnen Ver-
antwortung für das Pro-

jekt übergeben wird, Selbstbewusstsein. Dieses
größere Engagement wird aber nicht gleicherma-
ßen positiv aufgenommen, da der normale Schul-
alltag unbequeme Fragen, Mitbestimmung und
Mitsprache oftmals nicht vorsieht und folglich das
Engagement der Jugendlichen als unnötige Unru-
he empfunden wird. Peer-Mediation an Schulen
kann das Selbstverständnis des Recht habenden
und allwissenden Erwachsenen in Frage stellen
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Schwierigkeiten, 
die Motivation 
zu erhalten

Mediation 
bringt Bewegung 
an die Schule

Plakatpräsentation
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und rüttelt am alltäglichen LehrerIn-SchülerInver-
hältnis. Dies führt insbesondere zu Konflikten mit
autoritären Lehrstilen. 

Folgerichtig steht und fällt ein Mediationsprojekt
nicht nur mit dem Engagement der Jugendlichen,
sondern auch und gerade mit dem der LehrerInnen
und der Schulleitung. Haben die MediatorInnen
hier keinen Rückhalt, finden sie keine ihnen wohl-
gesonnenen LehrerInnen, dann ist ein solches par-
tizipativ ausgerichtetes Projekt an einer Schule

zum Scheitern verurteilt.
Zu viele Steine können
dem Projekt in den Weg
gelegt werden. So be-
dürfen beispielsweise die
Freistellung der Jugend-

lichen für die Ausbildungszeit oder die AG-Stun-
den für die ProjektlehrerInnen der Unterstützung
durch die Schulleitung. Nicht minder wichtig ist die
Haltung des gesamten LehrerInnenkollegiums dem
Projekt gegenüber. Wenn die LehrerInnen ihre
SchülerInnen dazu ermuntern, in Konfliktsituatio-
nen die schuleigene Mediationsstelle aufzusuchen,
wächst die Akzeptanz des Projekts deutlich. Wird
hingegen eine Ablehnung des Projekts bei den
LehrerInnen spürbar, verliert das Mediationspro-
jekt meistens auch bei der SchülerInnenschaft an
Reputation. Die Chancen, einen anderen Umgang
mit Konflikten zu lernen und eine Streitkultur an
der Schule aufzubauen, werden so leicht verspielt.
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Dennoch waren diese Kooperationen bis vor eini-
ger Zeit belastet von z. T. heftigen Auseinanderset-
zungen mit vielen Zuschussgebern. Dass die Ju-
gendlichen freiwillig kamen und die pädagogische
Verantwortung bei uns lag, war dabei unwichtig;
sobald in irgendeinem Antrag oder Sachbericht
das Wort „Schule“ auftauchte, waren lange Recht-
fertigungsbriefe fällig. Zum Glück ist das heute
nicht mehr so. 

Im Folgenden möchte ich zwei Kooperationspro-
jekte beschreiben, die beide jeweils einmal im Jahr
mit den gleichen LehrerInnen (aber i.d.R. mit
wechselnden Jugendlichen) stattfinden. Einmal
geht es um das Projekt „Familienbilder“ in Koope-
ration mit der Astrid-Lindgren-Sonderschule in
Freiburg, zum anderen um die Videowerkstatt in
Kooperation mit der Porta-Coeli-Schule in Himmel-
pforten. Anschließend will ich mein Augenmerk
auf die Frage richten, welche unterschiedlichen
Lernmöglichkeiten Schule und außerschulische Ju-
gendbildung im Rahmen der Kooperation bieten,
und wie außerschulische Jugendbildung das Ler-
nen in der Schule ergänzen kann. Schließlich wage
ich einen Ausblick in die Zukunft.

2. Seminar „Familienbilder“

In diesem Seminar sollten Jugendliche 2 spielerisch
Rollenverhalten in Gruppen und in der Familie er-

Wie Schule und außerschulische Bildung 
voneinander profitieren können Frank Hasenbein

1  Das ABC (gegründet 1979) hat etwa 55 Betten und ist Veran-

staltungsort für Jugendseminare, Seminare der politischen 

Bildung und für berufliche Fortbildungen, u. a. für Jugendliche

und MultiplikatorInnen der Jugendarbeit. 

Schwerpunkte der Arbeit sind:
■ Jugendseminare zu den Themen Lebensplanung, Zukunft

der Arbeit, Umgang mit Zeit, Demokratie, historische 

Dimension in der politischen Bildung
■ Multimedia-Seminare zu den Themen Ökologie, 

Soziale Arbeit, Kommunikation über´s Internet, 

Vernetzung in der Jugendarbeit 
■ Videowerkstätten über Zukunft der Arbeit, 

Video der Generationen, das Miteinander der Kulturen
■ Generationenübergreifende Seminare, 

insbesondere für Familien.

Ca. 30 % der Jugendlichen kommen aus bildungsbenachteilig-

ten Schichten, über 50 % aus Niedersachsen, der Großteil 

des Rests aus Hamburg, zu einigen Maßnahmen kommen 

auch Teilnehmende aus ganz Deutschland bzw. Europa.

2  Genauso gut wäre hier wie an anderen Stellen auch 

„SchülerInnen“ passend; ich habe in meinem Kopf aber 

ein automatisches Korrekturprogramm zur Verringerung 

von Ablehnungsbescheiden und Sachberichtsbeschwerden, 

das „SchülerInnen“ durch „Jugendliche“ ersetzt.

In diesem Bericht von Frank Hasenbein wird an
zwei Beispielen verdeutlicht, welche neuen Lerner-
fahrungen außerschulische Jugendbildung in der
Kooperation mit Schule ermöglicht. Beschrieben
werden zwei Projekte, die das ABC Bildungs- und
Tagungszentrum realisiert hat. Im Mittelpunkt ste-
hen Produktionen der Jugendlichen zu verschiede-
nen Themen. In der Schilderung der Projektverläufe
verdeutlicht Frank Hasenbein, welche didaktischen
Überlegungen seine methodischen Ansätze bestim-
men. Er weist zugleich darauf hin, welche Voraus-
setzungen für den Erfolg dieser Kooperationen be-
stimmend sind und welche Schwierigkeiten bei der
Zusammenarbeit entstehen können.

1. Einleitung

Bei meinem ersten Seminar der politischen Bildung
war ich 14. Das Seminar wurde von der Hermann-Eh-
lers-Akademie veranstaltet und hatte Rhetorik,
Kommunismus und Wirtschaftssysteme zum Inhalt.
Ich hatte damals weder Lust auf diese Themen noch
hatte ich Erfahrungen mit außerschulischer politi-
scher Bildung. Die CDU fand ich schon damals doof,
deshalb hätte ich mich auch nicht ohne Weiteres zu
einem Seminar eines CDU-nahen außerschulischen
Trägers angemeldet. Aber meine Schule unterstützte
das Projekt, es gab in der Zeit schulfrei, außerdem
war das Seminar kostenlos und weit weg von Zuhau-
se, deshalb nahm ich teil. Ich habe auf diesem Semi-

nar sehr viel gelernt, und
im Nachhinein war für
mich diese Teilnahme
sehr wichtig und hat mir
Gedanken der Demokra-
tie sehr viel näher ge-
bracht, als die Schule es in

dieser Zeit vermochte. Meine persönliche Ersterfah-
rung mit einer Kooperation von Schule und außer-
schulischer Bildung war also außerordentlich positiv. 

Heute arbeite ich als Jugendbildungsreferent für
das ABC Bildungs- und Tagungszentrum e. V. in
Drochtersen-Hüll 1. Kooperationen des ABC mit
Schulen kamen praktisch nie dadurch zustande,
dass sich die Schulen überlegt hätten, ihre Schüle-
rinnen und Schüler zu einem außerschulischen Se-
minar zum Thema X zu schicken. Ebenso wenig
entstand eine Kooperation durch schriftliche oder
telefonische Angebote des ABC an die Schulen. Un-
sere Kooperationen ergaben sich vielmehr durch
bereits bestehende persönliche Kontakte zu Lehrer-
innen und Lehrern. Weil es im Umfeld des ABC vie-
le LehrerInnen gibt, haben wir eine lange Tradition
in der Kooperation mit Schulen.

Positive Ersterfahrung
mit Kooperation 
zwischen Schule und
außerschulischer 
Bildung



kennen und hinterfragen und zudem die Möglich-
keit bekommen, bei Problemen mögliche Hand-
lungsalternativen auszuprobieren. Die Teilnehmen-
den sollten dazu am Computer eine Fotostory (eine
Bildgeschichte mit dazugehörigen Sprechblasen)
produzieren, aufgenommen durch gestellte Sze-
nen mit einer digitalen Kamera. Die Analyse von
Familienbildern aus anderen Zeiten sollte das
Hinterfragen eigener Rollenmuster erleichtern. Die
Gruppe bestand aus 14 Jugendlichen im Alter von
14 – 17 Jahren, die im Projekt „Hoppetosse“ mitar-
beiteten. Dieser Verein (benannt nach dem Schiff
von Pipi Langstrumpfs Vater) ermöglicht SchülerIn-
nen der Sonderschule Freiburg an der Elbe außer-
schulische Aktivitäten. Die Jugendlichen kannten
sich bereits, da aber nicht alle Jugendlichen des
Hoppetosse-Projekts an dem Seminar teilnahmen,
traf sich die Gruppe in dieser Zusammensetzung
zum ersten Mal. Begleitet wurden die Jugend-
lichen von zwei Lehrerinnen. 
Die soziale Situation der Jugendlichen war ge-
kennzeichnet von schwierigen familiären Verhält-
nissen, außerdem wiesen sie gravierende Defizite
in Lese-, Schreib- und Abstraktionsfähigkeit auf. 

Deswegen wurde wäh-
rend des Seminars dar-
auf geachtet, dass die

Teilnehmenden gefordert, aber nicht überfordert
wurden. Dazu wurden die einzelnen Schritte zur
Erstellung der Fotostory stark strukturiert, von kla-
ren Arbeitsanweisungen begleitet und es wurde
eine intensive Betreuung der Kleingruppen ange-
boten. Hier war die Hilfe der beiden Lehrerinnen
unerlässlich, weil mit ihnen die Gruppenzusam-
mensetzung abgestimmt werden konnte, sie wich-
tige Informationen über die Jugendlichen 3 ein-

brachten, und nicht zuletzt weil wir mit der be-
scheidenen Zuschusshöhe, die das Land Nieder-
sachsen für Jugendseminare gewährt, niemals so
viele Honorarkräfte hätten bezahlen können 4. 

Dieser hohe Aufwand führte dazu, dass alle Teil-
nehmerInnen aktiv in die Produktion der Fotosto-
rys einstiegen und nicht gleich resignierten. Bei der
Entwicklung der zu fotografierenden Geschichten
wurde in einigen Gruppen bewusst kein familiäres
Thema (wie z. B. Streit in der Familie) als Rahmen
vorgegeben, weil das familiäre Umfeld vieler Ju-
gendlicher durch aktuelle Probleme wie körperli-
che Gewalt der Eltern, Alkoholismus und sexuellen
Missbrauch derart belastet und schwierig war, dass
hier keine Blockade ausgelöst oder die Gesamt-
gruppe durch die Bearbeitung der Themen über-
fordert werden sollte.
Dennoch waren alle von den Jugendlichen gewähl-
ten Themen eng an ihren eigenen täglichen Proble-
men und Bedürfnissen orientiert: So ging es um die
Angst des Scheiterns eines Jungen in einer Fußball-
mannschaft oder die Probleme eines Mädchens
durch die verschuldete Familie oder um den Wunsch
zweier Schwestern, ein eigenes Pferd zu besitzen. 
In den Kleingruppen entstanden spannende Ge-
schichten, die sofort am Computer angeschaut
werden konnten. Die Produktionsphase wurde für
viele der Jugendlichen zum echten Höhepunkt,

weil sie den Ehrgeiz hat-
ten, ihr eigenes persönli-
ches Produkt zu erstel-
len. Die Orientierung des

Projektthemas an der Lebenswelt der Jugendlichen
und der ungewohnte – nicht an Schule erinnernde –
Rahmen des Projekts ließen einige Jugendliche
über sich hinaus wachsen. Jugendliche, die selbst
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Fordern,
aber nicht überfordern

3  z. B. über vorhandene Gewalterfahrungen in der Familie

oder die Stellung in der Gruppe.

Produktionsphase 
wurde zum Höhepunkt

Ausschnitte aus der Fotostory

4  Dennoch sei an dieser Stelle bemerkt, dass es grundsätzlich

eher problematisch ist, Lehrkräfte aktiv mit in den Projektab-

lauf einzubeziehen, weil dadurch entstehende Schüler-Lehrer-

Muster das Projekt behindern.
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unsicher am Computer waren, konnten plötzlich an-
deren etwas erklären. Jugendliche, die große Angst
hatten zu schreiben, taten es (mit Hilfe der anderen)
plötzlich, weil sie „ihre“ Sprechblasen fertig stellen
wollten. Auf die fertiggestellten und präsentierten
Fotostorys waren viele der Jugendlichen sehr stolz.

Wegen der für alle ungewöhnlichen Lernumge-
bung gelang es auch, Jugendliche – mehr als das
jemals in der Schule möglich wäre – „aus der Reser-
ve zu locken“, sie zu motivieren, ihre klassischen
Verhaltensmuster aufzugeben und Dinge zu tun,
die ihnen sonst sehr schwer fielen. 

Diese Erfolgserlebnisse und viele weitere kleine
Lernerfolge im und am Rande des Seminars be-
wirkten bei vielen Jugendlichen eine Stärkung ih-
res Selbstbewusstseins. 
Insgesamt konnten die Jugendlichen im Rahmen
der aktiven Mediennutzung und -produktion

■ neue Handlungsmuster spielerisch erproben, oh-
ne sich direkt als Person angreifbar zu machen,

■ neue Denkanstöße und Wertvorstellungen ver-
mittelt bekommen, ohne für ihre alten verur-
teilt zu werden,

■ etwas über sich selbst lernen, ohne dass der Zei-
gefinger dabei zu schnell erhoben war.

■ . . .

Voraussetzung für das Gelingen war u. a. die üppige
Ausstattung mit einfach zu bedienenden Kameras
und Computern sowie die intensive Vorbereitung
mit den Betreuerinnen des Projekts „Hoppetosse“. 

3. Seminar „Videowerkstatt 
gegen Rassismus“

Mit der Porta-Coeli-Schule, einer Haupt- und Real-
schule in Himmelpforten bei Stade, kooperieren
wir u. a. bei einem gemeinsamen Videoprojekt 5,
das wir jeweils im Frühjahr mit Jugendlichen aus
verschiedenen 10. Klassen realisieren. Diese Ko-
operation besteht nun schon im fünften Jahr und
ist bei den Jugendlichen sehr beliebt. Allerdings ist
es dabei immer wieder erforderlich, einen Kom-
promiss zwischen den Vorstellungen der Jugend-
lichen und den sehr umfassenden Ansprüchen der
Seminarleitung, den Bildungszielen des ABC und

den Zuschussgebern zu finden. Mit diesem Projekt
sollten nämlich die Jugendlichen darin bestärkt
werden, andere Kulturen und andere Lebensstile
zu tolerieren und gegenüber der Vielfalt kulturel-
ler, ethnischer und religiöser Überzeugungen und
Lebensformen offen zu sein. Sie sollten ferner die
Bereitschaft entwickeln, sich Konflikten zu stellen
und sie demokratisch zu bewältigen. Die Jugend-
lichen sollen lernen, Gewaltbereitschaft und Ge-
walt im eigenen Lebensumfeld (Familie, Schule,
Freundschaften) zu hinterfragen, die dabei wir-
kenden Mechanismen in einen gesellschaftlichen
Kontext zu übertragen und Handlungsalternativen
zu entwickeln. Schließlich sollen sie lernen, selbst-
bestimmt und genussvoll mit Medien umzugehen
und das Medium Video aktiv als Kommunikations-
mittel zu nutzen. Sie sollen sich Möglichkeiten po-
litischer Einflussnahme aneignen und aktiv für ein
gerechteres Verhältnis zwischen den Geschlechtern
eintreten.

Diese ganzen Ziele kannten die Jugendlichen frei-
lich nicht, sie hatten sich
lediglich für eine Video-
werkstatt „gegen Ras-
sismus und Gewalt, für
Toleranz und Demokra-
tie“ angemeldet. Doch

das bedeutete nicht, dass ihr Interesse am Thema
darüber hinausreichte. In der Schule lernen Ju-
gendliche mit großer Gründlichkeit und Perfek-
tion, Dinge zu tun, Texte zu produzieren, sich zu
Themen zu äußern, die sie nicht die Bohne interes-
sieren. Befragt nach ihren Erwartungen an das Pro-
jekt, antworteten die Jugendlichen: Spaß haben,
nette Zeit miteinander verbringen, einen Film ma-
chen, in dem jemand ermordet wird, etwas ma-
chen, was nichts mit Schule zu tun hat, und abends
feiern. Da der thematische Anspruch nicht vor-
schnell aufgegeben werden sollte, war es in dieser
Phase wichtig, die Boykott- und Blockademuster
der Jugendlichen aufzuheben und sie erkennen zu
lassen, dass es um ihre eigenen Themen geht. Das
bedeutet, den Jugendlichen nicht vorschnell zu Be-
ginn Themen vorzugeben, sie einzuschränken, sie
zu reglementieren. In dieser Phase muss man be-
reit sein, längere Schweigephasen zuzulassen und
auszuhalten (was LehrerInnen nach meiner Erfah-
rung unendlich schwer fällt) und darauf zu ver-
trauen, dass die Jugendlichen sich aufs Thema ein-
lassen. Deshalb erhielten die Jugendlichen nach
einem anfänglichen „Input“ (u. a. durch Interviews,
Rollenspiele sowie die Erprobung von Handlungsal-
ternativen durch Cop-in-The-Head-Techniken nach
Augusto Boal) bewusst größere Freiräume sowohl
bei der Auswahl der konkreten Themen als auch
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5  Es wäre bei den meisten dieser Kooperationen auch 

passender zu sagen, dass wir nicht mit den Schulen, sondern

mit einer kleinen Gruppe von LehrerInnen kooperieren. 

Die Kooperationen stehen und fallen mit ihrer Bereitschaft 

zur Mit- und Mehrarbeit

Erwartungen 
der Jugendlichen 
mit eigenen Zielen 
in Einklang bringen



Durch die relativ lange Vorbereitungszeit waren
schon bei Drehbeginn die größten Schwierigkeiten
überwunden, denn die Gruppe war eine wirkliche
Gruppe und die Story war klar und alle standen da-
hinter. Dementsprechend unproblematisch verlief
der Dreh – es gab praktisch keine Pannen. Dies war
aber auch das Ergebnis des technisch relativ profes-
sionellen Equipments. 
Der Schnitt erfolgte in Kleingruppen. Auch hier
stellte sich die Entscheidung, durch die Verwen-
dung mehrerer digitaler Schnittcomputer einen
größeren Aufwand zu treiben, als richtig heraus,
denn auf diese Weise konnten die verschiedenen
Teile des Films parallel geschnitten werden (eigent-
licher Film, Effekte, Making of). Natürlich konnten
nicht immer alle beschäftigt sein, und Pausen wur-
den i. d. R. gemacht, wenn es sich ergab und nicht,
wenn es klingelte (die Essenszeiten waren die ein-
zige Einschränkung) 6.

Der Film „Deutscher – oder Luftpumpe“ wurde zu-
nächst im ABC aufgeführt. Die eigentliche Premiere
fand allerdings in der darauffolgenden Woche in
der Schule statt. Der Film kam vor der gesamten
Schule (über 300 Personen) zur Aufführung. Er wur-
de begeistert aufgenommen, aber auch sehr stark

diskutiert – denn das En-
de ist z. T. offen: Die
Hauptperson entschei-
det sich gegen die

rechtsradikale Gruppe seiner Klasse und für die Lie-
be zu einer Russlanddeutschen. Aber was weiter
passiert – wie darauf die rechte Clique reagiert oder
die Freunde des Mädchens – bleibt offen. So wurde
der Film – ohne es zu beabsichtigen (denn der
Hauptgrund für die knappe Auflösung war die Zeit-

bei der Gestaltung der einzelnen Szenen und bei
der Zusammenstellung des Films. 
Bei der Drehbuchentwicklung wurden zwar von der
Seminarleitung verschiedene Vorschläge gemacht,
u. a. der Vorschlag, sich mit der Region in der Zeit
des Nationalsozialismus zu beschäftigen; entschei-
den konnten jedoch ausschließlich die Jugend-
lichen, und deren Vorschläge waren allesamt Kurz-
spielfilmideen, die in der Gegenwart spielten. Schon
in dieser Phase war es bemerkenswert, dass aus der
Gruppe außergewöhnlich viele Vorschläge kamen,
die alle sehr genau diskutiert wurden. Auffällig war
weiterhin, dass sich eine leichte Fraktionenbildung
in eine Männer- und Frauengruppe abzeichnete,
denn die beiden favorisierten Drehbuchideen wur-
den nur jeweils von den männlichen bzw. den

weiblichen Seminarteil-
nehmenden unterstützt. 
Um den Gruppenzusam-
menhalt nicht zu bela-

sten oder die Gruppe gar frühzeitig zu spalten,
wurde von der Seminarleitung zu diesem Zeitpunkt
großer Wert auf die Verbindung der beiden Ideen
gelegt. Das gelang letztendlich dadurch, sich nicht
unter Zeitdruck zu setzen und durch beharrliches
Argumentieren und Nachfragen deutlich zu ma-
chen, dass es nicht darum geht, frühzeitig eine „Sie-
gergeschichte“ von konkurrierenden Kleingruppen
zu küren, sondern als Gesamtgruppe einen Film zu
produzieren. Hier zeigten sich die beiden Fraktio-
nen erstaunlich lernfähig: So verabschiedeten sich
die Jungen von ihrer Neigung zum Splatterfilm so-
wie einer Reihe von Actionszenen, während sich die
Mädchen auf die Grundidee der Jungen einließen.
Noch wichtiger aber war, dass die Geschichte Reali-
tätsnähe gewann, weil allen SchauspielerInnen er-
möglicht wurde, sich selbst zu spielen. Konkret
wurde der im Drehbuch vorgesehene Konflikt zwi-
schen Deutschen und Türken zu einem Konflikt
zwischen Deutschen und Russlanddeutschen, denn
nur die gab es in der Gruppe. 
Erzählt wurde die Geschichte des deutschen Jungen
Jan, in dessen Klasse eine Gruppe von Rechtsradika-
len ist. Als diese Rechtsradikalen einen Russland-
deutschen verfolgen, wird Jan irrtümlich von den
Russlanddeutschen zusammengeschlagen. Darauf-
hin schließt er sich der Nazi-Gruppe an. Gleichzei-
tig verliebt er sich aber in eine Russlanddeutsche,
die neu in die Klasse gekommen ist. Als die Rechts-
radikalen die Russlanddeutschen überfallen, muss
Jan sich entscheiden. Die beiden Möglichkeiten
(bei der Schlägerei mitzumachen oder mit dem
russlanddeutschen Mädchen wegzugehen) wer-
den in Form einer Zeitschleife dargestellt. Schließ-
lich entscheidet er sich gegen die Nazis und für die
Liebe.
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6  Wenn bei einem Projekt Pausen entstehen, sollten sie genos-

sen werden – es gibt keinen Grund, die Jugendlichen dann

irgendwie zu beschäftigen (was in Schulen oft üblich ist).

Die Spaltung 
der Gruppe verhindern

Begeisterte Aufnahme
des Films

Gemeinsame Produktion
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not zum Ende des Drehs) – zu einem echten pädago-
gischen Ereignis.

4. Schule und außerschulische Bildung 
profitieren gegenseitig

Die beiden Beispiele haben gezeigt, dass bei Ko-
operationsprojekten Ergebnisse möglich sind, die
sonst im Schulalltag nicht ohne Weiteres erreicht
werden können. Jugendliche sind bereit, sich
schwierigeren Themen zu öffnen, weil dabei mit
größerem Aufwand als in der Schule deren Bear-
beitung (z. B. mit neuen Medien) möglich ist. Die
Orientierung der Projekte an der Lebenswelt der
Jugendlichen ebnet einen Zugang zu Themen, de-
nen sich Jugendliche unter schulischen Bedingun-
gen verschließen. Schulen und LehrerInnen allein
sind oft (u. a. durch steigende Belastungen) dabei
überfordert, Jugendliche in ihrem Erwachsenwer-
den angemessen zu begleiten. Deshalb gelingt es
bei Kooperationsprojekten, über die im Schulalltag
vorhandenen Möglichkeiten hinaus Jugendliche zu
erreichen und mit ihnen thematisch zu arbeiten. 
Die Bereitschaft zur intensiveren Beschäftigung
mit Themen wird auch dadurch gefördert, dass die
Jugendlichen sich nicht nur stundenweise, sondern
für einen längeren Abschnitt (i. d. R. für minde-
stens einige Tage) damit auseinander setzen. Auch
die gemeinsame Freizeit zwischen den Arbeitspha-
sen wirkt dabei oft unterstützend.

„Gelernt“ wird dabei nicht nur im Seminar selbst,
sondern auch und gerade in der „Freizeit“. Hier er-
langen die Jugendlichen vor allem soziale Kompe-
tenzen und das selbstständige, eigenverantwortli-
che Handeln wird gefördert. Das Aufsuchen von
für die Jugendlichen zunächst ungewöhnlichen
Lernorten hilft zusätzlich, bisherige Handlungsmus-
ter aufzubrechen.

Damit die Kooperation für beide Partner auf Dauer
erfolgreich wird, sind jedoch folgende Vorausset-
zungen notwendig:

■ Kooperation heißt Zusammenarbeit und nicht
Zulieferarbeit. Weder die Schule darf vorschrei-
ben, was zu tun ist und z. B. Projekte nur nach
dem Lehrplan zulassen, noch dürfen die Bildungs-
einrichtungen Schulen nur als Teilnehmerliefe-
ranten sehen. Kooperation schließt aber ein, dass
man sich nach den jeweiligen Bedürfnissen rich-
tet (z. B. zeitliche und thematische Vorgaben).

■ Wichtig für erfolgreiche Bildungsprozesse in
der Kooperation mit Schulen ist die Kontinuität.
So kann über eine längere Zeit an gemeinsa-
men Zielen gearbeitet werden, Fehler können
korrigiert, es kann insgesamt eine größere
Nachhaltigkeit der Arbeit erreicht werden. 

■ Fundamental ist die Freiwilligkeit der Teilnah-
me. Wenn Jugendliche an Projekten teilnehmen
müssen, fällt es meiner Erfahrung nach sehr
schwer, Blockade- und Boykottmechanismen zu
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7  Hierbei gibt es natürlich Ausnahmen, vgl. Anm. 4.

tionsprojekten innerhalb der Schulen noch
nicht so gesichert ist, dass die Schulen die betei-
ligten LehrerInnen ausreichend entlasten, wird
das Zustandekommen von Projekten öfter
durch schulische Abläufe behindert (z. B. Klau-
surtermine). Solange die Projekte von der Mehr-
arbeit und vom Goodwill der Lehrenden abhän-
gen, ist eine kontinuierliche Arbeit gefährdet.

■ Die Umstrukturierung an Schulen und die laten-
te Überlastung der Lehrenden sind ebenfalls
kontraproduktiv für die Projekte. An einer Rei-
he von Hamburger Schulen gilt der Beschluss,
alle außerschulischen Aktivitäten wie Klassen-
fahrten und Projekte außerhalb der Schule ein-
zustellen. Das führte auch bei den mit dem ABC
kooperierenden Schulen dazu, dass längerfristi-
ge Kooperationen auf Eis gelegt wurden. 

■ Für die Bildungsstätten wird es zunehmend
schwieriger, ausreichende finanzielle und perso-
nelle Spielräume zu gewährleisten, die für das
Zustandekommen von erfolgreichen Projekten
notwendig sind. Für das ABC bedeutet die Semi-
narfinanzierung Jahr für Jahr einen Drahtseil-
akt, denn wir bekommen (von meiner Stelle mal
abgesehen) keinerlei institutionelle Förderung.
Außerdem muss ein großer Teil der Mittel für
die Projekte jährlich neu bei unterschiedlichen
Fördergebern beantragt werden. Wenn nun
Mittelkürzungen oder eine sich insgesamt ver-
schlechternde wirtschaftliche Situation eintre-
ten, sind die Projekte bedroht, weil sie nicht
mehr (ausreichend) günstig angeboten werden
können, weil beim Personal gespart werden
muss und die Belastung der hauptamtlichen
MitarbeiterInnen die Qualität der Arbeit beein-
trächtigt. 

6. Perspektiven für die Zusammenarbeit 
mit Schulen

Trotz der zuletzt genannten Schwierigkeiten habe
ich den Eindruck, dass es bei den Schulen eine zu-
nehmende Bereitschaft gibt, Projekte mit außer-
schulischen Bildungsträgern wie dem ABC zu ver-
abreden.

Für die Zukunft halte ich es für sinnvoll und vor-
stellbar, dass die Zusammenarbeit mit Schulen
noch enger wird. Das kann z. B. bedeuten, dass
auch Inhalte von Projekten – mehr als dies momen-
tan offiziell möglich ist – von Schulen mitbestimmt
werden. Das ABC bekommt Anfragen, einen Film
z. B. für einen Schüleraustausch, eine Selbstdarstel-
lung der Schule oder zum Ausscheiden des Di-
rektors zu produzieren. Das bedeutet für die Bil-

durchbrechen und sie wirklich für Themen zu
interessieren und zu öffnen. Auch sind Lerner-
folge nachhaltiger und beständiger, wenn die
Jugendlichen aus eigenem Antrieb und Interesse
lernen und am Thema arbeiten. Mitspracherech-
te der Teilnehmenden bei den Inhalten können
zwar die Planbarkeit der Projekte einschränken
und damit einen größeren Aufwand bewirken,
sie sind jedoch unerlässlich für den Erfolg des
Projekts.

■ Wichtig ist die eigene pädagogische Verantwor-
tung der außerschulischen Bildung. Für das 
Gelingen von Projekten ist es förderlich, die
schulischen Pfade zu verlassen, neue Blickrich-
tungen zu wagen, Rollenmuster zu durchbre-
chen. LehrerInnen, die sich an der Leitung der
Projekte beteiligen, können dies behindern; sie
sollten sich deshalb auf jeden Fall im Hinter-
grund halten 7.

■ Die Rahmenbedingungen sowohl der beteilig-
ten Schulen als auch der Bildungseinrichtun-
gen sollten außerdem gewährleisten, dass die
Projekte in den Schulalltag eingebettet sind
und die Projektziele nicht gefährdet/verwäs-
sert/in ihr Gegenteil verkehrt werden. Werden
z. B. in einem Projekt demokratische Verhal-
tensweisen oder zivilcouragiertes Verhalten
eingeübt, gehört dazu, auch an der Schule de-
mokratische Umgangsformen zu fördern und
nach dem Seminar gegen Gewalt in der Schule
zu wirken. Über diese langfristigen Projektzie-
le sollte es einen kontinuierlichen Dialog mit
der Schule geben.

5. Wo Chancen sind, gibt es auch Probleme

Die Wirklichkeit an Schulen und die Situation von
Bildungseinrichtungen ist allerdings so, dass selten
alle Kriterien voll erfüllt werden können. Die Be-
dingungen der Arbeit sowohl an Schulen wie an
Bildungsstätten sind nicht immer förderlich für
Projekte:

■ Projekte sind im Schulalltag nach wie vor eher
die Ausnahme und erfordern Mehrarbeit der
beteiligten LehrerInnen. Das führt z. T. zu Kon-
kurrenz im Lehrerkollegium. So mussten wir bei
dem beschriebenen Videoprojekt erleben, dass
ein Lehrer den SchülerInnen seiner Klasse für
das Drehwochenende im ABC enorm viele Haus-
aufgaben aufgab, obwohl er wusste, dass 
solche Projekte sehr zeitintensiv sind. Weil der
Stellenwert von außerschulischen Koopera-
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dungseinrichtungen, sich auch als Dienstleister zu
verstehen und nach den Bedürfnissen der Schule
zu richten. Im Gegenzug ist die Kooperation für
außerschulische Bildungsträger wie das ABC nicht
zuletzt dadurch attraktiv, dass sich mit Hilfe der
Schulen Teilnehmenden-Gruppen erreichen lassen,
die normalerweise nicht für frei ausgeschriebene
außerschulische Bildungsprozesse offen sind, die
aber einen relevanten Anteil der Jugendlichen ins-
gesamt ausmachen (z. B. MigrantInnen-Gruppen,
SonderschülerInnen, ...).
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Institut für Weiterbildung an der HWP –
Hamburger Universität für Wirtschaft und Politik e. V.

Das Centrum für Schlüsselqualifikationen (CfS)

Das „Centrum für Schlüsselqualifikationen“ des Instituts für Weiterbildung an der HWP –
Hamburger Universität für Wirtschaft und Politik hat die Aufgabe, persönliche und soziale
Kompetenzen von Studierenden und Berufstätigen zu fördern. 

Seit über 10 Jahren bietet das Institut für Weiterbildung an der HWP e. V. berufsbegleitende
Studiengänge an. Im Rahmen dieser Qualifizierungen werden bereits sehr erfolgreich Semi-
nare zur Vermittlung von Schlüsselqualifikationen angeboten. Ebenso werden im Rahmen
von Inhouse-Angeboten, die das Institut für verschiedenste Einrichtungen und Unterneh-
men anbietet, zunehmend mehr soziale und persönliche Kompetenzen abgefordert. 

Bereits seit einem Jahr bietet das Institut mit viel Erfolg den Seminarzyklus „Soft Skills für
Studierende“ für Studenten der Informatik an den Hamburger Hochschulen an, ein Projekt
der Behörde für Wissenschaft und Forschung mit dem Ziel, Studierende optimal auf den Be-
rufsalltag vorzubereiten.
Im Zuge der Umstrukturierungen der Hamburger Hochschulen wird das Institut für Weiter-
bildung an der HWP e. V. curriculare Angebote im Bereich der Schlüsselqualifikationen für
Bachelor- und Masterstudiengänge entwickeln. 

Das Centrum für Schlüsselqualifikationen bietet Seminare in folgenden Bereichen an:

■ Kommunikationskompetenz – ... denn Schweigen ist nicht immer Gold 
Lernen Sie durch gezieltes Training Kunden, Kollegen und Geschäftspartner überzeugend
anzusprechen. Dabei spielen Außen- und Selbstdarstellung eine entscheidende Rolle.

■ Informations- und Medienkompetenz – ... keine Angst vor Technik
Wir unterstützen Sie in dem Prozess, Wissen zu erfassen und zu selektieren. Die elektroni-
sche Umsetzung dieser Ergebnisse lernen Sie bei uns. 

■ Soziale Kompetenz – ... damit die Chemie stimmt
Zum erfolgreichen Umsetzen von Projekten gehört neben der fachlichen Kompetenz
auch der professionelle Umgang miteinander. Atmosphäre und Zwischentöne spielen
hier eine wichtige Rolle. 

Ansprechpartner: 
Information: Institut für Weiterbildung, Geschäftsführung , Peter Wismann, 
Tel.  040/42838-2191, E-mail: WismannP@hwp-hamburg.de
Susanne Nöbbe, Tel. 040/42838-4689, E-mail: NoebbeS@hwp-hamburg.de
Projektleitung: HWP - Hamburger Universität für Wirtschaft und Politik, 
Vizepräsident Prof. Dr. Heinrich Epskamp, Tel. 040/42838-4065
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Der technische, insgesamt gesellschaftliche Wandel
hat vor Jahren bereits zur Flexibilitätsforschung im
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der
Bundesanstalt für Arbeit geführt (Bunk/Kaiser/Zed-
ler, 1991, S. 367). Der Ansatz der Schlüsselqualifika-
tionen ist in diese Forschung konzeptionell einzu-

ordnen. Der Forderung
nach beruflicher Flexibi-
lität liegt die Vorstellung
zugrunde, dass der Ar-
beitskräftebedarf in ei-
ner Marktwirtschaft we-
der global noch sektoral,
weder beruflich noch
qualifikatorisch voraus-

zusehen ist. Die Unvorhersehbarkeit künftiger Ent-
wicklungen führt zu der Frage, welche Qualifika-
tionen sich am besten zur Bewältigung künftiger
Anforderungen eignen. Es geht also um Bildungs-
elemente, die im Bildungsprozess selbst eine auf-
schließende und vermittelnde Rolle spielen.

Solche Elemente nennt Dieter Mertens 1972 Schlüs-
selqualifikationen. Im Folgenden wird dieses Kon-
zept knapp dargestellt. Ferner wird der Frage nach-
gegangen, was heute unter Schlüsselqualifikationen
in der Arbeitswelt verstanden werden kann. Ein wei-
terer Fragenkreis ist, welche Aufgaben sich daraus
für das Bildungswesen insgesamt und besonders für
das Schulwesen und die außerschulische Bildung er-
geben.

Ansatz bei Mertens

Vor über 30 Jahren trug Mertens, von 1967 bis
1987 Direktor des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) der Bundesanstalt für Arbeit,
im Rahmen der 3rd World Future Research Con-
ference in Bukarest sein Konzept der Schlüsselqua-
lifikationen vor. Sowohl damals als auch in seiner
ersten deutschsprachigen Veröffentlichung be-
trachtete er seine Ausführungen als „Thesen zu ei-

ner Schulung für eine
moderne Gesellschaft“
(vgl. Mertens, 1974). Da
die Verbreitung des Fak-

tenwissens wegen seiner schnelleren Entwertung
kaum Gewinn für die Existenz in der Zukunft
bringt, sucht Mertens nach einem „gemeinsamen
Dritten“. Dies sieht er in allgemeinen Bildungszie-
len und Bildungselementen, denen er übergeord-
nete Bedeutung für die Bewältigung künftiger An-
forderungen zuspricht. Die Qualifikationen, die
besonders universal und antizipativ sind, nennt
Mertens „Schlüsselqualifikationen“.

Förderung von Schlüsselqualifikationen im Bildungswesen

Reinhard Zedler erinnert an den Beginn der heute
weit verbreiteten Diskussion über Schlüsselqualifi-
kationen. Er verweist auf Dieter Mertens und das
von ihm vertretene Konzept, das im Laufe der Zeit
erweitert und modifiziert wurde. Schlüsselquali-
fikationen sind nicht konstant, sondern ebenso
dem Wandel unterworfen wie die Anforderun-
gen, auf die sie sich beziehen. Reinhard Zedler be-
schreibt und begründet die Schlüsselqualifikatio-
nen in ihrer Bedeutung für die Arbeitswelt und
erläutert, welche Möglichkeiten allgemein bilden-
de Schulen und außerschulische Jugendbildung
bei der Förderung dieser Schlüsselqualifikationen
haben.

Anlass der Diskussion

Der Begriff der Schlüsselqualifikationen ist heute
in der bildungspolitischen Diskussion und in der
Berufsbildungsforschung weit verbreitet. Viele Bil-
dungspolitiker plädieren dafür, dass die Förderung
dieser Qualifikationen zentrale Aufgabe künftiger
Bildung ist. Veranlassung, über Schlüsselqualifika-
tionen nachzudenken, geben zumindest vier Ent-
wicklungen der jüngsten Zeit:

■ Zum ersten befinden wir uns in einem tiefgrei-
fenden technischen Wandel, der durch den
Einsatz moderner Informations- und Kommu-
nikationstechniken gekennzeichnet ist. Die
Mikroelektronik verändert Produktion, Dienst-
leistungen und Verwaltung. Vielfach können
die dadurch ausgelösten Qualifikationsanfor-
derungen bei den Fachkräften nicht genau be-
schrieben werden.

■ Dann werden zum zweiten berufsübergreifen-
de Qualifikationen angegeben, gleichsam als
Ersatz für die nicht genau bestimmten Arbeits-
anforderungen an die Fachkräfte; denn man
weiß heute nicht genau anzugeben, was mor-
gen beruflich gebraucht wird. 

■ Zum dritten ist es Tatsache, dass aufgrund eines
immer rascheren technischen Wandels Kennt-
nisse und Fertigkeiten zunehmend schneller
veralten. Dies bedeutet, dass die bisher erwor-
benen Arbeitsqualifikationen in einem Tempo
verändert werden, das dem Tempo des Neuler-
nens davon laufen kann. 

■ Schließlich stellt sich zum vierten beim umfas-
senden Strukturwandel die Frage, in welche
Richtung die Beschäftigten qualifiziert werden
sollen. Dabei ergeben Befragungen, dass ein
Qualifizierungsbedarf im Bereich von Qualifika-
tionen, wie Selbstständigkeit, Initiative und Ei-
genverantwortung besteht.

Das „gemeinsame 
Dritte“ bei Mertens

Welche 
Qualifikationen 
eignen sich am 
besten 
zur Bewältigung 
künftiger 
Anforderungen?
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Mertens' Intentionen sind darauf gerichtet, Qualifi-
kationen herauszustellen, die sich durch drei Merk-
male auszeichnen: Schlüsselqualifikationen sind
zum einen berufsübergreifend, sollen zum anderen
Menschen befähigen, auf künftige Anforderungen
adäquat zu reagieren, und veralten nicht so schnell
wie einzelne Fertigkeiten. Schlüsselqualifikationen
sollen somit in die Lage versetzen, künftige, schnell
aufkommende neue Inhalte selbsttätig aufschlie-
ßen und damit lebenslang lernen zu können. 

Innerhalb des Konzepts der Schlüsselqualifikatio-
nen unterscheidet Mertens zwischen Basis- und Ho-
rizontqualifikationen, Breitenelementen und Vin-
tage-Faktoren: 

■ Basisqualifikationen sind Qualifikationen hö-
herer Ordnung oder ‚gemeinsame Dritte' von
Einzelfähigkeiten. Dazu zählen logisches Den-
ken, analytisches Vorgehen, kritisches Vorge-
hen, kritisches Denken und kooperatives Vor-
gehen.

■ Horizontqualifikationen sollen eine mög-
lichst effiziente Nutzung der Informationsmög-
lichkeiten der Gesellschaft für den Einzelnen
gewährleisten. Dabei geht es um die Gewin-
nung, das Verstehen und die Verarbeitung von
Informationen. 

■ Breitenelemente sind solche speziellen Kennt-
nisse und Fertigkeiten, die über breite Felder
der Tätigkeitslandschaft als praktische Anforde-
rung am Arbeitsplatz auftreten. Als Beispiele
seien Kenntnisse in der Messtechnik, im Arbeits-
schutz oder in der Maschinenwartung erwähnt,
wie sie etwa in allen Metall-, Elektro- oder Bau-
berufen gefordert werden.

■ Vintage-Faktoren dienen der Beseitigung sol-
cher Unterschiede, die im Bildungsstand zwischen
jüngeren und älteren aus der Weiterentwicklung
der Schullehrpläne in der Zeit zwischen verschie-
denen Absolventen-Generationen entstehen. Als
Beispiele zur Verringerung der Differenz zwi-
schen den verschiedenen Generationen können
Kurse im Englischen oder in Programmiertech-
niken gelten.

In einer Replik aus dem Jahre 1989 ergänzte Mer-
tens seinen Entwurf über Schlüsselqualifikationen
um folgende Lernziele und -inhalte: Grundzüge
der Ökologie, der Ressourcennutzung, der Zeit-
ökonomie, der Dritte-Welt-Problematik sowie der
Lehre des Verhaltens bei Katastrophen (Mertens,
1989, S. 92). Diese Ergänzung weist darauf hin,
dass Schlüsselqualifikationen als analytische Kate-
gorie nichts Konstantes, sondern auch dem Wan-
del unterworfen sind. 

Der Ansatz der Schlüsselqualifikationen in der
Mertens'schen Version ist in vielfältiger Weise in
der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, in der Be-
rufspädagogik und in der Schulpädagogik modifi-
ziert, ergänzt, erweitert und angewandt worden.

Heutiges Verständnis

Die wissenschaftliche Berufspädagogik hat Mitte
der 70er Jahre die Mertens'schen Schlüsselqualifika-
tionen kritisch befragt, u. a. inwieweit sie tatsäch-
lich ein „Schlüssel“ für die Berufsbildungsforschung
sein können. Anfang der 80er Jahre sind dann von
arbeits- und berufspädagogischer Seite Untersu-
chungen vorgelegt worden, die das im Grunde ma-
terial und formal strukturierte Konzept von Mertens
um die berufspädagogisch notwendige personale
Komponente erweiterten (Bunk, 1981).

Diese Modifikationen belegen, dass der von Mer-
tens vorgelegte Katalog von Schlüsselqualifikatio-
nen noch der Ergänzung bedurfte. Ordnet man die
von Mertens vorgeschlagenen vier Typen von Bil-
dungselementen unter lerntheoretischem Aspekt,
so repräsentieren Breitenelemente und Vintage-
Faktoren materiale Lerninhalte. Materiale Lernin-

halte sind u. a. konkrete
Kenntnisse und Fertig-
keiten. Die von Mertens
vorgestellten Basisquali-

fikationen und Horizontqualifikationen hingegen
repräsentieren formale Lerninhalte. Formales Ler-
nen bestimmt denk- und methodenbestimmte Fä-
higkeiten. In einer Gesellschaft, in der Arbeit und
Leben, Individuum und Gemeinschaft angesiedelt
sind, werden darüber hinaus personale Lerninhalte
notwendig; dies sind sowohl individuelle als auch
soziale Verhaltensweisen und ein bestimmtes Ar-
beitsverhalten. Will man schlagwortartig die jeweili-
gen Qualifikationsgruppen kennzeichnen, reprä-
sentieren materiale Kenntnisse und Fertigkeiten das
Allgemeine, formale Fähigkeiten das Selbstständige
und personale Verhaltensweisen das Menschliche.

Kern- und Ausgangspunkt der Schlüsselqualifikatio-
nen ist die Kategorie des Selbstständigen. Unter
dieser Kategorie lassen sich alle formalen Einzelqua-
lifikationen unterordnen (Bunk, 1981). Die These ist,
dass der künftige Mitarbeiter in der Arbeitswelt mit
Schlüsselqualifikationen befähigt wird, im Zuge ei-
nes lebensbegleitenden Lernens selbsttätig lernend
die auf ihn zukommenden Anforderungen bewälti-
gen zu können. Insofern gehört das Konzept der
Schlüsselqualifikationen in das Programm des le-
bensbegleitenden Lernens.

Mertens´ Katalog 
musste ergänzt werden
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Schlüsselqualifikationen in der Arbeitswelt

Gegenwärtig wird in der Diskussion eine Vielzahl
von Schlüsselqualifikationen genannt. So werden
darunter beispielsweise die Fähigkeiten zur selbst-
ständigen Lösung beruflicher Fragestellungen unter
Berücksichtigung von gesellschaftlichen, ökologi-
schen und wirtschaftlichen Trends verstanden. Wei-
ter werden genannt Kundenorientierung, Fremd-
sprachen oder Arbeiten im Team. Sehr oft werden
auch erwähnt Qualifikationen, die sozial orientiert
sind, wie Kommunikation, Motivation, Selbstreprä-
sentation, die Fähigkeit zu Gruppenarbeit und Kon-
fliktmanagement. 

Für die Personalführung in Betrieben ist Vertrauen
für die Effizienz jedes Unternehmens wichtig. In-
zwischen entwickelt sich die Art und Weise der in-
neren Kommunikationskultur gleichsam zum „Ge-
heimnis des Erfolgs“ eines Unternehmens. Viele
Betriebe haben deswegen eine regelrechte Kultur
des Umgangs miteinander entwickelt, sei es in ge-
schriebener oder ungeschriebener Form (Bun-
desvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbän-
de, 2002). So hat das Unternehmen Bosch mit
220.000 Mitarbeitern eine Unternehmenskultur
entwickelt. Viele Werte und Qualifikationen waren
in diesem Unternehmen bislang nicht schriftlich
formuliert. Nunmehr kennzeichnen sieben Werte

die Unternehmenskultur,
die im Folgenden mit ih-
ren wesentlichen Quali-
fikationsmerkmalen be-
schrieben werden:

1. Zukunfts- und Ertragsorientierung,
2. Verantwortlichkeit, das heißt: Unternehmerisches

Handeln hat im Einklang mit den Interessen der
Gesellschaft zu stehen.

3. Initiative und Konsequenz, das heißt: Es wird aus
eigener Initiative, in unternehmerischer Verant-
wortung bei der Verfolgung der Ziele konse-
quent gehandelt.

4. Offenheit und Vertrauen, das bedeutet: Mitar-
beiter, Geschäftspartner und Kapitalgeber wer-
den über wichtige Entwicklungen im Unterneh-
men rechtzeitig und offen informiert.

5. Fairness, das heißt: Als Voraussetzung für den Er-
folg des Unternehmens wird gegenseitige Fair-
ness in der Zusammenarbeit untereinander und
mit Geschäftspartnern erachtet.

6. Zuverlässigkeit, Glaubwürdigkeit und Legalität,
das heißt: Zuverlässigkeit drückt sich auch in
dem Respekt vor der Würde des anderen aus,
ihn nicht unnötig lange warten oder ohne Ant-
wort zu lassen. 

7. Kulturelle Vielfalt, das heißt: Die Vielfalt wird
zugleich als Zugewinn und als Voraussetzung
für den weltweiten Erfolg betrachtet.

In der Personalpolitik und in Betrieben werden
sehr häufig aufgeführt (in alphabetischer Reihen-
folge):

■ Denken in Zusammenhängen
■ Flexibilität
■ Kommunikationsfähigkeit
■ Kreativität
■ Problemlösefähigkeit
■ Selbstständigkeit
■ Transferfähigkeit
■ Zuverlässigkeit.

Wenngleich diese und andere Schlüsselqualifikatio-
nen oft genannt werden – es kann ein Anspruch auf
den „richtigen“ Katalog von Schlüsselqualifikatio-
nen nicht erhoben werden (Schelten, 2000, S. 137).
Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat versucht,
die Vielzahl genannter Schlüsselqualifikationen in
einer Aufstellung zu komprimieren (Abbildung 1).

An dieser Übersicht fällt auf, dass zwischen Schlüs-
selqualifikationen für alle Berufe und solchen für
einzelne Berufe unterschieden wird. Bei den Schlüs-
selqualifikationen, die für alle Berufe genannt wer-
den, werden aufgeführt: Kommunizieren, Koope-
rieren, selbstständig Lernen, Problemlösen sowie
Planen und Organisieren. Bei den Schlüsselqualifi-
kationen, die Bedeutung für einen Beruf haben,
werden Kreativität, räumliches Vorstellungsvermö-
gen und sensumotorische Fähigkeiten genannt.
Auch in anderen Ländern werden ähnliche Anlie-
gen diskutiert, zum Teil mit anderen, zum Teil aber
auch mit ähnlichen Begriffen wie „Score skills“
oder „Basic qualifications“. Der Anspruch, situa-
tionsübergreifende und transferierbare Fähigkei-
ten und Wissensbestände zu bestimmen und auf
ihre Vermittelbarkeit hin zu überprüfen, ist also
auch auf internationaler Ebene zu finden (Gonon,
1999, S. 342). 

Trotz dieser weiten Verbreitung im deutschen
Sprachraum und in anderen Ländern führt das
Konzept der Schlüsselqualifikationen zu Proble-
men. Für manche Pädagogen fungieren Schlüssel-
qualifikationen solange als semantische Leerstelle,
solange deren Tauglichkeit nicht durch empirische
Forschungen bewiesen ist (Gonon, 1999, S. 342).

Gegenüber diesem Ein-
wand ist zu entgegen,
dass Schlüsselqualifika-
tionen in der Ausbil-

Art der inneren Kom-
munikationskultur 
ist Geheimnis des
Unternehmenserfolgs

Diskussion findet 
auch in anderen 
Ländern statt



Katalog von Schlüsselqualifikationen in der Berufsausbildung

Verwendung Bezeichnung Kurzbeschreibung

I. für alle Berufe 1. Handlungswissen übergreifendes Wissen,
das dem Handeln zugrunde liegt

Verfahrenswissen prozedurales Wissen
Hintergrundwissen theoretisches, aber praxisrelevantes Wissen, 

Systemwissen

2. kommunizieren auf unterschiedliche Weise miteinander 
fachlich kommunizieren

3. kooperieren entsprechend der jeweiligen Situation 
mit anderen erfolgreich zusammenarbeiten

4. lernen neue Qualifikationen mit verschiedenen Methoden 
erwerben können

5. Probleme lösen komplexe praktische Probleme lösen, 
die über Routineaufgaben hinaus gehen 
und neue Wege erfordern

6. planen und organisieren Arbeitsabläufe planen und organisieren

7. rechnen Berufliche Aufgaben rechnerisch 
(Rechnerisch-mathe- bzw. mathematisch lösen
matische Fähigkeiten)

II. für einzelne 1. Kreativität Neue, ungewöhnliche Ideen und 
Berufe Problemlösungen entwickeln

2. Räumliches Vorstel- Beispielsweise reale räumliche Gegebenheiten 
lungsvermögen und deren Abbildung in technischen Zeichnungen 

aufeinander beziehen

3. Sensumotorische Zusammenwirken von Wahrnehmung 
Fähigkeiten und Motorik
(„Handgeschick“)

Abbildung 1
Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Berlin 1995
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dung nichtexplizit messbar sind. Doch sie können
implizit durch aufwändige Beobachtungen aus ei-
nem Arbeitshandeln erschlossen werden (Schelten,
2000, S. 140).

Anforderungen an das Bildungswesen

Wenngleich beim Konzept der Schlüsselqualifika-
tionen Probleme bestehen, so ist doch die Förde-
rung solcher Qualifikationen ein Ziel moderner 

Bildung. Besonders heu-
te implizieren Schlüs-
selqualifikationen sozial
wünschbare Bildungszie-
le. Ihre Förderung muss

ein Anliegen jeglicher Bildung sein. Dies bedeutet,
dass bereits im Unterricht in den allgemein bilden-
den Schulen die Förderung zu beginnen hat
(Bunk/Kaiser/Zedler, 1992, S. 318). Ausgehend von
diesen Grundlagen sind dann in der Berufsausbil-
dung in Betrieb und Berufsschule Schlüsselqualifi-

Schlüsselqualifi-
kationen implizieren
sozial wünschbare 
Bildungsziele
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kationen weiter zu entwickeln. Dabei sollte die
Förderung von Anfang an alters- und stufenge-
recht erfolgen. Doch nicht nur in der Berufsausbil-
dung, sondern auch in der Ausbildung an den
Hochschulen und der Weiterbildung sind Schlüssel-
qualifikationen zu fördern. Grundsätzlich ist dabei
zu beachten, dass Schlüsselqualifikationen nicht
abstrakt vermittelt werden können. Ihre Förde-
rung gelingt nur zusammen mit konkreten und
fachspezifischen Inhalten (Schelten, 2000, S. 139). 

Förderung in den allgemein 
bildenden Schulen

In den allgemein bildenden Schulen wird in ver-
schiedener Weise versucht, Schlüsselqualifikatio-
nen zu fördern. Besonders der fächerverbindende
Unterricht erscheint dafür geeignet. Sein Grundge-
danke besteht darin, die Inhalte der einzelnen Fä-
cher in eine ganzheitliche Sichtweise einzubetten.
Diese Einbettung gelingt für Pädagogen umso bes-
ser, je häufiger fächerverbindendes Arbeiten mit
Unterrichtsformen verbunden wird, welche die
Selbstständigkeit und die Verantwortung des Schü-
lers stärken. Als Möglichkeiten der Verwirklichung
fächerverbindender Ansätze für die verschiedenen
allgemein bildenden Schulen werden eingesetzt:

■ abgestimmter Unterricht,
■ Projektunterricht und
■ Projekttage.

Besonders wird der Pro-
jektunterricht unter den
verschiedenen Unterrichts-
formen genutzt, da er zu
jenen handlungsorientier-
ten Unterrichtsmethoden

gezählt wird, die Schülern ein großes Maß an Eigen-
tätigkeit und selbstständigem Lernen ermöglichen.
Des Weiteren wird dem Projektunterricht die Mög-
lichkeit zugeordnet, kooperatives Arbeiten und 
Teamfähigkeit zu fördern. 

Soziales Zusammenleben, aber vor allem auch er-
folgreiches leistungsorientiertes Arbeiten ist ohne
Werthaltungen nicht denkbar. Die Schule muss heu-

te mehr denn je Wert auf die Persönlichkeitsent-
wicklung ihrer Schüler legen und ihre Fähigkeiten
kontinuierlich fördern (Schlaffke, 1989, S. 100). Zu
diesen Werthaltungen gehören:

■ Lern- und Leistungsbereitschaft,
■ Urteils-, Kritik- und Selbstkritikfähigkeit,
■ Flexibilität des Denkens, Teamfähigkeit,
■ Ehrlichkeit, Ordnung, Zuverlässigkeit, Pünktlich-

keit und Selbstdiziplin,
■ Mitmenschlichkeit, Hilfsbereitschaft und Rück-

sichtnahme.

Das Gewicht dieser Tugenden hat in unserer Wohl-
standsgesellschaft gegenüber den sozialen und
kommunikativen Werten abgenommen. Dennoch
wäre es verfehlt, Gegensätze zu konstruieren.
Teamarbeit und kommunikatives Miteinander sind
ohne Pünktlichkeit und gewisse Ordnungsprinzi-
pien nicht möglich. Andererseits kann Kritikfähig-
keit nicht ohne Wissen, Selbstfindung und Selbst-
verwirklichung, nicht ohne Arbeit und Leistung
gelingen (Schlaffke, 1989, S. 100).

Inwieweit die Schulen Schlüsselqualifikationen 
fördern, hat das Institut der deutschen Wirtschaft,
Köln im Jahr 2002 untersucht. An Betriebe, Schulen
und Elternhäuser wurden je 5.000 gleichlautende
Fragebögen zum Thema „Schulleistungen und 
Berufsanforderungen“ versandt. Insgesamt wur-
den 3.276 ausgefüllte Fragebögen ausgewertet
(Schlaffke, 2002).

Herausragende Leistungen der Schüler in nennens-
wertem Umfang gibt es nach der Untersuchung
überhaupt nicht. Große Stärken sehen Lehrer und

Ausbilder nur bei der Fä-
higkeit, mit Internet und
Computer umgehen zu
können. Ein ebenso über-
raschender wie auch de-

primierender Befund ist das kritische Urteil der
Lehrer, die bei den auffälligsten Leistungsschwä-
chen ganz ähnlich negativ votieren wie die Ausbil-
der. Das Urteil über das eigeninitiative Handeln,
die analytischen Fähigkeiten oder den sprachlichen
Ausdruck fällt bei Lehrern sogar noch schlechter
aus als bei den Ausbildern (Tabelle 1).

Projektunterricht 
besonders geeignet
für den Erwerb 
von Schlüssel-
qualifikationen Wie Schulen 

Schlüsselqualifika-
tionen fördern



allem bei den Computer- oder Fremdsprachen-
kenntnissen, aber auch in der Kommunikations-
und Teamfähigkeit oder in der Kreativität Stärken
der Schüler sehen (Tabelle 2). 

Werden die meistgenannten Leistungsstärken der
Schüler zusammengefasst, fällt auf, dass sie offen-
sichtlich nicht so ausgeprägt sind wie die Schwä-
chen. Immerhin ist es erfreulich, dass ungefähr ein
Drittel bis zur Hälfte der Ausbilder und Lehrer vor
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Schulausbildung: Viel Kritik, kaum Lob
So viel Prozent der befragten... halten dies für eine Schwäche in der Ausbildung heutiger Schüler

Schwächen Ausbilder Lehrer

Allgemeinbildung 83,9 83,6

Konfliktbewältigung 82,3 74,2

Lesen, Schreiben, Rechnen 81,4 76,3

Eigeninitiative 81,1 81,9

Wertbewusstsein 79,8 79,0

sprachlicher Ausdruck 77,3 80,1

analytische Fähigkeiten 74,6 80,9

Präsentationsfähigkeit 74,1 68,5

Tabelle 1
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln, 2002

Schulausbildung: Eher Lob, weniger Kritik
So viel Prozent der befragten... halten dies für eine Stärke in der Ausbildung heutiger Schüler

Stärken Ausbilder Lehrer

Computer- und Internetkenntnisse 44,3 53,1

Fremdsprachen 35,9 37,6

Teamfähigkeit 33,7 34,7

Kommunikationsfähigkeit 32,7 36,4

Kreativität 26,6 35,4

Lernfähigkeit 25,8 26,8

Leistungsfähigkeit 25,2 24,0

Lesen, Schreiben, Rechnen 16,5 22,9

Tabelle 2
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln, 2002
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Ausgehend von diesen Befragungsergebnissen zeigt
sich, dass jeweils ein Drittel der Ausbilder und Leh-
rer Teamfähigkeit und Kommunikationsfähigkeit
der Schüler für eine Stärke halten. Allerdings wer-
den Lernfähigkeit und Leistungsfähigkeit von Aus-
bildern wie Lehrern geringer bewertet. Diese und
andere Befragungsergebnisse verdeutlichen, dass
aus der Sicht der Lehrer wie aber auch der Ausbilder
die Förderung von Schlüsselqualifikationen im
Unterricht allein nicht ausreicht. Außerschulische
wie auch politische Bildung sind gefordert, sich auch
dieser Aufgabe anzunehmen. 

Beitrag der außerschulischen Bildung

In der außerschulischen Bildung gibt es viele Initiati-
ven und Aktivitäten, mit denen die Fähigkeit junger
Menschen zur Zusammenarbeit, die Bereitschaft,
Verantwortung zu übernehmen, Kreativität und
Mut, sich mit neuen, ungewohnten Aufgaben aus-
einander zu setzen, gefördert werden. Besonders
angesprochen sind hier Ansätze der Erlebnispäda-
gogik, die auf ein intensives Miteinander etwa
durch regelmäßige Gespräche Wert legen. Ebenso
können Programme der Laientheater, Angebote
der Musik und auch des Töpferns die Kreativität
und Phantasiefähigkeit junger Menschen fördern.
Einen besonderen Stellenwert hat der Sport. Er
dient in der Schule wie in der außerschulischen Bil-
dung nicht nur dazu, die körperlichen Kräfte jun-
ger Menschen zu stärken. Auch hier kann Teamfä-
higkeit und Rücksichtnahme geübt werden.

In anderer Weise dienen
Diskussionen in Jugend-
gruppen über politische
und soziale Sachverhalte
dazu, nicht nur rhetori-

sche Fähigkeiten zu fördern. In jeder Diskussion
geht es darum, zuzuhören, Geduld auch gegen-
über anderen Ansichten zu üben, seine eigenen
Überzeugungen dazu abzugrenzen und dann zu
antworten – alles Aspekte der Kommunikations-
und Teamfähigkeit. Es gibt also viele Angebote, in
denen persönliche Fähigkeiten und Qualifikatio-
nen, die im weitesten Sinne zu den Schlüsselquali-
fikationen gehören, gefördert werden.

In einer Zeit, in der überall die Finanzen auf dem
Prüfstand stehen, werden heute diese Angebote
vielfach gekürzt. Im Hinblick aber auf die lebens-
wichtigen Schlüsselqualifikationen ist das der fal-
sche Weg. Die Aufgabe bleibt, die organisierten
Angebote der allgemeinen und der außerschuli-

schen Bildung noch besser aufeinander zu bezie-
hen, als das bislang der Fall ist. 
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Mädchen und junge Frauen im Netz
LizzyNet – die Community für Mädchen 
von Schulen ans Netz e. V. Ute Grimminger

Mädchen sind immer noch zurückhaltender als
Jungen, wenn es um die Nutzung der neuen Me-
dien geht. LizzyNet ist ein Angebot im Netz, das
sich speziell an Mädchen richtet und deren Me-
dienkompetenz fördern soll. Ute Grimminger stellt
dieses Projekt vor und beschreibt, welche Anknüp-
fungspunkte es für die politische Bildungsarbeit
mit Mädchen bietet.

Politische Bildung befindet sich seit einigen Jahren
in einem Spannungsfeld, in dem sie sich bei redu-
zierter gesellschaftlicher und politischer Bedeu-
tung professionell legitimieren und auf den trotz
Wirtschaftsflaute weiter voran schreitenden tech-
nischen Fortschritt reagieren muss.

Der Verbreitung neuer Medien in der Gesellschaft
und in der breit gefächerten Bildungslandschaft
kann sich politische Bildung auf Dauer nicht ent-
ziehen. In kargen Klassenzimmern deutscher Schu-
len werden moderne PCs aufgestellt und mit dem
Netz der Netze verbunden, Träger beruflicher Bil-
dung predigen landauf, landab die Notwendigkeit
fundierter PC-Kenntnisse für ein erfolgreiches Be-
rufsleben und füllen auf diese Weise ihre Seminar-
räume. Große Unternehmen erkennen, dass die er-
wünschte Fortbildung des eigenen Personals nicht
mehr zwingend in teuren Hotels und während der

Arbeit stattfinden muss
und verordnen ihren
Mitarbeitenden E-Lear-
ning am PC.

Im gleichen Maße, wie die Nutzung von Hardware
und Internet bei jungen Menschen zunimmt und
neue Möglichkeiten der Information, Kommunika-
tion, aber auch der Gestaltung von Freizeit eröff-
net, rückt die virtuelle Welt, mit all ihren Risiken
und Gefahren, immer mehr in den Mittelpunkt ju-
gendlicher Lebenswelten. Daraus entsteht ein neu-
es Arbeitsfeld für die politische Bildung. 

Junge Menschen sollen den verantwortungsbewus-
sten Umgang mit Bits und Bytes lernen, sollen unter-
scheiden können zwischen Realität und der Virtua-
lität des PC, der bekanntermaßen blöd ist und nur in
den Kategorien 1 und 0 unterscheiden kann. 

Bereits zu Beginn der 80er Jahre wurden der Gesell-
schaft schon einmal „neue Medien“ präsentiert
und zur eigenverantwortlichen Nutzung überlas-
sen: Video und privat betriebenes Fernsehen. Auch
die Video-Technologie hielt Einzug in die Veranstal-
tungen der politischen Bildung. Nur um eines
machte man sich damals keine Gedanken, nämlich
die geschlechtsspezifische Nutzung der zu dieser
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Politische Bildung 
kann sich neuen Me-
dien nicht entziehen

Zeit noch sündhaft teuren Geräte. So manifestierte
sich bei „Videoseminaren“ das Bild von den stets
technikbegeisterten Jungen hinter der Kamera und
den graziös agierenden Mädchen vor der Kamera.
Dieses Bild hat sich gewissermaßen als ein Standbild
damaliger Medienpädagogik in die Hirne der Beob-
achtenden politischer Bildung eingebrannt.

Nun hat sich glücklicherweise seitdem ein Lern-
und Emanzipationsprozess in weiten Teilen der Ge-
sellschaft vollzogen, der zwar noch lange nicht ab-
geschlossen ist, aber dank der Weiterentwicklung
von Konzepten zur Mädchen- und Frauenbildung
und dem ergänzenden Prinzip des Gender Main-
streaming dazu geführt hat, dass sich die Fehler
von damals nicht wiederholen müssen.

Konzepte, Programme und Aktionen der ge-
schlechtsspezifischen Herangehensweise in der Pä-
dagogik eröffnen nunmehr ein breites Angebots-
spektrum, um Mädchen und junge Frauen an die
Technik heranzuführen, damit sie nicht nur stumm
zuschauen, wenn wackere Jungs ganz cool per
Mausklick für eine schnelle Bilderabfolge auf dem

Monitor sorgen. Mäd-
chen sollen selber und
vor allem selbstständig
und selbstbestimmt mit
der Technik umgehen

können. Ihre Berührungsängste insbesondere
gegenüber der Elektronik sollen abgebaut werden.
Chancengleichheit der Geschlechter in einer demo-
kratischen Gesellschaft stellt sich auch durch Me-
dienkompetenz her. 

Der Drang junger Mädchen, in die Tiefen der ihnen
unbekannten Technikwelten vorzustoßen, ist nicht
gerade groß. Er erschöpft sich in der Regel in der
Nutzung der neuen Kommunikationsmöglichkei-
ten (E-Mail, Chat), so dass wir im 21. Jahrhundert
zwar Konzepte und Methoden für die geschlechts-
spezifische Arbeit mit Medien in den Schubladen
haben, aber die Mädchen erst noch dafür gewin-
nen müssen. 

Woran liegt's und wie lässt es sich ändern? 

Innerhalb der letzten 30 Jahre hat sich die Zahl 
höherer Bildungsabschlüsse von Mädchen an all-
gemeinbildenden Schulen kontinuierlich erhöht.
Inzwischen bestehen mehr Mädchen als Jungen
das Abitur und gleichzeitig verringert sich der An-
teil der Hauptschülerinnen stetig (Quelle: Grund-
und Strukturdaten 2001/2002, BMBF). Junge Frau-
en verlassen die allgemeinbildenden Schulen mit

Mädchen sollen selbst-
bestimmt mit Technik
umgehen lernen
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Beratung und Information über 
beispielhafte Modelle

Projekte und Aktionen (gefördert vom BMBF)

■ Entwicklung und Durchführung von zielgrup-
penspezifischen Internetschulungen für Lehre-
rinnen

■ Prämierung und Veröffentlichung von heraus-
ragenden und übertragbaren Konzepten zur
Förderung von Mädchen in Kooperation mit
PartnerInnen aus der Wirtschaft

■ Begleitung der vom BMBF in Zusammenarbeit
mit D21 bei IBM initiierten Projekte girls@d21
und 

■ teacher@d21. (Informationen unter www.initia-
tive 21.de)

Wissenschaftliche Begleitung des IBM Mentoring-
programms für Schülerinnen IBM MentorPlace.

Das Internetportal „LizzyNet“ 
für Mädchen und junge Frauen 

Das Projekt LizzyNet – die Community für Mädchen
von Schulen ans Netz e. V. wird aus Mitteln des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung fi-
nanziert. Es verfolgt keine kommerziellen Interes-
sen und wird redaktionell und medienpädagogisch
betreut. LizzyNet hat zum Ziel, Mädchen einen
Platz im WorldWideWeb zu geben, damit sie das
Netzgeschehen mitbestimmen können und unter
sich, im virtuellen Raum, die Möglichkeit haben,
über die Themen zu kommunizieren, die ihnen
wichtig sind. Außerdem möchten die Macherinnen
der Zielgruppe das notwendige Know-how vermit-
teln, damit das Netz von Mädchen aktiv mitgestal-
tet werden kann. 

LizzyNet und die hier ent-
wickelten Angebote eig-
nen sich sehr gut für den
Einsatz in der politischen

Bildung für Mädchen. Damit können Informationen
zu unterschiedlichsten Themen gewonnen werden.
Diese können in der „virtuellen Community“ auf ei-
ner Kommunikations-Plattform mit Anderen disku-
tiert und am Ende auf einer Homepage präsentiert
werden. Das in der politischen Bildung wichtige Mo-
ment der Interaktion und des Diskurses wird, wenn
auch auf virtueller Basis, sichergestellt.

Für Einsteigerinnen wird ein vierstündiger Online-
Recherche-Kurs angeboten, der Anfängerinnen auf
spielerische Weise ermöglicht, selbstständig und

durchschnittlich höhe-
ren Bildungsabschlüssen
als männliche Schüler.
Ihre Berufswahl orien-
tiert sich jedoch immer
noch an geschlechtsspe-
zifischen Rollenbildern,

was zur Folge hat, dass Schülerinnen und Schulab-
gängerinnen technische und techniknahe Berufs-
felder oft nicht für die eigene Berufsplanung in Be-
tracht ziehen.

Aktuelle Untersuchungen an Schulen in Deutsch-
land zeigen, dass vielfach eine fast automatische
Verknüpfung von Internet=Informatik stattfindet,
also auch eine Zuordnung zu den entsprechenden
Lehrkräften (in der Regel männlich), ohne dass zwi-
schen dem Internet als Thema und dem Internet als
Werkzeug im Unterricht unterschieden würde. Bis-
her gibt es kaum Lehrerinnen, die für die Betreu-
ung von Hard- und Software oder die schulischen
Webseiten verantwortlich sind. Schulische Internet-
projekte im sprachlichen, künstlerischen und gesell-
schaftlichen Bereich nehmen nur langsam zu. Gera-
de die Vorbildfunktion von auf diesem Feld aktiven
Lehrerinnen spielt eine wichtige Rolle für die Moti-
vation von Schülerinnen. 
Um das Ziel zu erreichen, mehr weibliche Vorbild-
funktionen zu entwickeln, wurde eine Reihe von
Netzwerken und Kooperationen zwischen schuli-
scher und außerschulischer Bildung geknüpft, die
sehr eng mit der Wirtschaft, den Medien und der
Politik zusammen arbeiten. Entwickelt hat sich dar-
aus ein Spektrum breit gestreuter Initiativen:

Information

■ Erstellung und Fortschreibung einer bundeswei-
ten Datenbank zu Internetfortbildungen für Leh-
rerinnen

■ Zusammenstellung von Materialien über Best-
Practice-Projekte in Unterricht, Didaktik, Ko-
edukation in Kooperation mit schulischen Netz-
werken und dem Schulen ans Netz e. V. 

Vernetzung 

■ Entwicklung von bundesweiten Expertinnen-
netzen zum Thema „Schulische und außerschu-
lische Bildung für Mädchen und Frauen in Tech-
nik und IT“

■ Stärkung der bundesweiten und regionalen Ko-
operation zwischen Wirtschaft, Kammern und
Schulen für gezielte Maßnahmen zur Unterstüt-
zung der Berufswahl in frauenuntypischen Aus-
bildungen und Berufen. 

Gute Eignung 
für die politische 
Bildung mit Mädchen

Mädchen überholen
die Jungen bei den
Schulabschlüssen,
überlassen ihnen 
aber die techniknahen
Berufsfelder
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zielgerichtet im Internet nach Informationen zu re-
cherchieren. Entscheidend kommt es auf die Fähig-
keit an, zwischen wichtiger und unwichtiger Infor-
mation unterscheiden zu können.

Diese Informationen und der sich daraus entwick-
elnde Erkenntnisstand können mittels der bekann-
ten Kommunikationswege Chat und E-Mail auf der
LizzyNet-Plattform diskutiert werden. Umfragen
haben ergeben, dass Mädchen sich besonders für
diese Optionen der Kommunikation interessieren,
gefolgt von dem Wunsch, eine eigene Homepage
zu erstellen.

Daran knüpft sich der
dritte Schritt eines Pro-
zesses in der politischen
Bildung an, die Präsenta-

tion. Sie dient der Schärfung von Entscheidungs-
kompetenz, die zu einer bewussten Entscheidung
in der Frage führen soll, welche Informationen auf
welche Weise wem präsentiert werden sollen. Vir-
tuelle Medien bieten zu diesem Zweck die Home-
page an. Unter der Rubrik „Deine Homepage“ in
dem Internetportal „LizzyNet“ können Mädchen
auf einfache Weise mehrere eigene Seiten mit Bil-
dern zusammenstellen. Ob ein gelungenes Referat
oder eine Reportage über ein Projekt veröffent-
licht werden soll – die Homepages sind im Netz zu
betrachten, sobald man auf den Button „Homepa-
ge veröffentlichen“ geklickt hat. Sie sind jederzeit
editierbar und leicht wieder zu löschen. Die einfa-
che Art der Erstellung garantiert das Erfolgserleb-
nis der Präsentation und stärkt das eigene Selbst-
bewusstsein. 

Um die evtl. fehlenden HTML-Kenntnisse zu erlan-
gen, die zur Programmierung von Internetseiten
notwendig sind, bietet LizzyNet im Knowhow-Be-
reich einen HTML-Kurs an, der hervorragend dazu
geeignet ist, die Grundkenntnisse vom ersten

Schritt bis zur eigenen Homepage zu erlernen. Der
Online-Kurs ist unterteilt in acht Lektionen, die je-
weils etwa ein bis zwei Stunden in Anspruch neh-
men. Nach jeder Lektion gibt es einige Testaufga-
ben, mit denen das Erlernte spielerisch überprüft
werden kann.

Zur Vertiefung von Wissen und Kenntnissen über
die Hardware bietet sich LizzyLearningLab an. In
diesem virtuellen Labor finden sich immer drei
Mädchen zusammen, um gemeinsam Aufgaben et-
wa zum Thema Festplatten, Schnittstellen oder Gra-
fikkarten zu lösen. Über ein Pinboard können sich

die Mädchen während
des Spiels beraten und
sich gegenseitig weiter-
helfen. Linktipps, bei de-

nen die Antwort im Internet oder auch auf LizzyNet
zu finden ist, verhindern, dass die Spielerinnen auf-
geben, wenn sie etwas nicht wissen. Das Spiel dau-
ert regulär neun Tage und besteht aus drei Spielstu-
fen, in denen täglich drei Fragen gestellt werden.

Eine weitere Möglichkeit der Präsentation bietet
LizzyPress für Mädchen, die gern schreiben und ih-
ren Text auch veröffentlichen möchten. Die Redak-
tion betreut die Autorinnen und redigiert deren
Texte. Wichtig ist dabei, die Regeln des Online-
Journalismus zu beachten bzw. zu erproben. Texte
für das Internet müssen relativ kurz, übersichtlich
gegliedert und mit passenden Überschriften verse-
hen sein. LizzyPress bietet somit die Möglichkeit ei-
ner zeitgemäßen Präsentation von Seminarergeb-
nissen durch das Verfassen von Online-Texten.

So fügen sich unterschiedliche Methoden zusam-
men, die in der politischen Bildung lange schon
gängige Praxis sind und nun auch für die Bildungs-
arbeit mit neuen Medien nutzbar gemacht wur-

den. Deshalb sollen und
können Seminare aber
nicht aus dem real exi-
stierenden Raum in ei-
nen virtuellen Raum ver-
legt werden.

Entscheidend ist der Zusatznutzen der Möglichkei-
ten, die das neue Medium Internet bietet, um neue
Zielgruppen für die Bildungsarbeit zu gewinnen
und um den Lernprozess in Seminaren mit Mäd-
chen zu ergänzen. Vielleicht sind über LizzyNet
auch Teilnehmerinnen für ein Seminar in einer Bil-
dungsstätte zu gewinnen und es könnte während
eines Seminars mit virtuell teilnehmenden Mäd-
chen via Internet zusammen gearbeitet werden.
Weitere Ideen und Pläne sind mit großer Sicherheit

Präsentationsmög-
lichkeiten mit eigener
Homepage erlernen

Im LizzyNet

Im virtuellen Labor
Kenntnisse vertiefen

Methoden 
politischer Bildung 
für Bildung mit neuen
Medien nutzbar 
machen
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geschaffen wurde, das alle Voraussetzungen zum
gezielten Einsatz in der Bildungsarbeit mit Mäd-
chen bietet. Die Frage, die jede Seminarleiterin für
sich entscheiden muss, ist, wie sie diese Plattform
nutzen will. Medien sind kein Selbstzweck, auch
nicht in der Bildungsarbeit. Wer aber Medien ein-
setzt, muss die Frage nach dem Was und Warum
beantworten können. 

Ute Grimminger ist Mitglied im LizzyNet-

Beirat für GEMINI (Gemeinsame Initiative 

der Träger politischer Jugendbildung) und 

arbeitet als Projektleiterin von „Neues 

wagen-Frauen in IT-Berufe“ im Werra-Meiß-

ner-Kreis (Hessen)

von der Computerindustrie schon entwickelt wor-
den und warten auf ihre Realisierung.

Das Internetangebot LizzyNet zeichnet sich aber
weniger durch die Erprobung immer neuer techni-
scher Finessen aus, sondern gewinnt seine Qualität
in der pädagogischen Begleitung und Betreuung
der Angebote, der Kooperation und damit der Ver-
netzung mit pädagogischen Institutionen. Schule
und Jugendeinrichtungen arbeiten in diesem Netz
und sind im Beirat von LizzyNet vertreten. Alle In-
halte und interaktiven Angebote werden kontinu-
ierlich auf jugendgefährdende Inhalte überprüft.

Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass mit LizzyNet
ein altersadäquates und pädagogisch sinnvolles
Angebot unter dem Dach von „Schulen ans Netz“

Kommunikation mit den virtuell Teilnehmenden

gliedert sich in drei Bereiche: 

Das Magazine

Die Angebote in diesem öffentlichen Bereich sind für alle Besucherinnen zugänglich, die sich über die Internetadresse 

www.lizzyNet.de informieren und das Magazin durchstöbern wollen.
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Zur Verfügung stehen: 
■ Aktionen & Events (Mitmachaktionen wie Homepage-Wettbewerbe, Internet-Schnitzeljagden oder LyrikContests, Umfragen

zu den verschiedensten Themen oder Berichte von „Offline“-LizzyNet-Aktivitäten...
■ News & Themen (Artikel zu wechselnden Themen z. B. aus den Bereichen Kultur, Wissen, Körper und Geist, Politik, Netz und

Multimedia...
■ Schule & Beruf (Wissenswertes über die Schule, die Ausbildungszeit, das Studium oder Berufsbilder)
■ Links & Termine (Links zu Themen, die Mädchen interessieren könnten: Freizeit, Schule, Arbeitswelt, Mädchen im Netz,

Wettbewerbe, Gesundheit, Politik...)
■ LizzyPress (Die Online-Zeitung von Lizzys für Lizzys, in der Mädchen selbst aktiv mitarbeiten können)
■ LizzyShow (Die Präsentation von selbsterstellten Internet-Produkten).

Selbst aktiv werden kann man in diesem Bereich noch nicht. Dafür müssen Interessentinnen in den „Community-Bereich“ ein-

steigen.

Die Community

Hier kann man sich kostenlos anmelden zu
■ LizzyTreffs (Chats, Foren zu spannenden Themen)
■ LizzyClubs (mit Gleichgesinnten einen Club gründen, chatten und in den Foren Insiderinnen-Wissen austauschen)
■ LizzyMail (mit der Anmeldung bei LizzyNet gibt es eine eigene kostenlose E-Mail-Adresse; so ist es möglich, von (fast) jedem

Ort der Welt „elektronische Post“ abzurufen)
■ LizzyContact (mit Freundinnen privat chatten, gucken, wer gerade online ist, und ein Adressbuch)
■ LizzyPage (zwei schnelle Möglichkeiten, ohne Programmierkenntnisse an eine eigene Homepage zu kommen oder selbst

gebaute in den kostenlosen Webspace hochzuladen)
■ LizzyCards (bunte Postkarten!)
■ Einstellungen (Möglichkeit, ein persönliches Profil auf dem Computer einzustellen).

KnowHow

Hier wird ebenfalls über kostenlose Anmeldung der Zugang möglich zu
■ Online-Kursen (HTML lernen, Bilder bearbeiten oder eine Flash-Animation erstellen)
■ Materialien (zu allen Bereichen des Internets) 

Evaluationsergebnisse

Erste Ergebnisse einer qualitativen Evaluation von LizzyNet lassen Aussagen über die Nutzung und Akzeptanz dieses Angebotes

bei Mädchen zu.

LizzyNet besteht seit dem Jahr 2000. Seither hat sich die Zahl der Mädchen, die registriert sind, kontinuierlich auf eine Lizzy Ge-

meinde von ca. 33.000 gesteigert. Die Werbung erfolgt zu 31 % über Freundinnen.

Es sind verschiedene Nutzerinnentypen zu erkennen:
■ Die als „Lurkerin“ bezeichnete Nutzerin zeichnet sich durch relativ wenig Netzaktivität aus, sie schreibt keine Forumsbei-

träge oder Artikel. Ihre Rolle ist die der Beobachterin
■ Die „Kommunikative“ zeigt eine hohe Netzaktivität, sie teilt sich in Forumsbeiträgen und Chats den andren Lizzys mit,

schreibt häufig E-Mails und versendet Quickmessages.
■ Die „Lernwillige“ fällt durch sehr großes Interesse an den Angeboten im Knowhow-Bereich auf, sie nutzt die Lerngruppen

und Onlinekurse und schreibt mehr als zwei Artikel für die LizzyPress.
■ Eine interessante Form der Nutzerinnen ist die „Netzwerklerin“, sie übernimmt Verantwortung in der Community, betreut

die selbstinitiierten Clubs als Clubmoderatorin und zeigt eine hohe Netzaktivität.

Neben der Unterhaltung, der Servicenutzung und der Vernetzung durch Onlinefreundschaften schätzen die befragten Mäd-

chen die Partizipationsmöglichkeiten, die durch die angebotenen Interaktionsmöglichkeiten letztendlich zu einer Stärkung des

Selbstbewusstseins führen.
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durch sprachliche, wirtschaftliche und soziale Isola-
tion geprägt. Bessere Integration, verstärkter Dia-
log und mehr Achtung für kulturelle Unterschiede
werden gebraucht, damit Deutschland zu einem
erfolgreichen Einwanderungsland wird.
Während im Vermittlungsausschuss des Bundesra-
tes derzeit gestritten wird, ob in den kommenden
Jahren weniger oder mehr Migranten die Einwan-
derung nach Deutschland gestattet werden soll,
hat eine Gruppe von Migranten die Entscheidung
schon getroffen: die Zahl der Asylbewerber ist bis
Oktober um fast ein Drittel zurückgegangen im
Vergleich zum Vorjahr. Zwar sinken die Bewerber-
zahlen seit der Änderung des Asylgesetzes 1993
kontinuierlich, bisher aber nie in dieser Größen-
ordnung. Allerdings sind auch in anderen größe-
ren Aufnahmeländern Europas – etwa in Groß-
britannien, in Frankreich, in Österreich und in
Schweden – weniger Anträge auf Asyl gestellt wor-
den, jedenfalls in den ersten sechs Monaten. Der
Rückgang ist deshalb erwähnenswert, weil damit -
die Entwicklung im nächsten Jahr bleibt abzuwar-
ten – eine Trendwende eingeleitet werden könnte
zu einem höheren Mitteleinsatz für Integrations-
maßnahmen. 
Die administrativen Kosten und der Betreuungs-
aufwand für Asylbewerber, die Ausgaben nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz allein betragen
jährlich ca. 1,5 Milliarden Euro, übersteigen die
Mittel für Integrationsmaßnahmen, die Bund und
Länder aufbringen, bei weitem. Wie sinnvoll wäre
es, wenn künftig Mittel für Asylbewerber nicht ein-
fach eingespart, sondern für Eingliederungspro-
gramme ausgegeben würden. 

Wie ernst meinen 
wir es mit der Eingliederung?

Endlich haben wir uns wegbewegt von der eher
akademischen Frage, was Integration ist, und sind
angekommen bei der selbstverpflichtenden Aufga-
be: wir wollen Integration. Grundsätzlich ist das

kein neuer Appell. Neu
ist, dass das Jahr 2001
nicht nur als Beginn ei-
ner Einwanderungschar-

ta in die Geschichte der Bundesrepublik Deutsch-
land eingehen könnte, sondern auch als Beginn
einer umfassenden Integrationspolitik. Nie zuvor
in den zurückliegenden 46 Jahren – seit es Zuwan-
derung gibt –, gab es eine größere Zahl von Vor-
schlägen, wie die Integration von Zuwanderern in
Deutschland verbessert werden könnte. Die unab-
hängige Kommission der Bundesregierung „Zu-
wanderung“ forderte unter der Überschrift „Mit-
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Integrationsland Bundesrepublik?
Barbara John

Barbara John umreißt die Bedingungen, unter de-
nen Einwanderung nach Deutschland heute ge-
schieht. Sie konstatiert, dass Einwanderung inzwi-
schen von der Politik gewünscht wird, dass es aber
noch an der notwendigen Verbindung von Ein-
wanderungs- mit Integrationspolitik hapert. Ins-
besondere auf dem Arbeitsmarkt und im Bereich
der Bildung sind vermehrte Anstrengungen und
interkulturelle Orientierungen notwendig. Barba-
ra John begründet den Nutzen verstärkter Integra-
tionsbemühungen und beschreibt die Aufgaben,
die in der Zuwanderungspolitik jetzt auf der Tages-
ordnung stehen.

Der Welt-Migrationsbericht 2003 der Internationa-
len Organisation für Migration (IOM) räumt mit 
einigen Klischees auf, die sich im Laufe der vergan-
genen Jahrzehnte zu Wanderung und Einwande-

rung gebildet und verfes-
tigt haben. Danach wird
z. B. die klassische, auf
Dauer angelegte Einwan-
derung künftig wohl an

Bedeutung verlieren, während die kurzfristige Pen-
del-Migration zunimmt. Als gesicherte Erkenntnis
kann auch gelten, dass nach Jahren anhaltender
Wanderung in viele Länder Westeuropas die her-
kömmlichen Abgrenzungen zwischen Sprach-, Kul-
tur- und Religionsgruppen durchlässiger werden
bzw. sich sogar auflösen. Entwickelt sich auf diese
Weise in Kleinstschritten die globale Gesellschaft
innerhalb nationalstaatlicher Grenzen? Dafür spre-
chen viele unabweisbare Fakten, die gerade in
städtischen Ballungszentren zu beobachten sind.
Am auffälligsten vollzieht sich dieser Wandel in
den Schulen, gerade auch in Innenstadtbezirken,
wo Jugendliche aus unterschiedlichen Sprach- und
Religionsgruppen zusammentreffen. Oft sind es
die Aufsteiger aus Migrantenfamilien in den Gym-
nasien und Gesamtschulen, die z. B. ihre Karriere-
planung keineswegs auf Deutschland beschränken,
sondern schon Fäden in andere Länder – oft durch
längere Aufenthalte bei Verwandten – geknüpft
haben. Religion, Muttersprache und kultureller Zu-
sammenhalt dienen dabei als Türöffner in die Her-
kunftscommunity. Gegenüber der Mehrheitsgesell-
schaft wird religiös-kulturelle Selbstbehauptung
als selbstverständliches Recht in einer demokrati-
schen Gesellschaft gefordert, beim Bau von Kult-
stätten oder in der Kopftuchfrage, andererseits
setzen die Familien darauf, dass die Kinder es bil-
dungsmäßig sehr viel weiter bringen als die Eltern-
generation. 

Aber noch sind die Aufsteiger die Ausnahme. Das
Leben vieler Migrantenfamilien in Deutschland wird

Globale Gesellschaft 
in nationalstaatlichen
Grenzen?

Integration 
als Aufgabe



mittelfristig auch bei der Bevölkerung verstanden
und aktiv unterstützt wird. Wenn Deutschland ein
erfolgreiches Integrationsland wird, dann könnte
Einwanderung in Deutschland genau so selbstver-
ständlich akzeptiert werden wie in den USA. Der
Integration von Zuwanderern in den Arbeitsmarkt
kommt dabei Priorität zu. 

Priorität für den Arbeitsmarkt

Es ist der Blick auf den Arbeitsmarkt, der wohl da-
rüber entscheidet, ob Einwanderung als Gewinn
oder als Nachteil in der Aufnahmegesellschaft an-
gesehen wird. In allen Einwanderungsländern wer-
den regelmäßig quantitative Analysen von angese-
henen Wirtschaftsinstituten durchgeführt, um
solche wirtschaftlichen Vorteile – möglichst in Hel-
ler und Pfennig – zu ermitteln. Auch wenn Vorha-
ben dieser Art kaum gelingen können, schließlich
ist der ökonomische Erfolg von zu vielen Variablen
wie z. B. Einreisealter, Qualifikation, Beschäfti-
gungsbranche, abhängig, so lassen sich doch über
einfache Indikatoren – z. B. die Arbeitslosenquote
– eindeutige Hinweise über den Stand der Integra-
tion in den Arbeitsmarkt gewinnen. In Deutsch-
land haben sich in den letzten zehn Jahren begrün-
dete Ängste breitgemacht, dass genau diese
Integration nicht gelungen ist. Die Arbeitslosen-
quote ausländischer Zuwanderer liegt insgesamt
doppelt so hoch wie bei den Deutschen; bei eini-
gen Nationalitätengruppen ist die Quote sogar

drei- bis viermal höher.
Obwohl es sich bei den
Zuwanderern um eine
insgesamt jüngere Bevöl-
kerungsgruppe handelt,
ist die Beschäftigungs-

quote niedriger. Arbeit öffnet die Türen zur wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Eingliederung,
denn Arbeit schafft soziale Kontakte, bewirkt
sprachliche und berufliche Qualifizierung. Diese
schlichten Einsichten, denen keiner in der Sache
widerspricht, haben bisher nicht zu durchgreifen-
den Änderungen auf dem deutschen Arbeitsmarkt
geführt, obwohl sich seit Anfang der neunziger
Jahre der Abstand zwischen Deutschen und auslän-
dischen Zuwanderern bei der Arbeitslosigkeit kon-
tinuierlich vergrößert hat. Die Ursachen liegen auf
der Hand: zu geringe Qualifizierung der Zuwande-
rer, wachsende Ansprüche der Wirtschaft an sprach-
liche und technische Fertigkeiten. Der Mangel an
Qualifizierung ist nicht nur ein Problem der Zu-
wanderer der ersten Stunde, also derjenigen, die in
den sechziger und siebziger Jahren nach Deutsch-
land kamen. Defizite in der schulischen und beruf-

einander leben“ eine neue Integrationspolitik, die
CDU verlangte in ihrem von einer Präsidiumskom-
mission erarbeiteten Bericht „Zuwanderung und In-
tegration“ ein geschlossenes Integrationskonzept
als Ergänzung der Zuwanderung. Die SPD-Bundes-
tagsfraktion sprach in ihren Eckpunkten „Steue-
rung, Integration, innerer Friede“2 gar von einem
Jahrzehnt der Integration, das nun beginnen soll.
Im Zuwanderungskonzept der FDP-Bundestagsfrak-
tion wird gar gefordert, „Integration als Staatsziel-
bestimmung“ in das Grundgesetz aufzunehmen.
Werden die verschiedenen Integrations-Vorschläge
nebeneinander gestellt, fällt eine weitgehende
Übereinstimmung auf.

Warum ist Integrationspolitik zu diesem Zeitpunkt
von überragender Bedeutung?

1. Weil Einwanderung erst durch Integration
fruchtbar wird und an Attraktivität gewinnt.
Wir brauchen einen Wandel zu einer positiven
Grundeinstellung gegenüber Einwanderung. So-
lange es nicht gelingt, die oft risikofreudigen
und aktiven Einwanderer in absehbarer Zeit am
hiesigen Arbeitsmarkt teilhaben zu lassen, wird
die Skepsis, nicht selten auch die Ablehnung
vieler Deutscher gegenüber Einwanderung an-
halten. Die Einwanderungsgesellschaft muss
von der Mehrheit der Bürger gewollt werden,
will sie erfolgreich sein.

2. Weil wir in der Zukunft mehr Einwanderung
brauchen. Wenn sich ein Grundkonsens zur Ein-
wanderung zwischen Bevölkerung und Re-
gierung nicht herstellen lässt, wird die strittige
Einwanderungsdebatte andauern, von der das
Signal einer nicht aufnahmebereiten Gesell-
schaft ausgeht. Weder kann damit der Wett-
bewerb um die „besten Köpfe“ gewonnen 
werden, noch finden Integrationsprogramme
ausreichende Unterstützung bei den Ländern
und Kommunen. 

Es gilt also jetzt Prioritäten zu setzen und die Fi-
nanzierung unverzichtbarer Integrationsmaßnah-
men abzusichern. Das ist Aufgabe der Bundes-

regierung wie auch der
Landesregierungen. 
Die Zeit der Entschei-
dung liegt jetzt vor uns.
Von diesen Entscheidun-
gen wird es abhängen,

ob die im Interesse des Landes liegende Kehrtwen-
de vom Anwerbestopp zum Einwanderungsland
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2  SPD-Bundestagsfraktion, Querschnittsgruppe Integration

und Zuwanderung, S. 7

Prioritäten setzen 
und Integrationsmaß-
nahmen finanziell 
absichern

Mangelnde Qualifizie-
rung der Zuwanderer
mindert deren Arbeits-
marktchancen
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lichen Bildung treten in erheblichem Maß auch bei
Kindern und Jugendlichen nichtdeutscher Her-
kunftssprache auf, die in Deutschland geboren
oder aufgewachsen sind. Etwa eine halbe Million
weiterer Einwanderer mit beruflichen Defiziten
kommen in den nächsten fünf Jahren aus dem Aus-
land dazu. Dabei handelt es sich um Zuwanderer,
die als Familienangehörige oder als Flüchtlinge
einreisen und einen Anspruch auf dauerhaften
Aufenthalt erwerben können. Dieser Einwande-
rung liegen oft verwandtschaftliche Bindungen zu-
grunde. Die Zuwanderer stammen also aus ähn-
lichen beruflichen und sozialen Verhältnissen.
Anders als in den USA, wo es inzwischen ein ver-
zweigtes Netzwerk für Einwanderung von Hoch-
qualifizierten gibt, rekrutiert sich der „Kettennach-
zug“ in Deutschland eher aus gering Ausgebildeten.
Wenn der Arbeitsmarkt des Aufnahmelandes da-
rauf vorbereitet wäre, müsste dennoch keine Mas-
senarbeitslosigkeit entstehen, wie es in Deutsch-
land der Fall ist. Zu vielen Zuwanderern ohne
ausreichende Qualifikation bleibt der Arbeitsmarkt
verschlossen. Das liegt nicht nur an den restriktiven
Arbeitserlaubnisvorschriften - wie soll ein aus dem
Ausland zuziehender Ehepartner sich wirtschaft-
lich in Deutschland integrieren, wenn der erste
deutsche Stempel im Pass auf ein zweijähriges Ar-
beitsverbot hinweist? Es liegt vor allem an der
Struktur des deutschen Arbeitsmarktes. Welcher
Arbeitgeber ist bereit, Niedrigqualifizierte mit
noch geringen oder keinen Deutschkenntnissen zu
den hierzulande üblichen hohen Tariflöhnen zu
beschäftigen? So bleiben zu viele vom Arbeits-
markt ausgeschlossen; ihre Integration kommt
nicht voran. Bei kurzsichtiger Betrachtung erfüllt
sich zusätzlich in den Augen vieler, was sie schon
lange zu wissen glaubten: Einwanderung ist ein
Verlustgeschäft. So bleiben viele  Einwanderer von
staatlichen Leistungen abhängig. Manche halten
sich in den Grauzonen des Arbeitsmarktes auf; an-
dere rutschen in die Passivität und entwurzeln. 
So lange Einwanderungs- und Integrationsfragen
nicht im Zusammenhang gesehen werden mit den
aktuellen tarif- und arbeitsrechtlichen Bestimmun-
gen in Deutschland, wird der breite soziale Auf-
stieg für Zuwanderer über den Arbeitsmarkt nicht
gelingen.
Zwar wurde im Bericht der unabhängigen Kommis-
sion die hohe Arbeitslosigkeit herausgestellt und
beklagt, gleichwohl sind Schlussfolgerungen, die
den Arbeitsmarkt berühren, nicht gezogen wor-

den. Auf diesbezügliche
Fragen wurde geantwor-
tet, dass der Arbeitsauf-
trag gelautet habe, sich
auf Integrations- und Ein-

wanderungspolitik zu beschränken. Wenn diese
isolierte Betrachtung von Einwanderungs- und In-
tegrationsfragen einerseits und Arbeitsmarktfra-
gen andererseits anhält, dann riskiert Deutschland,
dass viele Zuwanderer sich unterhalb der vollen In-
tegration in der neuen Gesellschaft einzurichten
haben und langfristig eine Gesellschaft entsteht, in
der Langzeitarbeitslosigkeit ein Merkmal von Zu-
wanderern werden könnte. Die Einführung von
Kombilöhnen, die derzeit diskutiert wird, wäre ein
erster Schritt, diesem grundsätzlichen Dilemma zu
entkommen. Eine Festschreibung der Entlohnung
für Neuzuwanderer auf dem hohen Niveau von Ta-
riflöhnen wird dagegen die Arbeitslosigkeit weiter
erhöhen.

Neben dem Arbeitsmarkt gehört die schulische Bil-
dung zu den Kernbereichen der Integration. Zahl-
reiche Vorschläge, wie die Zahl und die Qualität

der Schulabschlüsse er-
höht und verbessert wer-
den könnten, begleiten
derzeit die Diskussion. Es
wird jedoch nicht ausrei-

chen, hier und da die Lehrerausbildung zu optimie-
ren, mehr Deutschkurse für ausländische Mütter
einzuführen oder die Zahl der Kindergartenplätze
zu erhöhen. Gebraucht werden längere Lernzeiten
für Schüler nichtdeutscher Muttersprache, weil sie
häufig deutsche Sprachkenntnisse und grundle-
gende Fertigkeiten und Orientierungen nur in der
Schule erwerben können. Ihre Familien sind mit
der beiläufigen Vermittlung solcher Grundfertig-
keiten überfordert. Die deutsche Sprache ist be-
sonders für Kinder, die in Bezirken mit einem ho-
hen Migrantenanteil aufwachsen, nur noch in der
Schule Kommunikations- und Begegnungssprache.
In der Familie, auf dem Spielplatz, in der Nach-
barschaft kommt sie nicht vor. Wenn Kinder nicht-
deutscher Muttersprache dieselbe Zahl an Unter-
richtsstunden in der Schule absolvieren, bleibt die
geforderte Chancengleichheit auf der Strecke.
Deutschsprachige Kinder sprechen und hören
Deutsch auch am Nachmittag beim Spielen, beim
Besuch von Freunden und Verwandten, beim Sport.
Für Kinder aus Migrantenfamilien ist das eine

Ausnahme. Für sie wäre
der Besuch von Ganz-
tagsschulen deshalb ei-
ne bahnbrechende Sys-
temänderung, die ihre
Chancen für einen quali-

fizierten Schulabschluss erheblich steigern würden.
In vielen europäischen Ländern hat sich diese
Schulform schon längst  durchgesetzt, zum Vorteil
für die Kinder von Zuwanderern. 
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qualifizierte Schulab-
schlüsse verbessern



die Privaten, auf strukturelle und inhaltliche Ver-
änderungen einzustellen. Nicht nur die Schule,
auch der öffentliche Dienst, die Polizei, die Justiz,
die politischen Parteien, die Krankenhäuser, die
Gewerkschaften, die Kammern, die Kirchen, die
Banken, die Sportvereine – um einige zu nennen –
müssen sich die Frage stellen, ob alles getan wird,
Zuwanderern gegenüber Offenheit zu signalisie-
ren oder sie bewusst oder unbeabsichtigt auszu-
schließen. Ist es wirklich unverzichtbar und noch
zeitgemäß, um ein Beispiel zu nennen, wenn die
Fleischerinnungen landauf, landab darauf beste-
hen, dass bei der Gesellenprüfung ein Schwein
fachgerecht zerlegt wird? Warum kann es nicht

auch ein Lamm sein?
Muslimische Jugendliche
sehen sich oft durch die-
se Bedingung vom Erler-
nen des Fleischerberufs

ausgeschlossen. Erst durch eine wachsende inter-
kulturelle Ausrichtung aller Institutionen werden
die zugewanderten Minderheiten sich angespro-
chen fühlen und allmählich in diese Einrichtungen
hineinwachsen, sie mitgestalten und weiterentwick-
eln und so die Bedeutung institutioneller Struk-
turen, die ursprünglich nur auf die Situation und
Bedürfnisse deutscher Nutzer zugeschnitten wa-
ren, für die gesamte Wohnbevölkerung sichern
und fördern. Noch stehen wir bei dieser Entwick-
lung am Anfang. Wo immer der Blick hinfällt –
seien es die Medien, politische Entscheidungsgre-
mien, der öffentliche Dienst, Vorstände von Sport-
verbänden – es ist die große Ausnahme, Zuwande-
rer dort anzutreffen.

Erst-Integration ist Aufgabe des Bundes

Im neuen Zuwanderungsgesetz soll nach den Vor-
stellungen des Bundesinnenministers „ein Mindest-
rahmen staatlicher Integrationsangebote“ gesetz-
lich festgeschrieben werden. Anspruchsberechtigt
sollen alle Ausländer sein, die sich dauerhaft in
Deutschland aufhalten. Eine Verpflichtung zur Teil-
nahme besteht für Personen, die über keine
Deutschkenntnisse verfügen und weniger als sechs
Jahre hier leben. Überraschend an diesem Vor-
schlag ist der umfassende Anspruch für alle Perso-
nen mit dauerhaftem Aufenthalt. Das sind weit
mehr Anspruchsberechtigte als die bisher genann-
te Zahl von ca. 110.000 jährlich. Werden die schon
länger in Deutschland lebenden Zuwanderer ein-
bezogen, ergibt sich schnell eine Zahl von mindes-
tens 300 bis 400 Tausend Personen jährlich: Selbst
wenn pro Kursteilnehmer nur 2.500,– DM als jährli-
che Gebühr zugrunde gelegt werden, müsste ca.

Diese unverzichtbaren Änderungen müssen durch
bildungspolitische Zielsetzungen begründet und
auf ihre Wirksamkeit hin kontrolliert werden. Un-
verzichtbar sind jetzt Zielsetzungen wie:

■ Ausreichende Deutschkenntnisse müssen vor der
Einschulung erworben werden, damit Sprachfä-
higkeit vom ersten Schultag an gegeben ist. 

■ Die Beteiligungsquote von Schülern nicht-deut-
scher Muttersprache in weiterführenden Schu-
len ist schrittweise an die deutscher Kinder an-
zugleichen

■ Die Zahl der Schulabgänger mit Migrationshin-
tergrund ist um 50% zu reduzieren, die Zahl der
qualifizierten Schulabschlüsse um 30% zu erhö-
hen.

■ Die Beteiligungsquote von Jugendlichen im du-
alen Ausbildungssystem ist der Quote deutscher
Jugendlicher anzugleichen, insbesondere bei
jungen Frauen.

Jugendmigrationsdienste 
– ein neues Förderinstrument

Unabhängig davon, ob das Zuwanderungsgesetz
nun auch im Bundesrat beschlossen wird, werden
wie bei den Sprachkursen auch für jugendliche Zu-
wanderer neue Maßnahmen geplant. So sollen die

etwa 300 Jugendgemein-
schaftswerke, die bisher
jungen Aussiedlern zur
Verfügung standen, um-
gewandelt werden zu

„Jugendmigrationsdiensten“. Hier sollen nicht nur
neue zugewanderte Jugendliche und junge Er-
wachsene bis 27 Jahren mit der Perspektive für ei-
nen Daueraufenthalt gefördert werden, sondern
schon Kinder ab dem 12. Lebensjahr, sofern sie ei-
nen Migrationshintergrund haben. Zentrales An-
liegen der JMDs wird es sein, auf den Einzelnen zu-
geschnittene Förderpläne zu entwickeln und den
gesamten Integrationsprozess zu begleiten in Zu-
sammenarbeit mit einschlägigen Organisationen
und zuständigen Personen. Ein überaus anspruchs-
volles Programm. Wie und wer soll diese Aufgaben
finanzieren? Es sollen zwar mehr Personen intensi-
ver gefördert werden, die Mittel aber werden
wohl nicht erhöht.  

Beteiligungen von Zuwanderern

Wenn die deutsche Gesellschaft sich tatsächlich zur
Integrationsgesellschaft weiterentwickeln soll, dann
haben sich alle Institutionen, die Öffentlichen wie
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Auf den Einzelnen zu-
geschnittene Förder-
pläne entwickeln

Interkulturelle Aus-
richtung aller Institu-
tionen
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eine Milliarde Mark zur Verfügung gestellt werden.
Bestrebungen der Bundesregierung, die Bundeslän-
der an diesen Kosten zu beteiligen, könnten in fi-
nanzschwachen Bundesländern zum Scheitern ver-
urteilt sein. Schon jetzt geben die Bundesländer
das 20 – 30-fache für Integrationsmaßnahmen aus,
als die derzeit vom Bund zur Verfügung gestellten
etwa 320 Mio. für die unterschiedlichen Sprach-
kursprogramme. Gerade weil es richtig ist, dass die
volle soziale, gesellschaftliche und wirtschaftliche
Integration Aufgabe der Bundesländer ist, gehört
die Erstförderung von Integration, die eng mit der
Einwanderungspolitik zusammenhängt, zu den
nicht übertragbaren Aufgaben des Bundes.

Standards setzen und Qualität sichern 

Staatliche Interventionen zugunsten von Integra-
tionsprozessen kosten viel Geld. Nicht nur aus die-
sem Grund ist es unverzichtbar, die Ergebnisse zu

messen, also Integrations-
Monitoring auszuüben,
wie es die Niederländer
nennen. Auf diese Weise
können Frühwarnungen

erfolgen, falls ein positiver Trend, z. B. beim Schul-
besuch, abbricht oder sich unerwünschte Folgen
durch Interventionen ergeben wie z. B. Zunahme
von Arbeitslosigkeit trotz Weiterbildungstraining.
Das Monitoring ausgewählter Integrationsfelder
erlaubt es, umzusteuern und knappe Mittel zielge-
nauer einzusetzen. Es ersetzt keine Integrations-
maßnahmen, aber es ist ein wirksames Verfahren
zu einer erfolgreichen Integrationspolitik. Außer
den bekannten Statistiken über Schulabschlüsse
und Arbeitsmarktbeteiligung liegen bisher keine
geeigneten Indikatoren vor. Ein Anfang wäre ge-
macht, wenn über das Setzen von Standards (z. B.
Ausbildungsniveau von Beratern und Sprachver-
mittlern) die Qualität von Fördermaßnahmen er-
höht werden könnte.  

Kulturelle Differenz zulassen

Der aktuelle Streit über das Tragen von Kopftü-
chern in öffentlichen Einrichtungen zeigt,  wie ver-
unsichert die deutsche Gesellschaft ist, wenn mit
der Zuwanderung auch Lebensstile und Lebensfor-
men in Erscheinung treten, die als unmodern, ja als
mittelalterlich angesehen werden. Das Verbieten,
nicht das kluge Respektieren scheint sich in
Deutschland als „Lösung“ durchzusetzen, folgt
man den Umfragen und den Erklärungen vieler In-
nen- und Bildungsminister. In einer Situation, in
der das Aufeinanderzugehen gerade erst beginnt,
ist es unklug und kurzsichtig, starre Grenzen zu
ziehen in der Art: wer ein Kopftuch trägt, der ge-
fährdet die Demokratie. Abgesehen davon, dass
diese staatliche Position Deutungen vorgibt, die
dem Staat nicht zustehen, verhindern Verbote die
soziale und gesellschaftliche Durchlässigkeit  von
Lebensformen – ein Merkmal, das  Einwanderungs-
gesellschaften auszeichnet. 

Barbara John war von 1981 bis zum Sommer

2003 Ausländerbeauftragte des Berliner 

Senats. Sie ist Autorin diverser Publikationen

zu sprachdidaktischen und ausländerpoli-

tischen Themen, Professorin für Ethnologie

an der Humboldt-Universität Berlin, Refe-

rentin auf Tagungen und Kongressen zur 

Integrations- und Minderheitenpolitik im In- und Ausland.
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Monitoring für aus-
gewählter Integra-
tionsfelder



land. Die Industriestaaten beklagen sich über eine
zunehmende Zahl von Asylsuchenden, die Statistik
zeigt jedoch, dass es vornehmlich die armen Län-
der sind, die Asyl gewähren – sie nahmen 72 Pro-
zent aller Flüchtlinge weltweit im letzten Jahr-
zehnt auf. Nur wenige versuchen, manchmal auf
lebensgefährliche Art, wie z. B. in völlig überfüll-
ten „Nussschalen“ oder als blinde Passagiere, nach
Europa zu gelangen. Nicht immer endet dieser
Weg in einem sicheren Flüchtlingslager, immer
häufiger ist das Meer oder ein luftdichter Waggon
die letzte Station ihres Lebens. Und haben sie es
doch tatsächlich geschafft, lebend in Europa zu
landen, lernen sie die Mühlen der verschiedenen
komplizierten europäischen Asyl- und Flüchtlings-
anerkennungsverfahren kennen, die sie meist auf
den Weg zurück schicken. Nicht zuletzt tragen die
in der politischen Debatte kursierenden Begriffe
wie „Asylmissbrauch“ und „illegale Einwanderer“
zu einem sich verschlechternden Klima gegenüber
den Flüchtlingen und Asylsuchenden in den Auf-
nahmegesellschaften bei.

Hintergründe

In Zeiten von Sozialabbau, Terrorismus und Ab-
schottungstendenzen innerhalb der Europäischen
Union ist die Bereitschaft zur Aufnahme von
Flüchtlingen, die in Deutschland und Europa Hilfe
suchen, nur bedingt vorhanden. In vielen europäi-
schen Staaten wird das Asylrecht eingeschränkt.
Die Praktiken der Abschiebung geraten immer öf-

Grenzerfahrungen – Menschen auf der Flucht
Ein Seminar über Fluchtursachen, Fluchtwege und Fluchtorte Gertrud Gandenberger
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Gertrud Gandenberger berichtet über ein Seminar
mit deutschen und polnischen Jugendlichen, das
Ursachen, Formen und Folgen der Migration zum
Inhalt hatte. Die Jugendlichen setzten sich mit der
Frage auseinander, was Menschen zur Flucht aus
ihren Heimatländern bewegt und welche Hoffnun-
gen sie mit der Einwanderung in die europäischen
Länder verbinden. In Gesprächen mit Betroffenen
erfuhren sie von den Bedingungen, unter denen
Flüchtlinge in Deutschland leben. Gertrud Ganden-
berger beschreibt einzelne Programmschritte des
Seminars und begründet deren didaktisch-metho-
dische Bedeutung für die Vermittlung von Erkennt-
nissen über Flucht und Asyl und das Leben der
Menschen, die diesen Weg gegangen sind.

„Jeder hat das Recht, in anderen Ländern vor Ver-
folgung Asyl zu suchen und zu genießen“

(Art. 14, Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte)

Viele Geschichten

Täglich erfahren wir durch die Medien von Flücht-
lingsschicksalen. Knapp 30 Millionen Menschen

flüchten vor Hunger und
Armut, Krieg und Bür-
gerkrieg, Verfolgung, Dis-
kriminierung, Umwelt-

katastrophen und fehlender Infrastruktur. Ihre
Fluchtwege enden häufig im eigenen Land, an ei-
nem vermeintlich sicheren Ort, oder im Nachbar-

Vornehmlich arme
Länder gewähren Asyl

© Plassmann/CCC.www.c5net
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ter ins Visier von Menschenrechtsorganisationen.
Zudem versäumen die europäischen Regierungen
die konsequente Bekämpfung von Fluchtursachen.
Sie konzentrieren ihre politischen Bemühungen

für eine Vergemeinschaf-
tung der Migrationspoli-
tik auf die Bekämpfung
der „illegalen“ Einwan-

derung (Stichwort: „Festung Europa“). Dabei gerät
ihre Verantwortung für Rüstungsexporte, Markt-
abschottung, Umweltverschmutzung, Unterstüt-
zung von diktatorischen Regimen und mangelnde
Entwicklungshilfe aus dem Blickfeld. Die Etablie-
rung eines effektiven Flüchtlingsschutzes steht
weit hinten auf der Vergemeinschaftungsliste. In
den europäischen Aufnahmegesellschaften ver-
schärft sich die ablehnende Haltung gegenüber
Flüchtlingen und Asylsuchenden. Ihre schlimmsten
Auswirkungen zeigen sich in rechtspopulistischen
Parolen und aggressiver Gewalt gegen die Schutz-
suchenden. Das schließt nicht aus, dass in Zeiten
von Bürgerkriegen wie in Bosnien-Herzegowina
oder im Kosovo die Bürger/innen eher zur Aufnah-
me von Flüchtlingen bereit sind. Der Stimmungs-
wechsel kommt meist erst, wenn der Konflikt vor-
über und die Rückkehrbereitschaft der Flüchtlinge
aufgrund der großen Unsicherheit vor Ort gering
ist. Wer flieht, flieht auch vor den ihn erwartenden
Strukturen und Perspektiven. Fluchtbewegungen
spiegeln viele bestimmende Prozesse der Gegen-
wart, verweisen darauf, dass vielerorts Menschen-
rechte nicht gelten. Fluchtgründe lesen sich wie ei-
ne Liste von Verletzungen der grundlegenden
Menschenrechte, die überall auf der Welt prokla-
miert worden und auch – mit der Internationalen
Menschenrechtskonvention – eigentlich in Recht
umgesetzt sind.1

Für politische Bildner/innen mit dem Anspruch, mit
ihrer Arbeit eine tolerante und weltoffene Gesell-
schaft mitzugestalten, tut sich hier ein wichtiges
Handlungsfeld auf. 

Flucht: Eine komplexe Materie differenziert
und jugendgerecht aufbereiten 

Raum für Toleranz und Verständnis für Menschen,
die wegen schlechter Lebensperspektiven bereit
sind, ihre Heimat zu verlassen, wollten wir mit un-
serem Seminar schaffen. Menschen, denen wesent-
liche Rechte verweigert werden, sehen einen Aus-
weg aus ihrer Lage oft nur in der Flucht. Aber nicht
nur Empathie schaffen wollten wir, sondern den
Jugendlichen Kenntnisse über Fluchtursachen und

-motive2 und rechtliche Grundlagen über Flücht-
lingsschutz vermitteln und sie über Möglichkeiten
informieren, wie sie sich auf internationaler, natio-
naler und einer unmittelbaren Ebene für Flüchtlin-
ge engagieren können. Als geeignete Form, diese
beiden Zielsetzungen zu verknüpfen, erschien uns
die Verbindung von politischer mit kultureller Bil-
dung, hier speziell der Theaterpädagogik. Sie er-
möglichte nach unserer Einschätzung eine optima-
le Vernetzung von kognitiven, emotionalen und
instrumentellen Fähigkeiten. Vor allem konnten
wir auf diese Weise die Dimensionen des Politi-
schen – polity, policy und politics – durch das Thea-
terspiel erfahrbar machen. Theater- und Kunst-
pädagogik integrieren verbale und nonverbale
Kommunikationsmittel. Elemente, die im Ge-
spräch, der Diskussion und dem Vortrag nicht zur
Geltung kommen, erschließen sich in den körper-
lichen Ausdrucksformen. Sie stellen nicht nur einen
emotionalen Bezug zu den bearbeiteten Themen
her, sondern bewirken auch eine Identifizierung
mit dem Schaffensprozess sowie den erarbeiteten
Ergebnissen.

Die Motivation der Teilnehmenden

Die Jugendlichen hatten unterschiedliche Motive,
an dem Seminar teilzunehmen. Für die einen stand
die Neugier auf deutsche wie polnische Jugendli-
che gleichen Alters im Vordergrund, für andere
war die Auseinandersetzung mit dem Thema
Flucht ausschlaggebend für die Anmeldung. Bei-
den Erwartungen wollten die Teamerinnen, Katar-
zyna Uroda, Studienleiterin der Internationalen 
Jugendbildungsstätte Oswiecim, Agnieszka Erlen-
busch, Kunst- und Theaterpädagogin, und die Ver-
fasserin, gerecht werden.

Resümee

Zu Beginn war das Seminargeschehen vom gegen-
seitigen Kennen lernen der deutschen und polni-
schen Jugendlichen bestimmt. Erstaunlicherweise
verlief das Aufeinanderzugehen unkompliziert. Die
kleinen Interaktionsspiele, die wir initiierten – wie

SCHWERPUNKT

2  Push Faktoren: sind in der Situation vor Ort (Armut, Krieg...)

begründet. Pull Faktoren: liegen in der Vermutung, dass im

Zielland bessere Lebens- und Arbeitsbedingungen herrschen. 

Diese beiden in der Migrationsforschung verwendeten Begriffe

vermitteln den Eindruck, dass Flüchtlinge sich aus einem Kos-

ten-Nutzen-Kalkül auf den Weg in die Fremde begeben, Tat-

sache ist, dass sie ihre Heimat verlassen müssen, 

um ihr Überleben zu sichern.

Vielerorts gelten 
Menschenrechte nicht

1  Siehe dazu die Literaturhinweise im Anschluss an diesen Beitrag



Im ersten inhaltlichen Baustein „Bildergalerie“
kam es kurzfristig zu einer aufwühlenden Szene.
Das die Aufmerksamkeit erregende Bild zeigt ei-
ne kleine schwarze abgemagerte Hand, die in ei-
ner erwachsenen gesunden weißen Hand liegt.
„Krasser kann man arme und reiche Welt nicht
darstellen“, meinte eine Jugendliche. Einige der
Teilnehmerinnen hatten sogar Tränen in den Au-

z. B. gegenseitig die Namen sprechen lernen, was
für die deutsche Seite bekanntlich nicht so einfach
ist – bewirkten eine offene und freundliche Semi-
naratmosphäre. Diese kompensierte die fehlen-
den Sprachkenntnisse auf beiden Seiten. Neben
einem deutsch-polnischen Kauderwelsch wurde
Englisch schnell zur informellen Kommunikations-
sprache.
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Grenzerfahrungen
Skizze des Programmverlaufs und methodische Ansätze

„Home sweet home – wenn zuhause nichts mehr sicher
ist“

Impulsvortrag über Menschenrechte und globale Men-
schenrechtssituation
Bildergalerie über soziale, politische und gesellschaft-
liche Missstände in der Welt und Maslowsche Bedürfnis-
pyramide in der Diskussion

„Ohne Rückfahrkarte unterwegs“
Schicksalsübung: Jugendliche erwürfeln sich eine
Migrat/inn/enidentität –
Hot Chair-Rollenspiel: Reale Flüchtlingsschicksale werden
durch schauspielern erfahrbar – Empathieübung

„Hintergründe“
Impulsvortrag über rechtliche Chancen und Schranken für
Flüchtlinge und Asylsuchende nach deutschem und euro-
päischem Recht

Informationsgespräch bei der Asylberatungsstelle des 
Diakonischen Werks

„Frontal“
Gespräche mit Asylsuchenden und Kontingentflüchtlin-
gen in einem Flüchtlingswohnheim in Stuttgart
Filmbeitrag „Wie es ist, ein Flüchtling zu sein“

„Odysee nach Europa“
Performance Art – Fluchtwege selbst erleben – eine 8 m
weiße Bahn mit nackten, in Farbe getränkten Füßen über-
queren
Einsam auf einem Weg – Nachtwanderung, Strecke, die
teils mit Seil, teils mit Lichtern gekennzeichnet war

„Flucht als mediales Thema“
Zeitungsworkshop
Theaterworkshop

„Bühne frei“
Präsentation der theatralischen Szenen

Gespräch mit Flüchtlingen im Wohnheim
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gen. Diese und andere emotionale Szenen beim
Einsatz visueller Darstellungen von sozialen und
politischen Missständen erzeugten bei unseren
Teilnehmer/inne/n starke affektive Erlebnisse.
Auch der Besuch im Flüchtlingswohnheim beein-
druckte die Jugendlichen nachhaltig. „Echte“
Flüchtlinge zu erleben, ihre Geschichten zu hören
und sie fragen zu können, was sie bewegt, be-
deutete für viele eine elementare Erfahrung, die
auch noch beim Abschlussgespräch thematisiert
wurde.

Insgesamt zeigten die polnischen wie die deut-
schen Jugendlichen ein hohes fachliches Interesse
an Fakten und Informationen über internationale
Verträge über Flüchtlingsschutz, die Arbeits- und
Lebenssituation von Flüchtlingen und konkrete
rechtliche Bestimmungen. Interesse und Motiva-
tion waren ausgeprägter, als bei dieser jugend-
lichen Zielgruppe zu erwarten war.

Mit den interaktiven Rollenspielen wie der Schick-
salsübung, der Hot Chair Übung und der nächt-
lichen Wanderung konnten wir den Jugendlichen
einen individuellen Zugang zur Erfahrung „Flucht“
ermöglichen und ihre Empathiefähigkeit gegen-
über den Betroffenen stärken. Auch wenn es nur
simulierte Flüchtlingserlebnisse waren – gerade im
Gespräch mit den realen Flüchtlingen in Stuttgart
spielte diese Erfahrung eine wesentliche Rolle. So-
wohl die Fragen als auch der Umgang mit den 
Gesprächspartner/inne/n zeugte von einer außer-
ordentlichen Offenheit und Toleranz unserer Teil-
nehmenden. Hier wurden ihre nur gespielten Rol-
len auf einmal zu real erfahrbaren Schicksalen.
„Dass es so schlimm ist, hätte ich nicht gedacht“;
„Die leben ja auf total engem Raum, dass die das
aushalten“, „Wieso erlaubt der Staat denen nicht,
einen Job zu suchen, ist ja beschränkt“, „Wieso

dürfen die nicht einfach hier wohnen und arbei-
ten, ich verstehe das nicht“, „Ich konnte erst mal
gar nichts sagen, so erschlagen und betroffen war
ich, als wir in das Wohnheim kamen“, „Ich hätte
beinahe geweint“, auch die kleine Auswahl der
hier wiedergegebenen Kommentare spiegelt die
Gefühle und Gedanken nach den Gesprächen im
Wohnheim wider.

Die Simulationen und die Gespräche mit den
Flüchtlingen sensibilisierten nicht nur, sondern
konkretisierten rechtliche und politische Begriffe
wie „Drittstaatenregelung“, „Asylanerkennungs-
verfahren“, „Kontingentflüchtling“, „Duldung“
und „Abschiebung“. Hinter diesen Begriffen ver-
bergen sich Chancen und Grenzen für Menschen,
die auf der Suche nach Sicherheit und neuen Le-
bensperspektiven sind.

Zum Abschluss verarbeiteten die Jugendlichen die
erfahrenen Informationen und Gespräche in thea-
tralischen Szenen, die ihr Verständnis der Proble-
matik widerspiegelten. Ohne Worte, dafür mit 
eindeutigen Posen und Zeichen, stellten sie bei-
spielsweise die Flucht eines Ehepaars dar, das ver-
zweifelt versucht, die Aufmerksamkeit vorbeifah-
render Autos zu wecken, um mitgenommen zu
werden. Ihre Versuche sind vorerst vergeblich,
doch beim dritten Mal gibt es ein Weiterkommen
für die Zwei. In einer anderen Szene wird eine im
Müll nach Lebensmitteln suchende Fremde von ei-
nem Wachmann zusammengeschlagen, als er sie
beim vermeintlichen Diebstahl aus der Mülltonne
erwischt. Es waren kurze, aber ausdrucksstarke
Darstellungen. Das Theaterspiel war für einige ei-
ne völlig neue Erfahrung. Grenzen wurden über-
schritten, die sie zuvor nicht zu überschreiten ge-
wagt hätten. „Ich bin jetzt selbstsicherer“ meinte
Ola, eine der Darstellerinnen.
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„Am Mittwochabend durften wir am eigenen Leib spüren, wie man sich als Flüchtling auf einem lan-
gen, dunklen, unbekannten Weg in ein fremdes neues Land fühlen kann. ... Um einer Grenzkontrolle zu
entgehen, sind wir durch den dunklen Wald gelaufen. Auf dem Weg mussten wir einige Gefahren über-
winden. ... Haben wir tatsächlich Angst empfunden? – Ja, denn wir hörten Äste knacken und keiner
wusste, was sich dahinter verbarg. Wir waren uns auch nicht sicher, ob wir den Ort finden, den wir be-
schrieben bekommen haben. ... In einer realen Fluchtsituation hätten (wir) wahrscheinlich keine Chance
gehabt. Doch das Glück war auf unserer Seite. Am Ende haben wir alle sicher die uns vertraute Burg Lie-
benzell erreicht und waren glücklich über die gelungene ,Flucht’.

Was hat uns dieser Abend gegeben? Ich glaube, er hat uns bewusst gemacht, dass wir das Schicksal
nicht immer selbst bestimmen können. Und dass eine Flucht aus der eigenen Heimat Angst und Unge-
wissheit bedeutet.“

Aus dem Bericht eines Teilnehmers



ten. Abends und nachts setzten sie sich an den
Computer und tippten ihre Geschichten und Be-
richte. Die Identifizierung mit dem Projekt ging
teilweise so weit, dass wir manch eine/n der Teil-
nehmenden morgens schlafend vor dem Computer
vorfanden. Sie haben eine Sammlung von sensi-
blen und informativen Texten in Polnisch, Deutsch
und Englisch verfasst. Die Übersetzung der deut-
schen und polnischen Texte in die jeweils andere
Sprache hat unsere engagierte Sprachmittlerin Jo-
anna Ratusinska übernommen.

Aussagen wie „Ich vermisse Euch jetzt schon“ und
„Ich will nicht nach Hause“ geben einen letzten
Eindruck von einem einwöchigen intensiven und
produktiven Seminar, das nicht nur im formellen
Teil von kooperativem Verhalten und Neugierde
aufeinander geprägt war. Vielleicht haben auch
die heißen Sommertage zu der besonderen eupho-
rischen Stimmung beigetragen, die auf dem Semi-
nar vorherrschte.
Die nächste Begegnung findet im Dezember in Os-
wiecim statt.

Unter der Federführung von zwei journalistisch ge-
schulten Teilnehmenden, Julia Jorch und Dave
Tjok, entstand eine Seminarzeitung, an der alle
polnischen und deutschen Jugendlichen mitwirk-
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Ola und Mark suchen Musik für ihre Fluchtszene aus

Die Seminarzeitung entsteht
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Hitze und intensive Arbeit erfordern Abkühlung



Bedürfnissen kommen, Wohnungssuchende, die
eine menschenwürdige Wohnung brauchen, Fa-
milienväter, die nicht dauernd von ihren Ange-
hörigen getrennt werden wollen, Familien mit
Sprachproblemen, mit hohen Anforderungen
an die Kinderbetreuung und an das Schulwe-
sen. So ist lange Zeit vieles versäumt worden,
was dringend notwendig gewesen wäre, um die
sogenannten Gastarbeiter und ihre Familien
besser zu integrieren und ihnen Chancen zu 
geben, am gesellschaftlichen Leben aktiv teilzu-
nehmen. Ich hoffe, dass dies jetzt besser wird.

Im Mittelpunkt des Berichts von Horst Schmidt 
stehen die vom BAYERNFORUM der Friedrich-
Ebert-Stiftung in Kooperation mit anderen Organi-
sationen verantworteten Deutsch-Türkischen Kul-
turwochen, die eine Vielfalt an politischen und
kulturellen Veranstaltungen bieten. Dieses Ange-
bot soll Brücken zwischen Deutschland und der
Türkei bauen und zur Integration in Deutschland
lebender türkischstämmiger Menschen beitragen.
Horst Schmidt beschreibt Schwerpunkte der Veran-
staltungen dieses Jahres und macht deutlich, wel-
chen Beitrag sie zum gegenseitigen besseren Ver-
ständnis leisten. Er weist in seiner Zwischenbilanz
auf die Notwendigkeit hin, in der öffentlichen
Wahrnehmung den Blick nicht nur auf Probleme
im Zusammenleben zwischen Deutschen und Tür-
ken zu richten, sondern die Integrationsleistungen
in den Vordergrund zu stellen.

Toleranz sollte nur eine
vorübergehende Gesinnung sein;

sie muss zur Anerkennung führen.
Dulden heißt beleidigen.

Goethe

Völkerverständigung und gegenseitige Akzeptanz
als Erfolgsrezept: Bereits zum dritten Mal fanden
in München die Deutsch-Türkischen Kulturwochen
statt. Unter der Schirmherrschaft des Bundesinnen-
ministers Otto Schily, des Münchner Oberbürger-
meisters Christian Ude und des türkischen Bot-
schafters in Berlin, Osman Korutürk, wurde wieder
ein anspruchsvolles und vielseitiges Programm prä-
sentiert. Neben politischen Vorträgen und Diskus-
sionen wurden von Januar bis März Konzerte,
Kunstausstellungen, Lesungen, Kabarett und Thea-
ter geboten. Veranstalter der Kulturwochen 2003
waren die Deutsch-Türkische Freundschaftsfödera-
tion (DTF) e.V., das BAYERNFORUM der Friedrich-
Ebert-Stiftung und die Stelle für interkulturelle Zu-
sammenarbeit der LH München. 

Der Münchner Oberbürgermeister Christian Ude
beschrieb die Zielsetzung (2002) folgendermaßen:

„Türken können Brücken bauen! 
Beim Empfang des Türkischen Generalkonsuls
habe ich an ein Wort des Schweizer Schriftstel-
lers Max Frisch erinnert. Dieses Wort lautet: ‚Wir
haben Arbeitskräfte gerufen, doch es sind Men-
schen gekommen'. Max Frisch wollte damit sa-
gen, dass die fortgeschrittenen Industrieländer
wie Deutschland zwar Arbeitskräfte angewor-
ben haben, aber zuwenig darauf vorbereitet
gewesen sind, dass Menschen mit vielfältigen

Neue Brücken zum Bosporus – 
Deutsch-Türkische Kulturwochen 2003 Horst Schmidt
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Deutschland leugnet nicht länger die Tatsache
der Einwanderung. Deutschland versucht jetzt
endlich, die eingewanderten Menschen besser
einzubeziehen. 
Seit dem 11. September, dem Tag der schrek-
klichen Anschläge auf New York und Washing-
ton, erleben wir eine zunehmende Spannung
zwischen den christlich geprägten Staaten und
der Islamischen Welt. Hier gilt es, schreckliche
Vorurteile erst gar nicht aufkommen zu lassen.
Alle islamischen Menschen, die guten Willens
sind und friedlich mit den anderen Bevölke-
rungsgruppen zusammenleben wollen, sollen
hier auch in Frieden leben können – ohne Angst
vor Ausgrenzung, Diskriminierung oder auch
nur kränkendes Misstrauen. 
Im Dialog zwischen Christentum und Islam kön-
nen die Türken eine besonders wichtige Rolle
spielen und Brücken schlagen: Sie sind Teil der
Islamischen Welt und Teil der Werte-Gemein-
schaft, die sich Demokratie und Rechtsstaatlich-
keit auf die Fahnen geschrieben hat. Es ist ein
Glück, dass in unserer Stadt so viele Menschen
leben, die diese Brückenfunktion jetzt wahr-
nehmen können!“

Mit den Deutsch-Türkischen Kulturwochen  wollen
wir neue oder zusätzliche Brücken zwischen den
zwei Ländern bauen, die traditionell engen Bezie-
hungen weiter ausbauen. „Die Integration und die
Förderung von Integration sind gesellschaftspoliti-
sche Aufgaben allererster Ordnung. Integration
braucht langen Atem und Geduld. Sie braucht die
Offenheit der angestammten Bevölkerung. Genau-
so braucht sie aber die Bereitschaft und die An-
strengung der neu Dazukommenden.“ (Johannes
Rau, www.integrationswettbewerb.de) Zum Auf-
trag der Friedrich-Ebert-Stiftung gehört es, die po-
litische und gesellschaftliche Bildung von Men-
schen in allen Lebensbereichen im demokratischen
Geist zu fördern und einen Beitrag zur internatio-
nalen Verständigung und Partnerschaft zu leisten
(www.fes.de).

Mit dieser Zielsetzung beteiligt sich das BAYERN-
FORUM der Friedrich-Ebert-Stiftung an den Deutsch-
Türkischen Kulturwochen, die aber ohne die Initia-
tive und das tatkräftige Engagement der vielen
ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer um den

Bundesvorsitzenden des
DTF, Ali Kilic, nicht zu-
stande kommen wür-
den. 

Während im ersten Jahr an die 4.000 Besucherin-
nen und Besucher gezählt wurden, haben 2002

und auch 2003 mehr als 10.000 Bürgerinnen und
Bürger an den Deutsch-Türkischen Kulturwochen
teilgenommen. Das diesjährige Programm wurde
in verschiedenen deutschen und türkischen Städ-
ten wie z. B. München, Frankfurt, Solingen, Erding,
Markt Schwaben und Ankara realisiert und bein-
haltete neben Lesungen, Konzerten (u. a. Konstan-
tin Wecker) und Kabarett (Sinasi Dikmen: Wenn
der Türke zweimal klingelt, Django Asül: Autark,
Helmut Schleich: Das Auge isst man mit) – auch po-
litische Forumsveranstaltungen, auf die ich mich im
Folgenden beschränken möchte.

EU und Deutsch-Türkische Beziehungen

Auf dem Podium präsentierten sich unter der Mo-
deration der Landtagsabgeordneten Frau Dr. Hil-
degard Kronawitter die frühere Grünen-Chefin
und Bundestagsabgeordnete Claudia Roth, der Ab-
geordnete des Europäischen Parlaments, Ozan
Ceyhun von der SPD, der Münchner Vorsitzende
der CSU in München und MdB, Herr Johannes Sing-
hammer, als wissenschaftlicher Vertreter Herr Prof.
Dr. Faruk Sen, der Leiter des Zentrums für Türkei-
studien in Essen, und als Mann der Wirtschaft der
Unternehmer und „Textil-Mogul“ Kemal Sahin, der
größte deutsch-türkische Arbeitgeber in Deutsch-
land.

Herrn Kemal Sahin fiel es dann auch zu, den Auf-
takt mit einer Präsentation in eigener Sache zu ge-
stalten. Für ihn als Unternehmer habe der Weg
zum Erfolg über die Zusammenführung und Ver-
bindung deutscher und türkischer Tugenden ge-
führt. Als klassisch deutsche Tugenden machte er
dabei Gründlichkeit/Genauigkeit, Pünktlichkeit,
Disziplin, Organisiertheit und die offene Kommu-
nikation aus. Für Unternehmer seien aber noch
weitere Tugenden wie z. B. Freundlichkeit, Flexibi-
lität, Kreativität und Risikobereitschaft essenziell.

Diese brächten vor al-
lem die Türken mit. Er
habe aus diesen Tugen-
den in einer Atmosphä-
re der gegenseitigen

Achtung und des gegenseitigen Respekts in Team-
arbeit ein funktionierendes Multikulti-Unterneh-
men aufgezogen.

Während Claudia Roth, Faruk Sen und Ozan Cey-
hun die Mitgliedschaft der Türkei in der EU befür-
worteten und sich hoffnungsvoll zu den jüngsten
Entwicklungen in der Türkei äußerten, sprach sich
Johannes Singhammer gegen die türkische Voll-
mitgliedschaft aus. Er favorisierte eine „privilegier-
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teur der Süddeutschen Zeitung. Zahlreich erschie-
nene Zuhörer nahmen aktiv an der anschließenden
Diskussion teil. Dabei geriet aufgrund der aktuel-
len politischen Themen zeitweise der Titel der Ver-
anstaltung in den Hintergrund und eine von sehr
gegensätzlichen Positionen geprägte Diskussion
wurde auf dem Podium und zwischen Podium und
Zuhörerschaft ausgetragen.

Leidenschaftlich vertrat der Innenminister Bayerns,
Herr Günther Beckstein, die Position seiner Partei
zur doppelten Staatsbürgerschaft und zur Aufnah-
me der Türkei in die EU. Es sei im Sinne der Integra-
tion der hier lebenden Ausländer, wenn keine dop-
pelte Staatsbürgerschaft zugelassen sei. Dies sahen
die türkischen Zuhörer im Saal grundsätzlich an-
ders und machten dies in zahlreichen Wortmeldun-
gen deutlich. Auch die von den Unionsparteien
eingeführte „Leitkultur“-Debatte trage für die hier
lebenden Ausländer wenig zur Integration bei.
Der Türkei bot Herr Günther Beckstein eine „privi-
legierte Partnerschaft“ an, für die EU-Vollmitglied-
schaft sehe er keine Perspektive. Ein Zuhörer mein-
te, er glaube Herrn Beckstein, wenn dieser von
einem freundschaftlichen Verhältnis zur Türkei
spreche, ein fader Beigeschmack bleibe aber trotz-
dem. Wieso sei er dann gegen eine Vollmitglied-
schaft? Von den konservativen Parteien wollte ein
Zuhörer wissen, ob sie die Stimmen der deutsch-

te Partnerschaft“. Für eine Vollmitgliedschaft rei-
che die Wirtschaftskraft der Türkei nicht aus und
außerdem spreche die Geographie schlichtweg 
dagegen. So privilegiert behandelt zu werden,
wollte den anwesenden türkischen Zuhörern dann
doch nicht gefallen. In zahlreichen Wortmeldun-
gen wollten sie wissen, welcher Art denn diese pri-
vilegierte Partnerschaft sein solle und ob die CDU/
CSU keine Stimmen von deutsch-türkischen Wäh-
lern haben wolle?
Ozan Ceyhun stellte kurz und bündig fest: „Wenn
Europa glaubwürdig sein will, muss es weitere
Schritte zur Integration in die EU unternehmen!“
Claudia Roth spannte einen noch weiteren Rah-
men und stellte einen Bezug zur gegenwärtigen
Kriegsgefahr im Irak her. Eine Antikriegshaltung
Deutschlands diene auch der Türkei, die Türkei sei
Teil Europas.

Deutschland, meine Heimat

Unter diesem Titel fand am 12. März die Podiums-
diskussion mit dem bayerischen Innenminister
Günther Beckstein von der CSU und dem Parlamen-
tarischen Staatssekretär im Bundesinnenministe-
rium, Fritz Rudolf Körper von der SPD, statt. Mit
dem nötigen Fingerspitzengefühl moderiert wurde
die Veranstaltung von Christian Schneider, Redak-
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türkischen Wähler nicht wollten. Wie könnten es
sich die konservativen Parteien erklären, dass wert-
konservative Deutsch-Türken bei Wahlen mehr-
heitlich Rot-Grün wählten?
Mehmet Kilic, Vorsitzender des Bundesausländer-
beirates, appellierte an die Parteien, im Rahmen
des anstehenden Wahlkampfes kein Öl ins Feuer
zu gießen und das Ausländerthema nicht für wahl-
politische Auseinandersetzungen zu missbrauchen.
Das sei nicht im Sinne der Integration und vergifte
das Klima für die hier lebenden Ausländer. Wichti-
ger sei endlich anzuerkennen: „Migrantenkinder
sind schließlich auch die Zukunft dieser Gesell-
schaft.“

Das Bild in den Medien

Die Rolle der Medien im Deutsch-Türkischen Ver-
hältnis diskutierten auf dem 13. Münchner Me-
diengespräch Holger Eichele, Münchner Merkur,
Canan Topcu, Frankfurter Rundschau, und Dr. Mar-
gret Spohn, Stelle für Interkulturelle Zusammenar-
beit der LH München. 
Auch wenn die deutschen Medien ihre Berichter-
stattung über türkische Bügerinnen und Bürger
verstärkt haben, so zeichnen sie immer noch ein
undiffenziertes Bild der Ausländer in Deutschland.
Es fehlen positive oder normale Bilder aus der All-
tagswirklichkeit im Zusammenleben zwischen Ein-
heimischen und Zugewanderten, und es fehlt an
grundsätzlichen Informationen und Hintergrund-
berichten über Migration, Integration und auch

über die Türkei selbst. Auch findet man immer
noch viel zu wenige Journalisten aus den Einwan-
dererfamilien in den Redaktionen von Presse, Funk
und Fernsehen. Mit der Frage „Sind die Migranten
in Deutschland in einem Medienghetto gefan-
gen?“ wird sich das Münchner Mediengespräch im
nächsten Jahr beschäftigen.

Preise für Verdienste um die Beziehungen
zwischen Deutschen und Türken

Am 12. Mai endeten die Deutsch-Türkischen Kul-
turwochen 2003 mit der Verleihung der
Freundschaftspreise für Politik, Kultur, Sport,
Medien und Wirtschaft im Alten Rathaus in Mün-
chen. 2001 erhielt der Münchner Oberbürgermeis-
ter Christian Ude und 2002 neben dem deutsch-
türkischen Unternehmer Vural Öger und dem
FußballClub Rostock Bundesinnenminister Otto
Schily den Deutsch-Türkischen Freundschafts-
preis.
Mit viel Prominenz aus Politik, Kultur und Medien
wurde der Deutsch-Türkische Freundschaftspreis
2003 verliehen. Der Bundesvorsitzende der
Deutsch-Türkischen Freundschaftsföderation, Ali
Kilic, betonte in seiner Rede den freundschaft-
lichen Charakter seines Vereins. Die Aktivitäten der
DTF hätten Frieden, Freundschaft und Ausgleich
zwischen Menschen über kulturelle Grenzen hin-
weg zum Ziel. Dieses Ziel würden sie mit Hilfe zahl-
reicher ehrenamtlicher Freunde und Helfer jedes
Jahr etwas besser bewältigen. 
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■ SPORT – Ilhan Mansiz/Besiktas Istanbul, Fußballer 
■ WIRTSCHAFT – Kemal Sahin, Leiter des Unter-

nehmens Santex GmbH
■ SOLIDARITÄT – Mevlüde Genç.

Der schreckliche und unvergessliche Brandanschlag
in Solingen jährt sich nun zum zehnten Mal – Mev-
lüde Genç hat bei diesem fatalen Brandanschlag
fünf Familienmitglieder, darunter auch ihre eige-
nen Kinder, verloren. Wieviel Lebensmut, Hoff-
nung und Glaube an die Menschheit notwendig
ist, um so einen furchtbaren Verlust verkraften zu
können, ist fast unvorstellbar. Nichtsdestotrotz hat
Frau Genç der Stadt Solingen trotz allem die Treue
gehalten und kämpft seither gegen Rassismus. Sie
gründete u. a. einen Kindergarten und unterstützt
vor allem das Bewusstsein, das bereits bei kleinen
Kindern von Anfang an geschult werden sollte –
nämlich, dass Rassismus in Deutschland keine
Chance haben darf. Für dieses Engagement und
den Mut, trotz allem weiterzumachen, aufzuste-
hen und etwas zu tun, erhielt Mevlüde Genç den
diesjährigen Preis in der Kategorie „Solidarität“,
den ihr der Münchner Oberbürgermeister Christian
Ude überreichte.

Die hohe Wertschätzung, die der Bundesinnenmi-
nister den Deutsch-Türkischen Kulturwochen zuteil
werden lässt, bestärkt uns, in den nächsten Jahren
weiter zu machen und aus den Erfahrungen der
vergangenen Jahre zu lernen.

„Gern habe ich gemeinsam mit Oberbürger-
meister Christian Ude und Botschafter Osman
Korutürk die Schirmherrschaft für die Deutsch-
Türkischen Kulturwochen 2003 übernommen.
Das diesjährige Programm ist noch bunter, 
vielschichtiger und umfangreicher – mit einer
Vielzahl an hochkarätig besetzten Podiumsdis-
kussionen zu aktuellen politischen und gesell-
schaftlichen Themen und einem beeindrucken-
den kulturellen Angebot. Bereits im ersten Jahr
sind auch die Veranstaltungen außerhalb Mün-
chens auf großes Interesse beim Publikum ge-
stoßen. Das macht Mut für 2004.

(Aus dem Grußwort des Bundesinnenministers
Otto Schily zur Preisverleihung)

Zwischenbilanz

Trotz der weitgehend positiven Resonanz, die die
Deutsch-Türkischen Kulturwochen erfahren haben,
gibt es auch einige Ansatzpunkte zur Verbesserung
und Weiterentwicklung.

Durch den gelungenen Abend führte in deutsch-
türkischer Sprache ein Duo, bestehend aus der
Fernsehmoderatorin Gül Dericioglu und ARI-Redak-
teur Ismet Yigit. Im künstlerisch-musischen Teil des
Abends spielte der berühmte Saxophonist Klaus
Kreuzeder, der an Kinderlähmung erkrankt und
seit seiner Kindheit an den Rollstuhl gefesselt ist.
Mit dem Deutsch-Türkischen Freundschaftspreis
zeichnet die DTF Personen aus, die sich im Beson-
deren durch Ihr Handeln, Ihr Engagement oder Ih-
ren Mut ausgezeichnet haben und somit eine
Brücke zwischen den Kulturen geschaffen haben –
eines der maßgeblichen Ziele der DTF.
In diesem Jahr verlieh die DTF den Deutsch-Türki-
schen Freundschaftspreis in sechs Kategorien:

■ POLITIK – Georg Barfuss (CSU), Bürgermeister
der Stadt Lauingen

■ KULTUR – Prof. Dr. Manfred Korfmann (Archäo-
loge), Initiator der Ausstellung Troia

■ MEDIEN – Westdeutscher Rundfunk WDR/Inten-
dant Fritz Pleitgen

SCHWERPUNKT

292

OB Christian Ude und Frau Genç



293

Die Deutsch-Türkischen Kulturwochen zeigen:
„Verständigung ist nötig und möglich. Dialog
braucht Menschen, die ihn tragen, Orte, wo er
stattfinden kann, Institutionen, die Nachhaltig-
keit ermöglichen, und Leitlinien, nach denen er
praktiziert werden kann. Politische Bildung ist, de-
finiert als ‚Lernen für politische Mündigkeit’, eine
einzige große Dialoganstrengung mit dem Ziel der
Wissensvermittlung und Handlungskompetenz im
Politischen. Politische Bildung hat einen reichen Er-
fahrungsschatz im Blick auf Ziele, Inhalte, Themen,
Angebotsformen und Zielgruppen interkulturellen
Lernens...“ (Kandel, 2003, S. 17)

In diesem Sinne tragen
die Deutsch-Türkischen
Kulturwochen zur politi-
schen Bildung bei, sie

können Impulse für stärkere Initiativen auf beiden
Seiten setzen (Ude). Allerdings darf der Dialog nicht
bei offiziellen Anlässen und Podiumsdiskussionen
verharren. Der Dialog der Bürgerinnen und Bürger
untereinander kann damit angestoßen und geför-
dert werden, ist aber noch nicht selbstverständlich.

Weitgehend ist auch bei den Deutsch-Türkischen
Kulturwochen der Dialog noch ein „Eliten-Dialog“,
an dem Fachleute, Organisationsvertreter und Poli-
tiker beteiligt sind. Es wird darauf ankommen, den
sog. Diplomaten-Dialog (Kandel, 2003, S. 2) zu
unterfüttern mit der zähen Dialogarbeit z. B. auf
der Ebene der Kommunalpolitik, in Schulen oder
örtlichen Initiativen. 

Auch wenn ein distanziertes oder freundliches
Nebeneinander eher positiv zu verbuchen ist, so

wird politische Bildung
doch darauf achten
müssen, noch stärker
mit denen zusammen-
zuarbeiten, die sich um
pragmatische Lösungen
für mehr Miteinander

kümmern, wie z. B. die Deutsch-Türkischen Freund-
schaftsvereine in den verschiedenen Orten Bay-
erns. Politische Bildung könnte „ihre Infrastruktur
stärker für die Arbeit solcher Gruppen und Initiati-
ven anbieten.“ (Otten, 1990, S. 284)
In diesem Sinne sollen auch bei den Deutsch-Türki-
schen Kulturwochen 2004 interkulturelle Dialog-
werkstätten für türkische, türkischstämmige und
deutschstämmige Bürgerinnen und Bürger ange-
boten werden. Auch der Versuch, über die Landes-
hauptstadt München hinaus Veranstaltungen in
Klein- und Mittelstädten anzubieten, geht in diese
Richtung. 

Weitere Bürgerforen, Kommunale Runde Tische,
Zukunfts- oder Toleranz- bzw. Integrationswerk-
stätten, die verbesserte Zusammenarbeit von Aus-
länderbeiräten und Stadt- und Gemeinderäten
können hier mehr zur Vertiefung der Integration
und zur Verbesserung des Zusammenlebens beitra-
gen. Auch hier können sich die Institutionen der
politischen Bildung sowie die Volkshochschulen
und Träger der freien Erwachsenenbildung vor Ort
stärker als bisher engagieren.

Kritisch muss man auch anmerken, dass das Ver-
hältnis von türkischen und türkisch-stämmigen
Teilnehmern (zwei Drittel) und deutschstämmigen
Teilnehmern (ein Drittel) noch ungleich ist. Es wird
in der weiteren Entwicklung des interkulturellen
Dialogs darauf ankommen, den deutschstämmigen
Bürgerinnen und Bürgern deutlich zu machen, dass
auch von ihnen Integrationsleistungen erbracht
werden müssen. Auf der anderen Seite müssen die
Deutsch-Türkischen Kulturwochen auch in Zu-
sammenhang mit den vielen anderen Dialogbemü-
hungen (Türkischer Oktober, Akademieveranstal-
tungen, etc.) und den kommunalen Aktivitäten
und Förderungen durch die Kommunen  betrach-
tet werden (Türken in München, 1998).

Noch krasser ist die Resonanz in der Öffentlichkeit
und den Medien. Während die türkischen Medien
(Zeitungen und TV) ausführlich sowohl in der Vor-
ankündigung als auch in der Berichterstattung
über die Deutsch-Türkischen Kulturwochen berich-
ten, finden sich in den bayerischen Medien nur
Spuren der Berichterstattung. Eine Ausnahme bil-
det das Münchner Lokalradio LORA, das mehrere
einstündige Sendungen den Veranstaltungen ge-
widmet hat, und das deutsch-türkische Magazin
ARI (ari-magazin.com), das allerdings in Privatiniti-
ative herausgegeben wird und ausführlich über die
Deutsch-Türkischen Kulturwochen berichtet hat. 

Es wäre wünschenswert,
wenn die Lokalzeitun-
gen und Rundfunksen-
der nicht so sehr die 

Probleme wie z. B. „Parallelgesellschaften“, „Ein-
wanderung in die sozialen Sicherungssysteme“,
„Integrationsunwilligkeit und Integrationsunfähig-
keit“, „Schlechte Schulabschlüsse“, „hohe Arbeits-
losigkeit“, „unzureichende Sprachkenntnisse“, „ho-
he Kriminalitätsrate“ in den Vordergrund stellen
würden, sondern mehr über den Alltag des Zu-
sammenlebens und auch über die positiven Inte-
grationsleistungen der türkischen und türkisch-
stämmigen Bürgerinnen und Bürger berichten
würden. 
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und Kompetenzen [vermitteln], die für die Bewäl-
tigung des Zusammenlebens in einer von ihrem
Anspruch her demokratischen (Einwanderungs-)
Gesellschaft erforderlich sind“ (S. 21). Methodisch
stellen die Deutsch-Türkischen Kulturwochen mit
ihrer Mischung aus kulturellen, künstlerischen, dis-
kussions- und dialogorientieren Angeboten einen
Baustein, wenn auch mit großer Teilnehmerreso-
nanz, in der Methodenvielfalt der politischen Bil-
dung dar. Wir haben gemeinsam ein wichtiges Ziel
erreicht, wenn es uns gelingt, dass mehr Menschen
über bestehende Brücken gehen oder neue Brü-
cken zur Toleranz, Integration und zum nicht kon-
fliktfreien, aber friedlichen Zusammenleben in un-
serer Gesellschaft bauen.
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Zu diesen positiven Aspekten gehört z. B. der 
wirtschaftliche Beitrag der ausländischen Unter-
nehmen. In der Beschäftigungsstruktur von Aus-
ländern vollzieht sich seit einigen Jahren ein be-
merkenswerter Wandel: Bis in die 70er Jahre
hinein waren ausländische Erwerbspersonen fast
ausschließlich in abhängigen Beschäftigungen tä-
tig. Seit Anfang der 80er Jahre machen sich immer
mehr Ausländer selbstständig und bauen eigene
Existenzen auf. 
Anfang der 70er Jahre wurden in Deutschland ge-
rade mal 3000 türkische Selbstständige gezählt. Bis
1997 stieg ihre Zahl auf 41.000. Für das Jahr 2010
wird nach einer Studie der Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft KPMG von über 100 000 türkischen oder
türkischstämmigen Unternehmern ausgegangen,
die dann rund einhundert Milliarden Euro umset-
zen werden.
Es gibt heute kaum noch eine Wirtschaftsbranche,
in der man keine selbstständigen Ausländer findet.
Von Ausländern gegründete Unternehmen tragen
nicht nur zum Bruttosozialprodukt bei; sie schaffen
Arbeits- und Ausbildungsplätze auch für Deutsche. 

Konstruktiv und anregend für die eigene planeri-
sche und pädagogische Arbeit wirkt sich auch das
Zusammenspiel von politischer Bildungseinrich-
tung, städtischen Stellen (in unserem Fall nicht nur
die Stelle für Interkulturelle Zusammenarbeit der
LH München) und den ehrenamtlichen Funktionä-
ren des DTF aus. Die Freundlichkeit, Flexibilität,
Kreativität und Risikobereitschaft (Sahin) unserer
türkischen Kooperationspartner zwingt auch uns
zu Anpassungsleistungen und zu mehr Verständnis
für andere Arbeits- und Organisationskulturen.
Mit Routine, Pünktlichkeit, Disziplin und „deut-
scher“ Ablauforganisation allein sind die Deutsch-
Türkischen Kulturwochen nicht zu bewältigen. Sie
sind damit immer auch eine organisatorische und
persönliche Herausforderung und nur in einer
Atmosphäre der gegenseitigen Achtung und des
gegenseitigen Respekts in Teamarbeit zu leisten.

Mit Axel Schulte (2002, 21 und 81ff) vertreten wir
die Auffassung, dass die sozialen Konflikte in der
Einwanderungsgesellschaft nicht nur aus Struktu-
ren und Prozessen auf der Makro-Ebene, sondern
auch auf der Mikro-Ebene resultieren, und dass auf
diese „durch Aufklärung, dialogische Formen der
Kommunikation und pädagogische Prozesse einge-
wirkt werden“ (S. 21) kann. Politische Bildung und
Interkulturelles Lernen kann die „Qualifikationen
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Katrin Wolf engagiert sich bei OWEN, einer Orga-
nisation, die Frauen in Mittel- und Osteuropa zu zi-
vilgesellschaftlichem Engagement motiviert und
daraus resultierende Aktivitäten unterstützt. In
diesem Beitrag wird ein Projekt beschrieben, das
Zuwanderinnen aus den Teilrepubliken der ehema-
ligen UdSSR bei ihrem Integrationsprozess in
Deutschland begleitet und sie zu eigenen Aktivitä-
ten anregt. Die Autorin begründet den Ansatz des
Projekts, beschreibt seinen Aufbau und seinen Ver-
lauf und bilanziert bisherige Erfahrungen. Die ein-
zelnen Bausteine des Projekts sollen die Frauen
nicht nur mit dem Land vertraut machen, in das sie
gekommen sind, sondern ihnen auch Mut machen,
ihre eigenen Kompetenzen in die Gestaltung des
Integrationsprozesses einzubringen, als dessen Ak-
teurinnen sie sich verstehen sollen.

1. Hintergrund – Basis und Erfahrungs-
wissen bei OWEN 

1.1. Internationale Arbeit – Unterstützung
der Selbsthilfekräfte von Frauen

Das Ost-West-Europäische FrauenNetzwerk OWEN
e. V., gegründet 1992, arbeitet in unterschiedlichen
Ländern Mittel- und Osteuropas (Russland, Polen,
Ukraine, Kaukasus). 
Es ist Ziel bei der Arbeit von OWEN, auf der Basis
der persönlichen, gesellschaftlichen und kulturel-
len Erfahrungen von Frauen in Mittel- und Osteu-
ropa – die einen Teil ihres Lebens unter sozialisti-
schen Bedingungen und in den letzten zwölf
Jahren unter den Bedingungen einer rasanten
Transformation hin zu demokratisch-marktwirt-
schaftlichen Modellen verbracht haben – diese zu
ermutigen, sich in die Belange und Entwicklungen
ihrer Kommunen und Städte einzumischen. In den
neuen östlichen Demokratieansätzen fehlen in vie-
len gesellschaftlichen Bereichen eine strukturelle
und demokratisch legitimierte Kontrolle und die
politische Mitgestaltung durch die Basis. Frauen
sind in diesen Ländern oftmals die Hauptverant-
wortlichen für den Familienzusammenhalt, für
Aufrechterhaltung von sozialen Zusammenhängen
im Ort, für Erziehung und Unterstützung der Kin-

der und Kindeskinder.
Sie sind im Zuge der
Transformation oft aus
ihren herkömmlichen

Berufs- und Gesellschaftsbeziehungen an den
Rand und in den Haushalt gedrängt worden. 

OWEN bringt Frauen zusammen, die aus ihrer Iso-
lation ausbrechen wollen, wieder aktiv und kreativ
gesellschaftlich arbeiten möchten. Wir bemühen

uns um eine Atmosphäre des gegenseitigen Ver-
trauens, der Achtung und Unterstützung und mo-
tivieren sie, sich zu Interessengruppen zusammen-
zuschließen. Dafür vermitteln wir Handwerkszeug
in Bildungsprojekten, verknüpfen Partnerinnen
miteinander und schaffen eine Diskussionsplatt-
form, damit die Frauen, die sich zu Gruppen oder
Organisationen zusammenschließen, als Stimme in
der Zivilgesellschaft hörbar und in ihren Aktivitä-
ten in der Nachbarschaft, der Stadt und im Land
sichtbar werden können. 

Besonders auf der Krim, aber auch in Charkiv und
Moskau sind Migration und konfliktreiches Zu-
sammenleben von Menschen unterschiedlicher
Kulturen Resultate der Öffnung Osteuropas und
des Systemzusammenbruchs. Nachdem die UdSSR
auseinander gefallen war, verbreiteten sich in den
vielen ehemaligen Teilländern statt Weltoffenheit
und Multikulturalität vielmehr Tendenzen der Ab-
grenzung und des Nationalismus bei der Bildung
einer neuen Identität. Russlanddeutsche und Ju-
den bekamen diese Tendenz deutlich zu spüren,
auch Russen im Baltikum und Krimtataren in der
Ukraine waren und sind davon betroffen.
Die Auswanderung Richtung Westen ist eine Aus-
wirkung dieses Prozesses. 
Das Aufeinanderzugehen muss gestaltet werden -
möglichst von den Zugewanderten selbst in Zu-
sammenarbeit mit den Einheimischen. Hier setzt
unser Programm mit russischsprachigen Zuwande-
rinnen konzeptionell und zukunftsgerichtet an.

1.2. Projektarbeit mit ZuwanderInnen – 
Inlandsarbeit

1.2.1. Einige Daten
Viele russischsprachige ZuwanderInnen aus der
ehemaligen Sowjetunion sind nach Berlin und
Brandenburg gekommen. Der größte Teil (ca.
3.400.000 Menschen) der 4.783.682 AussiedlerIn-
nen und ihren Familien, die seit 1950 nach
Deutschland kamen, reiste in den letzten 15 Jahren
nach Deutschland ein. Laut Verteilerschlüssel ent-
fielen 2,7% von ihnen auf Berlin, auf Brandenburg
3,5 %. Das bedeutet konkret auf das Jahr 2000 be-
zogen die Einwanderung von insgesamt 2.600 Aus-
siedlerInnen nach Berlin und 3.556 nach Branden-
burg. Russlanddeutsche stellen seit 1993 über 90%
der ZuwanderInnen. 

Russischsprachige Zu-
wanderInnen haben un-
terschiedliche Motive
und durchlaufen ver-

schiedene Integrationsprozesse. Die Gruppe der

„Hier kann ich zur Ruhe kommen, treffe Gleichgesinnte 
und mein Kopf fängt wieder an zu denken“
Zur Arbeit mit russischsprachigen Migrantinnen in Berlin Katrin Wolf
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diese Veränderungsprozesse zu fördern, bedarf es
unserer Ansicht nach konkreterer Informationen
und der bewussten Gestaltung des Zusammenle-
bens, Kontaktmöglichkeiten in der Zusammenar-
beit (Praktika, Veranstaltungen, gemeinsame Reise
in das Herkunftsland z. B. zu einer dortigen Frauen-
organisation), die beide Seiten bereichern, Spaß
machen, Zuwachs an Lebens- und Kulturerfahrung
bringen. 

Die ZuwanderInnen verfügen über Lebenserfah-
rung, berufliche Kompetenzen und unterschied-
liche kulturelle Hintergründe. Sie haben Kraft,
Energie und Hoffnung „investiert“, um nach
Deutschland zu kommen. 
Sie werden oft als Teil eines „Problems“ angese-
hen, dabei haben sie das Potential, zu dessen 
Lösung bzw. Veränderung der Situation gerade in
den überschaubaren Dimensionen von Stadtbezir-
ken beizutragen. Gerade auch Ältere haben die
Ressource „Zeit“, die sie in nachbarschaftlichen
und Stadtbezirke übergreifenden Aktivitäten ein-
setzen können.

Beratungs- und Begleitungsleistungen sowie Sprach-
kurse werden flächendeckend durch unterschiedli-
che Träger angeboten. 
Aber es gibt kaum eine Diskussion „von unten“, 
d. h. von den aktiven Vereinen, über ein Integra-
tionskonzept, in dem viele Bausteine zu einem ge-
meinsamen Ziel führen. Das unabhängige, selbst-
bewusste Auftreten der ZuwanderInnen ist nicht
ausdrückliches Ziel, sondern es findet oftmals eine
„Klientelisierung“ statt, die Menschen werden als
Klientel und Dienstleistungsempfänger angesehen
und möglichst lange in diesem abhängigen Zu-
stand gehalten. Wo ist also Raum und Zeit für die
Herausbildung einer eigenen Stimme, die dann mit
anderen gemeinsam eine Melodie ergibt? 
Die Kompetenzen und Erfahrungen liegen bei
OWEN genau in diesen Bereichen: Stärkung 
der Selbsthilfekräfte, Bildung von interkulturell 
zusammengesetzten Gruppen, strategisch-konzep-
tionelle Arbeit und Vernetzung, Multiplikatorin-
nenausbildung, Zusammenarbeit über Ländergren-
zen hinweg. 

1.2.3. Situation und Problemlage
In Berlin wächst die Gruppe der russischsprachigen
MigrantInnen ständig. Jüdische Kontingentflücht-
linge, SpätaussiedlerInnen und andere Migranten-
gruppen aus den Ländern der ehemaligen UdSSR
bringen eine kulturelle Vielfalt mit nach Berlin, die
auch allmählich im Erscheinungsbild der Stadt
sichtbar wird. Kleine Theater, Läden, Restaurants

Spätaussiedler ist mit der Hoffnung nach Deutsch-
land gekommen, hier in die alte Heimat der Vor-
fahren zurückzukehren. Diese Gruppe ist aber kei-
neswegs homogen, sondern integriert russische,
kasachische, kirgisische Familienmitglieder, die
ebenfalls einreisen. 46 % kommen aus Großstäd-
ten, 54 % vom Lande.
Die Zuwanderung jüdischer Kontingentflüchtlinge
ist Teil einer Politik, die nach den Verbrechen der
Judenvernichtung in Europa wieder jüdisches Le-
ben in Deutschland etablieren soll. Die Menschen
nehmen dieses Angebot an, weil sie oftmals eine
zunehmende antisemitische Stimmung in ihren
Herkunftsländern erfahren haben. Heute leben ca.
10.000 Juden in Berlin. Auch diese Gruppe ist kei-
neswegs homogen. Ein Drittel der jüdischen Zu-
wanderInnen kommt aus Russland, fast 40 % aus
der Ukraine, über 20 % aus dem Baltikum, Weiß-
russland und Moldavien, die übrigen aus dem Kau-
kasus und Mittelasien. 90 % kommen aus der ehe-
maligen UdSSR. Die über 60 jährigen machen 27 %
aus, nur 14 % gehören den Altersgruppen unter 
18 Jahren an. Die Gruppe der jüdischen Einwander-
Innen hat eine deutlich andere Alterstruktur als die
der Spätaussiedler, da diese mit sehr vielen Kindern
und Jugendlichen einreisen (im Jahr 2000 waren 
z. B. von den 95.615 Spätaussiedlern 32.162 unter
20 Jahre alt, also mehr als ein Drittel). (Quelle:
Bundesministerium des Innern und Veröffentli-
chungen der Berliner Ausländerbeauftragten)

1.2.2. Ausgangspunkt von OWEN für die Konzep-
tion der Integrationsarbeit  

Wir haben bei der Arbeit mit den Zuwanderinnen
die uns wichtigen Erfahrungen und Ansätze aus
der Selbsthilfearbeit mit Frauen in Mittel- und Ost-
europa übernommen: 
Die ZuwanderInnen sind keine defizitären „Ein-
dringlinge“ in eine homogene deutsche Gesell-
schaft. Deutschland hat sich in den letzten 250 Jah-
ren und auch seit dem Ende des Zweiten
Weltkriegs gewandelt und verändert sich perma-
nent. Integration heißt, gegenseitigen Respekt zu
entwickeln, Unterschiede akzeptieren zu lernen

und sich auf einen
gegenseitigen Prozess
einzulassen, in dem die
mit der Migration ver-
bundenen Veränderun-
gen aufgeschlossen und

kompetent gestaltet werden. Wir sehen in den Zu-
wanderInnen selbst die Akteure dieser Gestaltung,
die aber dafür geeignete Rahmenbedingungen
und einheimische Partner und Verbündete benöti-
gen. Um die Bereitschaft der Einheimischen für
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und Cafes sowie eine wachsende Vereinsstruktur
repräsentieren die Aktivitäten dieser ZuwanderIn-
nengruppe. Aber wir sehen dennoch viele Pro-
blemlagen, die eine Integration erschweren.

Unser Programm soll dazu beitragen, folgende
Barrieren abzubauen:

■ Sprachschwierigkeiten – viele Aussiedler
bzw. deren Familienmitglieder sprechen kein
oder nur wenig Deutsch, die Kinder lernen es
dagegen schnell in der Schule. So entstehen
zwischen den Einheimischen, aber auch inner-
halb der Familien Verständnis- und Akzeptanz-
probleme (die Kinder schämen sich der Eltern,
die anders sprechen und sich kleiden als die Ein-
heimischen, die Eltern und Großeltern kommen
mit dem Tempo ihrer Kinder nicht zurecht, erle-
ben Autoritätsverlust). 

■ Isolation im Stadtbezirk – es sind Inseln ent-
standen, auf denen die Aussiedler vor allem un-
ter sich bleiben und darunter leiden, dass sie
sich von den Einheimischen nicht akzeptiert
fühlen und keine Kontakte zu ihnen haben.
Innerhalb dieser Inseln ist aber oftmals ein gut
funktionierendes soziales Netzwerk entstanden
– das mindert den Druck, „nach draußen“ zu
gehen.

■ Kultureller Schockzustand – die aus der alten
Heimat mitgebrachten Vorstellungen stimmen
nicht mit der Realität der neuen Heimat über-
ein, die aktuelle Situation in Deutschland, Ge-
schichte, Alltagsleben und Kultur im Nach-
kriegsdeutschland und der lokalen Infrastruktur
sind nicht bekannt und werden nicht verstan-
den. 

■ Identitätskrise – wie kann das Recht auf Wür-
de und Entwicklung – wer sind wir hier, wer
wollen wir sein bzw. wohin wollen wir uns ent-
wickeln? – unter den neuen Bedingungen wahr-
genommen werden? 

■ Wenig Perspektiven für die Jugendlichen –
viele Kinder und Jugendliche (die hierher ka-
men, weil ihre Eltern nur das Beste für sie woll-
ten) – werden an den Schulen unter ihrem Leis-
tungsvermögen eingestuft bzw. zu wenig
gefördert. sie bleiben unter sich, nennen sich
selbst die „Russkis“ und haben geringere Chan-
cen, Ausbildungs- und Arbeitsplätze zu erhalten.

■ Unzureichende Vorbereitung der Einheimi-
schen – die russische Sprache erinnert an Besat-
zungszeiten, Unkenntnis der Einheimischen
über Geschichte, Kultur und Alltagsleben der
ZuwanderInnen in Deutschland. 

■ Präsenz in Öffentlichkeit und Medien – so
überhaupt vorhanden, verbreitet Stereotypen

und verfestigt Vorurteile (Russen-Mafia, Dro-
genprobleme junger Ausländer, Geldprobleme
der jüdischen Gemeinde). 

■ Mangelnde Möglichkeiten der Solidarisie-
rung untereinander – eine Konsequenz der
Zuwanderungspolitik, die jahrelang die Ver-
einzelung der unterschiedlichen Gruppen be-
trieben hat. Untereinander ist ein Konkurrenz-
kampf entbrannt um Finanzmittel und Human-
ressourcen, der ein Miteinander erschwert.

■ Kommunikationsverhalten und der Um-
gang mit Konflikten – ist durch andere Le-
benserfahrungen und kulturelle Vorausset-
zungen erlernt und geprägt. Das führt in
Deutschland zu zahlreichen Missverständnissen
im Alltag, in der Nachbarschaft und in Arbeits-
zusammenhängen.

Unser Programm wurde mit Blick auf diese Heraus-
forderungen entwickelt.

2. Programmschwerpunkte von OWEN zur
Förderung der Integration russischspra-
chiger Zuwanderinnen in Berlin

Die drei Säulen der Integration

Staatliche/städtische Integration
Gesetze, Regelungen, Institutionen,

politische Programme
Geförderte Vereine, Beratungsleistungen 

u. Sprachkurse

Berufliche gesellschaftliche 
Integration Integration
Arbeitsplatz SH-Gruppen, 

Berufliche Anpassungs- Gemeinwesenarbeit
qualifizierung Interessenvertretung

Anerkennung der Brücken bauen, 
Qualifikation Vernetzung

Öffentlichkeitsarbeit

Das Programm von OWEN konzentriert sich auf die
gesellschaftliche Integration, aber in Zu-
sammenhang mit den anderen beiden Integra-
tionsbereichen, mit denen wir auch kooperieren,
da sie für eine Integration der Einzelnen unabding-
bar und wichtig sind (berufliche und staatliche
Ebene). Innerhalb unseres Programms wurden im
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1. Einheit – Kennen lernen, Identität, Grundlagen
interkultureller Zusammenarbeit

2. Einheit – Lernen als Erwachsener

3. Einheit – Selbsthilfe als Ansatz für Integration

4. Einheit – Migration – Integration 

5. Einheit – Öffentlichkeit herstellen – Ausstellung,
Artikel, Video

6. Einheit – Selbsthilfe- und Gemeinwesenent-
wicklung

7. Einheit – Macht und Ohnmacht – Frauen und
Politik

8. Einheit – Praktika in Partnervereinen – Ge-
schichtswerkstatt 

9. Auswertung und Präsentation – Zertifikat-
übergabe.

2.1.3. Ausstellung
Drei Teilnehmerinnen entwickelten die Idee für die
Ausstellung „Stationen einer Reise“. Es entstanden
sieben mehrfarbige Poster und eine Sammlung un-
ter dem Titel „Mein Lieblingsplatz in Berlin“, die
von einheimischen und zugewanderten Frauen ge-
staltet wurden.

Die Tafeln zeigen

■ Fotos aus den Familienalben 
■ Teile aus den Interviews, die Eindrücke aus dem

Leben in der alten und Integrationserfahrungen
in der neuen Heimat wiedergeben

■ Zeichnungen einer Enkelin zur Kindheit ihrer
Großmutter in Kasachstan

■ Informationen über die deutsche Zuwande-
rungsgesetzgebung sowie 

■ Hintergrundinformationen über die Geschichte
der Zugewanderten und 

dokumentieren Intentionen und Bausteine des
Kurses. Die Ausstellung kann bei OWEN angefor-
dert werden.

3. Erfahrungen und Ergebnisse 

3.1. Bildungsarbeit 
Es war ein Vorteil für den Projektverlauf, dass die
20 Teilnehmerinnen aus unterschiedlichen Ländern

Jahr 2002 der Multiplikatorinnenkurs verwirklicht
und 2003 die interkulturellen Lernwerkstätten. Im
Folgenden konzentriere ich mich auf die Ausbil-
dung zur „Multiplikatorin für Integrationsarbeit“.

2.1. Ausbildung zu Multiplikatorinnen für
Integrationsarbeit 

2.1.1. Ziele und Schwerpunkte 
Die Erfahrungen, die die Frauen und ihre Familien
während des langwierigen Prozesses der Integra-
tion in Deutschland machen, sollten ins Bewusst-
sein gerufen, als einmalig erkannt und artikuliert
werden. Auf dieser Basis sollte ein Profil erstellt
werden, das die Arbeit einer Multiplikatorin für In-
tegration beschreibt und Einheimische in diesen
Prozess immer mit einbezieht. Außerdem entwi-
ckeln die Migrantinnen hier in Berlin ein Erfah-
rungs- und Problembewusstsein, Bedürfnisse und
Wünsche, die nur sie selbst zum Ausdruck bringen
und umsetzen können. Diese Erfahrungen sind
Grundlage für die Entfaltung eigener Projektideen
und Aktivitäten während des Kurses, die darauf
ausgerichtet sind,

■ gegenseitige Integration zu befördern
■ Vorurteile abzubauen 
■ Integrationsarbeit selbst in ihre Hände zu neh-

men und kleine Projekte zu realisieren
■ Öffentlichkeit herzustellen
■ einen Pool von Multiplikatorinnen aufzubauen,

die als Dialogpartner zwischen den Kulturen
und Generationen arbeiten können.

2.1.2. Aktivitäten und deren Umsetzung 
In den von uns entwickelten Bausteinkurs inte-
grierten wir Exkursionen und Praktika, damit die
Teilnehmerinnen die Infrastruktur von Berlin und
dem Berliner Umland kennen lernen, dort mitar-
beiten und eigene Aktivitäten entfalten konnten.
Integriert war außerdem eine Geschichtswerkstatt
in Nürnberg, die auf dem Gelände stattfand, auf
dem die Nationalsozialisten ihre Reichsparteitage
veranstalteten, und dem dazu gehörenden  Mu-
seum. Die unterschiedlichen Voraussetzungen der
Teilnehmerinnen machten es notwendig, einen
Sprachkurs für zwei unterschiedliche Stufen anzu-
bieten. Der Kurs wurde teilweise auf Video doku-
mentiert.

Bausteinübersicht:

Sprachkurs
Permanent, themenbezogene Einheiten, zweispra-
chige Glossare erarbeiten
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kamen und unter unterschiedlichen Bedingungen
hier in Deutschland leben. Auch unterschiedliche
Altersgruppen und Berufserfahrungen waren ver-
treten und erwiesen sich als Bereicherung. 

Die Frauen fühlten sich sehr schnell in der Gruppe
wohl, tauschten in den Pausen Ratschläge und An-
regungen aus und betrachteten uns und die Grup-
pe als Teil ihrer Familie. Das war eine wichtige Vor-
aussetzung für Vertrauen und gemeinsame Arbeit
ohne Ängste und Vorbehalte. Unsere Form der Bil-
dungsarbeit bewirkte eine kreative und lebendige
Arbeitsatmosphäre. „Hier werde ich das erste Mal
in Deutschland als Mensch, als Persönlichkeit, als
Lena wahrgenommen und gefragt. Jemand will
wirklich meine Meinung hören“, mit diesen Wor-
ten fasst eine Teilnehmerin in dem Videointerview
ihre Gefühle und Eindrücke zusammen.

Es war eine interessante Erfahrung, dass die Teil-
nehmerinnen manchmal die vermittelten Informa-
tionen und Grundlagen nicht so ernst nahmen,
dass sie sich diese merken konnten, weil sie sich so
„wohl gefühlt“ hätten. Ihre Lernerfahrungen sind
mit Auf- oder Abwertung, Lob und Tadel, einem
autoritären Lehrstil verbunden. Informationen
dienen dem Auswendiglernen, nicht der Anwen-
dung im Alltag. Deshalb wurden jeweils Arbeits-
blätter zu den behandelten Themen ausgegeben
und im Materialordner gesammelt. Die Teilnehme-
rinnen konnten dort den Stoff einsehen und sich
kopieren. 

Von besonderem Interesse waren für die Frauen
die Schwerpunkte gewaltfreie Kommunikation
und Konfliktbearbeitung, Rollenbilder in den Kul-
turen, pädagogische Grundlagen interkultureller
Bildungsarbeit. Für diese Bausteine hatten wir zu
wenig Zeit eingeplant, deshalb konnten sie thema-

tisch und methodisch nur oberflächlich erarbeitet
und ausprobiert werden. Hier sind Vertiefungen
nötig. 

Erstaunlich war es für uns, dass die Frauen, die z. T.
bereits seit zehn Jahren in Deutschland waren, we-
nig ausgeprägte Vorstellungen von politischen
Strukturen und der Alltagskultur in Deutschland
hatten. Bis auf eine Frau hatten die meisten kaum
deutsche Freunde und sehr grobe Erfahrungen 
mit Nachbarn und auf der Straße machen müssen. 
Hier hat der Kurs den Horizont sehr erweitern 
können und neue Wege, Ansprechpartner und 
Betätigungsfelder aufgezeigt. Sie konnten mit 
PolitikerInnen sprechen und erlebten Berliner Ab-
geordnete auf einer Ausschusssitzung. Die Aus-
einandersetzung mit der Diskussion des Zuwan-
derungsgesetztes in Deutschland schärfte ihr 
politisches Denken, da es bei diesem Thema mit 
eigenem Erleben verbunden ist. 

Mehrere Teilnehmerinnen hatten eine pädagogi-
sche Grundausbildung und sind in der Lage, eigene
Veranstaltungen und Seminare zu gestalten. Sie
sind daran interessiert, mit Menschen zu arbeiten,
und haben Grundlagen für diese Arbeit mitge-
bracht und ausgebaut. Ihnen fehlen eine Struktur
und ein Wirkungskreis, um Integrationsarbeit
selbst durchzuführen. Aber der Zugang zu den
Themen und eigenes Zutrauen sind gewachsen, bei
einer entsprechenden Infrastruktur und einer Be-
gleitung könnten weiterführende Projekte und
Aktivitäten realisiert werden.

3.2. Exkursionen 
Die Teilnehmerinnen haben im Laufe des Projektes
durch zahlreiche Projektbesuche und die Praktika
einen Überblick über die Infrastruktur von Institu-
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licher Motivation dieser Frauen und die Wirkung
ihrer Arbeit auf die gesellschaftlichen Bedingun-
gen und die nationale und internationale Öffent-
lichkeit hinterließen einen großen Eindruck bei
den Kursteilnehmerinnen. Die Schlussfolgerung ei-
ner Kursteilnehmerin: Wir sind jetzt Multiplikato-
rinnen – wir müssen auch etwas tun.  

3.4. Umsetzung von Gender Mainstreaming  
Der Kurs richtete sich an Frauen als Akteurinnen
der Integration in der Nachbarschaft, im Stadtbe-
zirk. In der Familienarbeit, beim Einkaufen, in der
Schule und der Nachbarschaft sind es die Frauen,
die im Alltag Konflikte angehen, Kontakte knüp-
fen, sich engagieren. Trotzdem bleibt ihre Kompe-
tenz oft unbemerkt und wird nicht anerkannt.
Nach einer ersten aktiven Phase folgen oft Resig-
nation, Isolation oder der Rückzug auf kleine ein-
kulturige Gruppen und eine familienbezogene
Rolle. 
Unser Projekt zielte daher auf die Wahrnehmung
und Professionalisierung dieser Leistungen, damit
für die Zuwanderinnen der Zugang zu den ihren
Bedürfnissen und Kompetenzen entsprechenden
gesellschaftlichen Handlungsspielräumen (Wahr-
nehmung ihrer Rechte und Pflichten als Bürge-
rinnen, Parteienengagement, Elternbeiräte, kom-
munale MigrantInnenräte, Selbsthilfegruppen...)
erleichtert wird. 
Außerdem wurden in allen Bausteinen die ge-
schlechtsspezifischen Aspekte bzw. Auswirkungen
der behandelten Fragestellungen herausgearbeitet:
In Rollenspielen, Arbeitsgruppen und zahlreichen
Diskussionen wurden den Teilnehmerinnen Instru-
mente und Wissen vermittelt, um Problemstellun-
gen der Gleichberechtigung von Männern und
Frauen wahrnehmen, analysieren und damit um-
gehen zu können. Umgesetzt wurden diese Er-
kenntnisse vor allem in den Familien und im wäh-
rend des Kurses wachsenden Wunsch, die eigenen
weiblichen Kompetenzen nicht zu ignorieren oder
zu entwerten, sondern wertzuschätzen. 

4. Schlussfolgerungen und Perspektiven/
Nachhaltigkeit 

Es ist gelungen, eine Gruppe aufzubauen, die an
einer weiteren Zusammenarbeit stark interessiert
ist. OWEN ist Anlaufpunkt für weitere Treffen ge-
worden. Die zahlreichen Talente, die in der Gruppe
schlummern, haben Mut gefasst und gehen an die
Öffentlichkeit. Vertrauen und Selbstvertrauen der
Frauen sind gewachsen. Zwei Frauen arbeiten aktiv
an dem Projekt „Frauengedächtnis“ mit, zwei Frau-

tionen und Vereinen erhalten, die in den Berei-
chen Integrations-, Jugend- und Frauenarbeit tätig
sind. Das vermittelte ihnen den Eindruck: Es gibt ja
bereits alles, uns bleibt nichts mehr zu tun in die-
sen Bereichen. Erst als sie wieder ihre eigenen Er-
fahrungen reflektierten, stellten sie fest, dass es
vor allem an Brücken fehlt zwischen den Einheimi-
schen und den ZuwanderInnen und dass die Zuge-
wanderten selbst diese Brückenarbeit entwickeln
und leisten sollten. Sie wollen nicht begleitet, be-
treut und beraten werden, sie wollen selbst gestal-
ten und dadurch die neue Heimat gewinnen, erle-
ben und gestalten. 

3.3. Aktivitäten und Veranstaltungen
Die Teilnehmerinnen waren selbst verantwortlich
für die Realisierung folgender Aktivitäten

■ Veranstaltung zur russischen Kultur und Identität
an der Schule des Sohnes einer Teilnehmerin 

■ Deutsch-russische Veranstaltung im Frauenzen-
trum Brunnhilde 

■ Gemeinsame Kulturveranstaltungen – Lesun-
gen, Literaturzirkel 

■ Integrationsveranstaltung im Diakonischen Werk
Oranienburg (in Zusammenarbeit mit OWEN) 

■ Mitarbeit in der Gruppe Frauengedächtnis,
Interviews mit Migrantinnen (Zusammenarbeit
mit OWEN) 

■ Kursinterviews zum Familienbild zugewander-
ter und einheimischer Frauen 

■ Theaterimprovisation bei der internationalen
Tagung „Frauen gestalten Zukunft“, Liedtexte.

Die Teilnahme an anderen Aktivitäten von OWEN
zeigte den Frauen immer wieder deutlich, warum
wir diese Arbeit machen.
Die Initiierung gesellschaftspolitischer Arbeit wirk-
lich aus einem Bedürfnis heraus und aufgrund per-
sönlicher Erfahrungen und Überzeugungen – das
ist doch eher fremd und scheint etwas für andere,
nicht für einen selbst zu sein. Bei einem Begeg-
nungsseminar trafen unsere Teilnehmerinnen auf
Frauen aus den alten Bundesländern, die zwar rus-
sischsprachige ZuwanderInnen in der Nachbarschaft,
aber selbst bisher keine eigenen Kontakte zu ihnen
hatten. Der Besuch regte beide Seiten dazu an,
über gegenseitige Barrieren nachzudenken.
Die Kursteilnehmerinnen, die an unserer Konfe-
renz „Frauen gestalten Zukunft“ teilnehmen konn-
ten, erlebten Frauen aus aller Welt, die, ausgehend
von eigener Betroffenheit und Überzeugungen,
unter schwierigsten gesellschaftlichen Bedingun-
gen aktiv geworden sind, um Missstände zu verän-
dern. Die Verbindung von politischer und persön-
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en haben den Verein „Freunde St. Petersburgs“ mit
gegründet. Das Video und die Ausstellung finden
im Rahmen des Antidiskriminierungsprojektes
„FRiZZ“ im Land Brandenburg großes Interesse.
Der Nachholbedarf an Informationen über die Zu-
wanderInnen ist immer noch sehr groß.

Seit September 2003 läuft bei OWEN in verkürzter
Form ein weiterer Kurs. Frauen aus dem Kurs vom
vorigen Jahr arbeiten hier als Praktikantin oder in
den Bausteinen mit. In diesem Kurs haben wir
mehr Wert auf Projektentwicklung gelegt. Die Teil-
nehmerinnen arbeiten gemeinsam an der Vorbe-
reitung einer Veranstaltung an einer Schule in Ber-
lin, die im Dezember durch die Frauen realisiert
werden wird. Sie wollen unbedingt dazu beitra-
gen, dass sich die Jugendlichen untereinander mit
mehr Respekt und Kenntnissen begegnen.
Der Prozess des Einlebens, Orientierens und dann –
als großer neuer Schritt – des eigenen Handelns
braucht Zeit, Rahmenbedingungen und eine
gegenseitige längerfristige Unterstützung. Wir ha-
ben jetzt eine Basis geschaffen, auf der wir aufbau-
en können und wollen.
Da das Zuwanderungsgesetz noch immer nicht ver-
abschiedet wurde, sind die Rahmenbedingungen
für Integrationsarbeit momentan unklar. Wir wün-
schen den Teilnehmerinnen die Möglichkeit, ihr er-

worbenes Wissen und ihre Kompetenzen einbrin-
gen zu können – auf ehrenamtlicher und bezahlter
Arbeitsbasis.

Unterstützt wird unsere Arbeit nach Einstellung
der Förderung durch Berlin und Brandenburg Ende
2002 seit Juni 2003 durch das Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Außer-
dem werden projektbezogene Gelder akquiriert.
Die Arbeit mit Zuwanderinnen wurde dankenswer-
ter Weise durch das Programm entimon – gemein-
sam gegen Gewalt und Rechtsextremismus des
BMFSFJ unterstützt.

Katrin Wolf arbeitet als Trainerin für inter-

kulturelle Pädagogik und Mediatorin, Beglei-

terin von Projekten und Moderatorin. Zurzeit

leitet sie Antidiskriminierungs- und Zivilcou-

ragetrainings und Seminare in der Arbeit 

mit russischsprachigen Zuwanderinnen in

Berlin und Brandenburg sowie die bundesweite Fortbildung

„Trainer/in für zivile, gewaltfreie Konfliktbearbeitung“. Sie 

koordiniert das Europäische Netzwerk für Demokratieentwick-

lung und Menschenrechtserziehung-DARE. Katrin Wolf lebt in

Berlin. E-Mail: katrinwolf@gmx.de
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Debatte über Haushalt 2004

Mitte September diskutierte der
Deutsche Bundestag über den
Haushaltsentwurf 2004, den die
Bundesregierung im Sommer vor-
gelegt hatte (s. dazu die letzte
Ausgabe dieser Zeitschrift). Tradi-
tionell ist die Aussprache über den
Bundeshaushalt Anlass für eine
Auseinandersetzung über Schwer-
punkte der Regierungspolitik. 

Die Bundesregierung musste zum
dritten Mal einen Haushalt vorle-
gen, der durch eine wachsende
Lücke zwischen Einnahmen und
Ausgaben gekennzeichnet ist. Das
geringe Wirtschaftswachstum
führt zu niedrigeren Steuerein-
nahmen, die hohe Arbeitslosig-
keit erfordert höhere Ausgaben.
Die ungünstige Wirtschaftsent-
wicklung zwang dazu, in diesem
Jahr mehr Schulden zu machen,
als ursprünglich geplant war. Der
Bund versucht, durch Einsparun-
gen und Kürzungen das Haus-
haltsdefizit im Rahmen zu halten.

Bei der Auseinandersetzung über
die einzelnen Etats wurden auch
die Schwerpunkte der einzelnen
Ressorts und die dort vorgesehe-
nen Einsparungen erörtert.

Die Bundesministerin für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend,
Renate Schmidt, begründete die
Kürzungen in ihrem Etat, der mit
4,75 Milliarden Euro ein Minus
von ca. 355,25 Millionen Euro ge-
genüber dem Haushalt in diesem
Jahr vorsieht. Größter Einzelpo-
sten ist hier das Erziehungsgeld.
Für die allgemeinen Bewilligun-
gen sind 425,44 Millionen Euro
und damit etwa 15,47 Millionen
Euro weniger als im Vorjahr ver-
anschlagt. Für Maßnahmen der
Jugendpolitik stehen 284,17 Milli-
onen Euro (300,3 Millionen Euro
in 2003) zur Verfügung. Gekürzt
werden auch die Ausgaben für
den Zivildienst, für den im kom-
menden Haushaltsjahr 42,97 Mil-

lionen Euro weniger als in 2003
ausgegeben werden sollen.
Nicht gespart wird an den Einla-
gen in die Stiftung „Mutter und
Kind – Schutz des ungeborenen
Lebens“.
Renate Schmidt verwies darauf,
dass die Einsparungen im Erzie-
hungsgeld einkommensabhängig
gestaffelt würden. Sie habe im
Wesentlichen zu Lasten der gut
verdienenden Familien einsparen
müssen. Deutschland liege zudem
beim Kindergeld gemeinsam mit
Luxemburg im europäischen 
Vergleich an der Spitze. Bei Quan-
tität und Qualität der Betreu-
ungs-, Bildungs- und Erziehungs-
einrichtungen sei Deutschland
aber europäisches Schlusslicht.
Diese falsche Prioritätensetzung
habe zu den niedrigsten Gebur-
tenraten, einer niedrigen Erwerbs-
beteiligung von Frauen, schlech-
ten PISA-Ergebnissen und einer
beschämend hohen Kinder- 
und Familienarmut geführt. Die
Ministerin begrüßte in diesem
Zusammenhang, dass das Vier-
Milliarden-Euro-Programm für
Ganztagsschulen nicht angeta-
stet worden sei, und auch der
Ansatz von 1,5 Milliarden Euro
für den Betreuungsausbau zu-
gunsten der Kleinen von den
Sparmaßnahmen ausgenommen
wurde.

Die CDU/CSU-Abgeordnete Maria
Eichhorn beklagte die Verschlech-
terung der Lebenswirklichkeit
von Familien als Folge rot-grüner
Familienpolitik. Die Bundesregie-
rung richte ihre Politik an der Er-
werbstätigkeit beider Eltern aus,
während die frühere CDU/CSU-
geführte Regierung auf Wahl-
freiheit der Eltern gesetzt habe.

Beim Etat des Bundesministers
des Innern standen Fragen der 
Inneren Sicherheit, der Integra-
tions- und Zuwanderungspolitik
im Mittelpunkt der Diskussion.
Der Etat, der für das Jahr 2004 im
Entwurf der Bundesregierung

mit insgesamt 4,09 Milliarden Eu-
ro gegenüber 2003 (4,01 Milliar-
den Euro) erhöht wurde, ist von
zusätzlichen Anstrengungen im
Bereich der Sicherheitspolitik ge-
kennzeichnet. Die Erhöhungen
betreffen auch vor allem diese
Bereiche, während andere Berei-
che mit abgesenkten Ansätzen
rechnen müssen. So soll sich der
Ansatz der Bundeszentrale für
politische Bildung von 37,89 Milli-
onen Euro in 2003 auf 30,04 Milli-
onen Euro verringern, wobei je-
doch innerhalb des Etats die
Aufgaben für politische Bildungs-
arbeit von 17,73 Millionen Euro
auf 18,31 Millionen Euro erhöht
wurden.

Bei der Debatte über den Haus-
halt der Bundesministerin für Bil-
dung und Forschung ging es vor
allem um die Versuche der Bun-
desregierung, durch Reformen
des Bildungssystems die Bedin-
gungen für Bildung und Ausbil-
dung zu verbessern. Bundesbil-
dungsministerin Edelgard
Bulmahn verwies auf das Ganz-
tagsschulprogramm, für das bis
2007 vier Milliarden Euro zur 
Verfügung gestellt werden sol-
len. Die Modernisierung des Bil-
dungssystems erfordere aber
auch die Einführung von bundes-
weiten Bildungsstandards, die
Einrichtung einer bundesweiten
unabhängigen Evaluationsagen-
tur, den Aufbau einer nationalen
Bildungsberichterstattung, die
gezielte Förderung von Basis-
kompetenzen und nicht zuletzt
verbesserte Bildung und Integra-
tion von Migrantenkindern.

Nach dem Gesetzentwurf der
Bundesregierung soll das Bundes-
ministerium für Bildung und For-
schung im nächsten Jahr rund
8,21 Milliarden Euro erhalten. Im
laufenden Haushaltsjahr verfügt
es über 8,36 Milliarden Euro.

Gestiegen sind die Ansätze für
Forschungs- und Wissenschafts-

Meldungen
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einrichtungen, während die An-
sätze für Hochschulen, Wissen-
schaft und Ausbildungsförde-
rung abgesenkt wurden. Erneut
steigen sollen die Ausgaben nach
dem Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz von 850 Mio. Euro
im Jahr 2003 auf 890 Mio. in 2004.
Die Mittel für die allgemeine For-
schungsförderung und Bildungs-
planung sollen leicht auf 1,29
Milliarden Euro (1,32 Milliarden
Euro in 2003) absinken. 98 Millio-
nen Euro werden für das Sonder-
programm zur Förderung innova-
tiver Regionen in den neuen
Ländern zur Verfügung gestellt
und damit 30 Millionen Euro
mehr als im laufenden Jahr.

Die Kritik der Opposition kon-
zentrierte sich auf die Lage auf
dem Lehrstellen- und Ausbil-
dungsmarkt und auf das Ganz-
tagsschulprogramm, das zur Ver-
besserung von Bildung nicht
beitragen werde, sondern sich in
erster Linie als Bauprogramm
und Angebot zur Betreuung der
Kinder darstelle.

Der Bundesrat hat das von der
Bundesregierung vorgelegte
Haushaltsgesetz 2004 sowie den
Finanzplan des Bundes für die
Jahre 2003 bis 2007 inzwischen
abgelehnt. Bis zur Bereinigungs-
sitzung des Haushaltsausschusses
Ende November müssen Regie-
rung und Opposition im Vermitt-
lungsausschuss von Bundestag
und Bundesrat verhandeln. An-
schließend wird der Haushalt
vom Parlament verabschiedet. 

AB-03-82

Bedingungen für die Förde-
rung Lebenslangen Lernens
werden verbessert

Auf einer dreitägigen Konferenz,
an der Vertreter von 26 OECD-
Ländern teilnahmen, wurde die
weitere Verbesserung der Bedin-

gungen für ein Lebenslanges 
Lernen beschlossen. Am Ende 
der Konferenz, die auf dem 
Petersberg bei Bonn stattfand,
bezeichnete der OECD-Direktor
für Bildung, Barry McGaw, die
Förderung des Lebenslangen 
Lernens als gesamtgesellschaft-
lich notwendige Aufgabe. Die
Qualität der Angebote müsse
verbessert und die Finanzierung
nachhaltig gesichert werden. 
Insbesondere für niedrig Qualifi-
zierte gelte, dass Lebenslanges
Lernen „eine andere Form der
Vermögensbildung“ sei.

Die Bundesministerin für Bildung
und Wissenschaft, Edelgard Bul-
mahn, sprach sich auf der Konfe-
renz für die Stärkung der Rechte
derer aus, die Weiterbildungsan-
gebote nachfragen. Es komme
darauf an, Zugänge zur Bildung
zu erleichtern und die Attrakti-
vität des Lebenslangen Lernens
zu verdeutlichen. Es sollen Instru-
mente wie Lernzeitkonten oder
Bildungsgutscheine eingeführt
werden. Weiterbildung soll nach
den Vorstellungen der Ministerin
dem Einzelnen neue Chancen 
eröffnen und den Arbeitsmarkt
wirksam entlasten. Der Zugang
zum Lebenslangen Lernen für 
alle soll verbessert werden. In
diesem Zusammenhang verwies
die Ministerin auf die Förderung
der „Lernenden Regionen“, die
vom BMBF bis 2007 118 Millionen
Euro erhalten, zu denen der 
Europäische Sozialfonds fast 
50 Millionen Euro beisteuert. Die
geförderten Regionalen Netz-
werke sollen ein maßgeschnei-
dertes Beratungs-, Lern- und
Weiterbildungsangebot vor Ort
bieten und damit zur Innova-
tionsstärkung der Unternehmen
und zur regionalen Entwicklung
beitragen. Um ein hohes Niveau
der Angebote zu sichern, berei-
tet der Bund gemeinsam mit den
Ländern eine einheitliche Zertifi-
zierung vor und schafft mit dem
Info-Web-Weiterbildung eine

Metasuchmaschine mit Zugang
zu 30.000 Weiterbildungsanbie-
tern in Deutschland. Damit soll
nicht nur der Markt transparent,
sondern auch die Suche nach
dem passenden Angebot erleich-
tert werden.

AB-03-83

Europaweite Hochschul-
reform beschlossen

Am 19. September einigten sich
die BiIdungsminister aus 40 euro-
päischen Ländern in Berlin auf ei-
ne grundlegende Reform des
Hochschulwesens. Bis 2005 sollen
in allen teilnehmenden Ländern
Bachelor- und Masterstudiengän-
ge eingeführt und die Mobilität
von Studenten und Wissenschaft-
lern erhöht werden. Dadurch 
sollen Studiengänge und erwor-
bene Fähigkeiten länderüber-
greifend vergleichbar werden.
Das europäische Netzwerk für
Qualitätssicherung im Hochschul-
bereich (ENQA) soll in Zusam-
menarbeit mit europäischen 
Rektorenvereinigungen und Stu-
dierenden Standards und Verfah-
ren erarbeiten.

Die Konferenz in Berlin und die
dabei erzielten Ergebnisse sind
eine weitere Etappe des Bologna-
Prozesses, der 1999 von 30 euro-
päischen Staaten mit dem Ziel
gestartet wurde, einen europäi-
schen Hochschulraum bis zum
Jahr 2010 zu schaffen. Dabei
geht es um die gegenseitige 
Anerkennung von Abschlüssen,
die Förderung von Universitäts-
kooperationen und mehr Mobi-
lität von Studierenden und Wis-
senschaftlern.

Vor der Konferenz wurde über
die Ergebnisse einer OECD-Bil-
dungsstudie informiert, nach der
im europäischen Vergleich die
skandinavischen Staaten welt-
weit über die besten Hochschul-
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ausbildungen verfügen, und
auch Polen in der Spitzengruppe
der untersuchten Länder liegt.
Deutschland schneidet hingegen
erneut unter Durchschnitt ab.
Während 47 Prozent eines Jahr-
gangs im OECD-Schnitt ein Hoch-
schulstudium aufnehmen und es
in den skandinavischen Ländern,
Polen, Australien und Island so-
gar über 60 Prozent sind, liegt
die Anfängerquote in Deutsch-
land bei 32 Prozent (im Jahr
2002). In Deutschland verfügen
am Ende zudem nur 19 Prozent
über einen Hochschulabschluss,
während es im OECD-Durchschnitt
30 Prozent sind. Laut OECD-Stu-
die ist die im Vergleich geringe
Zahl von Hochschulabsolventen
in Deutschland mitverantwortlich
für die aktuelle Wirtschafts-
schwäche der Bundesrepublik.

Auch der Anteil der Bildungsaus-
gaben am Bruttoinlandsprodukt
liegt in Deutschland unter dem
OECD-Schnitt von 5,5 Prozent.
Während Dänemark (6,7 Prozent),
Schweden (6,5 Prozent) und
Frankreich (6,1 Prozent) an der
EU-Spitze liegen, hat Deutsch-
land nur 5,3 Prozent erreicht.

Die Konferenz trage zur Verwirk-
lichung eines europäischen 
Hochschulraums bei, in dem Stu-
dierende und Wissenschaftler
zwischen den Hochschulen ver-
schiedener Länder wechseln kön-
nen, ohne dass sie „demokrati-
sche Hürden überwinden oder
um die Anerkennung ihrer Stu-
dien- und Prüfungsleistungen
bangen müssen“, betonte die
Gastgeberin, Bundesbildungsmi-
nisterin Edelgard Bulmahn. Die
schleswig-holsteinische Bildungs-
ministerin, Ute Erdsiek-Rave, äu-
ßerte die Hoffnung, dass die von
Europa ausgehenden Impulse
auch die Hochschulreform in
Deutschland vorantreiben kön-
nen. Man wolle, dass Deutschland
im europäischen Hochschulraum
eine Spitzenstellung einnehme.

Dieses Ziel wird auch in einem
Entschließungsantrag der Frak-
tionen SPD und Bündnis 90/Die
Grünen im Deutschen Bundestag
angestrebt. Dieser Entschließungs-
antrag, der die Beschlüsse der
Konferenz begrüßt und die
Bundesregierung auffordert, zu-
sammen mit den Ländern und
den Hochschulen inklusive der
Studierenden eine Strategie zur
Umsetzung der Beschlüsse zu
entwickeln, wurde am 25. Sep-
tember 2003 zusammen mit ei-
nem Entschließungsantrag der
FDP-Bundestagsfraktion im Deut-
schen Bundestag erörtert. Bei
dieser Debatte, die mit einer Re-
gierungserklärung der Bundesbil-
dungsministerin eröffnet wurde,
sprachen sich alle Fraktionen für
die Unterstützung des weiteren
Bologna-Prozesses aus. Im Mittel-
punkt der Auseinandersetzung
stand die deutsche Hochschulpo-
litik, in der insbesondere die 
FDP eine schärfere Gangart zur
Durchsetzung der Reformen for-
derte.

AB-03-84

Besorgniserregende 
Situation auf dem 
Ausbildungsstellenmarkt

Im September fand im Deutschen
Bundestag eine Debatte über
den Berufsbildungsbericht 2003
und die dazugehörigen Anträge
der Bundestags-Fraktionen zur
Weiterentwicklung der dualen
Berufsausbildung statt. Sie ge-
schah vor dem Hintergrund einer
Entwicklung auf dem Ausbil-
dungsstellenmarkt, die von einer
„rechnerischen Lücke“ von
113.000 gekennzeichnet ist, einer
Zahl, die sich aus der Differenz
zwischen ausbildungsplatzsu-
chenden Jugendlichen und 
unbesetzten Ausbildungsplätzen
ergibt. Zwar hatte die Bundesre-
gierung zusammen mit den Sozi-
alpartnern, Arbeitgebern und

Gewerkschaften im Frühjahr
2003 die „Ausbildungsoffensive
2003“ gestartet und sie beteiligt
sich mit rund 95 Millionen Euro
an der Finanzierung von ca.
14.000 betriebsnahen Ausbil-
dungsplätzen, jedoch konnten 
alle Bemühungen nicht zur Ent-
spannung der Situation beitra-
gen. Die Bundesministerin für Bil-
dung und Wissenschaft, Edelgard
Bulmahn, forderte deshalb in ih-
rer Rede im Deutschen Bundes-
tag die Betriebe nochmals dazu
auf, weitere Ausbildungsplätze
anzubieten, um das System der
dualen Ausbildung langfristig zu
sichern. Eine gesetzliche Rege-
lung, die auf eine Ausbildungs-
abgabe der nicht ausbildenden
Betriebe zielen würde, wurde
ausdrücklich als letztes Mittel be-
zeichnet, das sich erübrige, wenn
die Tarifvertragsparteien in der
Wirtschaft ihrer Ausbildungsver-
antwortung nachkämen.

Die Forderung nach einer Ausbil-
dungsabgabe wurde von CDU/
CSU und FDP als „wirtschaftpoli-
tischer Irrwitz“ zurückgewiesen.
Sie machten die wirtschaftspoliti-
schen Rahmenbedingungen da-
für verantwortlich, die Betriebe
an Einstellungen und Ausbildun-
gen hinderten.

CDU/CSU und FDP sprachen sich
in der Debatte für eine Modulari-
sierung der Berufsausbildung
aus, mit der eine flexible Aus-
und Weiterbildung gewährleistet
werden sollte. Obwohl die Bun-
desbildungsministerin bei der 
Debatte im September noch die
Hoffnung geäußert hatte, dass
sich auf dem Lehrstellenmarkt ei-
niges bewegen werde, musste sie
am 6. November in einer Presse-
mitteilung erklären, dass die Situ-
ation sich zwar leicht verbessert
habe, aber längst noch nicht be-
friedigend sei. Die Reduzierung
der Zahl der noch unvermittelten
Bewerber von 35.000 auf 28.500
könne kaum als Erfolg gewertet
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werden. Die Ministerin kündigte
an, dass erstmals ausbildenden
und stark spezialisierten Unter-
nehmen der Einstieg in die Aus-
bildung durch die Organisation
von Ausbildungsverbünden er-
leichtert werden sollte, und eine
von der Bundesregierung einge-
setzte Arbeitsgruppe mit den 
Sozialpartnern und Ländern
Strukturfragen des Berufsbil-
dungssystems angehen und neue
Strategien für das kommende
Ausbildungsjahr entwickeln solle.
Ministerin Bulmahn bekräftigte,
dass sie nach wie vor auf die Frei-
willigkeit der Wirtschaft setze,
die Notwendigkeit von gesetz-
lichen Maßnahmen vor dem
Hintergrund der nicht zu erken-
nenden Trendwende aber nicht
ausschließe.

Eine Erfolgsmeldung konnte das
Bundesministerium für Bildung
und Forschung im November zur
Entwicklung des Meister-BAföG
veröffentlichen, mit dem im Ver-
gleich zum Vorjahr 56 Prozent
mehr junge Handwerkerinnen
und Handwerker gefördert wer-
den konnten. Mit dem „Meister-
BAföG“ wird die berufliche 
Höherqualifizierung von Fach-
kräften mit abgeschlossener Erst-
ausbildung finanziell unterstützt.
Damit soll auch die Motivation
für Existenzgründungen gestei-
gert werden. Auch mehr Frauen
nehmen das „Meister-BAföG“ für
sich in Anspruch. Die Zahl der ge-
förderten Frauen erhöhte sich
gegenüber dem Vorjahr um rund
82 Prozent, die der Männer um
49 Prozent. Das Ministerium be-
wertete die Steigerungen ange-
sichts der erhöhten Bildungsan-
forderungen am Arbeitsmarkt als
positives Signal.

Im September fand in Ham-
burg die erste Konferenz des 
EU-PRAXI.NETs statt. Diese Kon-
ferenz führte nationale und
internationale Experten und
Praktiker aus den Bereichen be-

rufliche Weiterbildung und Ar-
beitsmarktpolitik zusammen, 
die über Möglichkeiten berieten,
langfristig über die Landesgren-
zen hinweg erfolgreiche Ansätze
beruflicher Weiterbildung umzu-
setzen und die Qualität berufli-
cher Weiterbildung zu verbessern.
Gastgeberin der Veranstaltung
war die SBB Stiftung Berufliche
Bildung, die das EU-PRAXI.NET
mitgegründet hatte. Dabei han-
delt sich um ein Netzwerk von 
13 Weiterbildungsträgern aus
sieben europäischen Ländern. 
Alle Netzwerkpartner qualifizie-
ren und vermitteln benachteilig-
te Arbeitssuchende in ihren Hei-
matländern.

AB-03-85

BMFSFJ wurde 50 Jahre alt

Am 23. Oktober 2003 jährte sich
die Gründung des Bundesminis-
teriums für Familie zum 50. Mal.
Aus diesem Anlass lud das Bun-
desministerium für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend zu 
einer Festveranstaltung in das
Berliner Ensemble ein, bei der 
50 Jahre Familienpolitik Revue
passierten. Bundeskanzler Ger-
hard Schröder hob in seiner Fest-
rede die Bedeutung der moder-
nen Familienpolitik hervor. An
der Veranstaltung nahmen ehe-
malige Bundesfamilienministe-
rinnen und Bundesfamilienminis-
ter, Ehrengäste aus Wirtschaft,
Politik, Kirchen und Verbänden,
Künstler und Künstlerinnen teil.
Prominente Zeitzeugen erzähl-
ten aus „ihrem Jahrzehnt“.

Die heutige Bundesministerin für
Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend, Renate Schmidt, kündigte
in ihrer Rede an, dass das erste
Jahrzehnt des neuen Jahrhun-
derts zu einem Jahrzehnt der Fa-
milie und der Kinder werden sol-
le. Die Menschen sollten den Mut
fassen, eine Familie zu gründen

und sich für Kinder zu entschei-
den. Dazu brauchten sie vernünf-
tige materielle Rahmenbedin-
gungen und die Möglichkeit,
Familie und Beruf zu vereinbaren.

AB-03-86

Ergebnisse politischer 
Jugendbildung in Weimar
präsentiert

Im Oktober wurden auf einer 
Tagung in der Europäischen 
Jugendbildungs- und Jugend-
begegnungsstätte Weimar Er-
gebnisse der Evaluation zur poli-
tischen Jugendbildung auf
Bundesebene präsentiert. Profes-
sor Dr. Achim Schröder von der
Fachhochschule Darmstadt stellte
sie den an dieser Tagung Teilneh-
menden in einer schriftlichen 
Fassung zur Verfügung. Die voll-
ständige Studie soll in einigen
Monaten veröffentlicht werden.

Das Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend
hatte Professor Schröder mit ei-
ner systematischen Bestandsauf-
nahme der Maßnahmen beauf-
tragt, die durch den Kinder- und
Jugendplan des Bundes im För-
derschwerpunkt „Politische Bil-
dung“ gefördert werden. Die
Einrichtungen sowie die für die
Angebote zuständigen pädago-
gischen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter wurden mittels Erhe-
bungsbogen und durch Inter-
views befragt. Das Ministerium
versprach sich von der Untersu-
chung der Maßnahmen und ihrer
Träger einen Überblick über Wir-
kung und Erfolg der geförderten
Veranstaltungen und der geför-
derten Einrichtungen.

In 24 Statements sind die Ergeb-
nisse der Evaluation in Kurzform
zusammengefasst. Es geht zu-
nächst um den Stellenwert der
politischen Jugendbildung und
um ihre pädagogische Umset-
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zung sowie die Querschnittsthe-
men Ost-West, Gender-Mainstre-
aming und Jugend, dann folgen
die Erkenntnisse im Hinblick auf
die Teilnehmenden sowie auf
Themen, Formen und Methoden
der Bildungsarbeit. In weiteren
Statements geht es um die Struk-
turen in Bildungseinrichtungen
vor Ort und in Zentralstellen.
Schließlich wird in den letzten
vier Statements ein Blick auf die
Jugendbildungsreferentinnen
und Jugendbildungsreferenten,
auf ihr Profil, ihre Tätigkeiten, 
ihre Qualifikationen und ihre
Rolle gerichtet.

Die Studie konzediert der politi-
schen Jugendbildung, dass es ihr
gelingt, auch bei sich als unpoli-
tisch definierenden Jugendlichen
eine gewisse Sensibilisierung für
das Politische herzustellen. Des-
halb wird sie auch als „Exportmo-
dell“ für andere Länder Europas
empfohlen. Die politische Jugend-
bildung in Deutschland habe im
Verlauf ihrer Entwicklung zur
Herausbildung einer partizipati-
ven demokratischen Lernkultur
beigetragen.

Politische Bildung und Persön-
lichkeitsbildung werden im Zu-
sammenhang gesehen. Beides sei
miteinander zu integrieren, was
insbesondere für die Arbeit mit
bildungsfernen und sozial be-
nachteiligten Jugendlichen gilt,
die in größerem Umfang in poli-
tische Bildung einbezogen wer-
den sollen.

Von besonderer Bedeutung ist
das interpersonale Lernen, wobei
es jedoch schwierig war, diese
zwischen den Personen stattfin-
denden Prozesse in nachvollzieh-
barer Form darzustellen. Hier sei
eine fachliche Weiterentwicklung
wünschenswert.

Die Studie unterstreicht die Be-
deutung von Wertmaßstäben,
die in Bildungsprozessen ver-

mittelt werden, in denen Positio-
nen vertreten und zugleich Spiel-
räume für die Meinungsbildung
des Gegenübers eröffnet wer-
den. In diesem Zusammenhang
wird auf die Struktur der Träger-
landschaft der politischen Ju-
gendbildung verwiesen, die eine
Vielfalt von wertgebundenen
Einrichtungen und Dachverbän-
den repräsentiere. Vor diesem
Hintergrund seien die zur Zeit 
öffentlich erhobenen Forderun-
gen nach wertungebundener Ar-
beit der Träger von politischer
Bildung nicht einleuchtend, denn
für die Meinungsbildung sei eine
Positionierung von entscheiden-
der Bedeutung. Das beinhalte zu-
gleich, dass die Träger und die in
ihrer Bildungsarbeit pädagogisch
Aktiven Jugendliche nicht mit 
ihren Überzeugungen überwäl-
tigten, sondern sie bei der Ge-
winnung eines selbstständigen
Urteils unterstützten.

Zwischen den neuen und den al-
ten Bundesländern gibt es – so
das Ergebnis der Studie – bei den
Veranstaltungen zur politischen
Jugendbildung keine wesent-
lichen Unterschiede mehr. Jedoch
hat die unterschiedliche Geschich-
te des Verhältnisses zwischen 
Individuen und Gemeinwesen
Auswirkungen auf die Bildungs-
arbeit. Es wäre wichtig – so die
Autoren der Studie – die beson-
deren Potentiale, die sich aus 
der Ost-Geschichte ergeben, 
verstärkt wahrzunehmen, zu re-
flektieren und für die Professio-
nalisierung der politischen Ju-
gendbildung nutzbar zu machen.
Auch müsse bei der Förderung
berücksichtigt werden, dass die
materielle und personelle Aus-
stattung der politischen Jugend-
bildung in den östlichen Bundes-
ländern insgesamt noch nicht
den Stand wie im Westen erreicht
habe.

Gender Mainstreaming hat zwar
an Bedeutung gewonnen, das

Thema wird von den Jugend-
lichen jedoch weniger nachge-
fragt und hat sich verlagert auf
Interaktionen im Bildungssemi-
nar und innerhalb der Mitarbei-
terschaft. Eine Reihe von Trägern
habe die geschlechtsspezifische
und geschlechtsorientierte Arbeit
weiter profiliert und darauf be-
zogene Konzeptionen laufend
fortentwickelt, auf die andere
Einrichtungen nach Bedarf zu-
rückgreifen können.

Zur Altersstruktur der Teilneh-
menden an Veranstaltungen der
politischen Jugendbildung wird
festgestellt, dass fast die Hälfte
zwischen 14 und 18 Jahren alt ist.
Zwar stelle sich die Bildungspra-
xis mit ihren Methoden auf diese
Zielgruppe ein, könne sich jedoch
auf keine Theorie stützen, die
das Verhältnis von Pubertät und
politischer Bildung zu erfassen
suche.

Sozial benachteiligte und eher
bildungsferne Jugendliche sollen
verstärkt einbezogen werden.
Zwar binde die Arbeit mit diesen
Zielgruppen viel Arbeitszeit und
Energie, jedoch stünden die Trä-
ger zu großen Teilen hinter die-
ser Schwerpunktsetzung. Die Ar-
beit mit sozial benachteiligten
Jugendlichen setze engagierte
Hauptamtliche voraus. Eine Um-
stellung der Richtlinien würde zu
einer Zielgruppenverschiebung
führen, die motivierte und zah-
lungsfähige Jugendliche begüns-
tige. Auch werde eine Verschie-
bung hin zu älteren Jugendlichen
und jungen Erwachsenen vermu-
tet. Die Ergebnisse der Interviews
zeigen, dass es wünschenswert
wäre, die verschiedenen sozialen
Zielgruppen zueinander zu brin-
gen und einen wechselseitigen
Lernprozess zu initiieren. Es soll-
ten Veranstaltungstypen ent-
wickelt werden, die einen inter-
sozialen Charakter haben und
das Interesse der verschiedenen
Gruppen aneinander fördern.
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Bei den Themen, die in der politi-
schen Jugendbildung an Bedeu-
tung gewonnen haben, sind Ex-
tremismus/Fremdenfeindlichkeit,
Persönlichkeitsentwicklung und
soziales Lernen, Konfliktbearbei-
tung/Gewaltprävention Spitzen-
reiter, was zu einem Teil mit der
Förderpolitik, zum andern mit
der Aktualität der Themen er-
klärt wird. Andere Themen, die
früher von Bedeutung waren,
wie das Thema Ökologie, gehö-
ren zu den Verlierern. Partizipa-
tion trete zwar als angebotenes
Seminarthema kaum in Erschei-
nung, sei aber ein strukturelles
Element der politischen Bildungs-
arbeit und als wichtiges Quer-
schnittsthema anzusehen. Die
Studie verweist darauf, dass bei
Sondermaßnahmen der themati-
sche Spielraum der Träger einge-
schränkt wird und deshalb auf
ein angemessenes Verhältnis zur
Grundförderung zu achten sei.

Die Studie erinnert an die Vorrei-
terrolle, die außerschulische poli-
tische Bildung in der Entwicklung
von Lernformen und Methoden
einnimmt. Innovation von Me-
thoden sei auch künftig von die-
sem Arbeitsfeld zu erwarten, je-
doch könne methodische Vielfalt
nicht als solche zum Maßstab ge-
macht werden. Methoden sollten
weder inhaltliche noch personen-
bezogene Aufgaben und Erwar-
tungen verdecken, sondern ge-
zielt und angemessen eingesetzt
werden.

Die Befragungen ergaben, dass
die Teilnehmenden gegen Ende
der Veranstaltungen zur Bewer-
tung aufgefordert werden. Bei
den Rückmeldungen zeigt sich,
dass für die Jugendlichen ein ge-
meinsames Erleben in der Grup-
pe, Begegnungen mit Gleichalt-
rigen und Freiraum für neue
Erfahrungen jenseits des Alltags
wichtigste Motive für die Teil-
nahme an Veranstaltungen der
politischen Bildung sind. Die Bild-

nerinnen und Bildner gehen da-
von aus, dass die Veranstaltun-
gen zur Orientierung verholfen
haben und neue Handlungswei-
sen und neue persönliche Pers-
pektiven dabei in den Blick gerie-
ten. Nachhaltige Wirkung wird
darin gesehen, dass nach den 
Seminaren eine Nachbetreuung
stattfindet und Kontakte weiter
bestehen.

Der Stellenwert von Kooperatio-
nen hat sich erhöht, weil ver-
schiedene Lernfelder nicht mehr
getrennt voneinander existieren.
Die Schule ist der wichtigste Ko-
operationspartner im Bereich der
politischen Jugendbildung. Aller-
dings bedarf die Kooperation der
Pflege und kontinuierlicher Kon-
takte, so dass sich auch hier die
Hauptamtlichkeit des Personals
als wichtiger Faktor erweist.

Gleichwohl spielen ehrenamtli-
che, nebenamtliche oder freie
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter eine wichtige Rolle in der 
Praxis der politischen Jugendbil-
dung. Eine hauptamtliche Person
arbeitet nach der Studie im
Durchschnitt mit 20 bis 30 freibe-
ruflichen bzw. neben- oder ehren-
amtlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern zusammen. Die
Freien bedürfen einer professio-
nellen Begleitung. Die Studie
kommt deshalb zum Schluss, dass
eine reine Maßnahmenförde-
rung zur Schwächung oder zum
Zusammenbrechen der derzeit
aktiven Gruppen von ehren- und
nebenamtlichen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern führen könne.

Auch für die Innovation der Bil-
dungspraxis scheint die Förde-
rung von Personalstellen eine
wichtige Voraussetzung zu sein,
da sich bei einer Maßnahmenför-
derung die Stellen nur bei einer
großen Zahl von Veranstaltun-
gen finanzieren lassen, bei der 
jedoch kein Raum für Innovation
bleibt.

Bislang ist nur ein Drittel der 
Stellen befristet, jedoch werden
inhaltliche Argumente für eine
Befristung von vielen Interview-
partnern geteilt. Gleichwohl
sprechen sich fast alle gegen eine
Befristung aus, wenn der Träger
über kein Personalkonzept ver-
fügt, mit dessen Hilfe Übergänge
in andere Arbeitsfelder gesichert
werden können. Bei der komple-
xen Struktur einer Jugendbil-
dungsreferentenstelle wird die
Einarbeitungszeit mit einem Jahr
veranschlagt. Auch wegen dieser
zeitlichen Dimension sei bei einer
Befristung von einem Zeitraum
von mindestens fünf bis sieben
Jahren auszugehen.

Bei der Förderung durch den Kin-
der- und Jugendplan geht es 
immer wieder um das Verhältnis
von Grundförderung zu Sonder-
programmen. Auch wenn Sonder-
programme als Reaktionsmög-
lichkeit auf aktuelle Ereignisse
sinnvoll erscheinen, wird mit
Blick auf die Nachhaltigkeit der
Arbeit eine Planungssicherheit
für erforderlich gehalten, die ei-
ne Grundförderung bedingt. Die
Praktikerinnen und Praktiker der
politischen Jugendbildung ten-
dieren zu aktionsorientierten
Formen des Lernens in Form von
Projekten, die sich über einen
längeren Zeitraum erstrecken.
Die Wirkungen der politischen
Jugendbildung sind bislang nicht
systematisch erforscht worden,
jedoch wird auch an eine diesbe-
zügliche Untersuchung die For-
derung gestellt, dass sie über ei-
nen längeren Zeitraum angelegt
sein müsse, um Bildungserlebnisse
im Längsschnitt und ihre biogra-
fische Nachhaltigkeit zu erfassen.

Die Mittel aus dem Kinder- und
Jugendplan sind für viele Träger
eine wichtige Sockelfinanzierung.
Bei dem in der Praxis vorherr-
schenden differenzierten Finan-
zierungsmix aus Landesmitteln,
Eigenmitteln, Teilnahmebeiträ-



INFORMATIONEN

308

gen, anderen Bundesmitteln,
Mitteln der Kommunen und der
EU spielen Spenden und Sponso-
ring bislang eine untergeordnete
Rolle. Bei der Umstellung von
Personalkostenfinanzierung auf
Maßnahmenfinanzierung seien
vor allem kleinere Träger in ihrer
Existenz bedroht, weil sie keine
Infrastruktur für die Akquise von
weiteren Mitteln vorhalten. Auch
bei größeren Trägern wird bei ei-
ner Umstellung der Fördermoda-
litäten befürchtet, dass es zur
Einstellung des sehr aufwändi-
gen Feldes politische Jugendbil-
dung kommen könne.

Die Fördermittel für „Politische
Bildung“ im Kinder- und Jugend-
plan des Bundes sind schon seit
einigen Jahren nicht mehr erhöht
worden. Bei gleichzeitigen 
Kostensteigerungen hat dies ins-
gesamt zu einer relativen Absen-
kung der Zuschüsse zu den Perso-
nalkosten geführt. Eine Folge
davon ist, dass kaum neue Träger
in die Förderung einbezogen
werden konnten. Dieser – von
Seiten des Ministeriums so ge-
nannte – „Closed shop“ sollte 
geöffnet werden. Die Studie be-
zeichnet eine Öffnung der För-
dermittel für neue und andere
Einrichtungen und Initiativen
oder Netzwerke als die bislang
geförderten Zentralstellen mit
den jeweiligen Einrichtungen
zwar als dringend notwendig,
betont aber zugleich, dass der
derzeitige Bedarf der Träger und
die Nachfrage der Teilnehmen-
den bei weitem die vorhandenen
Mittel übersteigen und deshalb
eine Erhöhung der Fördermittel
in jedem Fall notwendig wäre.

Den Ersatz von hauptamtlichen
Personen durch die entsprechen-
de Anzahl von Freiberuflern be-
wertet die Studie als Gefahr für
die Qualität in der Arbeit, von
der verschiedene Ebenen der Tä-
tigkeiten berührt sind. Deshalb
sei bei der Suche nach Mitteln

zur Steuerung von Flexibilität
und Innovation auch über Alter-
nativen nachzudenken. Dazu
empfiehlt die Studie unter ande-
rem eine Befristung der Stellen,
die Beschränkung auf zu leisten-
de Kurstage pro Jahr, eine Be-
grenzung der Mittelvergabe bei
großen Trägern und die Verwen-
dung von freiwerdenden Mitteln
für neue Träger und Projekte und
Anforderungen an Qualitätsent-
wicklung und Evaluation sowie
an Weiterbildung der Referentin-
nen und Referenten sowie trä-
gerübergreifende Konferenzen
mit gezielten Aufgaben.

Das Profil der Jugendbildungsre-
ferentinnen und Jugendbildungs-
referenten zeichnet die Studie
mit Hilfe von Portraits, die exem-
plarisch verdeutlichen sollen, wie
Begegnung und politisches Ler-
nen zwischen den Generationen
aktuell verläuft. Während die 
Ergebnisse der Fragebogenaus-
wertung eine weitgehende Zu-
friedenheit mit der Tätigkeit
zeigten, vermittelten die Inter-
views ein etwas anderes Bild. In
den Interviews wurde von den
Jugendbildungsreferentinnen
und Jugendbildungsreferenten
über eine dauerhafte und syste-
matische Überlastung geklagt.
Diese ergibt sich aus der Vielfalt
von Anforderungen und auf-
grund der Strukturen des Trägers
bzw. des Dachverbandes. Eine
mögliche Entlastung könne nur
durch eine Reduzierung der Auf-
gabenbereiche oder die Einstel-
lung weiterer Mitarbeitender 
erreicht werden. Auch von Wei-
terbildung und Reflexion erhoff-
ten sich die Interviewten einen
besseren Umgang mit ihrer 
Situation.

Das Ausbildungs- und Qualifika-
tionsniveau der Jugendbildungs-
referentinnen und -referenten
wird in der Studie als hoch be-
wertet. Über Weiterbildung und
verbesserte Auswertung der Ar-

beit sollte dieses Niveau gehalten
werden. Hier haben Weiterbil-
dung, Supervision, Coaching und
andere begleitende Maßnahmen
eine wichtige Funktion.

Die Studie spricht den Bildnerin-
nen und Bildnern in der politi-
schen Jugendbildung eine wichti-
ge Funktion an der Nahtstelle
zwischen den einzelnen Jugend-
lichen und der Politik zu. Sie kön-
nen in ihren Kursen Befindlich-
keiten und Mentalitäten der
Jugendlichen ergründen und Ju-
gendliche zur Auseinanderset-
zung mit dem Gemeinwesen, in
das sie hineinsozialisiert werden,
anregen.

Auf der Tagung in Weimar wur-
den die Ergebnisse der Studie 
erörtert. Das Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend war durch Dr. Peter Fricke
vertreten, der auf die Schwierig-
keiten verwies, Dauerförderun-
gen ohne Ausschreibungen ge-
gen die Kritik von Abgeordneten
und Bundesrechnungshof am
„Closed shop“ aufrechtzuerhal-
ten. Die Notwendigkeit haupt-
amtlicher pädagogischer Mitar-
beiter sei nicht in Frage zu stellen,
jedoch sei es notwendig, über die
Entwicklung des Kinder- und Ju-
gendplans unter neuen Anforde-
rungen nachzudenken. Die Dis-
kussion darüber soll fortgesetzt
werden. Angekündigt wurde,
dass auch andere Programme des
Kinder- und Jugendplans unter-
sucht werden sollen.

AB-03-87

Ministerin spricht sich für 
politische Jugendbildung aus

Bei der Mitgliederversammlung
des Bundesarbeitskreises Arbeit
und Leben (AL), die zusammen
mit einer Fachtagung stattfand,
sprach sich die Bundesministerin
für Familie, Senioren, Frauen und
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Jugend, Renate Schmidt, gegen
den Trend zur Privatisierung von
Bildungsaufgaben aus. Sie wies
in diesem Zusammenhang auf
die Zivildienstschulen hin, deren
wichtige und kompetente Arbeit,
gerade in der politischen Bildung
mit jungen Erwachsenen, erhal-
ten werden müsse. Mit dem Hin-
weis auf den Ausbau der Ganz-
tagsschulen begründete Renate
Schmidt ein Angebot der außer-
schulischen Bildung, deren eigen-
ständiger Ansatz aber in der 
Kooperation mit der Schule zur
Geltung gebracht werden müsse.
Weder die Schule noch die Ju-
gendhilfe könnten ihre Arbeit 
allein bewältigen. Ein gemeinsa-
mer Erziehungs- und Bildungs-
auftrag von Familie, Schule und
Jugendhilfe sei erforderlich,
wenn Jugendliche an der gesell-
schaftlichen Entwicklung teilha-
ben sollten. Die Ministerin unter-
strich die Notwendigkeit, sozial-
und bildungsbenachteiligte Ju-
gendliche anzusprechen.

Auf der Fachtagung, die unter
dem Thema „Politische Bildung:
Die Zukunft einer Profession“ in
Erfurt stattfand, wurde über die
Evaluation der politischen Jugend-
bildung informiert durch Profes-
sor Achim Schröder. Im Anschluss
daran präsentierte Dr. Karsten
Rudolf die Resultate seiner in der
Profession heftig diskutierten
Studie Politische Bildung, wobei
er vor allem auf die pädagogi-
schen Konsequenzen einging und
die Chancen betonte, „mehr Bür-
gerinteresse durch neue Forma-
te“ zu wecken. Dr. Helle Becker
stellte dazu Fragen und moderier-
te auch das abschließende Streit-
gespräch zwischen Professor
Wolfgang Sander und Dr. Klaus-
Peter Hufer (Volkshochschule
Viersen). Bei diesem Gespräch ka-
men Fragen zur Sprache, die
auch bei der Evaluation der Bil-
dung und der Marktforschung im
Vordergrund stehen. Es ging um
die Reichweite außerschulischer

politischer Bildung und Möglich-
keiten, sie zu erweitern. Die 
modernen Marketing-Methoden
wurden mit Blick auf ihre Bedeu-
tung für die Bildungspraxis disku-
tiert und problematisiert.

Die Verbindung von politischer
Bildung mit anderen Bereichen
wurde vom Geschäftsführer von
Arbeit und Leben, Theo W. Länge,
betont. 

AB-03-88

Remscheider Appell für eine
leistungsfähige Kulturarbeit

Die Bundesvereinigung Kulturel-
le Jugendbildung e. V. (BKJ) hat
ein Protestschreiben an die ver-
antwortlichen Politiker und Poli-
tikerinnen in Bund, Ländern und
Gemeinden gerichtet, in dem sie
den Erhalt der außerschulischen
Jugend- und Kulturarbeit an-
mahnt. Dieses Protestschreiben
wurde im Rahmen eines Kongres-
ses veröffentlicht, den die BKJ
Anfang Oktober veranstaltete. Er
widmete sich zukunftsweisenden
Themen, wie der Zukunft der Bil-
dung und bürgerschaftlichem En-
gagement in der Zivilgesellschaft.
Auf dem Kongress wurden aber
auch die massiven Kürzungen an-
gesprochen, die bundesweit die
Existenz von Einrichtungen und
Strukturen der kulturellen Bil-
dungsarbeit bedrohen.

Der Remscheider Appell betont,
dass Kinder und Jugendliche ein
„Menschen-Recht“ auf Bildung
und Erziehung, insbesondere auf
Spiel und Kunst haben. Deutsch-
land habe diese Ziele nicht zu-
letzt durch die Ratifizierung der
UN-Kinderrechts-Konvention für
die eigene Politik vorgegeben.
Jedoch entspreche die Realität
bislang nur begrenzt diesen Zie-
len. Eine weit verbreitete Kinder-
armut, ein Schulsystem, in dem
gerade benachteiligte Kinder

nicht genügend Entwicklungs-
chancen haben, eine immer wie-
der um ihre Existenz kämpfende
Jugend(Kultur)arbeit sprächen
dagegen. Kinder- und Jugendkul-
turarbeit habe bislang einen we-
sentlichen Beitrag dazu geleistet,
dass Deutschland trotz aller Män-
gel seinen hohen Anspruch als
Sozial- und Kulturstaat aufrech-
terhalten konnte. Die jetzt auf 
allen Ebenen der öffentlichen
Hand bereits umgesetzten und
geplanten Kürzungen in der Ju-
gend-, Kultur- und außerschuli-
schen Bildungsarbeit gingen
allerdings an die Substanz der
Träger und zerstörten leistungs-
fähige Strukturen, die für eine
Kultur des Aufwachsens notwen-
dig seien. Von einer „öffent-
lichen Verantwortung für die
Kultur des Aufwachsens“ (11. Ju-
gendbericht) könne keine Rede
mehr sein, wenn die dramatische
Zerstörung von Angebotsstruktu-
ren und Unterstützungssystemen
nicht gestoppt werde. Politiker
und Politikerinnen in Bund, Län-
dern und Kommunen seien des-
halb aufgefordert, verantwor-
tungsvoll mit der Gegenwart und
der Zukunft der Kinder und 
Jugendlichen und des Landes ins-
gesamt umzugehen und eine
leistungsfähige, vielseitige Ange-
botsstruktur in der Jugend-, Kul-
tur- und Bildungsarbeit aufrecht-
zuerhalten.

AB-03-89

GenderKompetenzZentrum
eröffnet

Am 27. Oktober eröffnete die
Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend,
Renate Schmidt, das GenderKom-
petenzZentrum an der Hum-
boldt-Universität in Berlin. Dieses
Zentrum soll die Einführung von
Gender Mainstreaming in alle 
Bereiche der Gesellschaft, Wirt-
schaft, Politik und Verwaltung
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unterstützen, es soll beraten, For-
schung initiieren und koordinie-
ren, Wissen bündeln und Exper-
tinnen und Experten ausbilden.
Das Zentrum wird vom BMFSFJ 
finanziert.

Bei der Eröffnung erklärte die
Bundesministerin, dass mit dem
Zentrum ein wichtiger Schritt für
die Gleichstellungspolitik in
Deutschland getan sei. Gender
Mainstreaming müsse erlernt
werden, sowohl in Politik und
Verwaltung als auch in Gesell-
schaft und Wirtschaft. Das Gen-
derKompetenzZentrum soll Wis-
senslücken schließen helfen und
Information und Beratung zu
Gender-Kompetenz anbieten.

Das Zentrum wird ein breites
Spektrum an Aufgaben bearbei-
ten und neben Information und
Beratung Koordinierungs- und
Vermittlungsfunktionen zwi-
schen universitären und außer-
universitären Einrichtungen
wahrnehmen, die Gender-Bera-
tungen durchführen, und denen,
die insbesondere in Politik und
Verwaltung dieses Wissen abfra-
gen. Alle politischen Sachgebiete
sollen erschlossen werden: von
der Familien- bis zur Finanzpoli-
tik, von der Umwelt- bis zur In-
frastrukturpolitik soll es Gender-
Aspekte erkennbar machen,
damit Politik zielgruppendiffe-
renzierter und erfolgreicher ge-
staltet werden kann. Die Finan-
zierung ist zunächst für vier Jahre
mit jährlich 340.000 Euro ge-
plant. Neben einer Leitungsstelle
fördert das Bundesministerium
auch drei Stellen für wissenschaft-
liche Arbeit.

Das GenderKompetenzZentrum
wird geleitet von Professor Dr.
Susanne Baer und ist zu erreichen
über die Adresse Hausvogtei-
platz 5-7, 10117 Berlin,
www.genderkompetenz.info

AB-03-90

Tag der Bürgerstiftungen

Am 1. Oktober 2003 fand erst-
mals der bundesweite „Tag der
Bürgerstiftungen“ statt. Er wur-
de bundesweit in 40 Städten be-
gangen. Die Bundesministerin für
Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend, Renate Schmidt, besuchte
aus diesem Anlass die Bürgerstif-
tung Nürnberg. Das Bundesminis-
terium fördert seit Ende 2001 mit
derzeit rund 85.000 Euro pro Jahr
das Projekt „Initiative Bürgerstif-
tungen“, mit dem der Stiftungs-
gedanke einer breiten Öffent-
lichkeit bekannt gemacht
werden und die Gründung von
Bürgerstiftungen gefördert wer-
den soll.

Anlässlich des Tages der Bürger-
stiftungen hob Bundesministerin
Renate Schmidt die Bedeutung
des ehrenamtlichen Engage-
ments in der Zivilgesellschaft her-
vor: Bürgerschaftliches Engage-
ment sei beliebt, ein Drittel der
Bevölkerung sei ehrenamtlich 
aktiv. Solches Engagement sei 
erforderlich, weil in unserer 
Gesellschaft auch in Zukunft das
soziale Miteinander funktionie-
ren solle.

Zivilgesellschaftliches Engage-
ment könne und dürfe den funk-
tionierenden Sozialstaat jedoch
nicht ersetzen. Der Staat habe
die Aufgabe, Bürgerinnen und
Bürger bei ihrem freiwilligen En-
gagement zu unterstützen. Dafür
stehe das Leitbild des aktivieren-
den Staates. Dieser Staat wolle
den Bürgerinnen und Bürgern
nicht „von oben“ Vorgaben ma-
chen, sondern an ihrer Seite ste-
hen und die sozialen Netze, die
das Gemeinwesen „von unten“
tragen, unterstützen. Es solle ei-
ne neue Balance zwischen staat-
lichen Aufgaben, Eigeninitiativen
und gesellschaftlichem Engage-
ment entstehen.

AB-03-91

Innenministerium Baden-
Württemberg zur Privatisie-
rung öffentlicher Dienstleis-
tungen

Der Innenminister des Landes Ba-
den-Württemberg hat in einer
Stellungnahme zu einem Antrag
der CDU-Fraktion im Landtag von
Baden-Württemberg berichtet,
wie sich die Privatisierung von öf-
fentlichen Dienstleistungen zur
Halbzeit der 13. Legislaturperiode
entwickelt hat. Die CDU geht in
ihrer Anfrage davon aus, dass die
Privatisierung öffentlicher Dienst-
leistungen und die Übertragung
bislang staatlicher Aufgaben auf
Private zur besseren und effekti-
veren Erledigung der Aufgaben
führen könne. Auch sei damit die
Möglichkeit zu strukturellen Ein-
sparungen in den öffentlichen
Haushalten gegeben. Zu den Be-
reichen, in denen die Stellung-
nahme des Innenministeriums ge-
fragt ist, gehören unter anderem
auch Schule und Hochschule und
die Sozialverwaltung. Zu Schule
und Hochschule verweist der
Innenminister zwar auf das Recht
zur Errichtung und zum Betrieb
privater Schulen und darauf, dass
auch aktuell schon dem Markt
überlassen wird, wo Schulen in
freier Trägerschaft und damit in
Konkurrenz zu öffentlichen 
Schulen entstehen, jedoch wird
mit Bezug auf das Grundgesetz
ein Rückzug des Staates in Form
einer vollständigen Privatisierung
des Bildungswesens als nicht
möglich erklärt. Auch die Gewäh-
rung von Hochschulausbildung
und ihrer Qualität sei in der
Bundesrepublik Aufgabe des
Staates. Allerdings sei die Anzahl
nichtstaatlicher Hochschulen in
den letzten Jahren sprunghaft
gestiegen, wobei Baden-Würt-
temberg im Vergleich zu anderen
Bundesländern mit insgesamt 
18 nichtstaatlichen Hochschulen
an der Spitze dieser Entwicklung
liegt. In Hinblick auf die Anzahl
der Studierenden sei die Bedeu-
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tung der nichtstaatlichen Hoch-
schulen jedoch gering, da nur
knapp vier Prozent der Studieren-
den in Baden-Württemberg an
nichtstaatlichen Hochschulen 
studieren.

Im Bereich der Sozialverwaltung
geht es nicht nur um Fragen der
Sozialversicherung, sondern in ei-
nem eigenen Absatz auch um die
Kinder- und Jugendhilfe, die von
einer Vielfalt der Träger geprägt
sei, was vom Gesetzgeber auch
ausdrücklich gewollt werde. Die
öffentlichen Dienstleistungen
nach dem 8. Buch des Sozialge-
setzbuchs (SGB VIII) würden 
sowohl von Trägern der öffent-
lichen Jugendhilfe als auch Trä-
gern der freien Jugendhilfe 
erbracht. Träger der freien Ju-
gendhilfe könnten grundsätzlich
alle Leistungen der Jugendhilfe
(Jugendsozialarbeit, Hilfe zur Er-
ziehung, Förderung der Erzie-
hung in der Familie usw.) erbrin-
gen und dies im Rahmen ihres
autonomen Betätigungsrechtes
und nicht in Erfüllung staatlicher
Leistungen oder Verpflichtungen
tun. Träger der freien Jugendhil-
fe können deshalb auch privat-
gewerbliche Träger sein. Träger
der öffentlichen Jugendhilfe sind
zur Leistung nach dem SGB VIII
verpflichtet und müssen auf die
Vorhaltung eines ausreichenden
Leistungsangebots achten, kön-
nen jedoch auch frei gemeinnüt-
zige oder privat-gewerbliche 
Träger dazu gewinnen, solche
Angebote vorzuhalten. Unmittel-
bar nach dem SGB VIII zugewie-
sen sind den Trägern der öffent-
lichen Jugendhilfe Aufgaben der
staatlichen Gefahrenabwehr
oder sonstige hoheitliche Maß-
nahmen, die grundsätzlich nur
Trägern der öffentlichen Verwal-
tung zugeordnet werden kön-
nen. Träger der freien Jugend-
hilfe können jedoch an der
Erfüllung öffentlicher Aufgaben
mitwirken, wobei die Verant-
wortlichkeit für die Aufgabener-

füllung weiter bei Trägern der öf-
fentlichen Jugendhilfe bleibt.
Auch ist für die Beteiligung oder
Aufgabenübertragung die Aner-
kennung des Trägers der freien
Jugendhilfe nach § 76 SGB VIII
Voraussetzung. Bei diesen Aufga-
ben handelt es sich um vorläufige
Maßnahmen zum Schutz von
Kindern und Jugendlichen, Mit-
wirkung in gerichtlichen Verfah-
ren, Beratung und Unterstützung
bei Vaterschaftsfeststellung und
Geltendmachen von Unterhalts-
ansprüchen sowie Beratung und
Unterstützung von Pflegern, Vor-
mündern und Beiständen.

Die Landesregierung verweist
darauf, dass die verschiedenen
Formen der Privatisierung hier
spezifische verfassungsrechtliche
Fragen aufwerfen, die der Klä-
rung im Einzelfall bedürfen und
jede Form der Privatisierung ei-
ner staatlichen Aufgabe eine 
genaue Prüfung anhand der für
den jeweiligen Bereich bestehen-
den verfassungsrechtlichen und
einfach gesetzlichen Vorgaben
voraussetzt. Das EU-Recht stehe
einer Privatisierung dagegen in
der Regel nicht entgegen, denn
der EG-Vertrag stelle gerade auf
eine offene Marktwirtschaft mit
freiem Wettbewerb ab.

AB-03-92

Neues aus der Schulpolitik

Mit einer Startkonferenz im Sep-
tember begann das größte bun-
desweite Schulprogramm, mit
dem die Bundesregierung den
Aufbau von Ganztagsschulen in
den Bundesländern fördern will.
Über 300 Vertreterinnen und Ver-
treter aus Politik, Verwaltung,
Wissenschaft und Praxis diskutier-
ten über die Umsetzung des
Ganztagsschulprogramms, über
geeignete pädagogische Konzep-
te und die bessere Förderung von
Schülern. Auch der Arbeitskreis

deutscher Bildungsstätten war auf
dieser Konferenz vertreten und
hatte dort eine Auswahl von Bei-
spielen aus der Kooperation zwi-
schen Schule und außerschulischer
Jugendbildung vorgelegt. Die An-
strengungen zur Verbesserung
der Bedingungen für das Lernen
in der Schule sind eine Folge der
Ergebnisse der PISA-Studie, die im
vergangenen Jahr die öffentliche
Diskussion beherrschte. 

Eine neue OECD-Vergleichsstudie
hat nun bestätigt, dass Deutsch-
land bei der Finanzierung des 
Bildungswesens im Vergleich zu
anderen Ländern unter dem
Durchschnitt liegt. Nach den Be-
rechnungen der OECD machen
Bildungsausgaben in Deutsch-
land nur 5,3 Prozent des Brutto-
inlandproduktes aus, während
der OECD-Durchschnitt bei 
5,9 Prozent liegt und in den USA
7 Prozent des BIP für Bildung aus-
gegeben werden.

Diese Ergebnisse nahm der Schul-
buchverlegerverband VdS Bil-
dungsmedien zum Anlass, eine
sofortige Kehrtwende bei der Bil-
dungsfinanzierung zu fordern. 
Er moniert extrem unterdurch-
schnittliche Sachaufwendungen
für Bildung, während Deutsch-
land bei den Personalausgaben
über dem OECD-Durchschnitt
liegt. Die Anschaffung von Lehr-
und Lernmitteln, Computern und
Schulausstattung bleibe vieler-
orts auf der Strecke, insbesonde-
re die Ausgaben für Schulbücher,
für die 1991 noch knapp 400 Milli-
onen Euro zur Verfügung gestellt
wurden, seien auf 270 Millionen
Euro im Jahr 2002 regelrecht ab-
gestürzt. In kaum einem anderen
OECD-Land werde mit so alten
Schulbüchern und so wenig Lern-
und Unterrichtssoftware gearbei-
tet wie in Deutschland. Auch die
Hardwareausstattung der Schu-
len mit Computern hinke der
internationalen Entwicklung
hinterher.



INFORMATIONEN

312

Die Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW) hat die 
Entwürfe der Kultusministerkon-
ferenz für Standards für den
Mittleren Schulabschluss scharf
kritisiert. Die derzeitige KMK-
Präsidentin, die hessische Bil-
dungsministerin Karin Wolff
(CDU), wurde von der GEW auf-
gefordert, den „Druck aus dem
Kessel“ zu nehmen und auf den
derzeit betriebenen Aktionismus
in der Schulpolitik zu verzichten.
Wohldurchdachte Konzepte
seien gefordert und keine
Schnellschüsse. Bildungsstan-
dards bedeuteten immerhin ei-
nen Paradigmenwechsel in der
Schulpolitik. Bislang seien Lehr-
pläne nach dem Muster verfasst
worden, was den Schülern ver-
mittelt werden sollte, während
die Bildungsstandards von der
Fragestellung ausgehen, welche
Kompetenzen Jugendliche haben
müssen, wenn sie die Schule ver-
lassen. Für in diesem Sinne ver-
standene Standards zeichne sich
in den Bundesländern jedoch kei-
ne Mehrheit ab. Einige Länder
seien bemüht, so schnell wie
möglich eigene Standards zu 
entwickeln, um die Marschrich-
tung vorzugeben oder sich aus
einem bundesweiten Konzept zu
verabschieden. Die GEW fordert,
sich an den Vorschlägen des Klie-
me-Gutachtens zu orientieren
und seriöse, wissenschaftlich 
begründete, auf gestuften Kom-
petenzmodellen basierende
Standards zu entwickeln. Eine
nationale Bildungsagentur kön-
ne im Rahmen eines jährlichen
Berichts Evaluation und Kontrol-
le der Umsetzung der Standards
übernehmen. Dies wäre ein Bei-
trag zu Qualitätsentwicklung 
an den Schulen und zur Akzep-
tanzsicherung der Bildungsstan-
dards bei Lehrerinnen und Leh-
rern, die schließlich mit den
Standards in den Schulen arbei-
ten müssten.

AB-03-93

Bildung im Netz

Ende September startete die
neue Version des Lehrer-Online-
Netzwerkes lo-net, eine virtuelle
Plattform, die Lehrerinnen und
Lehrern die Möglichkeit bietet,
untereinander und mit ihren
Schülern Erfahrungen beim Ler-
nen in Computernetzen zu sam-
meln. Zunächst soll diese neue
Software auf 20 Pilotschulen in
Berlin beschränkt werden. Vorge-
sehen ist außerdem ihr Einsatz in
der Lehrerausbildung. Das BMBF
förderte die Entwicklung von lo-
net mit rund 300.000 Euro.

Mehr als 34.000 Lehrkräfte sowie
über 180.000 Schülerinnen und
Schüler arbeiten nach Angaben
des Staatssekretärs im Bundesmi-
nisterium für Bildung und For-
schung, Wolf-Dieter Dudenhau-
sen, bereits mit der bisherigen
Version der virtuellen Plattform
für Kommunikation. Mit der neu-
en Version können Lehrerinnen
und Lehrer selbstständig multi-
mediale Übungen für ihre Klas-
sen erstellen. Der Austausch von
Daten wird erleichtert. Die Ar-
beitsumgebung wird in Deutsch,
Englisch und Französisch angebo-
ten, damit auch internationale
Projekte über lo-net umgesetzt
werden können. Die Bundesre-
gierung hat das Lernen mit den
neuen Medien zu einem Schwer-
punkt der Bildungspolitik ge-
macht.

Berlin, Bremen, Hamburg, Nord-
rhein-Westfalen und Rheinland-
Pfalz wollen lo-net flächendek-
kend einsetzen.

Das Bundesministerium für Bil-
dung und Wissenschaft hat einen
neuen Wettbewerb gestartet,
mit dem der Gründergeist von
Schülerinnen und Schülern geför-
dert werden soll. Sie sollen in 
einem Planspiel eine Hightech-
Geschäftsidee entwickeln und
diese anschließend in einem vir-

tuellen Unternehmen realisieren.
Das BMBF finanziert diesen Wett-
bewerb mit rund einer Million
Euro. Unter dem Titel „Jugend
gründet“ läuft dieser Wettbe-
werb, für den die Unterlagen an
Lehrerinnen und Lehrer der
Oberstufen und Berufsschulen im
September verschickt wurden.
Spiel-Pläne sind auch über Inter-
net abzurufen. Im Januar 2004
werden dann in einer ersten Run-
de die besten High-Tech-Ge-
schäftsideen prämiert, die dann
bis Ende des Schuljahres in einem
Planspiel umgesetzt werden. Die
Jury, die über die Auswahl der
Ideen entscheidet, besteht aus
Fachleuten von Banken, Unter-
nehmen, Hochschulen und Ver-
bänden. Der Wettbewerb wird
unterstützt von den Volksbanken
Raiffeisenbanken, dem Verlag
der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung, dem Unternehmermagazin
Impulse und dem Zeitbildverlag.

Weitere Informationen zum
Wettbewerb gibt es unter
www.jugend-gruendet.de

Auf der LEARNTEC – Europäische
Kongressmesse für Bildungs- und
Informationstechnologie – infor-
mierte die Europaabgeordnete
Ruth Hieronymi (CDU) über das
europäische eLearning-Pro-
gramm 2004-2006. Mit diesem
Programm sollen Projekte für
Menschen gefördert werden, die
aufgrund geographischer Hin-
dernisse, ihrer sozialen Situation
oder besonderer Anforderungen
nicht von herkömmlichen Bil-
dungs- und Berufsbildungsange-
boten profitieren können. Ein
anderer Förderungsschwerpunkt
ist die virtuelle Mobilität im
Hochschulbereich. Dabei soll auf
bestehenden europäischen 
Kooperationsmechanismen wie
Erasmus und dem Bologna-Pro-
zess aufgebaut werden. Zu den
Förderprioritäten im Rahmen 
des Programms gehören außer-
dem Schulpartnerschaften, die
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online unterstützt werden 
sollen.

Die finanzielle Ausstattung die-
ses Programms, zu dem der Mini-
sterrat noch grünes Licht geben
muss, ist allerdings noch unklar.

AB-03-94

DIE unterstützt Entwicklung
neuer Lernkulturen

Das Projekt SELBER (Service Insti-
tutionenberatung zur Öffnung
für neue Lernkulturen und Bera-
tung bei neuen Angebotsformen)
soll dazu beitragen, in der Wei-
terbildungspraxis Angebotsstruk-
turen zu entwickeln und umzu-
setzen, die die Begleitung und
Beratung von selbstgesteuerten
Lernprozessen oder Lernphasen
und individuellen Lernprojekten
ermöglichen. Dabei geht es nicht
um den Ersatz, sondern um die
Ergänzung bestehender Ange-
botsstrukturen. Das Deutsche 
Institut für Erwachsenenbildung
(DIE) arbeitet im Rahmen des
Projekts mit 17 Weiterbildungs-
einrichtungen und den Univer-
sitäten Hamburg, Gießen und
Leipzig zusammen, um Wege zur
Einführung neuer Angebotsfor-
men und zur Veränderung der
Lernkultur von Weiterbildungs-
einrichtungen zu entwickeln. 
Dabei geht es um zeitliche und
organisatorische Rahmenbedin-
gungen, Strategien für die Ein-
bindung vielfältiger, insbesonde-
re digitaler Medien, Beratungs-
und Unterstützungsstrukturen
und Formen der Zusammenarbeit
sowohl mit den Lernenden als
auch innerhalb des pädagogi-
schen Personals. Die Ergebnisse
der bisherigen Projektarbeit sol-
len im Mai 2004 auf einer Fachta-
gung einer breiten Öffentlichkeit
vorgestellt werden. Im Juni 2004
besteht für Interessierte im Rah-
men eines Transferworkshops Ge-
legenheit, die eigene Lernkultur

zu prüfen und erste Schritte für
eine Weiterentwicklung festzule-
gen. Ausführliche Informationen
zum Projekt und zu den For-
schungsvorhaben sind über die
Projekt-Homepage www.die-
bonn.de/selber zu beziehen.

AB-03-95

Netzwerkkonferenz von 
ArtSet

Am 17. November 2003 fand in
Berlin in der Landesvertretung
von Schleswig-Holstein eine
Netzwerkkonferenz statt, die von
ArtSet und dem Deutschen Insti-
tut für Erwachsenenbildung (DIE)
veranstaltet wurde. Thema der
diesjährigen Netzwerkkonferenz
waren Erfolgsfaktoren der Quali-
tätsentwicklung. Die Teilneh-
menden an der Veranstaltung
(160 Vertreterinnen und Vertre-
ter aus den Bereichen Weiterbil-
dung, Wissenschaft und Politik)
erlernten mit Appreciative Inquiry
(Wertschätzende Untersuchung)
eine Methode, die es ihnen er-
möglichen sollte, aus dem zu ler-
nen, was in einer Organisation
bereits gut läuft. Der Blick sollte
sich auf Erfolge konzentrieren,
um diese zu vergrößern. 

Die Konferenz fand im Rahmen
des Verbundprojektes „Qualitäts-
testierung in der Weiterbildung“
statt, das von der Bund-Länder-
Kommission für Bildungsplanung
und Forschungsförderung geför-
dert wird. Eröffnet wurde die
Konferenz von Staatssekretär 
Michael Rocca, Ministerium für
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr
des Landes Schleswig-Holstein,
und Klaus-Michael Uckel, Regie-
rungsdirektor beim Bundesmini-
sterium für Bildung und For-
schung sowie Dr. Klaus Meisel,
der das DIE vertrat. 

Bei der Methode Appreciative In-
quiry geht es vor allem um eine

grundlegende Haltung und eine
andere Sichtweise und Philoso-
phie, die nicht den Mangel, son-
dern den Erfolg und die Fülle 
des bereits Vorhandenen in den
Mittelpunkt stellt. Es werden
Dinge untersucht, die in einem
System bereits funktionieren. Die
Teilnehmenden an der Konferenz
wurden aufgefordert, zunächst
in Zweier-Interviews nach einem
vorgegebenen Interviewleitfa-
den Erfolgsfaktoren zu ermitteln,
die für das Gelingen der Arbeit in
der eigenen Organisation ent-
scheidend waren. Es ging dabei
um unterschiedliche Qualitätsbe-
reiche in der Bildungspraxis. In
größeren Gruppen wurden dann
die Ergebnisse dieser Interviews
präsentiert und im Rahmen der
Gruppen darüber entschieden,
welche „Erfolgsgeschichten“ im
Plenum präsentiert werden soll-
ten. Die Methode soll auch in
den einzelnen Institutionen aus-
probiert werden. Dabei wird vor-
ausgesetzt, dass die Erkenntnis
von Wirkprinzipien für Erfolge
und deren konsequente Nutzung
Menschen motiviert und zu grö-
ßerer Effizienz anregt. 

Aus der Perspektive einer Teil-
nehmerin an dieser Konferenz
war es zwar beachtlich, dass es
den Veranstaltern gelang, mit
der Methode 160 Leute in Bewe-
gung zu setzen und miteinander
ins Gespräch zu bringen, in Hin-
blick auf die inhaltlichen Ergeb-
nisse blieb jedoch der Eindruck
einer gewissen Beliebigkeit. 

AB-03-96

AUE-Jahrestagung

Die diesjährige Jahrestagung des
AUE Hochschule und Weiterbil-
dung fand vom 18. bis 19. Sep-
tember 2003 in der Hochschule
für Technik und Wirtschaft in
Dresden statt. Über 150 Teilneh-
merinnen und Teilnehmer erör-
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terten das Thema „Profil und
Qualität der wissenschaftlichen
Weiterbildung zwischen Wirt-
schaftlichkeit und Wissenschaft“,
das in Plenarvorträgen und Ar-
beitsgruppen unter verschiede-
nen Aspekten behandelt wurde.
Der ehemalige Ministerpräsident
von Sachsen, Professor Kurt Bie-
denkopf, ging in seinem Einlei-
tungsvortrag auf die Bedeutung
der Weiterbildung für internatio-
nale und regionale Entwicklun-
gen ein und berichtete über die
neu gegründete Dresden Interna-
tional University, die einen Bei-
trag zur Bewältigung der gegen-
wärtigen Herausforderungen
leistet, indem sie Angebote an
wissenschaftlicher, interdiszipli-
närer und an den Bedürfnissen
der Praxis orientierter Weiterbil-
dung vermittelt. Professor Wolter
von der Technischen Universität
Dresden und Dr. Meyer-Guckel
vom Stifterverband für die Deut-
sche Wissenschaft berichteten
über die Ergebnisse einer Be-
standsaufnahme zur Entwicklung
der Hochschulweiterbildung in
Deutschland. Die Bedingungen
für die Arbeit einer Weiterbil-
dungsuniversität beschrieb Pro-
fessor Fröhlich am Beispiel der
Donau-Universität Krems. In sie-
ben Arbeitsgruppen setzten sich
die Teilnehmer und Teilnehme-
rinnen mit weiteren Aspekten
der Thematik auseinander. Die
Jahrestagung wurde abgerundet
durch einen Stadtrundgang, dem
sich ein Empfang beim Oberbür-
germeister der Stadt Dresden an-
schloss.

Der Jahrestagung folgte die Mit-
gliederversammlung des AUE, bei
der die Verabschiedung einer
neuen Satzung im Mittelpunkt
stand. Der AUE hat sich zusam-
men mit der neuen Satzung auch
einen neuen Namen gegeben
und heißt jetzt Deutsche Gesell-
schaft für wissenschaftliche
Weiterbildung und Fernstudium
e. V. (DGWF). Damit sollte der

Tatsache Rechnung getragen
werden, dass wissenschaftliche
Weiterbildung keineswegs nur
von Universitäten initiiert wird,
und dass mittlerweile neue For-
men von Angeboten, wie z. B.
Lernen im Netz, entstanden sind.
Es werde auch beobachtet, dass
sich die wissenschaftliche Weiter-
bildung im Zusammenhang mit
dem Entstehen eines europäi-
schen Bildungsraumes aus einem
Randbereich zu einer zentralen
Aktivität der Hochschulen ent-
wickelt.

Die nächste Jahrestagung ist zum
Thema „Kultur als Thema wissen-
schaftlicher Weiterbildung - Kul-
turen wissenschaftlicher Weiter-
bildung“ geplant und soll vom
16. bis 18. September 2004 in
Hannover stattfinden.

AB-03-97

Weiterbildung auf Länder-
ebene

Hessen
In Hessen fand die erste Hessische
Weiterbildungskonferenz statt,
die vom Landeskuratorium für
Weiterbildung zusammen mit
dem Hessischen Kultusministe-
rium veranstaltet wurde. Mit 
220 Teilnehmenden aus Weiter-
bildungspraxis, Wissenschaft und
Forschung, Medien und Politik
war die Resonanz weit größer, als
die Initiatoren erwartet hatten.

Kultusministerin Karin Wolff be-
zeichnete auf der Konferenz die
Entwicklung von Strukturen und
Angeboten aus der Nutzerper-
spektive als große Herausforde-
rung, der das Land und die Wei-
terbildungsträger in Hessen sich
stellen müssten. Um die Ange-
botsstrukturen transparenter zu
machen und die Kommunikation
zwischen den Weiterbildungsträ-
gern zu verbessern, soll ein Web-
portal Weiterbildung Hessen auf-

gebaut werden, über dass die re-
levanten Weiterbildungsdaten
aus Trägerdatenbanken und aus
den regionalen Weiterbildungs-
datenbanken den Nutzern zu-
gänglich gemacht werden kön-
nen. Auf der Konferenz wurde
die tendenzielle Auflösung der
historisch gewachsenen Auftei-
lung in berufliche und allgemei-
ne Bildung thematisiert, ebenso
die zunehmende Verknüpfung
dieser Bereiche in der Weiterbil-
dungspraxis. Die Etablierung und
Weiterentwicklung der Koopera-
tion zwischen den Trägern be-
trieblich-beruflicher Weiterbil-
dung und der allgemeinen
Weiterbildung wurde gefordert.
Auch die Folgen, die die „Hartz-
Gesetzgebung“ für hessische 
Bürgerinnen und Bürger und Bil-
dungsträger bringt, waren The-
ma der Konferenz. Man war sich
darin einig, dass die geplante 
Novellierung des SGB III und die
neuen Anforderungen der Bun-
desanstalt für Arbeit den Wett-
bewerb des Weiterbildungsmark-
tes verändern und die Existenz
kleinerer und mittlerer Träger der
Weiterbildung gefährden wird. 

Weitere Themen der Konferenz
waren Innovationen und Trends
in der Weiterbildung und Ansät-
ze und Modelle zur Qualitätsent-
wicklung und Qualitätstestierung.
Rund 50 hessische Weiterbil-
dungsträger haben sich in einem
Verein „Weiterbildung Hessen 
e. V.“ zusammengeschlossen,
dessen Ziel es ist, die Qualität in
der Weiterbildung stärker zu 
fördern und zu sichern. Dieser
Verein wird hessischen Weiterbil-
dungseinrichtungen ein Güte-
siegel verleihen, wenn sie die Ein-
haltung hoher Qualitätsstan-
dards nachweisen. Der Verein
steht auch für weitere Träger of-
fen. Die Qualität der hessischen
Volkshochschulen wird durch das
von der Bundesministerkonfe-
renz empfohlene Qualifizie-
rungsverfahren (LQW) beurteilt



und testiert, wie der Hessische
Volkshochschulverband in einer
Pressemitteilung mitteilte. Bis
zum Jahr 2005 sollen alle hessi-
schen Volkshochschulen nach die-
sem von ArtSet zusammen mit
dem Deutschen Institut für Er-
wachsenenbildung in Bonn ent-
wickelten Verfahren testiert sein.

Das Hessische Kultusministerium
nahm im September zu einer An-
frage der SPD-Abgeordneten
Heike Habermann Stellung, die
fragte, wann mit der Vorlage des
ersten Weiterbildungsberichts in
Hessen zu rechnen sei, der vom
2001 novellierten Hessischen
Weiterbildungsgesetz vorge-
schrieben ist. Die Hessische Kul-
tusministerin kündigte in ihrer
Antwort die Vorlage eines sol-
chen Weiterbildungsberichts für
2004 an. Der Bericht soll dann al-
le zwei Jahre fortgeschrieben
werden. Über Form und Inhalt
wird das Landeskuratorium für
Weiterbildung in Abstimmung
mit dem Kultusministerium ent-
scheiden. Der Weiterbildungsbe-
richt Hessen soll die Leistungen
der Weiterbildungsträger und ih-
rer Einrichtungen für die Weiter-
bildung der Bürgerinnen und
Bürger sowie die Entwicklung
des Landes und seiner Regionen
aufzeigen, die Wirkungen des
Hessischen Weiterbildungsgeset-
zes sowie insbesondere die Wir-
kungen des Innovationspools
sichtbar machen. Er wird neben
der Darstellung der Leistungen
der Freien Träger, der Volkshoch-
schulen, der Heimvolkshochschu-
len und des Instituts des Hessi-
schen Volkshochschulverbandes
auch auf die Bundesprogramme
Lernende Regionen und Lebens-
langes Lernen eingehen. Er soll
die „großen Linien“ der Weiter-
bildungsentwicklung in Hessen
aufzeigen, eher auf Regionen als
auf eine Gesamtdarstellung fo-
kussieren, die Perspektive der
Nutzer einbeziehen und Trends
und Entwicklungen aufzeigen.

Niedersachsen
In Niedersachsen erörterte der
Landtag die Stellungnahme der
Landesregierung zu einer Anfra-
ge der SPD-Abgeordneten Dr.
Gitta Trauernicht-Jordan, die sich
nach den Kürzungen für die
niedersächsischen Erwachsenen-
bildungseinrichtungen für das
laufende Haushaltsjahr erkun-
digt hatte. Lutz Stratmann (CDU),
Minister für Wissenschaft und
Kultur, bezifferte die Kürzungen
für die Einrichtungen der Er-
wachsenenbildung mit etwa 
6,7 Prozent, wobei dies bei den
kommunalen Gebietskörper-
schaften Kürzungen in Höhe von
ca. 1,615 Millionen Euro, bei den
Landeseinrichtungen 1,147 Milli-
onen Euro, bei den Heimvolks-
hochschulen 536.000 Euro und
bei den Landesverbänden 
84.000 Euro ausmache. Die Er-
wachsenenbildung habe für die
Landesregierung trotz der ak-
tuell notwendigen finanziellen
Einschränkungen einen hohen
Stellenwert und sie werde auch
in Zukunft ihre Aufgaben im
niedersächsischen Bildungssys-
tem mit Unterstützung der Lan-
desregierung wahrnehmen kön-
nen. Die Landesregierung werde
bei dem Versuch, den Landes-
haushalt nachhaltig zu konsoli-
dieren, den Einrichtungen der 
Erwachsenenbildung die erfor-
derliche wirtschaftliche Pla-
nungssicherheit zurückgeben. 
Der SPD-Abgeordnete Wolfgang
Wulf widersprach den Ausfüh-
rungen des Ministers mit dem
Hinweis, dass die Landesregie-
rung in den Jahren 2003 und
2004 in der Erwachsenenbildung
die Mittel insgesamt um 10 Pro-
zent kürze. Außerdem kursierten
Informationen, dass die Erwach-
senenbildungseinrichtungen ab
2005 mit Kürzungen bis zu 
50 Prozent zu rechnen hätten.

Minister Stratmann verteidigte
die bisherigen Kürzungen und
wies die Gerüchte zurück. In Ver-

handlungen mit den Erwachse-
nenbildungseinrichtungen werde
versucht, die von allen für die
Konsolidierung des Haushalts als
notwendig angesehenen Kürzun-
gen in strukturierter Form zu er-
bringen. Auf die wiederholte
Nachfrage der SPD, ob in den
Haushalten 2005 und 2006 keine
weiteren Kürzungen in der Er-
wachsenenbildung vorgenom-
men würden, wich er allerdings
mit dem Hinweis aus, dass er an-
gesichts der Unsicherheiten in
der wirtschaftlichen Entwicklung
keine Leistungszusagen für 2005
und die Folgejahre machen kön-
ne. Auch zu den Ankündigungen
der CDU-Fraktion, das Erwachse-
nenbildungsgesetz erneut zu no-
vellieren, nahm er keine Stellung.
Allerdings könnten die mit den
Erwachsenenbildungseinrichtun-
gen vorgesehenen Strukturver-
änderungen solche Novellierun-
gen in Bereichen des Gesetzes
erforderlich machen.

Wie in der letzten Ausgabe die-
ser Zeitschrift berichtet wurde,
hatte der Landesrechnungshof in
Niedersachsen kritisch ange-
merkt, dass das Land Niedersach-
sen die Erwachsenenbildung je
Einwohner höher als in jedem an-
deren westdeutschen Flächen-
land fördere und die Vergleichs-
länder teils um das Drei- bis
Vierfache übertreffe. Der Land-
tagsausschuss für Haushalt und
Finanzen hat in einem Bericht,
der in der Landtagsdrucksache
15/401 abgedruckt ist, zu diesem
Vorwurf Stellung genommen. Er
schließt sich den Feststellungen
des Landesrechnungshofs zur 
Höhe der Erwachsenenbildungs-
förderung im Land an und bittet
die Landesregierung, ein Kon-
zept zur Förderung der Erwach-
senenbildung mit der Zielrich-
tung zu entwickeln,

■ die Erwachsenenbildung nach
dem Subsidiaritätsprinzip zu
gestalten,
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■ die Erforderlichkeit der Förde-
rung der Durchführung der
Erwachsenenbildung durch
Landeseinrichtungen und
Heimvolkshochschulen kritisch
zu überprüfen und die Bil-
dungsmaßnahmen dieser 
Einrichtungen mit der kom-
munalen Aufgabenerfüllung
abzustimmen und

■ die Förderung der Erwachse-
nenbildung stärker nach qua-
litäts- und erfolgsbezogenen
Gesichtspunkten auszurichten.

Der Ausschuss bedauert die feh-
lende länderübergreifende 
Transparenz in Fragen der Finan-
zierung, Durchführung und Eva-
luation der Erwachsenenbildung
und bittet die Landesregierung,
Projekte zu unterstützen, die die
erforderliche Transparenz her-
stellen. Dem Landtag soll bis En-
de März 2004 über „das Veran-
lasste“ berichtet werden.

Nordrhein-Westfalen
In Nordrhein-Westfalen haben
die Einrichtungen der Erwachse-
nenbildung gegen die Ankündi-
gungen des Wirtschafts- und Ar-
beitsministers Harald Schartau
protestiert, die Mittel für Weiter-
bildung um weitere 15 Millionen
Euro zu kürzen. Sie werfen der
Landesregierung vor, ihr Verspre-
chen nicht einzuhalten, mit dem
sie eine gesicherte finanzielle
Perspektive während des in der
Folge des novellierten Weiterbil-
dungsgesetzes anstehenden Um-
strukturierungsprozesses zuge-
sagt hatte. Bereits im Jahr 2003
sei diese Zusage durch eine fünf-
prozentige Kürzung der Mittel
gebrochen worden. Eine weitere
Kürzung, wie im Entwurf zur Än-
derung des Weiterbildungsgeset-
zes und zum Landeshaushalt
2004/2005 vorgesehen, bedrohe
viele Einrichtungen und gefährde
sie in ihrer Existenz. Der CDU-
Landtagsabgeordnete und Vor-
sitzende das Ausschusses für

Schule und Weiterbildung, Dr.
Heinz-Jörg Eckhold, bezeichnete
in einer Presseerklärung vom 
28. Oktober 2003 die Kürzungs-
ankündigung als „fortgesetzten
Wortbruch“, denn alle im Land-
tag vertretenen Parteien hätten
sich darauf verständigt, die Mittel
für die Weiterbildung im Zuge
der Novellierung des Weiterbil-
dungsgesetzes nicht zu kürzen.
Die Kürzung um weitere fünf
Millionen Euro bedeute, dass bei
fast 700 Weiterbildungsträgern
bis zu 300 Stellen gefährdet seien.
Für viele Weiterbildungsträger
sei dies das praktische Aus. Der
Landtagsabgeordnete kritisierte
zudem, dass die Förderung im Be-
reich der allgemeinen Weiterbil-
dung zugunsten beruflicher Wei-
terbildung eingeschränkt werde.

Dass in der Weiterbildungsförde-
rung eine Umorientierung auf
die berufliche Weiterbildung
stattgefunden hat, belegt auch
die Verlagerung der Zuständig-
keit für Weiterbildung in das Res-
sort des Arbeits- und Wirtschafts-
ministeriums. Bei der Novelle des
Weiterbildungsgesetzes in NRW
wurde Weiterbildung für die Ar-
beitswelt als eine der zentralen
Aufgaben der Weiterbildungs-
einrichtungen verankert. Auch
das frühere Landesinstitut für
Schule und Weiterbildung ist von
dieser Trendwende in der Weiter-
bildungspolitik betroffen. Die für
die Weiterbildung zuständige
Abteilung des Landesinstituts
wurde ausgegliedert und besteht
seit dem 1. April 2002 als Landes-
institut für Qualifizierung des
Landes Nordrhein-Westfalen mit
Sitz in Hagen. In einer Broschüre
präsentiert sich das neue Landes-
institut für Qualifizierung, das
von Dr. Arthur Frischkopf, dem
Leiter der früheren Abteilung
Weiterbildung, geleitet wird.

Rheinland-Pfalz
In Rheinland-Pfalz werden die

Volkshochschulen und anerkann-
te Landesorganisationen der
Weiterbildung in diesem Jahr mit
7,1 Millionen Euro nach dem
Weiterbildungsgesetz gefördert,
wie der zuständige Minister für
Wissenschaft, Weiterbildung,
Forschung und Kultur, Professor
E. Jürgen Zöllner, in einer Presse-
mitteilung informierte. Trotz der
deutlich enger werdenden finan-
ziellen Spielräume habe Weiter-
bildung in seinem Land einen ho-
hen Stellenwert, wie die Zahlen
belegten. Zusätzlich werden in-
novative Schwerpunktaufgaben
wie die Weiterbildung in der In-
formations- und Kommunika-
tionstechnik, Schulabschlusskurse
und Qualitätsentwicklung mit
mehr als 600.000 Euro gefördert.

Die rheinland-pfälzischen Volks-
hochschulen erhalten den größ-
ten Teil der Fördersumme, näm-
lich rund 4,8 Millionen Euro.
Volkshochschulen und andere
Weiterbildungseinrichtungen 
in Rheinland-Pfalz führen in die-
sem Jahr voraussichtlich rund
49.000 Weiterbildungsaktivitäten
mit einem Volumen von zirka
780.000 Unterrichtsstunden
durch. An den Veranstaltungen
nehmen knapp 860.000 Frauen
und Männer teil, wobei der Frau-
enanteil über 70 Prozent liegt.

AB-03-98

Verstärkung des deutsch-
russischen Jugendaustauschs

Das Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend,
kündigte in einer Pressemittei-
lung vom 9. Oktober 2003 an,
dass Jugendliche aus Deutschland
und Russland in Zukunft mehr
Möglichkeiten erhalten werden,
sich zu begegnen, sich auszutau-
schen und die Lebens- und Ar-
beitswelt im jeweils anderen
Land kennen zu lernen. Die
Bundesministerin für Familie, 
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Zivilgesellschaft neu denken-
Jahrestagung und Mitglieder-
versammlung des AdB

Zivilgesellschaft neu denken war
das Thema der Jahrestagung, zu
der der Arbeitskreis deutscher
Bildungsstätten vom 25. bis 

26. November 2003 in die Politi-
sche Akademie Biggesee, Neu-
Listernohl, eingeladen hatte. Zi-
vilgesellschaft neu denken – Auf-
gabe der politischen Bildung ist
auch das Thema, das der Vor-
stand als Jahresthema 2004 für
den AdB bestimmt hat. Die Jah-

restagung 2003 führte in dieses
Thema ein.

Der Begriff der Zivilgesellschaft
ist nicht neu, er hat aber zurzeit
Konjunktur, wie die öffentliche
Diskussion zeigt. Seine aktuelle
Bedeutung gewann er unter dem
Eindruck der Transformation in
den mittel- und osteuropäischen
Ländern, die zeigte, dass Demo-
kratie nicht nur eine Staatsform
ist, sondern auch zivilgesellschaft-
licher, nichtstaatlicher Organisa-
tionen bei der Bewältigung ge-
sellschaftlicher und politischer
Herausforderungen bedarf. In
den westlichen Industriestaaten
wird die „Zivilgesellschaft“, auch
mit Unterstützung der Politik,
propagiert, um Herausforderun-
gen beim Umbau des Sozialstaats
zu meistern und den Staat bei
der Erfüllung seiner Aufgaben 
zu entlasten. Demokratie lebt da-
von, dass Bürgerinnen und Bür-
ger sich an gesellschaftlichen und
politischen Prozessen beteiligen
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Aus dem AdB

Senioren, Frauen und Jugend,
Renate Schmidt, und der russi-
sche Bildungsminister Wladimir
Filippow unterzeichneten in Je-
katerinburg eine Erklärung, in
der die Absicht bekundet wird,
den Jugendaustausch und die 
Begegnung zwischen beiden Län-
dern auszuweiten. Das Abkom-
men über den Jugendaustausch
zwischen Deutschland und der
Russischen Föderation aus dem
Jahr 1989 soll überarbeitet und
den neuen Anforderungen ange-
passt werden. Beabsichtigt ist die
Erschließung neuer Felder, etwa

freiwillige berufliche Praktika
zum Kennen lernen des Ausbil-
dungs- und Arbeitsumfeldes im
jeweils anderen Land. Hospitatio-
nen in Einrichtungen der Jugend-
hilfe und die freiwillige Arbeit
junger Menschen in gemeinnüt-
zigen Einrichtungen, etwa im
Rahmen des Freiwilligen Sozialen
Jahres, gehören ebenfalls zu den
als wichtig angesehenen Arbeits-
feldern. Fachkräfte der Jugendar-
beit sollen zusätzliche Angebote
für eine entsprechende Qualifi-
zierung erhalten. Beabsichtigt ist,
Servicebüros zur Information und

Beratung von jungen Menschen
und Organisationen einzurich-
ten, die sich am Austausch betei-
ligen möchten.

Renate Schmidt und Wladimir 
Filippow trafen ihre Vereinba-
rung im Rahmen der diesjährigen
deutsch-russischen Regierungs-
konsultationen, die unter Lei-
tung von Bundeskanzler Gerhard
Schröder und Präsident Wladimir
Putin in Jekaterinburg stattfan-
den.

AB-03-99

Plenum auf der AdB-Jahrestagung



und ihre Vorstellungen zur Wahr-
nehmung gesellschaftlicher Auf-
gaben und zur Lösung von politi-
schen Konflikten einbringen, wie
das beispielhafte Engagement
von Bürgerinitiativen, Selbsthilfe-
gruppen oder Nichtstaatlichen
Organisationen beweist.

Hanne Wurzel, Bundeszentrale
für politische Bildung, stellte in
ihrem Referat grundsätzliche Fra-
gen an die Zivilgesellschaft, die
nicht nur als Gegenspielerin des
Staates gesehen werden könne.
Der Staat bemühe sich um die
partielle Einbindung zivilgesell-
schaftlicher Elemente, was immer
auch mit der Gefahr einer Instru-
mentalisierung einhergehe. 
Heute stehe die Frage im Vorder-
grund, wie staatliches Handeln
sinnvoll mit bürgerschaftlichem
Engagement verknüpft werden
könne. Seit der Bericht der En-
quete-Kommission zu Bürger-
schaftlichem Engagement vor-
liegt, könne sich der Diskurs über
die Zivilgesellschaft auf eine em-
pirische Grundlage stützen, ma-
che dieser Bericht doch deutlich,
in welchen Zusammenhängen
und in welchen Formen sich eh-
renamtliche Tätigkeit heute rea-
lisiert. Das Konzept der Zivilge-
sellschaft reiche angesichts der
aktuellen Herausforderungen al-
lein nicht aus, man müsse auch
darüber nachdenken, wie eine
„gute Gesellschaft“ aussehen sol-
le. Es gebe aber keine ganzheitli-
che Perspektive für die Entwick-
lung von Staat und Gesellschaft.
Zivilgesellschaft dürfe auch nicht
auf die Kompensation von Defizi-
ten der Politik reduziert werden.
Nicht zuletzt müsse man auch se-
hen, dass die begrüßenswerte
Zunahme bürgerschaftlichen En-
gagements sich punktuell vollzie-
he, sich „Patchwork-Initiativen“
bildeten, die unterschiedliche,
zum Teil widersprüchliche Aufga-
ben und Interessen wahrnehmen.
Bei der politischen Bildung, die
die Förderung des bürgerschaft-

lichen Engagements sozusagen
als Kerngeschäft betreibe, kom-
me es darauf an, Strategien für
bürgerschaftliches Engagement
zu entwickeln und zur Stärkung
der Partizipation von Bürgerin-
nen und Bürgern beizutragen.
Politische Bildung habe die Auf-
gabe, für die Zivilgesellschaft zu
professionalisieren, ihre Akteure
zur Wahrnehmung des bürger-
schaftlichen Engagements zu 
befähigen. Angesagt seien neue
Vermittlungsformen und Kompe-
tenzen. Politische Bildung habe
die Aufgabe, als Ideengeber und
Resonanzboden zu fungieren
und als Transmissionsriemen zivil-
gesellschaftlichen Engagements
gegenüber den politischen Ent-
scheidungsträgern in Erscheinung
zu treten, indem sie bürger-
schaftliches Engagement und 
offizielle Politik aufeinander be-
zieht.

Auch Professor Georg Lohmann,
Universität Magdeburg, setzte
sich in seinem Referat mit dem
Verhältnis zwischen zivilgesell-
schaftlichem Engagement und
staatlichem Handeln auseinan-
der. Er erinnerte an die außeror-
dentliche Komplexität des Be-
griffs Zivilgesellschaft, die sich in
den verschiedenen historischen
Zusammenhängen herausgebil-
det hat. Zu unterscheiden sei 

zwischen formalen Kriterien für
Zivilgesellschaft und einem nor-
mativen Verständnis, in dem Zi-
vilgesellschaft auf friedfertigen
und freiwilligen Zusammen-
schlüssen von Bürgerinnen und
Bürgern beruht. Friedfertigkeit
bedeutet in diesem Zusammen-
hang, dass bei der Durchsetzung
von Interessen prinzipiell auf die
Anwendung von Gewalt verzich-
tet wird. Die Mitgliedschaft in
solchen Zusammenschlüssen ist
freiwillig, Austritte ziehen keine
Sanktionen nach sich. Die ver-
schiedenen Zusammenschlüsse
bieten einen offenen Raum für
gemeinsame Aktivitäten. Diese
Gemeinschaftsorientierung, die
auf das Problem von Inklusion
und Exklusion verweist, ist auch
eine Quelle für das Erlernen von
Solidarität. 

In zwei Workshops näherten sich
die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer dann den Aufgaben, die
sich der politischen Bildung in
der Zivilgesellschaft stellen. Wolf-
gang Fänderl vom Centrum für
angewandte Politikforschung,
München, stellte ein von der Ber-
telsmann Stiftung gefördertes
Projekt Gemeinsinn vor, mit dem
versucht wird, ehrenamtliche In-
itiativen zu initiieren bzw. bereits
bestehende zu unterstützen und
zu begleiten. Dr. Adrian Reinert
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Andreas Reinert von der Stiftung Mitarbeit im Workshop
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von der Stiftung Mitarbeit disku-
tierte mit den Teilnehmern und
Teilnehmerinnen des zweiten
Workshops über Formen des En-
gagements und der Partizipation
und die Aufgaben, die politische
Bildung zur Unterstützung zivil-
gesellschaftlicher Netzwerke
wahrnehmen kann. Dazu gehö-
ren Förderung und Verbreitung
ziviler Kompetenz, die Unter-
stützung zivilgesellschaftlicher
Selbstorganisation, Empower-
ment unfreiwillig nicht-aktiver
Bevölkerungsgruppen und die
Entwicklung neuer Formen zivil-
gesellschaftlicher Konfliktbear-
beitung, die vor allem darin be-
steht, unterschiedliche Gruppen
zusammenzubringen und deren
Meinungs- und Erfahrungsaus-
tausch zu organisieren.

Auf der sich anschließenden Mit-
gliederversammlung standen die
aktuellen Bedingungen im
Mittelpunkt, unter denen die
Einrichtungen der politischen Ju-
gend- und Erwachsenenbildung
ihre Aufgaben wahrnehmen
müssen. Entwicklungen in der
Bildungspolitik und daraus zu
ziehende Konsequenzen für die
Verbandsarbeit beherrschten
weite Teile der Diskussion. Kür-

zungen der für die Bildungsar-
beit zur Verfügung gestellten
Mittel auf allen Ebenen haben
die Situation der Einrichtungen
im AdB dramatisch verschlech-
tert. Aber auch Änderungen in
den gesetzlichen Grundlagen
weisen darauf hin, dass man sich
auf ein neues Verständnis von
der Rolle des Staates einstellen
muss. Die Planung der künftigen
Arbeit bezog deshalb die Frage,
wie den politischen und ökono-
mischen Herausforderungen zu
begegnen sei, ausdrücklich ein.
Die Mitgliederversammlung be-
schloss den Arbeitsplan für das
kommende Jahr, der eine Intensi-
vierung der bildungspolitischen
Interessenvertretung und der öf-
fentlichen Darstellung politischer
Bildung ebenso vorsieht wie die
Verstärkung des Engagements
auf europäischer Ebene durch 
die Beteiligung am Europäischen
Netzwerk für Demokratie und
Menschenrechte – DARE –, 
dessen Gründung der AdB initi-
iert hat.

Die Implementierung der Gen-
der-Prinzipien auf allen Ebenen
der Verbandsarbeit, mit der be-
reits im vergangenen Jahr be-
gonnen wurde, wird fortgesetzt.

Die Mitgliederversammlung erör-
terte die Ergebnisse der statisti-
schen Erhebung im Rahmen des
trägerübergreifenden Statistik-
Projekts, das vom Deutschen 
Institut für Erwachsenenbildung
realisiert wird. Der Antrag des
Sonnenberg-Kreises „Gesellschaft
zur Förderung internationaler
Zusammenarbeit“, die Mitglied-
schaft im AdB als Nachfolger des
Internationalen Arbeitskreises
Sonnenberg fortzuführen, wurde
angenommen.

In diesem Jahr standen auch wie-
der Vorstandswahlen an. Erst-
mals wurden nach dem neuen
Wahlverfahren die beiden Vorsit-
zenden unter Berücksichtigung
der gleichberechtigten Repräsen-
tanz von Frauen und Männern
gewählt (siehe dazu auch die Per-
sonalien in diesem Heft).

AB-03-100

Was bleibt von der öffentli-
chen Aufgabe Weiterbildung?

Der Arbeitskreis deutscher Bil-
dungsstätten veranstaltete am
22. Oktober 2003 im Zusammen-
hang mit der letzten Sitzung der
Kommission Bildungspolitik und
außerschulische Bildung ein Bil-
dungspolitisches Werkstattge-
spräch zu der Frage „Was bleibt
von der öffentlichen Aufgabe
Weiterbildung?“. Dieses Werk-
stattgespräch fand im Arbeitneh-
mer-Zentrum Königswinter statt
und bot Gelegenheit, mit Profes-
sor Peter Faulstich (Universität
Hamburg) und Weiterbildungsex-
perten aus den Ländern Hessen,
Nordrhein-Westfalen und Rhein-
land-Pfalz länderübergreifende
Tendenzen der Weiterbildungs-
politik mit Blick auf ihre Konse-
quenzen für die öffentlich geför-
derten Weiterbildungsträger zu
erörtern. Dabei ging es vor allem
um die Frage, welche Perspekti-
ven sich für die Weiterbildung in

Regina Rauw und Georg Rosenthal leiteten die Vorstandswahl
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öffentlicher Verantwortung ab-
zeichnen und wie die gegenwär-
tige und zukünftige Arbeitssitua-
tion der Weiterbildungsträger zu
bewerten ist.

Professor Faulstich bezeichnete
in seinem Referat die Weiterbil-
dung als fragmentierten Bereich,
was er unter anderem mit den
Zuständigkeitsproblemen zwi-
schen Bund und Ländern begrün-
dete. Aber auch die Datenlage
über diesen Bereich sei unklar
und nur in Teilbereichen vorhan-
den. Der letzte Bericht zur Wei-
terbildung weise nach vorheri-
gen Steigerungen einen leichten
Rückgang der Teilnahme an
Weiterbildungsangeboten aus.
Gleichwohl habe sich Weiterbil-
dung zum größten Bildungsbe-
reich entwickelt, wenn man seine
Bedeutung an den Zahlen der
Teilnehmenden misst. Dieser 
Bedeutungszuwachs korrespon-
diere jedoch nicht mit der Ent-
wicklung von Strukturen der Wei-
terbildung, die sich in den letzten
Jahren nicht wesentlich verän-
dert hätten. Peter Faulstich führ-
te dazu folgende Gründe an:
Man habe sich an die Arbeitslo-
sigkeit von zirka vier Millionen
Menschen gewöhnt, dennoch le-
be die Politik immer noch von
der Illusion, dass sich Vollbeschäf-
tigung wieder herstellen lasse.
Ein zweiter Grund sei die Finanz-
krise der öffentlichen Haushalte,
die dazu führe, dass Ausgaben
nur noch unter dem Aspekt der
Kostenwirksamkeit, nicht jedoch
als Zukunftsinvestition betrach-
tet würden. Von den Gesetzen,
die in der Folge der Hartz-Vor-
schläge verabschiedet werden,
seien auch Auswirkungen auf
den Bereich der allgemeinen Bil-
dung zu erwarten. Mit den Stich-
worten Qualität und Bildungs-
gutschein seien Entwicklungen
zu kennzeichnen, die erhebliche
Auswirkungen auf die berufliche
Bildung haben werden, die von
der Bundesanstalt für Arbeit ge-

fördert wird. Man müsse mit 
dem Zusammenbruch von etwa
40 Prozent der noch bestehen-
den Einrichtungen rechnen. Dies
habe auch Konsequenzen vor al-
lem für das nebenamtliche Perso-
nal. Im Zentrum des neuen Finan-
zierungsmodells der beruflichen
Weiterbildung stehe der Bildungs-
gutschein. Hier werde vor allem
bei den Erwerbslosen angesetzt.
Das Gutscheinmodell führe je-
doch zur Kurzfristigkeit von Pla-
nungshorizonten, so dass die In-
stitutionen keine Sicherheit bei
ihrer Planung hätten. 
Ein weiteres Stichwort, das in der
aktuellen bildungspolitischen 
Diskussion kursiert, ist die Quali-
tätssicherung, die sich mit der
Hinwendung zur Regionalisie-
rung der Weiterbildungspolitik
verbindet. Der Begriff Qualität
habe in allen Bildungsbereichen
mittlerweile Konjunktur. Offen
bleibe jedoch, was aus der Sicht
der Lernenden ein qualitatives
Angebot ist. Der Begriff Netz-
werk habe die Funktion einer
„Wärmemetapher“ für den Sach-
verhalt, dass es sich dabei um ei-
nen neuen Steuerungsmodus
zwischen Markt und Staat hand-
le. Man könne jedoch nicht aus-
schließen, dass sich die von der
Politik geförderten Netzwerke in
der Praxis als nicht tragfähig er-
weisen.

Auch auf der Ebene der Länder
sei der Verzicht auf politische Ge-
staltung im Bereich der Weiter-
bildung zu beobachten. Vier 
Tendenzen kennzeichneten die
derzeitige bildungspolitische Ent-
wicklung auf allen Ebenen:

■ Entstaatlichung
■ Kommerzialisierung
■ Diversifizierung
■ Ökonomisierung.

In der sich anschließenden Dis-
kussion wies Peter Faulstich dar-
auf hin, dass die in weiten Teilen
historisch begründete Trennung

von Bildungsbereichen weder
dem Lerngeschehen entspreche,
noch sich für die Zukunft als trag-
fähig erweisen werde. Politische
Bildung tue gut daran, sich mit
anderen Bildungsbereichen zu
verbinden, insbesondere erschei-
ne die Integration politisch-
beruflicher Bildung sowohl 
didaktisch als auch bildungsöko-
nomisch sinnvoll.

Dr. Heinz-Jörg Eckhold (CDU),
Vorsitzender des Ausschusses
Schule und Weiterbildung im
Landtag Nordrhein-Westfalen,
stellte fest, dass es für die Weiter-
bildung keine Lobby gebe. Er
wies auf die Entwicklung der
Weiterbildung in Nordrhein-
Westfalen seit dem In-Kraft-Tre-
ten des ersten Weiterbildungs-
gesetzes im Jahr 1974 hin. Die
Gegenwart werde von der Pers-
pektive erheblicher Kürzungen
bestimmt, die das Land mit rund
15 Prozent beziffert. Es werde
damit gerechnet, dass 300 Stellen
der bisher 2250 hauptamtlich tä-
tigen Mitarbeiter und Mitarbei-
terinnen gefährdet seien. Die
Kommunen seien nicht in der 
Lage, auszugleichen, was an Lan-
desmitteln den Volkshochschulen
entzogen werde. Die gegenwär-
tige politische Diskussion könne
die angekündigten Kürzungen
nicht mehr aufhalten. Zurzeit ste-
he die Frage im Vordergrund, wie
eine solche Kürzung zu verkraf-
ten sei. Man müsse damit rech-
nen, dass Angebote reduziert
werden und dadurch insbesonde-
re im ländlichen Bereich die nun
von den Erwerbslosen einzulö-
senden Bildungsgutscheine gar
nicht mehr eingesetzt werden
könnten. Dr. Eckhold sprach sich
dagegen aus, Bildung nach Kas-
senlage zu betreiben.

Hans-Peter Hochstätter, Referats-
leiter Weiterbildung im Hessi-
schen Kultusministerium, stellte
fest, dass das Bundesland Hessen
diese „Grausamkeiten“ schon
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hinter sich habe. Zudem kürze
Nordrhein-Westfalen von einem
vergleichsweise hohen Niveau
der Förderung aus. Das kürzlich
von der hessischen Landesregie-
rung vorgelegte Sparprogramm
verschone den Weiterbildungsbe-
reich von größeren Kürzungen.
An der Förderung der Weiterbil-
dung im eigenen Land ist die
Landesregierung mit 7,8 Prozent
beteiligt, während in NRW immer-
hin noch 23 Prozent zugrunde zu
legen sind.
In Hessen gehe es jetzt um die
Vereinheitlichung der bisherigen
verschiedenen Weiterbildungsge-
setze, die einen zu hohen Ver-
waltungsaufwand bewirkten.
Das 2001 verabschiedete Weiter-
bildungsgesetz schrieb die alte
Klientelstruktur fest und setzte
hohe Hürden für neue Interes-
senten. Jetzt  gibt es auch keine
institutionelle Förderung mehr,
sondern es werden nur noch
Maßnahmen bezuschusst. Eine
Novellierung des Gesetzes steht
für 2006 an. Bis dahin gelte es,
realistische Perspektiven für die
hessische Weiterbildung zu ent-
wickeln. Beabsichtigt sei die
Gründung eines Vereins Hessi-
sche Weiterbildung, um alle Trä-
ger zusammenzufassen. Dieser
Verein orientiere sich an dem be-
reits bestehenden Verein Ham-
burger Weiterbildung. Die erste
Weiterbildungskonferenz in Hes-
sen finde noch im Oktober dieses
Jahres statt. Es werde ein Weiter-
bildungsportal des Landes Hessen
ausgebaut, um die Transparenz
für Interessierte an Weiterbil-
dungsangeboten zu erhöhen.

Jesco Weickert, Ministerium für
Wissenschaft, Weiterbildung,
Forschung und Kultur des Landes
Rheinland Pfalz, präsentierte die
Förderungspolitik eines kleineren
Bundeslandes, das nach dem
Weiterbildungsgesetz sieben
Millionen Euro an anerkannte
Träger der Weiterbildung ver-
gibt. Diesen Stand wolle man hal-

ten, an einen Ausbau sei jedoch
derzeit nicht zu denken. Aber die
Weiterbildung im Land habe
trotz der deutlich enger werden-
den Spielräume einen hohen
Stellenwert. Das seit zehn Jahren
geltende Bildungsfreistellungs-
gesetz, auf das bis zu 20 Prozent
der im Land wahrgenommenen
Angebote der politischen Er-
wachsenenbildung entfallen, ha-
be sich bewährt. Das liege unter
anderem auch daran, dass Betrie-
be, die weniger als 50 Mitarbei-
tende haben, sich bei Inanspruch-
nahme von Bildungsfreistellung
einen pauschalierten Anteil der
zu zahlenden Arbeitsentgelte er-
statten lassen können.

In der sich anschließenden Dis-
kussion berichteten die Vertreter
und Vertreterinnen aus der Praxis
politischer Bildung über die schon
jetzt spürbaren Einschränkungen
ihrer Arbeit in der Folge bildungs-
politischer Entscheidungen. Die
Frage, wie man die eigene Arbeit
„qualifiziert legitimieren“ kön-
ne, wurde mit Hinweisen auf die
Möglichkeit zur Zertifizierung,
der Bildung von Netzwerken und
ähnlichen Plattformen beantwor-
tet, auf denen Bildungseinrich-
tungen ihre Arbeit präsentieren
könnten. Man müsse sich jedoch
darauf einstellen, dass die öffent-
liche Verantwortung in Hinblick
auf die Finanzierung der Weiter-
bildung immer weiter zurückge-
fahren werde; dies beschwöre
die Gefahr der gänzlichen Ab-
hängigkeit von privaten Mitteln
herauf. Professor Faulstich beton-
te, dass es darauf ankomme, sich
darüber zu verständigen, was die
Aufgabe der öffentlich verant-
worteten Weiterbildung sei. Wei-
terbildungspolitik könne sich
nicht auf Finanzierung beschrän-
ken. In einer Zeit, in der sich Bil-
dungsfinanzierung als Förde-
rungs- und Gestaltungselement
zunehmend relativiere, komme
es zum Übergang von der finan-
ziellen zur symbolischen Verant-

wortung. In den Rahmen dieser
symbolischen Politik gehöre auch
die Debatte über Zertifizierung,
von der jedoch kein wesentlicher
Beitrag zur Lösung der Probleme
erwartet werden dürfe. Bildung,
so Professor Faulstich, sei auf öf-
fentliche Förderung angewiesen,
sonst gebe es sie nicht.

AB-03-101

Nachhaltigkeit in der 
Hauswirtschaft

Qualität und Qualitätssicherung
von Bildungseinrichtungen stan-
den im Mittelpunkt der diesjähri-
gen Tagung von Hauswirtschafts-
leitungen im AdB, die vom 27. bis
30. Oktober in der Historisch-
Ökologischen Bildungsstätte
(HÖB) in Papenburg stattfand.

Am Beispiel der bereits nach dem
LQW-Modell zertifizierten HÖB
erfolgte eine Auseinanderset-
zung mit den Prozessen der Qua-
litätsentwicklung und des Qua-
litätsmanagements insbesondere
in der hauswirtschaftlichen Abtei-
lung der Einrichtung. Die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer lernten
das QS-System kennen und konn-
ten sich vor Ort ein Bild von sei-
ner Umsetzung machen und mit
den Kolleginnen und Kollegen
des Hauses darüber sprechen.

Ein Schwerpunkt dabei ist das
Prinzip der Nachhaltigkeit in der
Versorgung. Die HÖB entwickelte
dazu als ökologisch orientierte
Einrichtung ein Konzept, das u. a.
die Zusammenarbeit mit regiona-
len Direktvermarktern für frische
Lebensmittel wie Milch, Eier, 
Salate und Fleisch vorsieht.

Die Teilnehmenden der Tagung
hatten Gelegenheit dazu, zwei
direkt vermarktende Betriebe zu
besichtigen und sich von deren
Leistungsfähigkeit zu überzeu-
gen. In einem weiteren Schritt
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wurden allgemeingültige Richtli-
nien und Bedingungen formu-
liert, die aus Sicht einer Bildungs-
stätte die Zusammenarbeit mit
regionalen Anbietern möglich
machen sollen (s. Kasten). 

Kriterien

I. Allgemeine Bedingung für 
Zusammenarbeit mit Direkt-
vermarktern

■ zuverlässige Lieferung
■ Hygiene
■ Preise
■ Qualität gleich bleibend
■ Gleichmäßige Sortierung 

z. B. Kartoffeln
■ Rücknahme von Bio-Abfall.

II. Ansprechpartner

Termingerecht, regelmäßig
Zuverlässig „melden macht frei“
Kurzfristig
Flexibel (Abnahmemengen)
Preis („Leitbild“)
(„Speiseplangestaltung als Puf-
fer“)
wo kommen die Produkte her
(Betriebsbesichtigung)
Regionalität.

Ebenfalls aus dem Blickwinkel
der nachhaltigen Sicherung von
Qualität in einer Bildungseinrich-
tung wurden die Möglichkeiten
der Ausbildung von Hauswirt-
schafterinnen und Hauswirt-
schaftern diskutiert. Die Fachbe-
reichsleiterin der Berufsbildung
Hauswirtschaft bei der Landwirt-
schaftskammer Hannover, Elisa-
beth Kaiser, stellte die neue Aus-
bildungsverordnung für diesen
Lehrberuf vor und verwies insbe-
sondere auf Aspekte der Ganz-
heitlichkeit und der Projektorien-
tierung in der Ausbildung. Ein
differenziertes Bewertungssy-
stem soll die notwendige Objek-
tivierung der Prüfungsnoten ge-
währleisten. Die neue
Ausbildungsordnung sorge, so
Frau Kaiser, für eine umfassende-
re Ausbildung, die die Fähigkeit,
komplexe Aufgabenstellungen
zu erfassen und auch umzuset-
zen, genauso beinhalte wie die
Orientierung an Qualitätssiche-
rung. Auf Dauer bringe es nichts,
appellierte die Referentin, nur
auf billiges Personal und Mini-
jobs zu setzen. Damit ließe sich
keine dauerhafte Qualitätssiche-
rung erzielen. Vielmehr würde
die Ausbildung qualifizierter

Hauswirtschafterinnen und Haus-
wirtschafter einen nachvollzieh-
baren Nachweis einer qualitäts-
vollen Arbeit liefern. Möglich
seien auch regionale oder lokale
Ausbildungsverbünde, um die
Beschäftigung von Auszubilden-
den zu ermöglichen. 

Weitere Themen der Tagung wa-
ren die Vorstellung des Prinzips
des Gender Mainstreaming und
die bisherige Umsetzung inner-
halb des Verbandes und seiner
Mitgliedseinrichtungen. Bisher
hat von den Teilnehmenden noch
keiner in den bei der Tagung ver-
tretenen Einrichtungen ein Gen-
der-Training absolviert. Einige
hatten aber bereits Kenntnis
über die Gender-Aktivitäten in
ihrem Hause.

Zusammengefasst leistete die Ta-
gung einen wichtigen Beitrag im
AdB zur weiteren Entwicklung
von Qualitätsbewusstsein in den
Einrichtungen und mahnte eine
Beteiligung bei weiteren QS-Pro-
zessen im Verband an.

Boris Brokmeier

AB-03-102

Workshop Öffentlichkeits-
arbeit

Bereits zum dritten Mal fand ein
Workshop statt, den der Arbeits-
kreis deutscher Bildungsstätten
zusammen mit der Friedrich-Nau-
mann-Stiftung zur Qualifizierung
der Öffentlichkeitsarbeit im AdB
anbietet. Am 11. Oktober 2003
trafen sich Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen aus Mitgliedsein-
richtungen des AdB und aus der
AdB-Geschäftsstelle in Hannover,
um unter der Anleitung von Joa-
chim Gutmann, Gesellschaft für
Kommunikations- und Medien-
beratung GmbH, die Realisierung
der „Integrierten Kommunika-
tionsplanung 2003“ zu überprü-

Sie waren auf dem HWL-Seminar in Papenburg
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fen, die auf dem letzten Work-
shop im Herbst 2002 entwickelt
worden war. Diese Integrierte
Kommunikationsplanung war
von der AdB-Mitgliederversamm-
lung 2002 beschlossen worden
und sollte Grundlage für die Pla-
nung der Öffentlichkeitsarbeit
des AdB in diesem Jahr sein. Der
Vergleich zwischen Planung und
bisher erfolgten Aktivitäten er-
gab, dass sich manches nicht rea-
lisieren ließ, da ursprünglich vor-
gesehene Veranstaltungen nicht
zustande kamen oder aus ande-
ren Gründen Teile des Plans nicht
umgesetzt werden konnten. Es
hatte in der Zwischenzeit aber
auch Veränderungen in der Öf-
fentlichkeitsarbeit gegeben, un-
ter anderem waren Präsenta-
tionsmaterialien erstellt und das
Layout der Verbandszeitschrift
verändert, weitere Ergänzungen
der Homepage vorgenommen
und der Relaunch derselben ein-
geleitet worden. Bei der Begut-
achtung der neuen Materialien
wurden Vorschläge zu ihrer Opti-
mierung gemacht. Sie betrafen
sowohl konzeptionelle wie auch
technische Voraussetzungen.

Für die Erstellung einer Integrier-
ten Kommunikationsplanung
2004 reichte die Zeit auf dem
Workshop nicht aus. Da die Me-
thode auf dem vorigen Seminar
bereits geübt worden war, sollte
sie in einem internen Prozess für
die Planung 2004 angewandt
werden. Aber auf dem Workshop
wurden schon einzelne Aktivitä-
ten, die der AdB für 2004 plant,
unter dem Aspekt ihrer Öffent-
lichkeitswirksamkeit betrachtet.
Dabei wurde zwischen Aktivitä-
ten unterschieden, die sich ein-
mal eher nach innen richten, also
innerverbandlich kommuniziert
werden müssen, und denen, die
sich für eine Präsentation in der
Öffentlichkeit eignen. Bei den
Aktivitäten, an denen Mitglieder
des AdB unmittelbar beteiligt
sind, sollten auch sie die Öffent-

lichkeitsarbeit des Verbandes auf
den ihnen zugänglichen Ebenen
ergänzen.

Der für 2004 geplante Workshop
soll sich auf die Frage konzentrie-
ren, wie das Jahresthema des
AdB, das für 2005 noch festzule-
gen ist, intern und extern kom-
muniziert werden soll.

AB-03-103

Herbsttagung der Jugend-
bildungsreferenten/-innen 

Vom 22. bis 26. September 2003
trafen sich die Jugendbildungsre-
ferenten/-innen des AdB zu ihrer
Herbsttagung in der Internatio-
nalen Bildungsstätte Jugendhof
Scheersberg nahe der Ostsee.

Im Mittelpunkt der Tagung stand
die Evaluierung der bis dahin ge-
leisteten politischen Jugendbil-
dungsarbeit. Die Auswertung
diente der Sicherung von Ergeb-
nissen vor dem Hintergrund der
ab 2005 wegfallenden Personal-
kostenförderung für das Pro-
gramm im Kinder- und Jugend-
plan des Bundes.

Evaluiert wurden die Arbeit der
Jugendbildungsreferenten/-in-
nen in den jeweiligen Einrichtun-
gen, die Aktivitäten in den vier
Projektgruppen und die Wirkung
der Bildungsarbeit innerhalb des
AdB. Professionell begleitet und
moderiert wurde dieser Teil der
Tagung durch Prof. Dr. Hilmar 
Peter, dem als ehemaligem Vor-
standsmitglied des AdB das JBR-
Programm nicht unbekannt war.

Den Einstieg in die Evaluation
stellte ein Fragebogen her, der
von den Kollegen/-innen bereits
vor der Tagung bearbeitet wurde
und einen ersten Eindruck von
den persönlichen Zielen und de-
ren Veränderungen sowie der da-
mit verbundenen Veränderung

der praktischen Arbeit vermitteln
sollte. Dieses Verfahren stellte
gleiche Ausgangsbedingungen
für junge aber auch altgediente
Jugendbildungsreferenten/
-innen sicher.

Der ständige, für die Diskussio-
nen anregende Methodenwech-
sel konnte die Konzentration der
Teilnehmenden auf das Thema
während des gesamten Zeitraums
gewährleisten. Der detaillierte
Abschlussbericht liegt zurzeit
noch nicht vor, dennoch lassen
sich bereits zwei Ergebnisse et-
was generalisiert darstellen: Für
die eigene (Bildungs-)arbeit vor
Ort stehen i. d. R. ausreichende
Ressourcen und Freiräume zur
Verfügung, um die jeweiligen 
Arbeitsschwerpunkte in die Pra-
xis umzusetzen. Diese Vorausset-
zung ist von zentraler Bedeu-
tung, um eine professionelle
Jugendbildungsarbeit zu gestal-
ten und im erforderlichen Um-
fang die Möglichkeit des Experi-
mentierens zu haben.

Als weiteres Ergebnis ist die
strukturelle Situation zwischen
dem AdB als Verband und den
Jugendbildungsreferenten/
-innen als Angestellte von Mit-
gliedseinrichtungen herausgear-
beitet worden. Durch ihre beson-
dere Position als über den AdB
geförderte Stelleninhaber/innen
sind sie im Rahmen der Tagungen
und Arbeitsgruppen näher an
den Verband angebunden als an-
dere pädagogische Mitarbeiter/
innen von Mitgliedseinrichtun-
gen und dennoch in den Einrich-
tungen angestellt. Dieser Umstand
führte in der Vergangenheit zu
Verunsicherungen und dem Be-
darf nach klarer Regelung.

Die Tagung nutzten die einzel-
nen Projektgruppen darüber hin-
aus für ihre spezifischen Planun-
gen und Projektvorbereitungen
und nahmen die Gelegenheit zu
einem Austausch über ihre per-
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dungsinhalten „anzurei-
chern“. Öffentliche För-
derung werde sich in Zu-
kunft auf berufliche
Weiterbildung konzen-
trieren.

■ Was bedeutet es für die
Bildungspraxis, von der
Angebots- zur Nachfrage-
orientierung zu wechseln?
Es wird empfohlen, sich
auf Nutzer- und Output-
Orientierung einzustellen.
Bei diesen Empfehlungen
wird unterstellt, dass es
diese Orientierung bisher
nicht gegeben habe.

■ Welche Anteile werden 
öffentliche und private 
Finanzierung künftig 
haben? Da öffentliche
Mittel nur noch einge-
schränkt zur Verfügung
stehen werden, fordert 
die Politik, mit zivilgesell-
schaftlich organisierter
Unterstützung Finanzie-
rungslücken zu schließen
(Spenden, Stiftungen 
etc.).

■ Welche Förderkriterien
werden in Zukunft gelten?
Dazu werden die Stich-
worte „Qualitätsentwick-
lung“ und „Zertifizie-
rung“ ins Spiel gebracht.
Darüber hinaus bekommt
der „Netzwerkgedanke“
einen zunehmend promi-
nenten Stellenwert. Die
„Modularisierung“ der Bil-
dung wird als zusätzliche
Komponente eingeführt. 

Wir haben hier nur einige Fa-
cetten aus einer komplexen
Diskussion wiedergegeben,
der wir uns im AdB unbe-
dingt stellen müssen. Wir
müssen uns dieser Diskussion
solidarisch stellen und intern
und gegenüber der Politik ei-
ne klare Position beziehen.
(...)

sönliche und berufliche Perspek-
tive nach dem Auslaufen des JBR-
Programms zum Ende 2004 wahr.

Boris Brokmeier

AB-03-104

Berichte aus den 
Kommissionen

Kommission Bildungspolitik
Die letzte Sitzung der Kommis-
sion Bildungspolitik und außer-
schulische Bildung fand im An-
schluss an das Bildungspolitische
Werkstattgespräch (siehe oben)
im Arbeitnehmer-Zentrum 
Königswinter statt. Im Mittel-
punkt der letzten Sitzung stand
daher die Auswertung dieser
Veranstaltung, deren Ergebnis
die Kommission zu einem Brief
veranlasste, der an die Mitglie-
der des Arbeitskreises deutscher
Bildungsstätten gerichtet wer-
den sollte. Darin sollten die zen-
tralen Aussagen des Werkstatt-
berichtes zusammengefasst und
die Mitglieder zur Auseinander-
setzung damit aufgefordert
werden.

Auszüge aus dem Kommis-
sionsbrief an die Mitglieder

…Zurzeit – das wissen alle
und fast alle sind davon be-
troffen – sind die Weiterbil-
dungsträger und -einrichtun-
gen von einer Finanzkrise
bisher noch nicht da gewese-
nen Ausmaßes bedroht. Bei
dieser Feststellung könnte
man es bewenden und sich
Strategien der „Überwinte-
rung“ einfallen lassen. Es
geht aber – so wurde uns
durch die Diskussionen wäh-
rend des Kolloquiums klar –
nicht mehr allein darum, eine
– wenn auch schwere – finan-
zielle Krise zu überwinden. Es

kommt jetzt vielmehr darauf
an, sich auf ein grundlegend
anderes Politikverständnis
einzustellen. Wir müssen da-
mit umgehen lernen, dass
staatliches Handeln sich um-
zuorientieren scheint, unab-
hängig davon, ob künftig
wieder genug Steuermittel
zur Verfügung stehen wer-
den oder nicht. …

Dieser grundlegende Wechsel
im politischen Handeln hat
unmittelbare Folgen für die
außerschulische und damit
auch für die politische Bil-
dung. In diesem Zusammen-
hang bekommen z. T. traditio-
nelle Fragestellungen wieder
Konjunktur mit allerdings
handfesten Konsequenzen:

■ Wie muss das Verhältnis
von institutioneller und
projektbezogener Förde-
rung neu austariert wer-
den und welche Anteile
haben die Beiträge der
Teilnehmenden in Zukunft
für die Finanzierung der
Einrichtungen und ihrer
Angebote? Nach Einschät-
zung der Kommission
trägt die neue Politik zu
einer Verschärfung der 
Zugangsmöglichkeiten zu
Bildungsangeboten bei;
anders gesagt: zur Aus-
grenzung weiter Teile der
Bevölkerung, die sich frei
finanzierte Bildungsange-
bote nicht werden leisten
können.

■ Wie wird sich das Verhält-
nis von politischer, kultu-
reller, allgemeiner und be-
ruflicher Bildung künftig
gestalten? Auf der Tagung
wurde mehr oder weniger
deutlich „empfohlen“,
sich der beruflichen Bil-
dung zuzuwenden und
diese mit den anderen Bil-
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Die Kommission empfahl weiter,
einmal jährlich eine bildungspoli-
tische Veranstaltung anzubieten,
da der länderübergreifende bil-
dungspolitische Austausch im
AdB intensiviert werden müsse
und die Kommission künftig da-
für kein Forum mehr biete. Die
Kommission äußerte ihre Bereit-
schaft, an der Vorbereitung sol-
cher Veranstaltungen auch künf-
tig mitzuwirken.

Ein weiterer Schwerpunkt dieser
Sitzung war der Bericht über Re-
gionale Netzwerke, der von einer
AdB-Arbeitsgruppe für die Mit-
gliederversammlung erstellt wor-
den war. Die Kommission setzte
sich mit den Schlussfolgerungen
auseinander, die in diesem Be-
richt gezogen wurden, und
tauschte sich über eigene Erfah-
rungen in Netzwerken aus, die im
Rahmen des Programms „Lernen-
de Regionen – Förderung von
Netzwerken“ entstanden sind. Sie
empfahl, das nächste bildungspo-
litische Werkstattgespräch auf die
Frage zu konzentrieren, in wel-
chem Verhältnis Regionale Netz-
werke zu den traditionellen
Weiterbildungsstrukturen stehen.

Die Sitzung diente auch der Ver-
gewisserung über die eigenen 
Arbeitsergebnisse in der zurücklie-
genden Sitzungsperiode. Die Kom-
mission beschäftigte sich mit der
Frage, wie die bisher von ihr wahr-
genommenen Aufgaben künftig
innerhalb des AdB erfüllt werden
könnten. In diesem Zusammen-
hang erörterte sie eine Vorlage,
die Überlegungen zur Kommis-
sionsarbeit in der nun anstehen-
den Sitzungsperiode enthält.

Die Kommission dankte Dr. Eber-
hard Pies und Dr. Bernhard Schal-
horn, die im Auftrag des Vor-
stands die Kommission in den
vergangenen vier Jahren geleitet
hatten, für ihre Arbeit.

AB-03-105

Aus der Mitgliedschaft

50 Jahre Europäische Akademie
Nordrhein-Westfalen
Am 20. November 2003 blickte
die Europäische Akademie Nord-
rhein-Westfalen – früher Europä-
ische Bildungs- und Aktionsge-
meinschaft (EBAG) – auf 50 Jahre
bildungspolitische Arbeit zurück.
Sie wurde 1953 in der Aufbruch-
stimmung nach dem Zweiten
Weltkrieg von überzeugten Euro-
päerinnen und Europäern ge-
gründet, die in Bonn mit ihrer Ar-
beit begannen. Als Europäische
Akademie Nordrhein-Westfalen
bietet sie Veranstaltungen vor al-
lem zur Europapolitik und zur
europäischen Integration an, die
von fünf Studienleitern und -lei-
terinnen geleistet wird.

Jährlich nehmen über 2000 Men-
schen aus Nordrhein-Westfalen,
aber auch aus anderen Bundes-
ländern, an den über 60 Veran-
staltungen teil, die die Akademie
jährlich anbietet. Die Europäische
Akademie, die viele Jahre am
Berta-von-Suttner-Platz residier-
te, hat nun im Bonner Talweg ihr
Büro und veranstaltet ihre Ta-
gungen in Bonn und Umgebung,
aber auch in Brüssel, wo die Aka-
demie ein Filialbüro hat, und in
Straßburg. Auch Berlin und Lu-
xemburg sind häufig Tagungsorte.

Das Jubiläum wurde nicht ge-
feiert. Die Europäische Akademie
hat das Geld, das für eine Jubi-
läumsveranstaltung notwendig
gewesen wäre, in die Seminarar-
beit einfließen lassen.

Hanns Christhard Eichhorst

25 Jahre IKAB
Das Bildungswerk für angewand-
te Kommunikationsforschung in
der außerschulischen Bildung 
e. V. (IKAB) feierte in Bonn sein
25jähriges Bestehen. 1978 wurde
es von Kolleginnen und Kolle-

gen, die als Teamerinnen und
Teamer im Gustav-Stresemann-
Institut gearbeitet hatten, ge-
gründet. Seine Schwerpunkte
sind die interkulturelle politische
Bildung, insbesondere auf der
Ebene Europas, und internatio-
nale Jugendprojekte sowie Trai-
ningskurse, die sich an professio-
nell sowie ehrenamtlich tätige
Multiplikatoren und Multiplika-
torinnen in der Jugend- und 
Sozialarbeit richten. Soziales Ler-
nen und der Erwerb interkulturel-
ler Schlüsselkompetenzen spielen
in den Seminaren und Trainings-
kursen eine wesentliche Rolle.

Die Geschäftsstelle des IKAB be-
findet sich in der Poppelsdorfer
Allee in Bonn, die Veranstaltun-
gen finden im Haus Venusberg,
auf dem Haager Weg in Bonn,
statt. Das IKAB hat sich immer
um die Verbindung zwischen
Theorie und Praxis bemüht. Da-
von künden zahlreiche Veröf-
fentlichungen über Projekte und
Konzepte interkultureller Bil-
dungsarbeit.

25 Jahre verändern lernen
Arbeitskreis Entwicklungspolitik
e. V. und AKE-Bildungswerk
feierten Jubiläum
Der Arbeitskreis Entwicklungspo-
litik e. V. (AKE) wurde in den
1960er Jahren aus Seminaren, die
sich in Entwicklungsregionen zu-
nächst Südeuropas, später in
außereuropäischen Regionen
„vor Ort“ mit Problemen der so-
genannten Entwicklungsländer
und der Entwicklungshilfe befas-
sten, gegründet. Aus dieser Ar-
beit entstand 1978 das AKE-Bil-
dungswerk.

Mit einem umfangreichen Pro-
gramm feierte das AKE-Bildungs-
werk am 20. September 2003 mit
Gästen von nah und fern im Ge-
samteuropäischen Studienwerk in
Vlotho sein 25jähriges Bestehen.
Mit einer Podiumsrunde zu aktu-
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ellen Fragen der politischen 
Bildung wurde das Jubiläum er-
öffnet. Boris Brokmeier vom 
Arbeitskreis deutscher Bildungs-
stätten verwies auf wachsende
Aufgaben und auf die zunehmend
schwieriger werdenden finanziel-
len Rahmenbedingungen. Gerade
in Zeiten großer Umbrüche müsse
die politische Bildung aber ge-
stärkt werden, so Brokmeier.

Die allgemeine Wertschätzung
der politischen Bildung und der
Arbeit des AKE-Bildungswerkes
unterstrichen die Grußworte.
Christel Maack, die stellvertre-
tend für Bürgermeister Joachim
Woldt die Grüße der Stadt Vlo-
tho überbrachte, sagte: „Das
breite Veranstaltungsspektrum
des AKE-Bildungswerkes ist gera-
dezu ein Musterbeispiel dafür,
wie Jugend- und Erwachsenenbil-
dung den kulturellen, gesell-
schaftlichen und politischen Hori-
zont erweitert.“ Dr. Wolfgang
Herbig von der Bezirksregierung
Detmold würdigte vor allem das
friedenspolitische Engagement
des AKE, und Barbara Duncke
übermittelte im Namen der
nordrhein-westfälischen Landes-
regierung und der Landeszentra-
le für politische Bildung herzliche
Glückwünsche: „In den letzten 
25 Jahren hat sich das AKE-Bil-
dungswerk in Vlotho, in Ostwest-
falen und darüber hinaus in NRW
im pluralen Spektrum der politi-
schen Bildungseinrichtungen sei-
nen besonderen Platz erobert
und ihn behauptet.“

Dr. Thomas Fues, der Eine-Welt-
Beauftragte der NRW-Landesre-
gierung, überbrachte Grüße von
Umweltministerin Bärbel Höhn
und entwickelte in seinem Vor-
trag „Rio, Johannesburg und wie
weiter?“ Ansatzpunkte für eine
demokratische Globalisierung. In
der anschließenden lebhaften 
Diskussion wurde vor allem auf
den Erhalt der vorbildlichen Eine-
Welt-Politik in NRW verwiesen.

Die Anwesenden forderten die
Landesregierung auf, die beson-
dere Unterstützung der politi-
schen Bildung und der Kommu-
nen durch die sogenannten
GfG-Mittel für kommunale Ent-
wicklungszusammenarbeit zu 
erhalten.

Am Nachmittag gab es für Jung
und Alt unterschiedliche Work-
shops für Körper, Geist und See-
le. Für Musik, Getränke und Ku-
chen war gesorgt und das schöne
Wetter erlaubte gute Begegnun-
gen im Park des Gesamteuropäi-
schen Studienwerks. Die Interna-
tionale Gesellschaft Vlotho e. V.
(DIG), die ihren zehnten Geburts-
tag beging, feierte zum Ab-
schluss des ereignisreichen Tages
zusammen mit dem AKE in der
Vlothoer Kulturfabrik ein Fest
mit vielen Besuchern und Besu-
cherinnen. Für gute Stimmung
sorgte die Gruppe Masala mit
internationaler Musik. Erst weit
nach Mitternacht endete die
Tanzparty. Für das AKE-Bildungs-
werk bedeutete das Jubiläum 
eine Ermutigung für die zukünf-
tige Arbeit, die angesichts der
öffentlichen Sparpolitik nicht
leichter werden wird.

Friedhelm Jostmeier

AKE-Bildungswerk fordert 
weitere Unterstützung kommu-
naler „Eine-Welt-Arbeit“
Seit 1996 unterstützt das Land
Nordrhein-Westfalen das selbst-
ständige Engagement der Bürger
und Bürgerinnen für Entwick-
lungsprojekte, gegen Kinderar-
beit und Verschuldung, für kultu-
rellen Dialog und gegen
Rassismus und Gewalt. Grundla-
ge ist dafür das Gemeindefinan-
zierungsgesetz. Angesichts der
drohenden Einsparungen im Lan-
deshaushalt richtete der Arbeits-
kreis Entwicklungspolitik einen
Brief an den Ministerpräsidenten
des Landes Nordrhein-Westfalen,

in dem die Notwendigkeit der
Förderung des bürgerschaft-
lichen Engagements betont wird.
Der Ministerpräsident wird auf-
gefordert, sich für den Erhalt der
Förderung nach dem Gemeinde-
finanzierungsgesetz einzusetzen.

Dem Schreiben haben sich auch
Leiter und Leiterinnen von ande-
ren in Vlotho tätigen Bildungs-
einrichtungen angeschlossen.

Konferenz der Landesfilmdienste:
Neuer Internet-Service
Die Konferenz der Landesfilm-
dienste mit Sitz in Bonn hat ei-
nen neuen Internet-Service ein-
gerichtet. Mit StreamingMedia,
einer neuen Technologie, besteht
die Möglichkeit, direkt auf das
Angebot an Filmen und Videos
zugreifen zu können. Streaming-
Media ist ein Internet-Service,
der es ermöglicht, sich direkt
über die Angebote zu informie-
ren und sie auch über das Netz
anfordern zu können. Unter
www.landesfilmdienste.de kann
man sich über die internetbasier-
te Suche und den Versand infor-
mieren und die angebotenen 
Filme ansehen. Die Mitglieder-
versammlung der KdL hatte im
Sommer 2001 den Weg zu Strea-
mingMedia beschlossen.

Informationen dazu gib es unter
www.landesfilmdienste.de

IB-Kampagne gegen Gewalt
Der Internationale Bund, ein gro-
ßer freier Träger der Jugend-, So-
zial- und Bildungsarbeit, hat die
Kampagne „Schwarz-Rot-Bunt.
IB pro Demokratie und Akzep-
tanz“ initiiert, die von Prominen-
ten wie z. B. Anne Will, Jette Joop
und Wolfgang Thierse unter-
stützt wird. An 350 Medien wer-
den Frei-Anzeigen versandt, in
denen diese Prominenten sich
zur Unterstützung der Arbeit des
IB bekennen.



Die Kampagne „Schwarz-Rot-
Bunt“ wurde 2001 ins Leben ge-
rufen. Es geht dabei um Projekte,
die auf die Integration von Zu-
wanderern zielen, beim Ausstieg
aus der rechten Szene helfen und
interkulturelle Aktivitäten von
jungen Leuten unterstützen. Die
Anzeigen mit den Prominenten
sollen bei der Vorbereitung der
nächsten Aktionen helfen. Ge-
plant sind Seminare zu den The-
men Ausgrenzung, Diskriminie-
rung und Gewaltprävention. In
einem dritten Schritt soll ein mobi-
les Beratungs- und Interventions-
team, das bei Konflikten schnell
einsetzbar ist, tätig werden.

Fortbildungs- und 
Kooperationsangebote
Ulrich Ballhausen (Europäische
Jugendbildungs- und Jugendbe-
gegnungsstätte, Weimar) ist an
einem mehrstufigen Fortbil-
dungsprojekt beteiligt, das zur
Professionalisierung der interna-
tionalen Jugendarbeit beitragen
soll. Im Herbst 2003 soll erneut
eine Fortbildung „Coaching in
der internationalen Jugendar-
beit“ angeboten werden. Im
Rahmen dieses Projekts sind
Praktika eingeplant, die von Tu-
torinnen und Tutoren und der
Steuerungsgruppe des Projekts
angeleitet werden. Diese Prakti-
ka sollen im Zeitraum März bis
Oktober 2004 realisiert werden.
Wer Interesse daran hat, die an
dem Fortbildungsprojekt Betei-
ligten im Rahmen eines Prakti-
kums als Coach zu gewinnen,
kann weitere Informationen er-
halten unter www.ijab.de und
www.transfer-ev.de.

Der Jugendhof Steinkimmen be-
ginnt im Februar 2004 mit einer
fünfteiligen Fortbildungsreihe
„Fotopädagogik“, die neben
technischen und gestalterischen
Kenntnissen auch pädagogische
Kompetenzen vermittelt, die für

die Fotoarbeit mit Gruppen wich-
tig sind. Nähere Informationen
gibt es bei Jürgen Fiege, Jugend-
hof Steinkimmen, Am Jugend-
hof 35, 27777 Ganderkesee, 
e-mail: fiege@jugendhof-stein-
kimmen.de

Im Jugendhof Vlotho wird eine
berufsbegleitende Weiterbildung
in fünf Teilen stattfinden, die zu
einem zertifizierten Abschluss im
Affekt-Kontroll-Training führt.
Beim Affekt-Kontroll-Training
handelt es sich um eine seit vie-
len Jahren bewährte Methode,
die Elemente aus dem BUDO, der
Kunst des Kämpfens, aus der Ver-
haltens- und Gestalttherapie,
physiotherapeutische Elemente
sowie Grundlagen aus Familien-
und Sozialtherapie integriert. Be-
teiligt sind verschiedene Träger
der Jugend- und Sozialarbeit. In-
formationen sind zu erhalten bei
der Bundesarbeitsgemeinschaft
Ev. Jugendsozialarbeit, Günter
Buck, Wagenburgstraße 26-28,
70184 Stuttgart, e-mail:
buck@bagejsa.de

ESTA-Insolvenz
Im Juli 2003 musste die Europäi-
sche Staatsbürger-Akademie in
Bocholt Insolvenz anmelden.
Zwar wurde die Bildungsarbeit
zunächst noch weitergeführt, je-
doch mussten Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen gekündigt wer-
den. Der Vorstand der ESTA ist
aber entschlossen, die Bildungs-
arbeit am Standort Bocholt
weiterzuführen und schätzt die
Aussichten dafür als günstig ein.

AB-03-106

Neue Publikationen

Rechtzeitig zur AdB-Mitglieder-
versammlung erschien der Jah-
resbericht 2002, der über die Ent-
wicklung des

Jugendbildungsreferentinnen-
und Jugendbildungsreferenten-
programms im AdB informiert.
Neben einer Zusammenfassung
von Boris Brokmeier, die sich auf
die zentralen Aspekte der JBR-
Arbeit auf der Verbandsebene
konzentriert, enthält der Bericht
Bemerkungen zur Arbeit der ein-
zelnen Projektgruppen innerhalb
der JBR-AG und Beispiele aus der
Bildungspraxis der einzelnen Ju-
gendbildungsreferentinnen und 
-referenten.

Unter dem Titel „Mitdenken –
Mitmachen – Mitentscheiden“
dokumentiert der Arbeitskreis
deutscher Bildungsstätten auf ei-
ner CD-ROM Beispiele aus der
Praxis von Jugendbildungsstät-
ten, die auf die Partizipation jun-
ger Menschen zielen. Beteiligt
daran waren Susanne Blome, 
Katrin Bäumler, Stephan Som-
merfeld und Reiner Behrendt.
Die Redaktion lag bei Boris 
Brokmeier, dem für die Jugend-
bildungsreferenten zuständi-
gen Tutor in der AdB-Geschäfts-
stelle.

Bericht und CD-ROM sind zu 
erhalten bei der Geschäftsstelle 
des Arbeitskreises deutscher 
Bildungsstätten, Mühlendamm 3,
10178 Berlin, geschaeftsstelle@
adbildungsstaetten.de.

Das Bildungswerk der Humanisti-
schen Union NRW ist an zwei
Neuerscheinungen beteiligt. Paul
Ciupke und Norbert Reichling
sind zusammen mit Bernd Faulen-
bach und Franz-Josef Jelich Her-
ausgeber der Publikation „Er-
wachsenenbildung und politische
Kultur in Nordrhein-Westfalen“,
die Beiträge von Wissenschaftlern
und Wissenschaftlerinnen enthält,
die unter verschiedenen Aspekten
die Geschichte der Erwachsenen-
bildung in NRW von 1945 bis in
die Gegenwart darstellen.
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Das Buch ist im Klartext-Verlag,
Essen, erschienen und dort oder
über den Buchhandel erhältlich.

Heidi Behrens vom Bildungswerk
der Humanistischen Union NRW
hat zusammen mit Andreas Wag-
ner von der Politischen Memoriale
Schwerin das Buch „Deutsche Tei-
lung, Repression und Alltagsleben:
Erinnerungsorte der DDR-Ge-
schichte“ herausgegeben. Auto-
ren und Autorinnen aus Ost und
West erörtern politische, zeitge-
schichtliche und biografische Vor-
aussetzungen zur Auseinanderset-
zung mit dem östlichen Teil der
gesamtdeutschen Geschichte.

Das Buch erschien im Forum Ver-
lag Leipzig und ist dort oder über
den Buchhandel zu beziehen.

FrauKE ist ein regionales Koope-
rationsprojekt der Heimvolks-
hochschule „Alte Molkerei Frille“
und der Ev. Tagungs- und Bil-
dungsstätte Haus Reineberg in
Hüllhorst. Das im Rahmen dieses
Projekts entwickelte Konzept 
zur regionalen Bedarfsermitt-
lung und zur Ausarbeitung be-
darfsgerechter Modelle, mit 
denen berufliche und gesell-

schaftliche Partizipation von
Frauen gefördert werden soll,
wird präsentiert in einer Veröf-
fentlichung, die Sabine Petko
und Irene Esser erarbeitet haben.
Die Publikation ist gegen eine
Schutzgebühr zu beziehen bei
der Heimvolkshochschule Alte
Molkerei Frille, Freithof 16,
32469 Petershagen, e-mail: 
Petko@hvhs-frille.de.

Zwei neue Ausgaben der „Risse-
ner Einblicke“ sind erschienen,
die Haus Rissen herausgibt. Num-
mer 8-9/2003 enthält Beitrage
zur Irak-Politik und zur kulturel-
len Komponente der transatlanti-
schen Beziehungen sowie zu wei-
teren Aspekten der Politik in den
USA. Auch ein Portrait der Karrie-
re von Jürgen Möllemann ist in
dieser Ausgabe veröffentlicht.
In Heft 10-11/2003 werden Beiträ-
ge aus der „Baltic-Hanseatic Sum-
mer School“ dokumentiert, die in
Haus Rissen stattfand. Sie werden
ergänzt durch aktuelle Analysen
zu politischen Vorgängen.

Bezug: HAUS RISSEN – Internatio-
nales Institut für Politik und Wirt-
schaft, Rissener Landstraße 193,
22559 Hamburg, e-mail:
mail@hausrissen.org.

Die vom Gesamteuropäischen
Studienwerk herausgegebenen
„aktuellen ostinformationen“ 
3-4/2003 enthalten Beiträge zum
Nachbarland Polen. Es geht um
Polen und die europäische Iden-
tität und ökonomische Fragen,
die im Zusammenhang mit dem
EU-Beitrag zu lösen sind.

Bezug: Gesamteuropäisches Stu-
dienwerk e. V. Vlotho, Südfeld-
str. 2-4, 32602 Vlotho, e-mail: 
info@gesw.de.

Im September und Oktober er-
schienen neue Ausgaben der
Zeitschrift Momente aus Kirche
und Arbeitswelt, die vom Kirch-
lichen Dienst in der Arbeitswelt
herausgegeben wird. Die Ethik
unternehmerischen Handelns
steht im Mittelpunkt von Num-
mer 4/2003, während die Frage
nach der Gerechtigkeit in Num-
mer 5/2003 gestellt wird.

Bezug: Stimme der Arbeit Verlag,
Postfach 1113, 73085 Boll, e-mail:
kda_boll@t-online.de.

AB-03-107
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bildung mitgearbeitet hatte
und sich auch bei internatio-
nalen Kooperationen des Ar-
beitskreises deutscher Bil-
dungsstätten engagierte;

■ Alfred Hagedorn, Leiter der
Politischen Akademie Bigge-
see, der dem Vorstand des Ar-
beitskreises deutscher Bil-
dungsstätten viele Jahre
angehörte und Vorsitzender
der Kommission Verwaltung
und Finanzen war;

■ Dr. Bernhard Schalhorn, 
Leiter der Akademie für Ost-
West Kooperation – Ost-Aka-
demie Lüneburg, der seit 1997
dem AdB-Vorstand angehörte,
die letzten beiden Jahre als
stellvertretender Vorsitzender,
und im Redaktionsbeirat und
in der Kommission Bildungs-
politik und außerschulische
Bildung mitarbeitete, deren
Vorsitz er von 1997 bis 2001
innehatte.

AB-03-110

Jochen Voss wird mit Beginn
des Jahres 2004 die Leitung der
Politischen Akademie Biggesee
übernehmen. Er ist Diplom-Theo-
loge und Betriebswirt und arbei-
tete als Regionalreferent und 
Gemeindeberater im Erzbistum
Paderborn und als freiberuflicher
Personaltrainer. Er übernimmt
das Amt des Akademie-Leiters
von Alfred Hagedorn, der in
den Ruhestand gehen wird.

AB-03-111

Otmar Gad ist neuer Leiter des
Jugendhofs Steinkimmen. Er ist
Nachfolger von Dr. Doris Bollin-
ger, die Ende September den Ju-
gendhof Steinkimmen verließ,
um sich einer neuen beruflichen
Aufgabe beim Bremer Senat zu
widmen.

AB-03-112

Auf der Mitgliederversammlung
des Arbeitskreises deutscher Bil-
dungsstätten in der Politischen
Akademie Biggesee wurde der
Vorstand (wieder)gewählt. Peter
Ogrzall, Jugendbildungsstätte
Kaubstraße, wurde in seinem
Amt als Vorsitzender bestätigt.
Seine Stellvertreterin wurde Ulri-
ke Steimann, Karl-Arnold-Stif-
tung, Königswinter.
Zu Vorstandsmitgliedern wurden
außerdem wieder gewählt:

■ Anna Alberts, Europahaus
Aurich

■ Ulrich Ballhausen, Europäi-
sche Jugendbildungs- und 
Jugendbegegnungsstätte
Weimar

■ Dr. Eberhard Pies, Arbeit-
nehmer-Zentrum, Königs-
winter

■ Jutta Richter, aktuelles fo-
rum nrw e. V., Gelsenkirchen

Dr. Bernhard Schalhorn, der
bisherige stellvertretende Vorsit-
zende, hatte aus Altersgründen
nicht wieder kandidiert.

AB-03-108

Bernd Vaupel, Jugendhof Vlo-
tho, wurde von der Mitglieder-
versammlung des Arbeitskreises
deutscher Bildungsstätten zum
Kassenprüfer wieder gewählt.
Zur stellvertretenden Kassenprü-
ferin wählten die Mitglieder Bir-
git Ackermeier, Gesamteuropä-
isches Studienwerk Vlotho.

AB-03-109

Die Mitgliederversammlung des
Arbeitskreises deutscher Bil-
dungsstätten verabschiedete aus
ihren Reihen eine Kollegin und
zwei Kollegen in den Ruhestand:

■ Edda Hanisch, Jakob-Kaiser-
Stiftung, die lange Jahre in
der Kommission Erwachsenen-

Die Gesellschaft der Europäi-
schen Akademien (GEA) hat ei-
nen neuen Vorstand gewählt. 

■ Hanns Christhard Eichhorst,
Europäische Akademie Nord-
rhein-Westfalen, wurde neuer
Vorsitzender. Er löste in die-
sem Amt Michael Jörger, 
Europäische Akademie Bay-
ern, ab, dessen Stellvertreter
er bisher war. Michael Jörger
hatte auf eine erneute Kandi-
datur verzichtet.

■ Andreas Handy, Europäische
Akademie Mecklenburg-Vor-
pommern, wurde als stellver-
tretender Vorsitzender wieder
gewählt. Weiterer stellvertre-
tender Vorsitzender wurde
Klaus-Ulrich Nieder, IBZ
Schloß Gimborn.

AB-03-113

Herbert Scheffler, der zu den
Mitbegründern des Arbeitskrei-
ses deutscher Bildungsstätten ge-
hört und immer noch in Gremien
von AdB-Mitgliedseinrichtungen
vertreten ist, wurde im August 
80 Jahre alt.

AB-03-114

Die Mitgliederversammlung von
Arbeit und Leben bestätigte die
bisherigen Vorsitzenden, Dr. Die-
ter Eich, der den Deutschen Ge-
werkschaftsbund vertritt, und
Jürgen Nestmann für den
Deutschen Volkshochschul-Ver-
band. Präsident wurde erstmals
Dietmar Hexel, Mitglied des 
Geschäftsführenden DGB-
Bundesvorstands.

AB-03-115

Die Mitglieder der Bundesar-
beitsgemeinschaft Jugendsozial-
arbeit wählten in Göttingen ei-
nen neuen ersten Vorsitzenden:



Peter Faulstich/Per Vesper-
mann (Hrsg.): Weiterbildung
in den Bundesländern. 
Materialien und Analysen zu
Situation, Strukturen und 
Perspektiven – Weinheim und
München 2002, Juventa Ver-
lag, Max-Traeger-Stiftung
Band 38, 358 Seiten

Für alle, die sich beruflich oder
politisch mit dem tertiären Bil-
dungssektor beschäftigen, ist 
dieser Materialienband außeror-
dentlich nützlich als Argumenta-
tionshilfe und Nachschlagewerk.
Angefertigt wurde diese Zusam-
menschau im Auftrag der Gewerk-

schaft Erziehung und Wissen-
schaft durch die Max-Träger-
Stiftung. Sie vermittelt einen
Überblick über die Weiterbil-
dungssituation in allen 16 Bun-
desländern.

Ausgangsmaterial hierfür waren
Berichte und Analysen aus allen
16 Ländern, die von Landesprak-
tikern nach einem vorgegebenen
Fragenkatalog (S. 16 ff.) erstellt
worden waren. Diese Einzelbe-
richte (von S. 73 – S. 355) sind
Hauptbestandteile des Sammel-
bandes. Wie zu erwarten, sind
diese Einzelberichte dennoch von
sehr unterschiedlicher Aussage-

kraft. Schade, dass nicht auch
Übersichten über die wesentlich-
sten Träger der „Weiterbildung“
angefordert wurden. Die Heraus-
geber haben aus diesen Berich-
ten unter den Stichwörtern Stati-
stik, gesetzliche Grundlagen und
Finanzierungsvolumina inhaltli-
che Zusammenfassungen erstellt,
die Tendenzen in der Weiterbil-
dung widerspiegeln.

Sie ziehen daraus Schlussfolge-
rungen, die sich zum Teil nicht
unbedingt aus dem vorgelegten
Material erschließen. Dennoch
seien diese nachfolgend auszugs-
weise wiedergegeben:

Bücher
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Dr. Gero Kerig, Internationaler
Bund, übernahm erstmals dieses
Amt. Seine Stellvertreter sind
Dieter Eckert (Arbeiterwohlfahrt
Bundesverband) und Wilhelm
Schürmann (Christliches Jugend-
dorfwerk Deutschlands e. V.).

AB-03-116

Die Bundesministerin für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend,
Renate Schmidt, hat 15 sachver-
ständige Mitglieder aus Wissen-
schaft, Forschung und Praxis der
Kinder- und Jugendhilfe in das
neue Bundesjugendkuratorium
berufen. Dem Bundesjugendku-
ratorium gehören nun an:

■ Prof. Dr. Karin Böllert, Uni-
versität Münster

■ Hartmut Brocke, Stiftung
SPI, Berlin

■ Prof. Dr. Ursula Boos-Nün-
ning, Universität Duisburg-
Essen

■ Prof. Dr. Max Fuchs, Akade-
mie Remscheid und Bundes-
vereinigung kulturelle Ju-
gendbildung

■ Gaby Hagmans, Deutscher
Bundesjugendring und Bund
der Deutschen Katholischen
Jugend

■ Prof. Dr. Hartmut Häußer-
mann, Humboldt-Universität
Berlin

■ Gundel Hessemer, Arbeits-
kreis Neue Erziehung

■ Marten Jennerjahn, SJD –
Die Falken

■ Uwe Lübking, Deutscher
Städte- und Gemeindebund

■ Ingrid Mielenz, Stadt Nürn-
berg

■ Prof. Dr. Richard Münch-
meier, Freie Universität 
Berlin

■ Prof. Dr. Ursula Rabe-Kle-
berg, Universität Halle-Wit-
tenberg

■ Klaus Schäfer, Ministerium
für Schule, Jugend und Kinder
des Landes NRW

■ Dr. Doris Scheele, Landesju-
gendamt Brandenburg, 
Bernau

■ Gretel Wildt, Diakonisches
Werk der Ev. Kirche in
Deutschland.

Auf der konstituierenden Sitzung
wählte das Gremium Ingrid Mie-
lenz, Nürnberg, zur Vorsitzen-
den. Stellvertretende Vorsitzende
wurden Richard Münchmeier,
Professor für Sozialpädagogik an
der FU Berlin, und Gaby Hag-
mans, DBJR-Bundesvorsitzende.

AB-03-117

Thomas Knoche wird neuer
Vorstand der SBB Stiftung Beruf-
liche Bildung, Hamburg, und löst
in diesem Amt Frank Glücklich
ab, der neuer Hauptgeschäfts-
führer der Handwerkskammer
Hamburg wird.

AB-03-118



„Angesichts der statistischen Un-
übersichtlichkeit und der juristi-
schen und finanziellen Vielfalt
hat das Bild der Weiterbildungs-
landschaft eine pointilistische
Struktur. Die Facetten des Spek-
trums reichen von einer relativen
Transparenz bei den anerkann-
ten Trägern bis zu tiefer Dunkel-
heit bei kommerziellen Weiter-
bildungsunternehmen. Über die
Aktivitäten in den Betrieben ist
landesbezogen so gut wie nichts
dokumentiert, außer den Materi-
alien einiger Großbetriebe.

Besonders für die Aspekte Perso-
nal und Finanzen können höch-
stens einige Schlaglichter aufge-
zeigt werden. Auch die Akteure
in den Bundesländern selbst ha-
ben kaum einen Überblick. Selbst
die beteiligten Ministerien sind
auf Schätzungen angewiesen. 

Trotzdem können einige Tenden-
zen benannt werden:

■ Es gibt mittlerweile in allen
Bundesländern außer Berlin
und Hamburg Weiterbil-
dungsgesetze, die eine stabili-
sierende Wirkung ausüben.

■ Nach wie vor sind die Zustän-
digkeiten zersplittert und auf
verschiedene Ministerien ver-
teilt. Interministerielle Ar-
beitsgruppen können ein Min-
destmaß an Koordination
herstellen.

■ Die statistische Erfassung ist
defizitär.

■ Das Trägerspektrum ver-
schiebt sich. Die Volkshoch-
schulen verlieren an Gewicht,
kommerzielle Weiterbildungs-
unternehmen drängen auf 
einen expandierenden 
Markt.

■ Durch Weiterbildungsverbün-
de entstehen Ansätze einer
Koordination.

■ Landesmittel werden anteilig
immer weniger, allein die Fi-
nanzen nach SGB III umfassen
ungefähr das Zehnfache.

■ Personalstatistiken sind – au-
ßer bei einigen Trägern – so
gut wie gar nicht greifbar. Das
Personal befindet sich – so-
weit überhaupt belegbar –
großteils in problematischen
Arbeitsverhältnissen.

■ Bezogen auf Qualitätssiche-
rung sind einige Initiativen in
Gang gekommen.“

Kritisch ist anzumerken, dass die
Autoren auf eine differenzieren-
dere Definition von Weiterbil-
dung verzichten. Die Dichothomie
„allgemeine“ und „berufliche“
Weiterbildung ist heute nicht
mehr ausreichend und wird in
dem Sammelband auch nur des-
kriptiv verwendet. So gibt es mit
Sicherheit dramatische inhaltli-
che Unterschiede zwischen dem
durchschnittlichen Angebot kom-
merzieller Träger und der Volks-
hochschulen beispielsweise. Nur
wenn man diese kennt, lässt sich
eine Bewertung vornehmen, ob
denn die oben beschriebene An-
gebotsverschiebung negativ oder
positiv zu bewerten sei. 

Verdienstvoll ist diese, alle Bun-
desländer einbeziehende, Studie
auf jeden Fall. Zu wünschen bleibt,
dass dadurch die Wissenschaft
motiviert wird, den Forscherblick
wieder stärker diesem Bereich
zuzuwenden, auch dann, wenn
es für die Bearbeitung von Frage-
stellungen nicht zusätzliche Pro-
jektmittel gibt.

Hedda Jungfer

Nelson Killius/Jürgen Kluge/
Linda Reisch (Hrsg.): Die Zu-
kunft der Bildung. Frank-
furt/Main 2002, Suhrkamp-
Verlag, 228 Seiten

„Dem deutschen Bildungssystem
schlägt die Stunde der Unterneh-
mensberater“, schrieb die FAZ
(09.09.02) zum Kongress der Initi-
ative „McKinsey bildet“, der im

September 2002 unter prominen-
ter Besetzung (Wolf Lepenies,
Robert Wilson, Kardinal Leh-
mann u. a.) stattfand. Die Initiati-
ve reiht sich ein in die Vorstöße,
die es in letzter Zeit von privat-
wirtschaftlicher Seite zur Bele-
bung und natürlich auch Beein-
flussung der bildungspolitischen
Diskussion gab – passend zum
Trend der Privatisierung, der die
Zukunft der Bildung auf einem
Lern- und Bildungsmarkt gestal-
ten will und die herkömmliche
Bildungsbürokratie mit dem ent-
schiedenen Willen zur Systemver-
änderung konfrontiert. Das ist
schon bemerkenswert: Als vor
Jahrzehnten im Zuge der sozialli-
beralen Bildungsreform kritische
Theoretiker ähnlich radikal im
Interesse der sozial Schwachen
und Unterprivilegierten das Bil-
dungssystem umbauen wollten,
war die Aufregung groß. Heute
sind Systemveränderer willkom-
men, geht es doch um die ge-
heiligten Werte des Wirtschafts-
wachstums und der Gewinnaus-
sichten am heimischen Standort.

Mit der Unternehmensberatung
McKinsey meldet sich in Bildungs-
fragen der genuin betriebswirt-
schaftliche Sachverstand zu Wort,
der Effizienz durch eine Kosten-
Nutzen-Analyse feststellt. Konse-
quenter Weise dreht sich alles um
die Begutachtung der Investitio-
nen ins kindliche Humankapital
(„Früh investieren, anstatt spät
reparieren“ lautet der entspre-
chende Slogan). Der deutsche
McKinsey-Chef Jürgen Kluge hält
das deutsche Bildungssystem
„trotz der vergleichsweise hohen
Kosten im internationalen Ver-
gleich in so gut wie jeder Hinsicht
für unterdurchschnittlich“ und
erinnert daran, dass es sich der
deutsche Standort nicht leisten
kann, „auch nur ein einziges 
Talent zu vergeuden“ (FAZ,
12.10.02). Dieser kostenbewusste
Blick auf die humanen Ressourcen
ist übrigens nur der Auftakt zu
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einer Gesellschaftsreform, die
McKinsey im Blick auf den Ar-
beitsmarkt, den Sozialstaat und
die Steuerpolitik fortsetzen
möchte. Dabei dominiert ein Ge-
sichtspunkt, der wenig innovativ
ist und den jeder Unternehmer 
z. B. ohne Beistand einer Unter-
nehmensberatung aufsagen
kann: Die Arbeitskosten sind zu
hoch.

Originellerweise sieht „McKinsey
bildet“ dann doch beim Gehalt
der Erzieher und Kindergärtne-
rinnen die Notwendigkeit einer
Aufbesserung. Dies seien Kosten,
die sich bezahlt machen – wie
überhaupt die erste der vier
Hauptforderungen heißt: „Mehr
Investitionen in die frühkindliche
Bildung“ (Ganztagsbetreuung,
Kindertagesstätten etc.), denn
hier würden schließlich die Wei-
chen für die spätere Bildungskar-
riere gestellt. Zweitens geht es
um flächendeckende, jährliche
Qualitätstests in Schulen, drittens
um mehr Autonomie für Bildungs-
institutionen, damit diese sich
marktgerecht verhalten können;
sogar eine Art Konkurs maroder
Einrichtungen ist vorgesehen.
Viertens wird ein Investitions-
programm für die Hochschulen
gefordert, das z. T. über Studien-
gebühren finanziert werden 
soll.

Die Initiative der Unternehmens-
beratungsfirma ist mit ihren Posi-
tionen und weiteren Materialien
im Netz vertreten (www.mckin-
sey-bildet.de). Den wissenschaft-
lichen Überbau dazu hat letzt die
Edition Suhrkamp in dem Band
„Zukunft der Bildung“ (Nr. 2289)
veröffentlicht. Der Band enthält
vor allem ein im Zusammenhang
der Initiative entstandenes Mani-
fest, Motto: „Bildung lehrt den
vernünftigen Umgang mit der
Welt – deshalb muss Bildung die
zentrale Aufgabe unserer Gesell-
schaft werden.“ Autoren des Ma-
nifests sind der Erziehungswis-

senschaftler Jürgen Baumert, der
Historiker Johannes Fried, der So-
ziologe Hans Joas, der Philosoph
Jürgen Mittelstraß sowie der Me-
diziner und Neurophysiologe
Wolf Singer.

Dem Manifest vorgeschaltet sind
Aufsätze, in denen jeweils die
einzelwissenschaftliche Perspek-
tive zum Zuge kommt. So wird
der Leitgedanke von Bildung als
„der wichtigsten Ressource, die
ein Land haben kann“ (Mani-
fest), vom Mediävisten Fried im
Blick auf das „weithin unter-
schätzte Mittelalter“ erläutert.
Freilich, wie der Autor festhält,
„die Lehren aus der Geschichte
sind schlicht“, die Wissensgesell-
schaft ist älter, als man gedacht
hat. Ähnliches gilt für die „Frag-
mentierung“ der Gesellschaft,
über die Joas schreibt und die er
lieber „Kontingenz“ nennen
möchte – im Anschluss an Niklas
Luhman, der hierbei übrigens
William James folgt, was aber
letztlich auf Ernst Troeltschs
bahnbrechenden Aufsatz von
1910 zurückgeht. Singer beklagt
die verbreitete, tiefe Unkenntnis
über die Ergebnisse der Hirnfor-
schung. „Es sei ja ohnehin alles
genetisch festgelegt“, meint der
Laie und täuscht sich, denn es
hängt (fast) alles vom Lernen ab,
möglichst früh, aber auch im hö-
heren Alter...

Fazit (aus dem Manifest): „Wis-
sensgesellschaften gibt es, solan-
ge es Menschen gibt.“ Und: „Der
Motor der Beschleunigung der
Wissensproduktion heißt Wett-
bewerb und Konkurrenz.“ Indes-
sen: „Mangelnder Wettstreit
führte schon im Spätmittelalter
zum Niedergang von Universitä-
ten.“ Wobei dieser Niedergang
wahrscheinlich auch darauf zu-
rückzuführen ist, dass im Mittel-
alter die Unternehmensberatung
schwach vertreten war.

Johannes Schillo

Klaus Ahlheim: Vermessene
Bildung? Wirkungsforschung
in der politischen Erwachse-
nenbildung – Schwalbach/Ts.
2003, Wochenschau-Verlag, 
56 Seiten

In den letzten Jahren sind ver-
schiedene Evaluationsprojekte
der außerschulischen politischen
Bildung in Gang gekommen – un-
ter aktiver Mitwirkung der Bil-
dungsträger. Denn diese haben,
auch wenn die politische Prüf-
und Sparabsicht einschlägiger
Vorhaben überall hervorlugt, ein
vitales Interesse an der Aufarbei-
tung des breiten, schwer über-
schaubaren Praxisfeldes im Blick
darauf, wie wirksam die Bil-
dungsbemühungen letztendlich
sind. 2002 entschieden sich das
BMFSFJ, die politische Bildungs-
arbeit im Rahmen des Kinder-
und Jugendplans des Bundes
(KJP), und das BMBF, die politi-
sche Erwachsenenbildung evalu-
ieren zu lassen. Vertreter des
Bundesausschusses Politische Bil-
dung (bap) arbeiten in beiden
Fällen in den zuständigen Beirä-
ten mit.

Das von der Kultusministerkonfe-
renz angeregte und vom Bil-
dungsministerium finanzierte
Projekt zur Evaluation der politi-
schen Erwachsenenbildung läuft
noch bis Frühherbst 2004. Das
Projekt zur Jugendbildung wurde
Ende 2003 abgeschlossen. (Ergeb-
nisse der Evaluation sollen in Pra-
xis Politische Bildung 1/04 veröf-
fentlicht werden.) Daneben gibt
es weitere Aktivitäten. So teilte
das Bundesamt für Zivildienst
letzt beim bap-Plenum mit, dass
es eine Evaluation der politischen
Bildung mit Zivildienstleistenden
in Angriff nehmen will. Ferner
geht ein Statistikprojekt zur (po-
litischen) Erwachsenenbildung in
die Endphase, das von den gro-
ßen Trägerverbänden in Koope-
ration mit dem Deutschen Insti-
tut für Erwachsenenbildung (DIE)
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durchgeführt wird. Dort wird
zwar nicht die pädagogische
Qualität der Maßnahmen bewer-
tet, aber die sozialstatistische Er-
fassung schafft eine verlässliche-
re Datenbasis, gerade auch als
Ergänzung zum bislang verfüg-
baren Berichtssystem Weiterbil-
dung.

Auf solche, aber auch auf frühere
Forschungsvorhaben nimmt Pro-
fessor Klaus Ahlheim in seiner
ausgezeichneten Übersicht „Ver-
messene Bildung?“ Bezug. Das
Bändchen ist in der Reihe Didak-
tische Diskurse im Herbst 2003 er-
schienen und resümiert prägnant
die aktuellen Debatten, so unter
anderem die durch Karsten Ru-
dolfs Marktstudie verursachte
Aufregung in der Fachöffentlich-
keit. Hier entstand ja mitunter
der Eindruck, dass zum ersten
Mal empirisch fundiert über Bil-
dungsnachfrage und Marktchan-
cen nachgedacht werde - und
dass sich der außerschulische Bil-
dungsbetrieb dabei als ein einzi-
ges Konglomerat verpasster
Chancen offenbare.

Ahlheim zeigt dagegen, dass sich
die (politische) Weiterbildung
von Anfang an mit der Wirkungs-
frage, mit Erfolg und Reichweite
ihrer Tätigkeit beschäftigt hat,
und dass die neueren Befunde,
die marktschreierisch angeboten
werden, nicht so zukunftswei-
send und verlässlich sind, wie sie
erscheinen. Dabei stellt Ahlheim
klar, dass er keineswegs an Wir-
kungsforschung oder empiri-
schen Erhebungen desinteressiert
ist. Sein Buch versteht sich nicht
als Rückzug aus einem unange-
nehmen Forschungsprogramm,
sondern als Plädoyer für Wir-
kungsanalyse und Evaluation – 
in pädagogisch reflektierter und
auf die Besonderheiten der Er-
wachsenenbildung zugeschnitte-
ner Form. Dazu steuert der Autor
einiges an Forschungsfragen und
-kriterien bei, diskutiert konkrete

Ergebnisse oder bemüht sich um
begriffliche Präzisierungen (etwa
zur Unterscheidung von Markt-
und Wirkungsforschung, zum
Ideal der Quantifizierbarkeit in
der Erwachsenenbildung etc.).

Wichtig ist das Buch aber noch in
einer anderen Hinsicht, da es ge-
gen vermessene Bildung in einem
doppelten Sinne Stellung bezieht.
Es wendet sich nämlich auch ge-
gen die Vermessenheit eines Bil-
dungsanspruchs, der sich auf
weiträumige Markteroberung
oder Steuerung der politischen
Kultur richtet. Hier begegnet
man zunächst dem altbekannten
Problem der institutionalisierten
und öffentlich geförderten politi-
schen Bildung wieder, die aus
dem Blickwinkel des staatlichen
Auftraggebers die Abstellung ge-
sellschaftlicher Missstände (Frem-
denfeindlichkeit, Rechtsextre-
mismus, Politikverdrossenheit...)
herbeiführen soll. Kurzfristig 
geförderte und belobigte Bil-
dungsarbeit soll etwa durch Qua-
lifizierungsmaßnahmen das Ar-
beitsmarktproblem lösen oder
durch geschickte Informationsan-
gebote der Wahlenthaltung ent-
gegenwirken, also genau da 
einspringen, wo die Politik der
Bevölkerung Probleme bereitet,
sich für deren Lösung aber unzu-
ständig erklärt.

Diese Art, politische Bildung un-
ter externen ‚Leistungsdruck' zu
setzen, findet eine Ergänzung im
Innern der Profession. In der neu-
eren Propaganda der Markt-
orientierung, etwa in Wolfgang
Sanders Entwurf „neuer Lernkul-
turen“, schwingt eine solche
„Vermessenheit“ mit, die dann
von Karsten Rudolf durch die Be-
bilderung unausgeschöpfter
„konkreter“ oder „möglicher“
Marktpotenziale untermauert
wird. Wolfgang Sander und Kars-
ten Rudolf haben sich ja ausführ-
lich in der Beilage zum Parlament
(B 45/2002) über die Zukunft-

schancen der Bildungsarbeit und
die pädagogischen Konsequen-
zen geäußert und dabei zu 
erkennen gegeben, dass die pä-
dagogische Absicht, den Bil-
dungsbetrieb zu entrümpeln, 
für die Ermittlung der großarti-
gen Marktchancen erkenntnislei-
tend ist.

Sander distanziert sich natürlich
von dirigistischen, „missionari-
schen“ Leitbildern, die die politi-
sche Bildung überfordern wür-
den, denn es ist sein explizites
Interesse, das gesellschaftskriti-
sche Erbe der Erwachsenenbil-
dung zu entsorgen. Doch mit 
seinem auf wertfreie Professiona-
lität fixierten Sendungsbewusst-
sein will er auch einen Aufbruch
zu neuen Ufern und gesellschaft-
licher Relevanz wagen, die Stär-
kung der Demokratie und der
staatsbürgerlichen Mündigkeit in
einer Form betreiben, die die
randständige Existenz einer „Be-
lehrungskultur“ endlich überwin-
det. Die zu Grunde liegende Vor-
stellung zielt auf den Markt als
eine Welt der unbegrenzten
Möglichkeiten, deren Wahrneh-
mung sich die traditionalistische
Erwachsenenbildung verbaut 
habe – aus normativem Eigen-
sinn, aus berufsständischem Dün-
kel und auf Grund einer unüber-
sichtlichen, unbeweglichen
Trägerlandschaft, die auf die Be-
dienung einer winzigen Stamm-
kundschaft eingeschworen sei.
Mit diesem politisch-pädagogi-
schen Vorurteil setzt sich Ahl-
heims Studie sachkundig und
überzeugend auseinander und
zeigt, dass es sowohl der Un-
kenntnis in Sachen Pluralität und
Autonomie der Trägerlandschaft
als auch einem gegenaufkläreri-
schen Interesse geschuldet ist.

Johannes Schillo
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Bernd Fahrholz/Sigmar 
Gabriel/Peter Müller (Hrsg.):
Nach dem Pisa-Schock. 
Plädoyers für eine Bildungs-
reform – Hamburg 2002, Hoff-
mann und Campe, 319 Seiten

Das Buch enthält Texte von mehr
als 40 Autoren und Autorinnen
aus Politik, Wissenschaft, Publizi-
stik und Wirtschaft. Sie alle wol-
len sich ‚nach dem PISA-Schock'
an der Debatte über die „längst
überfällige, große Bildungsre-
form“ beteiligen und teilen „die
pragmatische Erkenntnis ..., dass
die Zeit ideologischer Graben-
kriege endgültig vorbei ist“ 
(so die Herausgeber im Vorwort:
S. 11).

Die Vielfalt der berücksichtigten
Aspekte und die (vermeintliche)
Bandbreite der Argumentations-
weisen, wie sie sich in den Beiträ-
gen zu den fünf Kapiteln:

■ ‚Bildung – ein globaler Begriff
auf dem Prüfstand',

■ ‚Schule – Vorbereitung auf das
Leben?',

■ ‚Berufsausbildung – Auswege
aus der Misere'

■ ‚Hochschule – zwischen Mas-
senuniversität und Akademik-
ermangel' und

■ ‚Weiterbildung'

finden, können doch nicht über
das Folgende hinwegtäuschen:
Durchgehend wird einerseits der
Begriff ,Bildung' verwendet und
entweder mit zum Teil ‚aktuel-
len' Termini gleichgesetzt oder
durch solche zu definieren ver-
sucht (Schlüsselkompetenzen, le-
benslanges Lernen, Medienkom-
petenz, Wertevermittlung,
Erziehung u. dgl. mehr) und da-
durch scheinbar ‚modernisiert'.
Die ‚Substanz' all dessen ist je-
doch erschreckend, weil den Bei-
träger/inne/n die Einsicht fehlt,
dass ihre Erneuerungsvorschläge
im Grunde genommen auf ihren
fragwürdigen Alltagsverständnis-

sen von Bildung fußen und sich
dadurch allenfalls in einem in-
strumentalistischen und/oder
ökonomistischen Sinn als ‚fort-
schrittlich' erweisen, womit aber
die Bedeutung von ‚Bildung' völ-
lig ausgelöscht wird. Ihnen er-
mangelt profunde Kenntnis er-
ziehungswissenschaftlicher,
bildungstheoretischer und allge-
mein- wie fachdidaktischer Ziel-
perspektiven, Kriterien für die In-
haltsauswahl sowie methodischer
Belange, welche zum Teil schon
seit Jahrzehnten – in ständiger
Aktualisierung – das in ihre (auch
auf bildungs- und gesellschafts-
politische Erfordernisse bezoge-
ne) Überlegungen einbeziehen,
was als Zeitdiagnose bezeichnet
werden kann. Zu Beginn des 
21. Jahrhunderts ist weder mit ei-
nem oberflächlich modernisier-
ten materialen oder formalen Bil-
dungsbegriff ‚ein Blumentopf zu
gewinnen' noch eine Bildungsre-
form zu initiieren, die Gedanken
zu Menschenwürde, Chancen-
gleichheit und Förderung des
Einzelnen nicht zu Lippenbe-
kenntnissen degradieren lässt. 
Da wirkt ein erneuter ‚Rundum-
schlag' gegen die schlimmen Aus-
wirkungen ‚der Emanzipations-
pädagogik', den sich der Politiker
Rüttgers leistet, fast so peinlich
wie die x-te Wiederholung prag-
matistischer Thesen zur ‚inneren
Schul-Reform' des Erziehungswis-
senschaftlers Struck, der – ‚vor-
sichtshalber' – vermeidet, sich auf
den Bildungsbegriff überhaupt
einzulassen.

Zweifelsohne benötigen Bildungs-
wie Hochschulwesen umfassende
Reformen. Sollen die noch zu re-
alisierenden Maßnahmen diesen
Begriff aber verdienen, bedürfen
die in entsprechenden Politikfel-
dern Tätigen jedoch noch der
Einsicht, dass sie sich dazu von
nicht nur aus der Wirtschaft, son-
dern bedauerlicherweise auch
aus der Wissenschaft kommen-
den Einflüsterungen befreien

müssen, die – je nach Position –
postmodern, neoliberal oder –
konservativ schwadronierend ge-
nau das verdecken wollen, was
im Vorwort – als vorauseilender
Gehorsam gegenüber für über-
mächtig gehaltenen Kräften? –
als nicht mehr existent behauptet
wird: von ideologischem Denken,
welches angesichts der gegen-
wärtigen und absehbaren Her-
ausforderungen die politischen,
gesellschaftlichen, ökonomi-
schen, aber eben auch individu-
ellen Tendenzen vorurteilsfrei
kritisiert, aber eben auch ent-
sprechende Potenzen im Sinne
konkreter Utopie aufweist.

Birgit Wellie

Günter J. Friesenhahn (Hrsg.):
Praxishandbuch internationa-
le Jugendarbeit – Schwal-
bach/Ts., Wochenschau-Verlag,
163 Seiten

Das Buch gliedert sich in drei Ka-
pitel: „Geschichte und Rahmen-
bedingungen“ (S. 12 – 55), „Kon-
zeptionelle Grundlagen“ (S. 56 –
76) und „Praktische Einblicke“ 
(S. 77 – 153). Das „Verzeichnis der
Autorinnen und Autoren“ und
ein „Sachwortverzeichnis“ sind
am Ende des Buches zu finden.
Die „praktischen Einblicke“ die-
ses „Praxishandbuches“ machen
also die Hälfte der Publikation
aus. Wenn ein „Vorwort“ ein
Aushängeschild sein soll, dann ist
es in diesem Buch gründlich miss-
lungen: 

■ 2. Zeile: „Seite“ statt „Seiten“, 
■ 9. Zeile: „ha-ben“ statt „ha-

ben“, 
■ vorletzter Absatz:

„eingeb““racht“ statt „einge-
bracht“, 

■ zudem wird „internationaler
Jugendaustausch“ mal klein
und mal groß geschrieben
(auch im Titel!): „Internatio-
nale Jugendarbeit.“ 
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Kein gelungener Einstieg!

Im ersten Beitrag steckt Günter
Friesenhahn die rechtlichen Rah-
menbedingungen ab, die im
KJHG (oder besser: SGB VIII) und
durch den Kinder- und Jugend-
plan des Bundes vorgegeben
sind. Werner Müller beschreibt
auf zwei Seiten die Geschichte
der internationalen Jugendarbeit
in Deutschland (West), Kerstin
Giebel braucht dazu elf Seiten
für Deutschland Ost – da war
wohl mehr los drüben? Die wei-
teren Beiträge des ersten Kapi-
tels beschäftigen sich mit Sinn,
Inhalt, Strukturmerkmalen, Lern-
und Handlungsfeldern, Förde-
rung und Finanzierung von inter-
nationalen Jugendbegegnungen.

Das gesamte zweite Kapitel
„Konzeptionelle Grundlagen“
stammt aus der Feder von Günter
Friesenhahn. Warum es nicht als
kompaktes Kapitel geschrieben
wurde, mit einer logischen Glie-
derung, aber mit Fließtext, wird
nicht ersichtlich. Womöglich wur-
den diese Beiträge vorher in ver-
schiedenen Fachzeitschriften ver-
öffentlicht oder sie dienen als
Handouts für den Unterricht. So
stehen hier neun Kurzbeiträge
neben einander. Der erste Praxis-
tipp, so meint man, kommt im
Beitrag „Interkultureller Test für
sich und andere“ (S. 63f). Zehn
thesenartige Sätze, in fünf Spra-
chen übersetzt, werden zur Di-
skussion gestellt. Ohne Zweifel
können diese Thesen eine span-
nende Diskussion anregen. Was
daran ein Test sein soll, erschließt
sich dem Rezensenten nicht. Spä-
ter beschreibt Friesenhahn Trai-
nings zur interkulturellen Kom-
petenz (S. 67 – 69). Spätestens an
dieser Stelle würde hauptsächlich
interessieren, wie solche Trai-
nings ausschauen, welche Rollen-
und Planspiele sich für welche
Zwecke und Zielgruppen eignen,
welche Projekte durchgeführt
wurden, welche Fallbeispiele ver-

wendet, welche Videofilme ein-
gesetzt werden usw. Dagegen
wird der Leser, die Leserin, über
die unterschiedlichen Kategorien
von Trainingsprogrammen 
aufgeklärt. Also – es gibt: „Infor-
mationsorientierte Trainings,
Kulturorientierte Trainings, Inter-
aktionsorientierte Trainings, Cul-
tur Assimilator Trainings“ (S. 68).
Besser wäre es wohl gewesen,
Friesenhahn hätte aus seinem si-
cherlich reichhaltigen prakti-
schen Füllhorn geschöpft und
eventuell an einem Beispiel den
Ablauf eines „Kulturorientierten
Trainings“ detailliert beschrie-
ben. Die nächsten drei Beispiele
„Kultur und Ethnizität“, „Kultur:
Ein Erklärungsmodell“ und „Kul-
turstandards“ befassen sich mit
dem gleichen Thema aus unter-
schiedlichen Perspektiven und
könnten sehr rasch zu einem Bei-
trag zusammengefasst werden.
Obwohl bisher eine Fülle von
spannenden Informationen ver-
mittelt wurde, ist das Buch bis zu
diesem Teil kein Praxishandbuch.

Der dritte Teil vermittelt nun
praktische Einblicke. In der Tat
sind die Checklisten und Hin-
weise zur Suche nach geeigneten
internationalen Partnern (S. 77 –
79), zur „Ausbildung und Aus-
wahl von TeamerInnen“ sehr in-
formativ. Spätestens aber mit
dem Beitrag von Matthias Otten
„Entwicklung und Dynamik inter-
kultureller Teams“ (S. 106) wird
diese praktische Ebene etwas ver-
lassen. Die Abbildung auf S. 107
ist zum einen auf der rechten Sei-
te so abgeschnitten, dass sie nicht
lesbar ist, zum anderen ist man
sich nicht sicher, ob man wirklich
etwas versäumt. Der Beitrag von
Ina Benigna Hellert, „Interkultu-
relle Spiele zwischen Simulation
und Alltag“, bringt gute Anre-
gungen für die Praxis. In einem
Praxishandbuch hätte man sich
mehr solcher Hinweise, die an-
wendungsbezogen und umsetz-
bar sind, gewünscht. Das Buch

endet mit den Themen Qualitäts-
standards und -sicherung und
Evaluation. Auch bei dem letzten
Thema, das inzwischen eine Un-
menge von Aufsätzen und Bü-
chern provoziert hat, wäre ein
deutlicherer Praxis- und Anwen-
dungsbezug möglich gewesen.

Der vorliegende Band ist eher
Handbuch als ein Praxishandbuch
geworden. Aus dieser Perspekti-
ve könnte man dann viele kriti-
sche Bemerkungen zurückneh-
men. Es leidet unter der Crux von
Herausgeberbüchern, – da hat
der Rezensent reichliche Erfah-
rungen – die darin liegt, dass
manche Beiträge sehr lohnens-
wert sind, andere unter ein ge-
wisses Niveau sinken, unter-
schiedliche Schreibstile sich nicht
immer ergänzen, manche Auto-
rinnen den Schwerpunkt auf The-
orie, andere Autoren eher auf
die Praxis legen. Kurzum – Gün-
ter Friesenhahn, der ohne Zwei-
fel tiefe Einblicke in die interna-
tionale Jugendarbeit hat, sollte
das nächste Buch zu diesem The-
ma selbst verfassen. Dabei kann
er sich ja von den Experten seiner
Hochschule beraten lassen.

Werner Michl

Thomas Meyer: Soziale Demo-
kratie und Globalisierung. 
Eine europäische Perspektive
– Bonn 2002, Verlag J.H.W.
Dietz Nachf., 190 Seiten

Thomas Meyer ist Professor für
Politikwissenschaft an der Uni-
versität Dortmund, wissenschaft-
licher Leiter der Akademie der
politischen Bildung der Friedrich-
Ebert-Stiftung und stellvertreten-
der Vorsitzender der Grundwer-
tekommission der SPD. In dem
vorliegenden Buch setzt sich der
Autor mit den Herausforderun-
gen der Globalisierung auseinan-
der und versucht, indem er aus
einer sozialdemokratischen Sicht
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argumentiert, darzulegen, dass
man diese weltweit nur mit ei-
nem Programm der Erneuerung
der sozialen Demokratie beant-
worten könne.

Das Buch gliedert sich in drei
übergeordnete Abschnitte und
verfügt über eine Auswahlbiblio-
graphie. In der „Redaktionellen
Notiz“ erläutert Meyer, dass es
sich bei dieser Veröffentlichung
um den Fortsetzungsband seines
1991 erschienenen Buches „De-
mokratischer Sozialismus – Sozia-
le Demokratie“ handelt, auch
räumt er ein, dass zwei hier ver-
öffentlichte Texte bereits vorher
in Form von Aufsätzen erschie-
nen sind.

Im ersten Abschnitt „Herausfor-
derung Globalisierung“ kommt
Meyer in einer zusammenfassen-
den Einschätzung zum Ergebnis,
dass es insgesamt sechs Mega-
trends gibt, mit denen sich sozial-
demokratische Politik kreativ aus-
einander setzen muss, damit es zu
einer positiven und nachhaltigen
Beeinflussung der Zukunft des
Menschen kommen kann. Dabei
handelt es sich um die ökologi-
sche Selbstgefährdung der tech-
nisch-industriellen Zivilisation, die
Individualisierung der Orientie-
rungen und Lebensformen, den
kulturellen Pluralismus der
gegenwärtigen Gesellschaften,
die Mediatisierung der Politik
und die hieraus resultierende ver-
änderte Funktion der Parteien,
die ökonomische und gesell-
schaftliche Globalisierung und
den durch die neue Wissensöko-
nomie bedingten Wandel der ge-
sellschaftlichen Arbeit (S. 35).

Beim Thema Ökologie rekurriert
der Autor auf das maßgeblich
von Erhard Eppler beeinflusste
Programm der SPD von 1989, von
dem ausgehend für alle Politik-
programme der SPD festgeschrie-
ben wurde, dass nichts langfristig
ökonomisch sinnvoll und renta-

bel sein kann, was nicht auch
ökologisch vernünftig ist. Nüch-
tern räumt Meyer allerdings ein,
dass es im Bereich des Weltklima-
schutzes nicht genügen könne,
gute Konzepte zu transnationa-
ler Kooperation zu entwickeln
(Kyoto!), sondern öffentlicher
Druck auf die politisch Verant-
wortlichen ausgeübt werden
müsse. Dass es sich hierbei um ei-
ne recht fernliegende Zielprojek-
tion handelt, steht dabei natür-
lich außer Frage.

Im Megatrend zur Individualisie-
rung erblickt Meyer im Unter-
schied zu zahlreichen anderen
Interpreten der Gegenwart
durchaus keine prinzipielle Be-
drohung, denn dieser müsse
nicht mit Egoismus und der Auf-
gabe sozialer Verantwortung
gleichbedeutend sein. Angesichts
der Auflösung traditionell der
Sozialdemokratie verbundener
sozialer Milieus und Wähler-
schichten bestehe die Aufgabe
der europäischen Sozialdemokra-
tie darin, jeweils auf aktuelle Er-
fahrungen bezogene Interessen-
koalitionen zu schmieden. Dabei
müssen Menschen, denen die
Traditionen der Arbeiterbewe-
gung fremd sind, für eine Politik
der sozialen Gerechtigkeit ge-
wonnen werden. Dies werden sie
aber nur dann tun, wenn sie in
einer solchen Politik ihre eigenen
Interessen und Wertorientierun-
gen erkennen können. Insofern
ist intensive Überzeugungsarbeit
notwendig, bei der nicht auf Par-
tikular- sondern auf Universalin-
teressen abgehoben wird.

Hinsichtlich der ökonomischen
Globalisierung formuliert Meyer
drei Postulate. Um die negativen
Folgen der ökonomischen Globa-
lisierung im Sinne sozialer Demo-
kratie zu beseitigen, müsse die
Änderung der Regeln des WTO-
Regimes, das die Entwicklungs-
länder benachteilige, angestrebt
werden. Zweitens müsse man

sich darum bemühen, die Nor-
men der ILO für menschenwürdi-
ge Arbeitsverhältnisse global
durchzusetzen. Auch sei ein glo-
bales Regime zur Sicherung öko-
logischer Standards – vergleich-
bar mit der WTO – notwendig.
Insgesamt – so Meyer – geht es
um eine globale Weltordnungs-
politik, die soziale, ökologische,
arbeitsrechtliche und wirtschafts-
politische Mindeststandards und
besonders die Kontrolle transna-
tionaler Finanzmärkte unter Be-
teiligung aller Länder wirksam
regelt, ohne den Welthandel zu
drosseln. (S. 48)

Was die Zukunft der Arbeit an-
geht, so wendet sich der Autor
entschieden dagegen, dass man
sich mit den für die Zukunft pro-
gnostizierten fragmentierten
Patchwork-Biographien abfinden
soll. Der neo-liberalen Ideologie,
die die totale Verfügbarkeit des
Arbeitnehmers fordert, erteilt er
eine entschiedene Abfuhr. Aus
der Perspektive sozialer Demo-
kratie bleibe nämlich festzuhal-
ten, dass Arbeit nicht nur eine
Wohlfahrtsfrage ist, sondern
auch mit Anerkennung und
menschlicher Würde – und somit
auch mit der zivilisatorischen
Qualität des Fortschritts – zu tun
habe.

Angesichts der Tatsache, dass in
Deutschland ab 2010 mit einem
Arbeitskräftemangel gerechnet
werden müsse, bleibe Vollbe-
schäftigung weiterhin ein durch-
aus realistisches Ziel; allerdings
sollte es – so Meyer – gleichzeitig
zu einer stärkeren Flexibilisierung
der bestehenden Normalarbeits-
verhältnisse kommen. Im diesem
Kontext verweist der Autor auch
auf die in den letzten Jahren
recht erfolgreichen Beschäfti-
gungsmodelle in Holland und Dä-
nemark. Die aktuelle Diskussion
über die Umsetzung der Vorschlä-
ge der Hartz-Kommission ver-
deutlicht freilich, wie schwierig es
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ist, ein solches Programm in
Deutschland umzusetzen.

Schließlich legt Meyer die Chan-
cen und Risiken des ethnisch-kul-
turellen Pluralismus dar, wobei er
verdeutlicht, dass die Linke tradi-
tionell der Auffassung war, dass
die kulturelle Identität immer
stärker an Bedeutung verlöre, je
gerechter und demokratischer
sich eine Gesellschaft entwickeln
würde. Dabei seien die moder-
nen multiethnischen Gesellschaf-
ten vor allen Dingen zwei Risiken
ausgesetzt: Zunächst verhindere
die Mehrheitsgesellschaft die In-
tegration von Minderheiten, 
indem sie diesen keine vollen
Teilhabechancen gewähre. Die
verweigerte Anerkennung führe
in der Folge dazu, dass es bei den
Minderheiten zu einer Rückbe-
sinnung auf die Herkunftsiden-
tität kommt. Erste Voraussetzung
für eine gelingende Integration
muss deshalb aus sozialdemokra-
tischer Sicht die Gewährung des
vollen Staatsbürgerrechts sein.

Im zweiten Abschnitt seines Bu-
ches „Neue Wege der Sozialde-
mokratie“ setzt sich Meyer mit so
zentralen Themen wie der Oppo-
sition von Freiheit und Gleichheit
auseinander, diskutiert unter-
schiedliche Kapitalismustypen,
Sozialstaatsmodelle und mögli-
che Reformwege (das markt-
orientierte Modell der britischen
Labour Party, das Konsens-Mo-
dell der niederländischen Partei
van der Arbeid, den reformierten
Wohlfahrtsstaat der Schwedi-
schen Sozialdemokratie, das eta-
tistische Modell der französi-
schen Sozialisten sowie das
sozial-liberale Modell der däni-
schen Sozialdemokraten), um
sich dann mit Fragen der Moder-
nisierung sozialdemokratischer
Politik – im Sinne einer Zivilisie-
rung des Kapitalismus – sowie ei-
ner Reform des Sozialstaates zu
befassen. Die Unterschiedlichkeit
der oben aufgezählten Ansätze

europäischer sozialdemokrati-
scher Sozialstaatsmodelle zwingt
den Autor natürlich dazu, eine
nur sehr allgemeine Linie zu for-
mulieren, wobei die gemeinsame
„sozialdemokratische Schnitt-
menge“, was die realpolitische
Umsetzung, nicht die allen Par-
teien fast identischen Grundwer-
te angeht, recht bescheiden 
ausfällt. Insofern ist Meyer zuzu-
stimmen, wenn er in diesem Zu-
sammenhang und im Hinblick
auf zukünftige Positionierungen
Folgendes ausführt:
„In drei der für die künftige Poli-
tik der sozialen Demokratie 
zentralen Fragen laufen die Ant-
worten der europäischen Sozial-
demokraten am Beginn des ein-
undzwanzigsten Jahrhunderts
offenbar in beträchtlichem Maße
auseinander. Es bleibt fürs Erste
eine offene Frage, in welchem
Maße künftige Erfahrungen,
Handlungszwänge und Dialoge
in dieser Hinsicht Annäherungen
mit sich bringen werden, die ge-
meinsames Handeln ermöglichen.
Es handelt sich um die Fragen der
Gerechtigkeit, der Zielvorstellun-
gen der Europäischen Integration
und der politischen Globalisie-
rung.“ (S.121)

Diesen Fragestellungen geht der
Autor folgerichtig in den sich 
anschließenden Kapiteln nach,
wobei er verdeutlicht, dass die
Elemente einer positiven europä-
ischen und globalen Integration
im Verhältnis zu der negativen
europäischen Integration, in der
es um die Beseitigung wirtschaft-
licher Barrieren ging, weiterhin
umstritten und unterentwickelt
geblieben ist.

Angesichts seiner Überzeugung,
dass der kurze historische Ab-
schnitt vorüber sei, in dem die
neo-liberale Verheißung, der
Vorrang der Märkte sei aller Poli-
tik an Wohlfahrtsleistung und
Entscheidungsrationalität überle-
gen, geglaubt wurde, entwickelt

Meyer die Vision einer positiven
europäischen und globalen Inte-
gration, in der er sich unter Beru-
fung auf den politischen Philoso-
phen Otfried Höffe für ein
Weltbürgerrecht und den Vor-
rang der Demokratie vor wirt-
schaftlicher und sozialer Macht,
aber gegen die Bildung eines in-
stitutionell geschlossenen Welt-
staates ausspricht. Im Unter-
schied zu liberalen Demokraten
ist sich der Autor nämlich be-
wusst, dass die „Unparteilichkeit
der Märkte“ durchaus nicht in
der Lage ist, die Mängel demo-
kratischer Politik zu überwinden.
Der Entwurf einer Politik der so-
zialen Demokratie unter den Be-
dingungen der Globalisierung
stelle dabei zwar eine komplexe
und vielschichtige Aufgabe dar,
erweise sich aber durchaus nicht
als absolut hoffnungsloser Fall 
(S. 171). Auf der Grundlage des
Prinzips der Subsidiarität müsse
es dabei um den Ausbau und die
Vernetzung vier grundlegender
Ebenen gehen: die Ebene der 
Zivilgesellschaft (direkte Lebens-
welt der Menschen), die Ebene
der nationalen politischen Insti-
tutionen mit den Politikberei-
chen Bildung, Kultur, soziale 
Gerechtigkeit, Sicherheit, Ar-
beitsbeziehungen, die Ebene der
regionalen politischen Zusam-
menarbeit, die sich um die regio-
nal zu lösenden Probleme der
Handels- und Ökologiepolitik zu
kümmern habe, sowie die globa-
le Ebene (UNO, G7, GATT, WTO
etc.). Angesichts des Ausmaßes
dieser Aufgabe ist klar, dass das
Tempo dieses Prozesses von der
schwierigen und kostenträchti-
gen Konsensfindung aller daran
beteiligten Staaten und Zivilge-
sellschaften abhängig ist. Die
grundsätzlichen Hindernisse er-
blickt Meyer dabei in einer Politik
der partikulären Wirtschaftsin-
teressen mächtiger Staaten (Hal-
tung der neo-liberalen US-Regie-
rung), im Problem, eine
verbindliche Kooperation von
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weltweit 191 Nationalstaaten zu
organisieren, in der Schwierig-
keit, die stark divergierenden
Interessen entwickelter und
unterentwickelter Länder abzu-
gleichen, und in dem Umstand,
dass die positive Integration mit
der Festlegung von Rahmenset-
zungen, Kooperation und Regu-
lierung einen langwierigen und
komplexen Prozess darstellt. Dem
Autor ist abschließend beizu-
pflichten, wenn er verhalten op-
timistisch formuliert, dass es im
Spannungsfeld zwischen sozialer
Demokratie und Globalisierung
grundsätzlich um das Zusammen-
wirken dreier Faktoren gehe:
„Zunächst die unabweisbare Er-
kenntnis, dass ohne einen Min-
destrahmen sozialer Demokratie
ökologische Krisen die physi-
schen Existenzbedingungen gro-
ßer Menschengruppen überall
auf der Welt immer wieder kri-
senhaft erschüttern. Die Erfah-
rung, dass wirtschaftliche Krisen
als Folge unzureichend geregel-
ter Finanzmärkte häufig den
Charakter nicht vorhersehbarer
und nicht begrenzbarer Flächen-
brände haben, vor deren Wirkun-
gen sich auch die Kooperations-
verweigerer nicht retten können,
wird auch diese mit der Zeit zu
einem Mindestmaß an Koopera-
tion motivieren. Schließlich er-
starkt die grenzüberschreitende
Gegenwehr der von den Folgen
bloß negativer Integration am
meisten betroffenen Gruppen, so
dass für viele nationale Akteure
der Preis der Kooperationsver-
weigerung mit der Zeit die Ko-
sten der Kooperation über-
steigt.“ (S. 178)

Diesen vernünftigen, humanem
und sozialem Denken verpflichte-
ten Argumenten kann man sich
nicht verschließen. Das Projekt ei-
ner globalen „Zivilisierung des
Kapitalismus“ wird sich in der Tat
aber nur dann durchsetzen kön-
nen, wenn die Staaten und Ge-
sellschaften dieser Welt selbst zur

Vernunft kommen. Was vernünf-
tig ist, ist momentan aber bereits
im engsten Kreis von Verbünde-
ten umstritten. Angesichts der
Bedrohung durch einen global
operierenden Terrorismus und ei-
ner von den USA im Alleingang
betriebenen Kriegspolitik gegen
einen der „Schurkenstaaten“
sind wir im politischen Alltagsge-
schäft deshalb sehr weit von die-
sen allgemein formulierten 
Visionen sozialdemokratischer
Grundwerte entfernt.

Zbigniew Wilkiewicz

Ralf Dahrendorf: Die Krisen
der Demokratie. Ein Gespräch
mit Antonio Polito – München
2002, Verlag C. H. Beck, 
116 Seiten

Ist die Demokratie am Ende, oder
kann sie im Zeitalter der Globali-
sierung, in der immer mehr Ent-
scheidungen von Institutionen
getroffen werden, die sich der
demokratischen Kontrolle weit-
gehend entziehen, noch Lösun-
gen bieten? Das ist die Kernfra-
ge, der sich Ralf Dahrendorf in
dem schmalen Bändchen „Die
Krisen der Demokratie“ widmet.
Formal handelt es sich um ein
ausführliches, in zehn Teile
untergliedertes Interview Dah-
rendorfs mit Antonio Polito, Kor-
respondent der italienischen Ta-
geszeitung „La Republica“ in
London. Der Band bietet aber
mehr als ein reines Frage- und
Antwortspiel; hier sind kurze Es-
says entstanden, in denen Dah-
rendorf auf knappstem Raum
Fragen der Gegenwart präzise
analysiert und zu abgewogenen
Urteilen findet. 

Dahrendorf sieht die Demokratie
an der Schwelle zu einer neuen
Entwicklung. Die bisher bekann-
ten Mechanismen haben seiner
Auffassung nach eine hervorra-
gende Regierungsform für die

bestehenden Nationalstaaten
dargestellt, im Zeitalter der Glo-
balisierung stoßen die bekannten
demokratischen Institutionen
und Verfahrensregeln aber an ih-
re Grenzen. 
Die Krise der Demokratie ist für
Dahrendorf also vor allem eine
Krise der Nationalstaaten. Er
konstatiert, dass die Globalisie-
rung eine neue Elite hervorbrin-
ge, der nationale Bezüge weitge-
hend fehlten: „Viele relevante
Entscheidungen [..] sind in ande-
re politische Räume ausgewan-
dert und haben sich in Dimensio-
nen verlagert, die über den
Nationalstaat hinausgehen“. 
Dahrendorf beklagt insbesonde-
re die institutionelle Entwicklung
der Europäischen Union. Er ist
der „Grundüberzeugung, dass
die Art und Weise, wie in Europa
Entscheidungen getroffen wer-
den – bisweilen wichtige Ent-
scheidungen – nicht mit den 
Prinzipien der Demokratie in Ein-
klang steht“. Ein Zustand, den
der überzeugte Europäer, der
selbst einmal das Amt eines EG-
Kommissars innehatte, als „histo-
rische Absurdität“ beurteilt. 

Neben der EU nennt Dahrendorf
die parlamentarische Versamm-
lung der NATO als Beispiel für ein
Gremium, bei dem demokrati-
sche Defizite deutlich werden;
zahlreiche weitere Gremien lie-
ßen sich ergänzen. Für sie ver-
langt er eine konsequente An-
wendung rechtsstaatlicher
Prinzipien und eine feste zeitli-
che Begrenzung von Amtszeiten.
Dahrendorf fordert „neue Re-
geln und dazu ein hohes Maß an
schöpferischer institutioneller
Phantasie“.

Mit Recht verweist Dahrendorf
auf das Legitimationsproblem als
eine große Herausforderung bei
der Demokratisierung politischer
Entscheidungen. Eine Legitima-
tionskette, die Rückführung von
Entscheidungen auf einen Volks-



willen, ist vor allem bei interna-
tionalen Fragen immer schwerer
zu erkennen. Hier regt er als So-
fortmaßnahme an, „die gewähl-
ten nationalen Institutionen stär-
ker in den Entscheidungsprozess
der internationalen Organisatio-
nen einzubinden“.

Als „einen der größten Verluste“
der Demokratie beurteilt Dah-
rendorf die Entwicklung der Par-
lamente. „Sie führen weder zu
Entscheidungen, noch dienen sie
zur Kontrolle“. Die klassischen
Aufgaben der Parlamente seien
weitgehend auf Medien und
Nichtregierungsorganisationen
übergegangen. Hier wird er kon-
kret, wenn er Silvio Berlusconi
aufgrund seiner „Doppelrolle als
politischer Führer und als Me-
dienzar“ als eine Gefahr für die
Demokratie bezeichnet. 

Die Bedeutung des Nationalstaa-
tes sieht Dahrendorf aber keines-
wegs gegen Null gehen. Er ver-
weist auf viele Bereiche, in denen
die Nationalstaaten weiterhin die
wesentlichen Entscheidungen
treffen werden, etwa im weitrei-
chenden Feld der Sozialpolitik.
Auf diesen Politikfeldern werde
die klassische parlamentarische
Demokratie weiterhin in der Lage
sein, die anstehenden Fragen zu
thematisieren und zu lösen. Deut-
lich wird aber auch, dass Dahren-
dorf Bereiche von nationaler Re-
levanz als rückläufige ansieht. 

Dahrendorf belässt es nicht bei
abstrakten Analysen, sondern er-
hebt durchaus konkrete Forde-
rungen. Im Gespräch zum Thema
Ethik bringt er beispielsweise sei-
ne Bedenken gegen die „tradi-
tionellen Mechanismen der De-
mokratie“ zum Ausdruck. Er ist
davon „überzeugt, dass man eine
Entscheidung über das Klonen
nicht mit einer parlamentari-
schen Mehrheit von 50 Prozent
plus eins treffen kann“. Minder-
heiten dürften hier nicht einfach

überstimmt werden. Zur Ent-
scheidung solcher Fragen hält
Lord Dahrendorf ein nichtge-
wähltes Gremium wie das briti-
sche Oberhaus für geeignet, das
keiner Wählerschaft Rechen-
schaft schulde und keine Anwei-
sungen von politischen Parteien
erhalte. Hier könnten kompeten-
te Persönlichkeiten allein nach
ihrem Gewissen entscheiden. Of-
fen bleibt dabei jedoch, wie ein
solches Gremium in anderen De-
mokratien als der britischen ver-
ankert werden könnte und ob es
realistisch ist, von den gewählten
Gremien zu erwarten, Kompe-
tenzen in solch zentralen Fragen
abzugeben. Noch schwieriger
wird es, wenn so eine neue Insti-
tution auf internationaler Ebene
tätig sein soll. 

Als eine Folge der Globalisierung
sieht Dahrendorf eine Tendenz
zur „Glokalisierung“. Damit
meint er ein verstärktes Bemü-
hen, Entscheidungen auf die lo-
kale Ebene zu tragen. Dies befür-
wortet er, sofern es sich um
„echte“ lokale Ebenen wie Städ-
te und Gemeinden handelt. Da-
gegen lehnt er die ebenfalls zu
konstatierende Tendenz zur Re-
gionalisierung ab, in der er eine
Gefahr für liberale Werte sieht.
Haider und Bossi dienen ihm da-
bei als Beispiele. 

Dahrendorfs Leistung in diesem
Buch besteht darin, scheinbar ab-
strakte Fragen und Probleme po-
intiert darzustellen und ihre 
Relevanz für den politischen Pro-
zess deutlich zu machen, ohne sie
jedoch zu sehr zu simplifizieren.
Dabei gibt er zahlreiche Denkan-
stöße, ohne sich jedoch anzuma-
ßen, Antworten auf alle Fragen
finden zu können. Vielmehr
räumt er ein: „Es gibt keine ein-
fachen Antworten.“ Zumindest
bietet er einige Anregungen zur
weiteren Entwicklung der Demo-
kratie, über die es sich lohnt, wei-
ter nachzudenken. An den Aus-

führungen Dahrendorfs sollte
niemand, der sich heute an ver-
antwortlicher Stelle mit Politik
beschäftigt, vorbeigehen. 

Markus Trömmer 

Gerhard Paul (Hrsg.): 
Die Täter der Shoah. Dachauer
Symposien zur Zeitgeschich-
te, Bd. 2 – Göttingen 2002,
Wallstein-Verlag, 276 Seiten

In der Reihe Dachauer Symposien
zur Zeitgeschichte ist nach der
Dokumentation der Tagung „Be-
schweigen und Bekennen. Die
deutsche Nachkriegsgesellschaft
und der Holocaust“ (rezensiert in
Außerschulische Bildung 3/2002)
im Jahresabstand der zweite
Band erschienen, der sich der Tä-
terforschung zuwendet. Er um-
fasst am Judenmord beteiligte
militärische und zivile Großgrup-
pen in Form von Portraits mit re-
gionalen Schwerpunkten in den
besetzten Gebieten Osteuropas. 

Gerhard Paul leitet den Band ein
mit einem umfangreichen for-
schungsgeschichtlichen Abriss:
Von Psychopathen, Technokraten
des Terrors und „ganz gewöhn-
lichen“ Deutschen (Teil I, S. 13-
90). Es ist der Versuch, den
bundesdeutschen Täterdiskurs
und die Täterforschung in fünf
(sich teilweise überschneidende)
Phasen einzuteilen.

Während in der ersten Phase bis
Anfang der 60er Jahre – von eini-
gen Ausnahmen abgesehen –
Entpersönlichung und Entörtli-
chung den forschenden Umgang
mit der NS-Vergangenheit be-
herrschten und die Täter nicht als
Teil der deutschen Gesellschaft
gesehen wurden, sprach man in
der zweiten Phase – ausgelöst
nicht zuletzt durch Synagogen-
schändungen und Prozesse – bis
in die 80 Jahre hinein über Täter
nun weniger in Bildern patholo-
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gischer Mörder als bürokratischer
Vollstrecker. Zum wissenschaft-
lichen Leittypus sei der unbetei-
ligte Schreibtischtäter geworden,
den von der „Banalität des Bö-
sen“ getragene Motive leiteten.
Hannah Arendts „Eichmann in
Jerusalem“ (1964) bestätigte die
Auffassung vom „Rädchen im
Getriebe“; die Praxis der Gewalt
erfuhr jedoch kaum Aufmerk-
samkeit. 

Die Frankfurter Schule sei mit
dem Erklärungsmuster des „auto-
ritären Charakters“ abstrakt ge-
blieben, und auch die modernen
strukturgeschichtlichen Zugänge
der 70er Jahre fragten nicht nach
konkreten Taten und Tätern. Im
Gegenteil: diese Ansätze ließen
die individuellen und kollektiven
Akteure der Vernichtung fast völ-
lig verschwinden. Dennoch kamen
in den 80er Jahren institutionelle
Strukturen und Dynamiken des
Judenmords stärker in den Blick. 

Die dritte Phase wurde in den
90er Jahren insbesondere durch
Christopher Browning, aber auch
Daniel J. Goldhagen und die Aus-
stellung „Verbrechen der Wehr-
macht“ bestimmt. Sie fragten
nach den „Direkttätern“ und ih-
ren Verhaltensspielräumen und
stießen nun auch die deutsche
Zeitgeschichtsforschung an. Täter
erschienen in einem anderen
Licht, nämlich als autonome, für
ihr Tun verantwortliche Subjekte.
Mit der Studie des Freiburger Hi-
storikers Ulrich Herbert über
Werner Best, den Stellvertreter
Heydrichs und „Reichsbevoll-
mächtigten“ in Dänemark (1996),
rückten die von Vernunft und
Sachlichkeit bestimmten jungen
„Weltanschauungstäter“ ins Zen-
trum der Aufmerksamkeit. Diese
wussten, was sie taten, ihr Ein-
satz hatte mit Befehlsnotstand
nichts zu tun, sondern mit Über-
zeugung, Einfallsreichtum, Kar-
rierebewusstsein. Herberts Arbeit
steht für die vierte Phase, die der

Konkretisierung, Differenzierung
und eines unübersehbaren Pers-
pektivenwechsels.

Von den führenden Männern des
Reichssicherheitshauptamtes
(RSHA) ist die Forschung in jenen
Jahren ausgeweitet worden auf
das zweite und dritte Glied der
Vernichtungshierarchie bis hin
zum „Fußvolk der Endlösung“
(Mallmann). Mit der Ausweitung
der Perspektive sind auch Frauen
als Täterinnen für die Forschung
interessant geworden. Nicht das
Bild von „Bestien“ wird bestätigt,
sondern erkennbar sind Frauen,
die quasi emotionslos einen Ar-
beitsplatz im KZ gewählt haben
und in der SS-Siedlung einen
kleinbürgerlichen Wohnkom-
fort zu schätzen wussten. In den
90er Jahren kommen außerdem
ausländische Tätergruppen in den
Blick, beispielsweise ukrainische,
lettische und litauische Freiwillige.

Die gegenwärtige Täterforschung
wird (allerdings weniger überzeu-
gend) als fünfte Phase bezeich-
net. Zumeist jüngere Wissen-
schaftler hätten die Shoah, so G.
Paul, „aus dem Reich der unper-
sönlichen Strukturen in das der
handelnden Menschen zurückge-
holt“ (S. 60). Je genauer die For-
schungen, desto heterogener
stelle sich das Vernichtungsperso-
nal dar und mache Kategorien
wie den vielzitierten „Schreib-
tischtäter“ unbrauchbar. Vier Tä-
tertypen werden unterschieden:

1. der Weltanschauungstäter,
der allmählich zum Exekutor
„hergerichtet“ wurde;

2. der utilitaristisch motivierte
Täter, der rassistisch begrün-
det Juden als „überflüssige Es-
ser“ ansah und sich einer
Sachzwangslogik bediente;

3. der kriminelle Exzesstäter, der
aus sexuellen und materiellen
Motiven heraus handelte und
den Antisemitismus als „Legi-
timationsfassade“ nutzte;

4. der traditionelle Befehlstäter,
der nicht unbedingt Antisemit
sein musste, aber unter beson-
deren situativen Druckbedin-
gungen entsprechend agierte.

Die Täter sind aus allen Bevölke-
rungsschichten gekommen, keine
Altersgruppe, kein Herkunftsmi-
lieu, keine Konfession und kein
Bildungsabschluss erwiesen sich
als resistent. Sie einte der zeit-
weilige oder dauernde Verlust ei-
nes humanitären Wertesystems.
Pauls Resümee macht die Vorstel-
lung obsolet, „dass der Prozess
der Judenvernichtung umfassend
von Berlin aus gesteuert war und
ausschließlich aus einer Perspek-
tive ‚von oben' zu erklären ist“
(S. 64). Vielmehr würden Hand-
lungsspielräume der Einzelnen
und unterschiedlichste Verhal-
tensweisen sichtbar, die sich aber
bislang noch einem Allgemein-
gültigkeit beanspruchenden Er-
klärungsansatz entziehen.

Im zweiten Teil („Täterstudien“)
stellt Karin Orth Ergebnisse ihrer
Forschungen zur Konzentrations-
lager-SS vor, einer Gruppe von ca.
320 Männern, die Lagerkomman-
danten und leitende SS-Offiziere
waren. Meist handelte es sich um
Angehörige der „Kriegsjugend-
generation“ mit einer kaufmän-
nischen oder handwerklichen
Ausbildung. Viele gehörten schon
vor 1933 der NSDAP an. Orth be-
schreibt die Radikalisierung die-
ser Gruppe, ihre Bereitschaft zu
hemmungslosen Mordtaten be-
sonders in der zweiten Kriegshäf-
te. Die Beziehungen der jungen
Männer untereinander wurden
durch die Verbrechen zusammen
gehalten und blieben als Ver-
schweigensgemeinschaft über
das Kriegsende hinaus bestehen. 

Klaus-Michael Mallmann behan-
delt einen weiteren Tätertypus:
Angehörige der Sicherheitspoli-
zei in zumeist kleineren Dienst-
stellen in Westgalizien. Auch die-
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se Männer – vielfach ebenfalls
Angehörige der Kriegsjugendge-
neration, aber in ihrem Werde-
gang heterogen – waren, wie
sich aufgrund einer guten Quel-
lenlage zeigen lässt, keine Be-
fehlsempfänger, sondern Akteu-
re „mit eigener Logik und mit
eigenen Zielen“ (S. 126). Terror
und wirtschaftlicher Profit gin-
gen auf Eigeninitiative zurück,
mit der Rationalisierung des Mor-
dens wurde experimentiert.

Jürgen Matthäus untersucht Vor-
aussetzungen dafür, dass die Poli-
zei in die Shoah „ebenso tief wie
vielfältig involviert“ (S. 138) war.
Erst im letzten Jahrzehnt werden
die Taten der Ordnungspolizei ins
öffentliche Geschichtsbild und in
die Professionsgeschichte inte-
griert. Der Beitrag zeigt den all-
mählichen Verfall moralischer
Vorbehalte im Umgang mit Juden
und die zunehmende Bereitwillig-
keit von Polizisten, im Sinne der
Machthaber zu agieren. Sie hat-
ten schon in der Vorkriegszeit Ju-
den den Schutz verweigert. Diese
Männer gehörten keiner Elite an,
sondern repräsentierten den
Durchschnitt der Bevölkerung in
der NS-Zeit. Ihr ‚sauberes' Image
konnte die Polizei aller Involviert-
heit zum Trotz in den Jahrzehnten
nach 1945 aufrechterhalten.

Die Taten von Wehrmachtsange-
hörigen im Vernichtungskrieg sind
das Thema von Walter Mano-
scheks Beitrag, in dem er die indi-
viduelle Entlastung der Einzelnen
durch die Feindbild-Ideologie 
beschreibt. „Partisanenbekämp-
fung“ stand für den Mord an Ju-
den „im Osten“ und gab ihm ei-
nen militärischen Kontext. Die
Taten der Erschießungskomman-
dos konnten so als „Überlebens-
kampf“ gegen den „jüdischen Bol-
schewismus“ verbrämt werden.

Auf die Zivilverwaltung im Gene-
ralgouvernement richtet Bogdan
Musial den Blick; dabei geht es

um die große Zahl neu eingestell-
ter Verwaltungsmitarbeiter, „die
weder die Elite noch ein Quer-
schnitt der deutschen Gesell-
schaft“ waren und den Plan der
Vernichtung aus unterschied-
lichen Motiven mittrugen.

Bei Dieter Pohl schließlich geht es
um die ukrainischen Hilfskräfte,
jene zur Kollaboration und später
zum Massenmord bereite große
Gruppe von Hilfspolizisten, Wach-
männern und Wehrmachtsange-
hörigen. Ihre Dienstbarkeit deutet
der Autor auch als Teil der politi-
schen Auseinandersetzungen seit
Ende der 20er Jahre in der Sowjet-
ukraine. Die Forschungen stünden
allerdings erst am Anfang.

Im III. Teil des Bandes werden die
Tagungsbeiträge kommentiert.
Harald Welzer betrachtet die Tä-
terforschung im Licht der Sozial-
psychologie: man wisse noch zu
wenig über die situativen Bedin-
gungen, „in denen Menschen zu
Mördern werden“ (S. 241); er plä-
diert für die Rekonstruktion  sozi-
aler (Gruppen-)Prozesse und geht
auch von  spezifischen Wahrneh-
mungen und Deutungen der Tä-
ter wie der Opfer aus, die die 
damalige Wirklichkeit erst ge-
schaffen hätten. Zu fragen sei
nach dem „Sinn“, nach der
„Funktion“ der Taten aus der
Sicht der Täter. Ebenso lägen die
Motive der Verweigerer und Hel-
fer noch weitgehend im Dunkeln.

Hanno Loewy begibt sich auf die
Ebene des Methodologischen und
warnt davor, die Struktur und
Suggestion der Narrative zu
unterschätzen, die tragischen Er-
zählmuster vor allem, in denen
Täter zu „faustischen Menschen“,
„getriebenen Gestalten“ u. ä.
werden. „Ohne darüber nachzu-
denken, wer wem gerade welche
Geschichte erzählt, sind diese Ge-
schichten nicht zu verstehen“ 
(S. 261). Nicht nur der Umgang
mit dem Menschheitsverbrechen

der Shoah sei ein kommunikativer
Akt gewesen, den es zu deuten
gelte, sondern auch die Tat selber.

Der Band zeigt, dass die Täterfor-
schung durch zahlreiche qualitäts-
volle Studien dazu beigetragen
hat, lange vorherrschende simple
Vorstellungen von Mördern auf-
zulösen. Ihre Funktion, ihre 
Herkunft, ihre Motive und Hand-
lungsspielräume erfordern 
genaues Hinsehen und Interpre-
tieren. Der lange Jahre ausgetra-
gene Schulenstreit zwischen 
Intentionalisten und Strukturali-
sten scheint vor diesem Hinter-
grund obsolet zu werden.

Die Differenzierungen der For-
schung, resümiert der Herausge-
ber, seien „für volkspädagogi-
sche Funktionalisierungen
tendenziell unbrauchbar“ (S. 50) –
„Volkspädagogik“ ist in den letz-
ten Jahren zu einem abwerten-
den Begriff für pädagogische 
Bemühungen schlechthin gewor-
den. Mit der Bildungswirklichkeit
hat solche Zuschreibung wenig
zu tun; sie entspringt vielmehr ei-
nem fachbornierten Distinktions-
bedürfnis. Gerade wenn man –
wie in der politischen Jugend-
und Erwachsenenbildung – „ver-
einfachte manichäische Vorstel-
lungen von Tätern und Opfern“
nicht bedienen möchte – und
schon seit den 80er Jahren ist das
immer weniger der Fall –, bieten
sich Anlässe für multiperspektivi-
sches, quellennahes Lernen, das
sich um offene Fragen herum be-
wegt. Der Band stellt dafür her-
vorragende Basistexte bereit.

Hinzuweisen bleibt auf den von
Wolf Kaiser herausgegebenen
Sammelband „Täter im Vernich-
tungskrieg. Der Überfall auf die
Sowjetunion und der Völkermord
an den Juden“ (München 2002),
der bei Themen und Autoren ei-
nige Überschneidungen zeigt.

Heidi Behrens



Fortbildung

Das Deutsche Institut für Erwach-
senenbildung (DIE) hat sein 
Veranstaltungsprogramm
2003/2004 veröffentlicht. Es bie-
tet eine Übersicht über die ver-
schiedenen vom DIE angebote-
nen Veranstaltungen: Foren,
Zertifikats-Lehrgänge, Projekte
und erstmals die BildungsConsult
„Organisationsberatung“.

Bezug: DIE Deutsches Institut für
Erwachsenenbildung, Friedrich-
Ebert-Allee 38, 53113 Bonn, 
Tel. 02 28/32 94-0, 
Fax: 02 28/3 29 43 99, 
www.die-bonn.de

Das DIE bietet eine Fortbildung
unter dem Titel „Zertifikat 
Qualitätsentwickler/in in 
Einrichtungen der Erwachse-
nenbildung“ an. Das prozess-
orientierte integrative Fortbil-
dungskonzept besteht aus sechs
Modulen und beginnt im Februar
2004.

Infos und Kontakt: DIE-Bildungs-
Consult, Barbara Veltjens, Fried-
rich-Ebert-Allee 38, 53113 Bonn,
Tel. 02 28/3 29 43 07, 
Fax: 02 28/3 29 43 99, 
e-mail: veltjens@die-bonn.de,
www.die-bildungsconsult.de,
www.die-bonn.de

Angebote

Die Kolping-Jugendgemein-
schaftsdienste bieten wieder
zwei bis vierwöchige Work-
camps in Europa und Übersee
an, um internationale Jugendbe-
gegnungen zu ermöglichen.

Weitere Informationen und 
Kontakt: Kolping-Jugendgemein-
schaftsdienste, Claudia Näthke,
Kolpingplatz 5-11, 50667 Köln, 
Tel. 02 21/20 70 11 38, e-mail: 
Claudianaethke@kolping.de

Das Informationssystem Me-
dienpädagogik (ISM) ist ab so-
fort für alle Interessierten ko-
stenfrei unter www.ism-info.de
zu erreichen. Ziel des insgesamt
sechs Datenbanken umfassenden
Informationssystems ist die För-
derung von Medienkompetenz.

Kontakt bei Rückfragen: Dr. Peter
Widlok, Landesanstalt für Medien
NRW, Tel. 02 11/77 00 71 41, 
e-mail: pwidlok@lfm-nrw.de oder
Hartmut Müller, Deutsches Insti-
tut für Internationale Pädagogi-
sche Forschung (DIPF), 
Tel. 0 69/24 70 84 23, 
e-mail: mueller@dipf.de

Ausschreibungen/Preise/
Wettbewerbe

Aufruf der EU-Kommission zur
Einreichung von Großprojek-
ten in Aktion 5
Am 15.10.2003 hat die EU-Kom-
mission einen neuen Aufruf im
Rahmen der Aktion 5 veröffent-
licht. Dieser Aufruf richtet sich
vor allem an Projektvorhaben,
die das Profil des Aktionspro-
gramms JUGEND direkt betreffen
und beeinflussen. Antragsfrist ist
der 31.12.2003.

Mehr zu den Zielsetzungen und
formalen Voraussetzungen sowie
den Aufruf als Download und 
die entsprechenden Antrags-
formulare finden Sie unter 

http://www.jugendfuereuropa.de/
programm/massnahmen/aufrufe/

Deutscher Jugendvideo-
preis 2004
Das Kinder- und Jugendfilmzen-
trum in Deutschland verleiht un-
ter dem Titel „Young Media –
Produktionen von Jugendlichen“
den Deutschen Jugendvideopreis
2004. Mitmachen können alle un-
ter 25 Jahren, die in Deutschland
wohnen und Video/Multimedia

nicht beruflich ausüben. Das The-
ma des Deutschen Jugendvideo-
preises 2004 ist „Glück“. Einsen-
deschluss für die Produktionen ist
der 15. Februar 2004.

Weitere Infos und Kontakt: 
Kinder- und Jugendfilmzentrum
in Deutschland, Deutscher 
Jugendvideopreis 2004, Küppel-
stein 34, 42857 Remscheid, 
Tel. 0 21 91/79 42 38, 
e-mail: juvi@kjf.de, 
www.jugendvideopreis.de

Deutscher Jugendfoto-
preis 2004
Das Kinder- und Jugendfilmzen-
trum richtet auch den Deutschen
Jugendfotopreis 2004 aus. Neben
dem allgemeinen Wettbewerb
gibt es auch einen Wettbewerb
zum Sonderthema „Familienbil-
der“. Jugendliche bis zu 21 Jah-
ren können sich als Einzelne oder
Gruppen beteiligen. Einsende-
schluss ist der 1. März 2004.

Weitere Infos beim KJF Medien-
wettbewerbe „DJF 2004“, Küppel-
stein 24, 42857 Remscheid.

Zeitschriften zur politischen
Bildung

Das Thema Global Denken ist
Schwerpunkt von Heft 4/2003 der
Zeitschrift Praxis Politische Bil-
dung, die vom Bundesausschuss
politische Bildung (bap) heraus-
gegeben wird. Das Heft soll der
konkreten Bedeutung der Forde-
rung „Global denken!“ auf den
Grund gehen und die verschiede-
nen Einflüsse systematisieren.

Bezug: Juventa-Verlag, Ehretstr. 3,
69469 Weinheim oder über den
Buchhandel.

Ausgabe 8/2003 der von der
Bundeszentrale für politische Bil-
dung herausgegebenen Zeit-
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schrift fluter trägt den Titel „Jen-
seits der Unschuld. Das Ge-
walt-Heft“ und beschäftigt sich
mit den vielfältigen Erschei-
nungsformen von Gewalt in 
den Medien, der Öffentlichkeit,
zu Hause, im Beruf und in der
Schule.

Bezug: www.fluter.de oder 
Fax: 0 52 51/15 31 90

In der Reihe „Informationen zur
politischen Bildung“, ebenfalls
herausgegeben von der Bundes-
zentrale für politische Bildung,
ist Nummer 280 zum Thema
„Globalisierung“ erschienen.
Das Heft bietet eine aktuelle und
fundierte Einführung in die The-
matik. Im Zentrum der Debatte
stehen die gesellschaftspoliti-
schen Folgen der globalen wirt-
schaftlichen Vernetzung.

Bezug: Franzis' print & media,
Postfach 15 07 40, 
80045 München.

Nummer 3/2003 der im Wochen-
schau Verlag erscheinenden Zeit-
schrift „kursiv – Journal für politi-
sche Bildung“ beschäftigt sich
mit dem Thema „Früh übt sich.
Politisches Lernen in der
Kindheit“. Mit dem Themen-
schwerpunkt dieses Hefts soll
nach der Bildungsaufgabe „poli-
tischer Bildung“ in der (frühen)
Kindheit gefragt werden.

Bezug: Wochenschau Verlag,
Adolf-Damaschke-Str. 10, 
65824 Schwalbach/Taunus.

Ebenfalls im Wochenschau-Ver-
lag sind die Ausgaben 4-5/2003
der Zeitschrift Wochenschau er-
schienen. Nummer 4/5 für die Se-
kundarstufe I beschäftigt sich mit
dem Thema „Weltreligionen.
Politik – Gesellschaft – Recht“.
Nummer 4/5 für die Sekundarstu-

fe II hat das Schwerpunktthema
Afrika.

Bezug: siehe oben

Um „Politische Kultur in
Deutschland. Abkehr von der
Vergangenheit – Hinwendung
zur Demokratie“ geht es in
Nummer 3/2003 der Zeitschrift
„Politische Bildung“, die eben-
falls im Wochenschau Verlag er-
scheint.

Bezug: siehe oben

Die Zeitschrift Ossietzky. Zweiwo-
chenschrift für Politik/Kultur/
Wirtschaft beschäftigt sich in ei-
nem Sonderdruck mit dem The-
ma „Können wir aus der Ge-
schichte lernen?“

Bezug: Verlag Ossietzky GmbH,
Vordere Schöneworth 21, 
30167 Hannover

Materialien zur Jugendarbeit

Der Deutsche Bundesjugendring
hat anlässlich seines 50jährigen
Bestehens ein Jubiläumsbuch mit
dem Titel „Gesellschaftliches
Engagement und politische
Interessenvertretung – Ju-
gendverbände in der Verant-
wortung. 50 Jahre Deutscher
Bundesjugendring“ herausge-
geben. Das 469 Seiten umfassen-
de Werk betrachtet die Arbeit
des Deutschen Bundesjugend-
rings unter einem historisch-
wissenschaftlichen Blickwinkel.

Bezug: Deutscher Bundesjugend-
ring, Mühlendamm 3, 
10178 Berlin, www.dbjr.de

Ausgabe 3/2003 der von der
Bundesarbeitsgemeinschaft Kin-
der- und Jugendschutz e. V. her-
ausgegebenen Zeitschrift Kind

Jugend Gesellschaft stellt das
Thema „Jugendschutz und
Prävention“ in den Mittel-
punkt.

Bezug: Wolters Kluwer Deutsch-
land, Luchterhand Verlag, 
Postfach 23 52, 56513 Neuwied, 
e-mail: info@luchterhand.de

Ausgabe 2 der Reihe argumente
trägt den Titel „Integration
durch Partizipation – Interkul-
turelle Ansätze im Jugend-
schutz“. Die Reihe wird von der
Bundesarbeitsgemeinschaft Kin-
der- und Jugendschutz e. V. zu-
sammen mit der Landesstelle Ju-
gendschutz Niedersachsen
herausgegeben und thematisiert
auf 121 Seiten u. a. die Lebens-
praxis und Identität von Kindern
und Jugendlichen in der multi-
kulturellen Gesellschaft.

Bezug: Bundesarbeitsgemein-
schaft Kinder- und Jugendschutz
e. V., Mühlendamm 3, 
10178 Berlin, Fax: 0 30/40 04 03 33,
e-mail: material@bag-jugend-
schutz.de

Materialien zu Bildung/
Weiterbildung

Eine Dokumentation zum 
„forum bildung 2003“, das
während der Bildungsmesse 2003
in Nürnberg stattfand, hat das 
Institut für Bildungsmedien auf
seiner Webseite unter www.vds-
bildungsmedien.de veröffent-
licht.

Klaus Ahlheim hat im Wochen-
schau Verlag seine Studie „Ver-
messene Bildung? Wirkungs-
forschung in der politischen
Erwachsenenbildung“ veröf-
fentlicht. Sie skizziert die For-
schungslage und zeigt die Gren-
zen der Wirkungsforschung
ebenso auf wie ihre Notwendig-
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keit (siehe auch die Rezension
dazu in diesem Heft).

Bezug: Wochenschau Verlag oder
über den Buchhandel

Im W. Bertelsmann Verlag sind
die Titel „Selbst gesteuertes
Lernen. Theoretische und
praktische Zugänge“ von Udo
Witthaus, Wolfgang Wittwer und
Clemens Espe (Hrsg.) sowie „Bil-
dungsnetzwerke in der Praxis.
Erfolgsfaktoren, Konzepte,
Lösungen“ von Bernd Strahler,
Ernst Tiemeyer und Karl Wilbers
(Hrsg.) erschienen.

Bezug: W. Bertelsmann Verlag,
Postfach 10 06 33, 33506 Biele-
feld, Tel. 05 21/9 11 01 11, e-mail:
service@wbv.de, www.wbv.de
oder über den Buchhandel

In einer Sonderausgabe des LLL-
Newsletter veröffentlichte das
DIE eine Zwischenbilanz zum
BLK-Programm „Lebenslanges
Lernen“. Die Broschüre mit dem
Titel „Lebenslanges Lernen –
ein Zwischenresümee der Wis-
senschaftlichen Begleitung“
ist über das DIE erhältlich.

Bezug: Deutsches Institut für 
Erwachsenenbildung (DIE), 
Programmträger LLL, Dr. Heino
Apel, Friedrich-Ebert-Allee 38,
53113 Bonn, Tel. 02 28/32 94-1 31, 
e-mail: apel@die-bonn.de,
www.blk-lll.de

„Bildungsbedingte öffentli-
che Transfers und Investitions-
potentiale privater Haushal-
te“ ist der Titel von Band 3 der
Schriftenreihe der Expertenkom-
mission Finanzierung Lebenslan-
gen Lernens. Bei dem vorliegen-
den Band handelt es sich um die
überarbeiteten Endfassungen
zweier Gutachten von Tobias
Arens und Hermann Quinke.

Bezug: W. Bertelsmann Verlag,
Postfach 10 06 33, 33506 Biele-
feld, Tel. 05 21/9 11 01 11, e-mail:
service@wbv.de, www.wbv.de
oder über den Buchhandel

Universitäre Weiterbildung

Als Nummer 40 der AUE-Reihe
„Beiträge“ erschien der Band
„Weiterbildungsmanagement
und Hochschulentwicklung –
Die Zukunft gestalten!“. Die
Dokumentation der Jahresta-
gung 2002 des Arbeitskreises
Universitäre Erwachsenenbildung
wurde von Burkhard Lehmann
und Helmut Vogt herausgege-
ben.

Bezug: Über den Buchhandel bzw.
unter www.aue-net.de

„Studiengänge Weiterbildung
in Deutschland“ ist der Titel ei-
ner Sonderbeilage zum REPORT,
die im Auftrag des Arbeitskreises
Universitäre Erwachsenenbildung
(AUE) und des Deutschen Insti-
tuts für Erwachsenenbildung
(DIE) erstellt wurde. Die Autoren
Peter Faulstich und Gernot
Graeßner veröffentlichen darin
die Zusammenfassung einer Er-
hebung von grundständigen Stu-
diengängen zur Erwachsenenbil-
dung und Weiterbildung sowie
weiterführenden Studienange-
boten für professionelle Lernver-
mittler an Hochschulen in
Deutschland.

Bezug: W. Bertelsmann Verlag,
Postfach 10 06 33, 33506 Biele-
feld, Tel. 05 21/9 11 01 11, e-mail:
service@wbv.de, www.wbv.de

Bücher für die Politische 
Bildung

„Deutschland, Einwande-
rungsland“ ist der Titel eines im
Suhrkamp Verlag erschienenen

Buches. Der Autor Karl-Heinz
Meier-Braun legt darin nicht nur
eine Geschichte der Einwande-
rung in die BRD vor, sondern bie-
tet auch zahlreiche Hintergrund-
informationen – etwa, wie mit
dem Thema Wahlkampf gemacht
wird.

Bezug: Suhrkamp Verlag oder
über den Buchhandel

Im Rahmen der Dachauer Sympo-
sien zur Zeitgeschichte haben
Hans Günter Hockerts und Chri-
stiane Kuller den Band „Nach
der Verfolgung. Wiedergut-
machung nationalsozialisti-
schen Unrechts in Deutsch-
land?“ veröffentlicht.

Bezug: Wallstein-Verlag oder über
den Buchhandel

Materialien zum Thema 
Europa

„Informationen zur Europäi-
schen Verfassung“ heißt der
neue Informationsdienst des
Deutschen Bundesjugendrings.
Mit insgesamt sechs Ausgaben
bis Januar 2004 soll dieser Dienst
den europäischen Verfassungs-
prozess kritisch begleiten.

Kostenfreier Bezug: Deutscher
Bundesjugendring, Mühlen-
damm 3, 10178 Berlin, 
Fax: 0 30/40 04 04 22, 
e-mail: info@dbjr.de

Das Institut für Internationale Zu-
sammenarbeit des Deutschen
Volkshochschul-Verbandes e. V.
hat eine CD-ROM zum Thema
„EU-Erweiterung: Abenteuer
oder Chance?“ produziert. Die
CD ist im Rahmen des Projekts
„Bewusstsein für ein Europa von
morgen – Chancen und Auswir-
kungen der Erweiterung der Eu-
ropäischen Union“ entstanden.
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Die CD-ROM ist kostenlos erhält-
lich unter: IIZ/DVV, Obere Wil-
helmstraße 32, 53225 Bonn, 
Tel. 02 28/97 56 90, 
e-mail: iiz-dvv@iiz-dvv.de oder
www.iiz-dvv.de

Materialien zu Gender 
Mainstreaming/Geschlechter-
studien

Die Evangelische Trägergruppe
für gesellschaftspolitische Ju-
gendbildung hat eine Broschüre
zum Thema „Gender Mainstre-
aming in der gesellschaftspo-
litischen Jugendbildung. 
Wege zu mehr Geschlechter-
gerechtigkeit“ herausgegeben.
Vorgestellt werden das Konzept
und einige Ergebnisse einer Stu-
die zur Frage der Geschlechterge-
rechtigkeit im Bereich der Evan-
gelischen Trägergruppe.

Bezug: Evangelische Trägergruppe
für gesellschaftspolitische 
Jugendbildung, Auguststraße 80,
10117 Berlin, e-mail: office@politi-
sche-jugendbildung-et.de,
www.politische-jugendbildung-
et.de

„Gender Mainstreaming in der
Qualitätsentwicklung für
Weiterbildungsorganisatio-
nen. Ergebnisse eines Modell-
projekts“ heißt eine vom Landes-
beirat für Weiterbildung in
Rheinland-Pfalz herausgegebene
Broschüre. Im Rahmen des Pro-
jekts „Gender Mainstreaming in
der Qualitätsentwicklung“ ist es
der trägerübergreifenden Projekt-
gruppe gelungen, exemplarisch
für ein Qualitätsentwicklungsmo-
dell die für die einzelnen Quali-
tätsbereiche relevanten Gender-
kriterien zu entwickeln und somit
ein Arbeitsinstrumentarium vor-
zulegen, das den Einrichtungen
Anhaltspunkte für die Umsetzung
von Gender Mainstreaming in der
Weiterbildung liefert.

Bezug: Landesbeirat für Weiterbil-
dung in Rheinland-Pfalz, Kaiser-
straße 19, 55116 Mainz, 
Tel. 0 61 31/60 40 99,
landesbe@mainz-online.de

Das Gender Netzwerk NRW hat
eine Broschüre mit Basisinforma-
tionen und Angeboten zur Um-
setzung von Gender Mainstrea-
ming veröffentlicht. Herausgeber
ist das Landesinstitut für Qualifi-
zierung NRW.

Bezug: AG Gender des LfQ, Para-
dieser Weg 64, 59494 Soest, 
Tel. 0 29 21/68 31, www.lfq.nrw.de

„GAP-Europe – Partizipation
und nachhaltige Entwicklung“
ist der Ergebnisbericht eines eu-
ropäischen Projekts, das es sich
zur Aufgabe gemacht hat die
Partizipation von Mädchen und
jungen Frauen in wichtigen ge-
sellschaftlichen Bereichen in drei
europäischen Ländern zu erfor-
schen. Vorgestellt werden in der
dreisprachigen Publikation plus
CD-ROM u. a. die Empfehlungen
des GirlsActionPlan (GAP), ver-
schiedene Good practice Projekte
aus Deutschland, Österreich und
Italien sowie Definitionen zentra-
ler Begriffe der Chancengleich-
heit.

Bezug gegen Portokosten: 
LIFE e. V., Karin Gartmann, 
Dircksenstr. 47, 10178 Berlin, 
e-mail: gartmann@life-online.de.
Weitere Infos www.gap-europe.net

Die Bundesarbeitsgemeinschaft
Kinder- und Jugendschutz e. V.
hat in Zusammenarbeit mit der
Landesstelle Jugendschutz Nie-
dersachsen eine Broschüre mit
dem Titel „Grenzen und Brük-
ken – Arbeitsmaterialien zu
Prävention und Geschlecht“
veröffentlicht. Die Publikation
soll die Diskussion um eine ge-

schlechtsbewusste Fortbildungs-
arbeit im Jugendschutz und in
der Prävention vertiefen.

Bezug: Bundesarbeitsgemein-
schaft Kinder- und Jugendschutz
e. V., Mühlendamm 3, 10178 Ber-
lin, Fax: 0 30/40 04 03 33, e-mail:
material@bag-jugendschutz.de
oder Landesstelle Jugendschutz
Niedersachsen, Leisewitzstr. 26,
30175 Hannover, e-mail: info@ju-
gendschutz-niedersachsen.de

Neue Medien

„Neue Medien und Organisa-
tion in Weiterbildungseinrich-
tungen“ ist der Titel einer 
Studie, die im Rahmen eines For-
schungsprojekts des DIE realisiert
wurde. Der Autor Richard Stang
erforscht darin am Beispiel der
Volkshochschulen das Verhältnis
von Neuen Medien und Organi-
sation sowie die Faktoren, die
den Umgang mit den Neuen Me-
dien im Bereich Weiterbildung
beeinflussen.

Bezug: W. Bertelsmann Verlag,
Postfach 10 06 33, 33506 Biele-
feld, Tel. 05 21/9 11 01 11, e-mail:
service@wbv.de, www.wbv.de
oder über den Buchhandel

„Medien kompetent/z vermit-
teln. Projekte und Publikatio-
nen zur Förderung der Me-
dienkompetenz“ lautet der
Titel von Ausgabe 18 der von der
BAJ herausgegebenen Reihe Mo-
delle Dokumente Analysen. Dar-
gestellt werden die Aktivitäten
der Landesarbeitsgemeinschaf-
ten/Landesstellen für Kinder- und
Jugendschutz zur Förderung von
Medienkompetenz.

Bezug: Bundesarbeitsgemein-
schaft Kinder- und Jugendschutz
e. V., Mühlendamm 3, 10178 Ber-
lin, Fax: 0 30/40 04 03 33, e-mail:
material@bag-jugendschutz.de
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